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A.
Ablösung fiekalischer grundherrlicher Berechtigungen von den Gemeinden in

ihrem Orte und in ihrer Flur gegen Uebernahme einer Rente unter Abzah.lung des Ablösungs-Kapitals ......... 286—288.
Ablösungen, deren Beförderung überhaupt betr. 320.
Ablösungssachen —gemischte — wegen Frohnden, Huth- und- Zrift.

Befugnissen. Uebereinkunft mit dem Herzogthume Sachsen-Altenbung 197—200.
Aerzte, deren Prüfunggen ...... ..... ..........·. 223.

Aktien. Siehe Bank.
Allstedt. Siehe Kataster-Führung.
Angorahaaresind vom Eingangszoll fiiiii. 309.
Apolda. Die dasige Steuer-Receptur berr.. ...... 357.

Arzenei-Gewichte in den Apotheken, deren Justiruns nach den Normal=Gewichten bei dem Ober-Aichannmnmta 174.—
Arzenei-Tage. Preisveränderung in dersellen 108—114.
Auma. Errichtung einer Forst-Inspektion daselbbt .... 359.
Auszuweisende. Beitritt der Regierungen von Baden, Homburg, Mec-

lenburg -Schwerin, Mecklenburg=Strelitz, Württemberg und der freien Städte
Frankfurt a. M. und Hamburg zu der Vereinbarung mehrer deutschen Staa--- 7. 218.
ten über die gegenseitige Verpflichtung zur Aufnahme der Auszuweisenden 283.

B.
Baden —Großherzogthum. — Siehe Auszuweisende und Erkrankte.

Bank — Beimarische —:

1) Gesetz zur Sicherung des Eigenthumes an den von derselben ausgegeber
nen Aktien, Banknoten und Rentenbriesfen . 25—27.

2) Gesetz über die Rechte derselben an den iht bestelltem- Pfändern. ô§20o9.
3) die Ausgabe und Beschreibung ihrer Banknoten bdbrr... 33—336.

Bayern — Königreich. — Siehe Erkrankte.

Begräbnißplätze. Gesetz über deren Anlegng 21—323.
Beigien — Königreich. — Der mit demselben geschlossene Harbers. und

Schifffahrts-Vertrag v. J. 1844 mit der Additional-Konvention v. J. 1852,
sowie die Uebereinkunft v. J. 1846 zur Unterdrückung des Schleichhandels
und v. J. 1847 wegen Steuerbefreiung der Handelsreisenden treten vom
1. Januar 1854 ab außer Kraft .K.X4 H#TTT#v#TTTTö 20.

Bergamte. Errichtung eines solchen in IJlmenaaa 295. 332.
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Bergbau-Unternehmen im dritten Verwaltungsbezirke. Gesetz darüber
Bier. Abgabe davon bei dem Uebergange desselben aus gewissen Braun-

schweigschen Gebietstheilen nach Preußen und aus Preußen nach obgedachten
Gebietstheien ... ......................... ....

Bier. Verkehr mit demselben im Konigreiche Wurttemberg ............... .

Bier. Siehe Uebergangssteuerpflichtige Gegenstände und Zoll-
vereins-Staaten.

Blankenhayn. Der dasige Steuerbezirk wird wieder mit dem Oberkontrole-
Bezirke Weimar vereiniget.E ..... ...... ....

Brandversicherungs-Anstalt des Großherzogthumes. Gesetz daruber
vom 28. August 1826. Nachtrag zu demselben vom 5. Januar 1854

Brandversicherungs-Beiträge:
1) Verordnung über deren Erheboung ............. ......
2)DasAusschreibeavonzweiBeikkägea............. .....»...... .....

Brand-Vetsicherungsgefellfchaften—auswürtige.—Eklaub-iiß
an Großherzogliche Unterthanen zur Uebernahme und Betreibung von Agen-
turen solcher Gesellschaften ............... ............ ......

Branntwein. Uebergangsabgabe von demselben bei desen Einfuhruns nach
Kurhessen .«.»..............

Branntwein. Siehe Bier, Uebergang steuerpflichtige Gegen-
stände und Zollvereins-Staaten.

Branntweinsteuer. Verordnung wegen Berichtigung des bei der Er-

hebung derselben zur Anwendung kommenden Maisch=Steuersates, ingleichen die
Herabsetzung dieses Saebdddbdn

Braunschweig — Herzogthum. — Siehe Münz-Konvention.

Briefe. Verordnung im Betreff deren expresser Bestellug
Brückengelder-Abgaben. Siehe Chausseegelder-Abgaben.
Börgel. Siehe Kataster-Führung.

195.

185.

279.

282.

13—15.

245—275.
207.

28.
178.
194.
215.
224.
236.
282.
292.
303.
331.
364.

361.

108.
186.
208.
220.
228.
244.
285.
294.
304.
359.
409.

414.

357.

278. 358.

418—420.



Seite des

J nhalt. Neglerungs=
Blottes.

Bundestags-Beschluß wegen gegenseitiger usleferung von Verbrechernauf dem deutschen Bundesgebieettttee..........187–190.
Buttstädt. Siehe Kataster-Führung.

C.
Chausseegelder-Abgaben. Befreiung des Steueraussichts= und Kon-

trole-Personals von denselben auf Dienstreisen ... . . . . 290.

Civil-Staatsdienst. Nachtrag vom 4. Februar 1854 zu dem Gesebe
darüber vom 8. März 1830 . . .. 107.

D.
Dammgelder-Abgaben. Siehe Chausseegelder-Abgaben.
Dänisches Postgebiet. Die Korrespondenz in dasselbe bertr. 170.
Depeschen, deren Telegraphirngag....-—29—64.
Dessau. Errichtung eines Haupt-Steueramtes mit Niederlage daselbst.. 303.
Dienstländereien, deren Erträge, welche aus öffentlichen Kassen, aus

den Kassen der Gemeinden und anderen öffentlichen Anstalten besoldete Perso-
nen beziehen, sollen von den Rechnungsämtern und Steuerlokal= Kommissionen
in die Einkommensteuer-Rollen ersten Theils der Orts-Quote aufgenommen
werden ... .........«... . . . . ... 12.

Ebmath, Königlich Sichsisches Nebenzollamt zweiter Klasse wird in ein Neben474. 283.
zollamt erster Klasse verwandeltt ........«...... ... 295.

Eingaben von Privat-Personen und Korporationen; deren rechtzeitige Be-
scheidung durch die Landesbehörden - 217.

Einkommensteuer. Geseh darüber vom 19. März 1851. Erinnerung
an einige Vorschriften desselben . .... ........................ 296.

Eisenach. Siehe Salzgelder-Obereinnahme.
Eisenbahn. Siehe Thüringische Eisenbahn.
Erkrankte hülfsbedürftige Ausländer, deren Verpflegung und bezüglich Be-

erdigung. Beitritt der Badenschen und Bayerschen Regierungen zu der dies-
fallsigen Konvenion 28. 216.

Extrapost-Tagen —die dermalen bestehenden —bleiben für das Jahr
1855 in Kraft.. HEEEIILIIEIEIEIIIIEIREIIEIEI EEIIEILEIEIII e24222
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F.
Formulare — gedruckte — zu dem von den Sporteln-Einnehmern

der Einzelgerichte über das Sporteln-Manual zu führenden Repertorium,
ingleichen zu Quittungen über den Verlag von Zeugen-, Sachverständigen-
und ähnlichen Gebühten ................... .

Forst-Inspektion in Auma, deren Errichtung —-*-. .... ..

Forst-Inspektion Berka a. d. Ilm berr.

Forst-Strafgesetzgebung — Sachsen-Meiningensche — Vertrag we-
gen deren Erstreckung auf die Zillbacher Rezeß-Waldungen ...

Forstverwaltungs-Beamte.
Anstellung

Frachtbriefe bei Fahrpostsendungen. Bestimmungen über deren Beigabe
Frankfurt am Main — freie Stadt. Siehe Auszuweisende.

Frankreich. Siehe Nachdruck und Nachbildung.

Verordnung über deren Ausbildung und

Friedhöfe. Gesetz über deren Anlegng.
Fünfthaler-Stücke (Louisd'or); derenunn Annahme in den Staats-

kassen zu 5 Thlr. 8 Gr. ....................................

G.
Gasbereitungs=Gesellschaft für die Stadt Weimar.

deren Statuten

Geisteskranke —hülfsbedürftige — Aufnahme derselben in das Landes-,
jetzt Carl Friedrichs-Hospital zu Blankenhayn. Nachtragsgesetz

Geisteskranke, deren Einlieferung in die Irren-, Heil- und 4Anstalt
zu Jena

Geistliche — wangelsche — Statut über eine algemeine Pensi onS-Anstalt
für die Witwen und Waisen derselben .....

Geistliche — jungere, zum Kirchendienste berufen — Verordnung über

deren Stellung vor ihrem Eintritte in ein wirkliches Pfarramt

Geistlichen soll das Großherzogliche Regierungs -Blatt und die Weimarische
Zeitung durch die Gemeindevorstände mitgetheilt werdieiiin.....

Gemeinden. Siehe Ablösung.

Bestätigung
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55—106.
Gemeindeordnung — revidirte — vom 18. Januar 1854 193.

202—206.
Gemeindevorstände, deren Kenntnißnahme von allen Besitzveränderungen

Behufs der Gemeindeanlagen .............. .......... ...1236·

Gesuche. Siehe Eingaben.
Gewässer — fließende — Gesetz und Verordnung über den Schutz gegen 9131—169.

solche und über die Benutzung derselben ...... 321—329.

Gewerbesteuer ist von den Belgischen Handelsreisenden vom 1. Januar
1854 an zu entrichten, dagegen von den Unterthanen der Oesterreichischen,

Hannoverschen, Obdenbutgschen und Schaumburg-ippeschen Regierungen nicht (20. 183.zu erheben .................. ................. 186.213.-

214. 411.
Gewerbsgehülfen. Siehe Handwerkögesellen.
Gewichte — Normal-Gewichte — Siehe Arzeneig ewichte.

Gottesacker. Siehe Friedhéfe.
Grundstücke. Siehe Huthpflichtige und Triftpflichtige Grund-

stücke.
Grundstücksnutzungen. Siehe Dienstländereien.

rundstüchszus enlegungen. Nachtrag vom 9. Jannar 1854
zu dem Gesetze vom 25. Tugust 18186 ......... . 19.

.
Hagelschaden. Verordnung über die Steuererlasse bei solchen 237—243.
Hamburg —freie Stadt — Siehe Aus zuweisende.

Handelsreisende. Siehe Gewerbesteuer.
Handwerksgesellen und sonstige Gewerbsgehülfen, welche außerhalb des

Sitzes der Innungsbehörde in Arbeit treten. Bestimmungen zu Herstellung
eines gleichmäßigen Verfahrens und einer genügenden Kontrole über solche
Personen .·.................. ......... ....... 410.

HZannover — Königreich — Siehe Münz-Konvention.

Haupt-Staatskasse. Die Gegenbuchföhrung bei derselben. 214. 291.
Hefe. Gesetz wegen Erhöhung des Eingangszolles für dieselttelele 4277.
Heilanstalt zu Jena. Siehe Irrenanstalt.
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Heilanstalten des Landes. Den Ersatz des Aufwandes für einen Pflegling
in jenen betr. ........ ............ ........................... ....... 356.

Heimathscheine. Siehe Auszuweisende.
Heimathsverhältnisse. Nachtrag vom 11. Januar 1854 zu dem Ge-

setze über dieselben vom 23. Februar 18110 ............... 23.

Homburg — vdandgrafschaft — Siehe Auszuweisende.

Hospital zu Blankenhayn. Siehe Landes-Hospiral.
Hülfsbedürftige erkrankte oder verstorbene Ausländer. Siehe Erkrankte.
Hunde, deren Besteuerung. Nachtrag vom 15. Februar 1854 zu der Aus-

führungsverordnung vom 12. Mai 19199955- 173.

Huthpflichtige Grundstücke. Vorschrist bei deren Umwandlung inHolzgrundstucke... . ................ ... 293.

Z.
Ilmenau. Errichtung eines Bergamtes daselbt 295. 332.
Immobilien, deren Würderunng.... ...... ............. 414.

Irrenanstalt zu Jena:
1) Gesetz daruber vom 29. Mai 1847. Nachtrag zu demselben vom

11. Januar 1854 . ................... .. 23.

2) Ablieferung von Geisteskranken in dieselbe 202. 219.
3) Anweisung der uterbehorden bei Ettundigung uber den Zustand eines

Kranken in derselben: ...... 236.

Z.
Jena. Errichtung eines Rechnungsamtes daselbst ... .. ... ........ ... 354.

Jena. Siehe Kataster-Führung.

+K.
Kaffee. Siehe Waaren-Kontrole.
Kamcelhaare sind vom Eingangszoll fei... ô§3359.—
Kammervermögen. Verordnung über dessen Verwaltuung 229.
Kataster-Führung für die Ortschaften der Justiz-Aemter Allstedt und

Ostheim ....... .. ....... ..... .
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Kataster-Führung in mehren Ortschaften der Justiz-Amtsbezirke Bürgel, 320. 358.
Buttstädt und Ina ....................... 360.

Kataster-Wesen überhaupt betr. ..... .................... ...... .. ... 266.

Kinder. Die Beforderung derselben mit der Post ......................221-223.
Kirchgemeinde-Ordnung vom 24. Juni 1851. Nachtrag zu dem

#6. 25 derselben vom 22. Februar 18444 ....... ... ... 179—181

Kosten-Stundungs= und Erlaß-Angelegenheiten. Jarsahrenin denselbben .......................»...............·.. 288.
Kreis-Steuereinnahme zu Weimar, dessen ushebung ........... 212.

Kriegs-Munition. Die Zufuhr derselben durch Preußen ist vorlaufig
verboten ............·..... .............................. 283.

Krippen im Konigreiche Sachsen. Das dasiige Nebenzollamt erster Klasseist wieder aufgehoben ...».................. ...... . ........ 193.

Kurhessen. Siehe Branntwein.

T.
Labbez in Frankreich. Siehe Noppen.
Landes= jetzt Carl Friedrichs-Hospital zu Blankenhayn. Siehe

Geisteskranke.
Landtags-Abgeordnete, deren Neuwoahhgg.........8.177.
Letzwillige Verordnungen zu frommen Zwecken erlangen erst durch

landesherrliche Genehmigung verbindende Kraft ............. 320.

Lister und Komp., zu Addingham, erhalt ein Erfindungs-Patent auf eine
Kamm- und Krempel-Maschine fur Woll- und andere faserige Stoffe ...... 362.

Lotterie-Loose —unbestellte — in unfrankirten Briefen. Bestimmungen
über die Verweigerung deren Annahme und über deren Rückgabe an die
Postanstalt ............-......... .... .. ... 284.

Louisd'or. Siehe Fünfthaler-Stücke.
Luxemburg — Großherzogthum — Siebe Zollvertrag.

Malz. Siehe Bier.
Mecklenburg-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz — Groß-

herzogthümer — Siehe Auszuweisende.
· 2
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Meiningensche Forst-Strafgesetzgebung, deren Ersteckung aufdie Zillbacher Rezeß= Waldungen ..........................

Militärische Hülfe, deren Requirirung zur Vollziehung gerchricher oder
polizeilicher Anordnungen“ .......................... .................. .

Mißwachs. Verordnung wegen Sirurterlaft bei dessen Eintritt
Mobilien, deren Würdernngnggg
Munz-Konvention — allgemeine — v. J. 1838. Beitritt der4

gierungen von Braunschweig, Hannover und Oldenburg zu derselbbrn.
Münzsorten. Die Geltung einiger bei Zahlungen an die Staatskassen

N.
Nachdruck und Nachbildung von schriftstellerischen und künstlerischen

Werken. Berichtigung des Staatsvertrages mit der Krone Frankreich wegen
gegenseitigen Schutzes gegen Erstrter

Neuenburg im Großherzogthume Baden. Verwandlung des dasigen Neben-
zollamtes erster Klasse in ein Nebenzollamt zweiter Klasse

Noppen gewebter wollener Stoffe. Das dem Fabrikanten Labbez in Frank-
reich hierüber ertheilte Erfindungs-Patntntntntt...........

O.
Obligationen au porteur. Die Ausgabe der zu denselben gehörigen

Talons und Zins-Konpons für den Eisenachschen Kreiessss4

Obstmost. Siehe Bier.
Obstwein. Siehe Uebergangssteuerpflichtige Gegenstäánde.
Olbdenburg —Großherzogthum — Siehe Münz-Konvention.

Ostheim. Siehe Kataster-Führung.

Pfänder. Siehe Bank.
Pfarr= Kollaboratoren, Pfarr-Substituten und Pfarr-

Vikarec. Verordnung über deren Stellung vor ihrem Eintritte in ein
wirkliches Pfarrunt. .................................

231—235.

129.

237—243.

414.

26.

396.

292.

218.

201.

353.

171.
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Pferde; deren Ausfuhr über die Grenzen gegen das Zollvereinsland ist verboten

Pflastergelder-Abgaben. Siehe Chausseegelder-Abgaben.
Pflegeanstalt zu Jena. Siehe Irrenanstalt.
Physiker, deren Prüfungen A

Polizei-Behörden. Gesetz über das Strafandrohungsrecht derselben
Portofreithum. Erinnerung an die über dasselbe bestehenden gesetzlichen
Bestimmungeggag................................

Postordnung vom 26. November 1819. Nachtrag zu derselben vom
24. Mai 1854 e 222222 IEIIEIIIEIIIIIIIIII EEEEE&amp;— EIIILEIII

Postsendungen und Postverkehr nach und mit den zum m
Dénischen Postgebiete gehörigen Landerenrn . ... . ....

R.
Rechnungsämter— deren Errichtung:

1) zu Jena ......................... ..........

2)fürdenBezikkdesJustiz-AmteöVachaquölkekshausen........... .

3)queimak...... ....... .............. ................... ..

Rechnungsämter. Siehe Dienstländereien.
Rechtshülfe, deren gegenseitige Leistung zwischen der Großherzoglichen und

der Königlich Sächsischen Regierung im Betreff der in Kriminal= und Polizei-
Untersuchungen erwachsenden Kosten. Abänderung des F. 45 der Konvention
vom Jahre 18647 ................ ...... ...... ......

Regierungs-Blatt — Großherzogliches — dessen Nittheilung an die
Ortsgeistlichen durch die Gemeindevorstände .......... ....

Reichenhall in Bayern. Aufhebung des dasigen Hauptzollamos und Ver-
theilung deren Funktionen an andere Hauptzolltmter

Rentenbriefe. Siehe Bank.
Requisition militärischer Hülftttta
Rielasingen in Baden. Verwandlung des dasigen Nebenzollamtes zweiter

Klasse in ein Nebenzollamt erster Klasse ....

Römhild. Das dasige Steueramt erhält die Befugniß zur Erledigung von
Begleitscheinen 11 222 EILII EIEEIIEIIEIEILLEIIIIITIIrEI

Rüben. Es dörfen deren nicht weniger als fünf Zentner Behufs der Be-
steuerung des Rübenzuckers gewogen werdden
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S.
Sachsen —Konigreich — Siehe Rechtshulfe.

Sachsen-Altenburg — Herzogthum — Siehe Ablösungssachen.

Salz. Siehe Zollvereins-Staaten.
Salzgelder-Obereinnahme zu Eisenach und Weimar. Die Führung

deren Gegenbühen.. 353. 412.
Salz-Regie. Maßregeln bei den gegen dieselbe vorkommenden Kontraven-

tions-Fallen ....############- — n——nnteee 192.

Schlaney in Schlesien. Dem dasigen Nebenzollamte wird die Befugniß zur
Ausstellung und Erledigung von Begleitscheinen 1 und II ertheilt... ... 216.

Schleichhandel. Siehe Belgien.
Schlumberger und Kompagnie zu Guebwiller in Frankreich, Fabrik-Inhaber.

Das ihm ertheilte Patent auf Streck= und Flyer-Werke zur Vor= und Fein-
Spinnerei von Wolle 2W w — 190.

Schutzpocken-Impfung. Erinnerung an die Vorschriften des diesfallsi—
gen Gesetzes vom 26. Mai 122600... 181.

Separationen. Siehe Grundstückszusammenlegungen.
Sophienstift, dessen Errichtung zu einer Erziehungsanstalt für Töchter

höherer Stäne .................... ............. 225—228.

Spieclkarten. Siehe Zollvereins-Staaten.
Sporteln-Einnahme des Justiz-Amtes Kaltennordheim .............. 295.
Sporteln-Gesetz — allgemeines — für die Gerichts= und Verwaltungs-

Behörden. Erinnerung an den §. 1 und Berichtigung des §. 58 desselben 207. 208.

Sporteln-Manual. Siehe Formulare.
StWaatsbehörden —deren Neugestaltung. Nachtrag v. 17. Dezember

1853 zu den §.S. 5, 67 des Gesetzes v. 5. März 181110 1.

Staatskasse. Siehe Haupt-Staatskasse.
Stêtaats-Ministerium. Die künftige Bedeichnung der einzelnen Depar-

tements desselbbeen ... ................. ....... ......... 236.

Steuerämter, dermalige im Gesammt-Zollvereine. Berichtigtes Verzeichniß 333—352.
Steueraufsichts= und Kontrole= Personal; deren Befreiung von

Chaussee-, Brücken-, laster-, Damm= und Wegegelder-Abgaben auf
Dienstreisen ..«-..... -............ .......... 290.
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Steuereinnahmen. Gesetz über deren Verwaltungg

Stenererlasse bei Mißwachs, Hagelschaden und anderen Kalamitäten

Steuer-Lokal-Kommissionen. Bestimmungen über deren Thütigkeit
bei Feststellung des Stimmverhältnisses in Gemeindeangelegenheiten oder zum
Zwecke der Behufs der Erhebung von Gemeindeanlagen erforderlichen Ab-

schätzungen des Grundeinkommens von kiegenschaften des Großherzoglichen
Kammer= und Staats-Fisssssssssssss .......... . ...

Steuer-Lokal-Kommissionen. Siehe Dienstländereien.
Steuern — direkte — Verordnung über deren Erhebung ..

Steuersätze, welche in denjenigen Zollvereins-Staaten, wo innere Steuern
auf die Hervorbringung oder Zubereitung gewisser Erzeugnisse gelegt sind, von
den gleichnamigen vereinsländischen Erzeugnissen erhoben werden

Steuer-Termine, deren Ausschreiben auf die Jahre 1854, 1855 und 1856

Steuervereins-Staaten. Siehe Zollvereins-Staaten.

Strafandrohungsrecht der Polizei-Behörden. Gesetz darübeber.

Strafgesetzgebung. Siehe Forst-Strafgesetzgebung.
Straf-Prozeß-Ordnung. Gesetz über Abänderung derselbbn.
Stregda wird dem Steuerbezirke Eisenach einverleibt. .....

Strohuntcrlagcuntersiegeldachung·GesetzüberderenZulässigkeit-.....
Suppliken. Siehe Eingaben.
Syrup — ausländischer — dessen Verzollung AA1

C.
Teftik ist vom Eingangszolle frei ... ..... .............. ...............

Telegraphischer Verkehr auf den Linien des Deutsch-Oesterreichischen Te-
legraphen -Vereines. Reglement .................................

Thüringische Eisenbahn. Siehe Uebergangssteuerpflichtige
Gegenstánde.

Triftpflichtige Grundstücke. Vorschrift bei deren Umwandlung in
Holzgrundstücke ·r" "r"" ————————.s oeee llili —
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U.
Uebergangssteuerpflichtige Gegenstände, namentlich Bier, Brannt.

wein, Obstwein und Wein; deren von der Thüringischen Eisenbahn auf die

Main-Weser-Eisenbahn ubergehende Transporte müssen mit Uebergangeschei-nen versehen srrrrnyyy.„ 217.
Uebernahme-Reverse. Soche Auszuwessende.

V.
Vacha. Errichtung eines Rechnungsamtes Vacha in Völkershausen 363.

Verbrecher — gegenseitige Auslieferung derselben auf dem deutschen Bun-
desgebietkte ..»................................... 187—190.

Verträge zu frommen Zwecken relangen erst n landesherrliche Genehmi-
gung verbindende Krafft4t4:4:. 320.

Völker zu Großmoössen, Mechanftr, erhält ein Ersindungs- Patent auf ein
verbessertes Gewehrschooeet 244.

Volksschulwesen. Nachkrag v. 22. Februar 1854 zu den §.5. 9, 11
des Gesetzes über einige dasselbe betreffende Fragen v. 1. Mai 1851 179—181.

Vorsicht. Nachträge und Erlduterungen zu den Statuten der unter diesem
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Jollvergehen gegen fremde Staaten — namentlich auch gegen Kaiserlich
Oesterreichische Zollgesetze — in welchen durch Handelsverträge die Gegensei-
tigkeit verbürgt ist. Gesetz und Verordnung über die Bestrafung jener

Jollvertrag — Handelsvertrag — zwischen Preußen, Bayern, Sachsen,
Hannover, Württemberg, Baden, Kurhessen, dem Großherzogthume Hessen,
den zum Thüringischen Zoll- und Handels-Vereine gehörigen Staaten, Braun-
schweig, Oldenburg, Nassau und der freien Stadt Frankfurt einerseits und
dem Großherzogthume Luxemburg andererseits, wegen Fortdauer des Anschlus-
ses des Großherzogthumes Luxemburg an das Zoll-System Preußens und
der übrigen Staaten des Zollvereines v. 26. und 31. Dezember 185034

Zusammenlegung von Grundstücken. Nachtragsgese

Seite des

Regierungs=
Blaths.

175—177.

19.

Vorstehendes Repertorium ist zu Folge des bei Errichtung des Großher=
zoglichen Regierungs-Blattes erschienenen höchsten Patents vom 18. März 1817
und gemäß der Verordnung vom 2. März 1832 (Reg. Blatt vom Jahre 1817
S. 2 und vom Jahre 1832 S. 13) bearbeitet und abgedruckt worden.

Weimar am 31. Dezember 1854.

Die Redaktion des Großherzoglichen Megierungs-Blattes.
D. Ernst Müller.



Regierungs-Blati
für das

Großherzogthum
Sachsen-Weimar-Eisenach.

4. Januar 1854.Nummer 1. Weimar.

Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-=
Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. c.

verordnen hiermit unter Zustimmung des getreuen Landtages nachträglich zu
den Bestimmungen der §.S. 5 und 67 des Gesetzes über die Neugestaltung der
Staatsbehörden vom 5. März 1850, wie folgt:

I. Hinsichtlich der Steuereinnahmen in Ortschaften über 2000 Einwohner
bleibt es dem Ermessen der Großherzoglichen Staatsregierung anheim gestellt, die-
selben auch ferner wie zeither durch von ihr anzustellende Steuereinnehmer ver-
walten zu lassen.

II. Im Uebrigen steht Unserem Staats-Ministerium die Befugniß zu,
in denjenigen Fällen, wo eine Gemeinde auf deshalb erhaltene Aufforderung
einen geeigneten Orts-Steuereinnehmer nicht wählt, oder der Gewählte diese
Stelle nicht annimmt und hierdurch für den ordnungsmäßigen Gang der Steuer-
erhebung nachtheilige Verzögerungen entstehen, zu einstweiliger Verwaltung der
Steuereinnahme nach Befinden auf Kosten der betreffenden Gemeinde Verfügung
zu treffen.

1



Urkundlich haben Wir dieses Nachtragsgesetz höchsteigenhändig vollzogen
und mit Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel versehen lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 17. Dezember 1853.

1 Carl Alexander.
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Nachtrag
zu den §.F. 5 und 67 des Gesetzes über
die Neugestaltung der Staatsbehörden

vom 5. März 1850.

Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-=

Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. c.

verordnen hiermit unter Zustimmung des getreuen Landtages, wie folgt:

Artikel I.
Wenn von einem fremden Staate in Erfüllung eines die Gegenseitigkeit

bedingenden Handelsvertrages die Vergehen wider die in Unserem Großherzog=
thume bestehenden Zollgesetze unter Strafe gestellt sind, so sollen zu Gunsten
dieses fremden Staates die nachfolgenden Strafbestimmungen eintreten:
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8. 1.
Wer es unternimmt, Gegenstände, deren Einfuhr, Ausfuhr oder Durch-

fuhr in dem fremden Staate verboten ist, diesem Verbote zuwider einzuführen,
auszuführen oder durchzuführen, hat die Konfiskation der Gegenstände, in Bezug
auf welche das Vergehen (die Kontrebande) verübt worden ist, und zugleich eine
Geldbuße verwirkt, welche dem doppelten Werthe jener Gegenstände und, wenn
solcher nicht zehen Thaler beträgt, dieser Summe gleich kommen soll.

8. 2.
Wer es unternimmt, dem fremden Staate die Eingangs-, Ausgangs- oder

Durchgangs-Abgaben zu entziehen, hat die Konfiskation der Gegenstände, in
Bezug auf welche das Vergehen (Zoll-Defraudation) verübt worden ist und
zugleich eine, dem vierfachen Betrage der vorenthaltenen Abgaben gleich kom-
mende Geldbuße, welche niemals unter Einem Thaler betragen soll, verwirkt.

g. 3.
In allen Fällen, in welchen die Konfiskation der Gegenstände, in Bezug

auf welche die Kontrebande oder Zoll-Defraudation verübt worden ist, nicht
vollzogen werden kann, ist statt derselben auf Erlegung des Werthes der Ge-
genstände und, wenn dieser nicht zu ermitteln ist, auf Zahlung einer Geldsumme
von fünf und zwanzig bis zu Eintausend Thalern zu erkennen.

8. 4.
Wer in anderer als der in den F.#. 1 und 2 erwähnten Art die Zollgesetze

des fremden Staates übertritt, hat wegen dieser Kontravention eine Ordnungs-
strafe von Einem bis zu Zehen Thalern verwirkt.

. 5.
Wenn eine Geldbuße von einem Verurtheilten wegen seines Unvermogens

nicht beizutreiben ist, tritt an deren Stelle nach den Bestimmungen des Straf-
gesetzbuches eine verhältnißmäßige Gefängnißstrafe, welche jedoch die Dauer von
Einem Jahre nicht übersteigen darf.

Artikel II.

Die Untersuchung und Bestrafung der Vergehen und Uebertretungen wider
die Jollgesetze des fremden Staates erfolgt durch dieselben Behörden und in den-

1



selben Formen, wie die Untersuchung und Bestrafung der Vergehen und Ueber-
tretungen wider die Zollgesetze Unseres Großherzogthumes.

Artikel III.

Die Maßgaben, unter welchen dieses Gesetz zu Gunsten eines fremden
Staates zur Anwendung kommen soll, werden nach jedesmaligem Abschlusse eines
Handelsvertrages von Uns im Wege der Verordnung besonders bestimmt werden.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz höchsteigenhändig vollzogen und mit
Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel versehen lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 24. Dezember 1853.

Carl Alexander.

von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Gese 6
über die Bestrafung der Zollvergehen gegen
fremde Staaten, in welchen durch Han-

delsverträge die Gegenseitigkeit
verbürgt ist.



Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-
Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,

gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,
Neustadt und Tautenburg

2. 2.

verordnen auf dem Grunde des Vorbehaltes in dem Artikel III des Gesetzes
vom 24. Dezember 1853 über die Bestrafung der Zollvergehen gegen fremde
Staaten, in welchen durch Handelsverträge die Gegenseitigkeit verbürgt ist,
wie folgt:

Die Vorschriften, welche in dem Artikel 1 und IlI des Gesetzes vom 24.
Dezember 1853 in Bezug auf die Verfolgung und Bestrafung der Uebertre-
tungen von Ein-, Aus= und Durchgangs-Abgaben-Gesetzen anderer Staaten
erlassen worden sind, finden nach Maßgabe der Verabredungen in den §.KF. 12
und folgenden des Zoll-Kartels mit Oesterreich (Seite 258 des Regierungs=
Blattes v. J. 1853) vom Il. Januar 1854 ab für die Dauer des Zoll-
Kartels auf die Uebertretungen der Kaiserlich Oesterreichischen Ein-, Aus= und
Durchgangs-Abgaben-Gesetze Anwendung.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung höchsteigenhändig vollzogen und
mit Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel versehen lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 24. Dezember 1853.

Carl Alexander.
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Verordnung
wegen Anwendung des Gesetzes vom
24. Dezember 1853 auf die Verge-
hen gegen die Kaiserlich Oesterreichi-

schen ZJollgesetze.



Ministerial--Bekanutmachungen.
I. Auf dem Grunde des Vorbehaltes am Schlusse des Steuergesetzes vom

15. d. M. wird hierdurch bestimmt, daß von den nach Maßgabe dieses Gesetzes
Ziffer 1 für jedes der Jahre 1854, 1855 und 1856 verfassungsmäßig ver-
willigten und in Gemäßheit des revidirten Gesetzes über die Steuerverfassung
des Großherzogthumes vom 18. März 1851 zu entrichtenden zehen Termine
alte Landsteuer

am ersten Tage eines jeden der Monate Januar und November
Zwei Termine

und
am ersten Tage der Monate Februar, April, Mai, Juli, August
und Oktober

Ein Termin
als verfallen zu betrachten sind.

Eine Ausnahme hiervon findet jedoch in denjenigen Orten der sonst Er-
furtschen Gebietstheile Statt, wo die frühere Form der Entrichtung mittelst
Anfertigung neuer, auf Altweimarische Termine eingerichteter Kataster noch nicht
umgewandelt und daher der Betrag der oben gedachten zehen Termine alte Land-
steuer mit

Vier und Zwei Dritttheil Geschossen
aufzubringen und dergestalt abzuführen ist, daß am ersten Tage eines jeden der
Monate Januar, April, Juli und Oktober

Ein Geschoß
und am ersten Tage des Monats November

Zwei Dritttheil Geschoß
verfallen sind.

Indem dieses hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird, werden
zugleich Steuerpflichtige sowohl, als Steuererheber erinnert und angewiesen, bei
Entrichtung und Erhebung der betreffenden Steuern die festgesetzten Termine
genau zu beobachten und übrigens in solcher Beziehung die deßhalb bestehenden
gesetzlichen Vorschriften sich allenthalben zur Richtschnur dienen zu lassen.

Weimar am 17. Dezember 1853.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sächsischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.
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II. Mit Zurückweisung auf die Bekanntmachungen des unterzeichneten Staats-
Ministeriums vom 15. Dezember 1851 und 11. Januar 1853, betreffend die
Vereinbarung der Großherzoglichen Staatsregierung mit mehren deutschen Re-
gierungen über die gegenseitige Verpflichtung zur Aufnahme der Auszuweisen-
den, wird Folgendes hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht:

1) Dem erwähnten Vertrage sind ferner beigetreten die Regierungen von
Württemberg, von Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg-Stre-
litz, Homburg, sowie der freien Städte Hamburg und Frankfurt.

2) Zur Ausstellung von Heimathscheinen und Uebernahme-Reversen sind zu-
ständig:

in Württemberg:
die Königlichen Oberämter und die Stadt-Direktion zu Stuttgart,

in Mecklenburg-Schwerin:
das Ministerium des Innern,
die dirigirende Kommission des Landarbeitshauses,
die Ortsobrigkeiten, d. h. in den Städten die Magistrate,
im Domanio die Domanial-Aemter,
in der Ritterschaft die Besitzer der Rittergüter oder die von denselben

zur Ausübung der Gutsobrigkeit speziell beauftragten Personen oder
Patrimonial-Gerichte, für den Flecken Ludwigslust das dortige
Gericht;

in Mecklenburg-Strelitz:
die Landesregierung,
die Ortsobrigkeiten;

in Frankfurt:
die Stadt-Kanzlei,
das Land-Verwaltungsamt.

Die Bekanntmachung der in Homburg und Hamburg zur Ausstellung
derartiger Bescheinigungen berufenen Behörden bleibt vorbehalten. In-
zwischen sind hinsichtlich dortiger Angehörigen nur solche Bescheinigun-
gen anzunehmen, welche von der Regierung zu Homburg bezüglich von
dem Senate der freien Stadt Hamburg ausgestellt oder doch beglau-
bigt sind.

3) Im Königreiche Hannover sind jetzt die Landdrosteien und die Berg-
bauptmannschaft zu Clausthal, im Großherzogthume Hessen die Kreis-
ämter, im Großherzogthume Oldenburg die Regierungen zur Ausstellung



von Heimathscheinen und Uebernahme-Reversen lediglich zuständig. Auch
hat die Großherzoglich Hessische Regierung der Vereinigung über die Form
der Heimathscheine sich inzwischen angeschlossen.

Weimar am 23. Dezember 1853.

Erstes Departement des Großherzoglich Sachfischen
Staats-Ministeriums, Abtheilung B.

von Watzdorf.

III. In Folge des Ablebens des Landtagsabgrordneten, Rittergutsbe-
sitzers Wilhelm Lochmann zu Vieselbach, macht sich die Neuwahl eines Land-
tagsabgeordneten durch die größeren Grundbesitzer im Großherzogthume nöthig.

Es werden daher sämmtliche Rechnungsämter und Stener-Lokal-Kommis-
sionen hierdurch angewiesen, die, zufolge der Ministerial-Verordnung vom
7. Mai 1852 (Regierungs-Blatt Nr. 17) auf dem Grunde der diesjährigen
Steuerrollen gefertigten, Aufstellungen der Namen derjenigen, welche aus in-
ländischem Grundbesitze ein Einkommen von wenigstens Eintausend Thalern
versteuern, genau durchzugehen und das Verzeichniß der über die dabei inzwi-
schen etwa Statt gefundenen Abgänge und Zugänge, bezüglich Veränderungen,
oder statt dessen einen Fehlschein, binnen vierzehen Tagen an den zuständigen
Bezirks-Direktor einzusenden.

Jeder Bezirks-Direktor hat sodann nach diesen Verzeichnissen bezüglich
nach den gemäß der Bestimmung im F. 41 des gedachten Gesetzes etwa zu-
lässigen besonderen Anmeldungen, sowie unter Wahrnehmung der Vorschriften
in den F. 7 und F. 42 des Gesetzes, die Wählerliste seines Verwaltungs-Be-
zirkes neu festzustellen, solche sodann zur öffentlichen Einsicht in seinem Ge-
schäfts-Lokal auszulegen und deshalb die geeignete Aufforderung im officiellen
Nachrichtsblatte zu erlassen, auch wegen etwaiger Erinnerungen nach F. 43 des
angezogenen Gesetzes das Erforderliche wahrzunehmen, hierauf aber die berich-
tigte Wählerliste rechtzeitig an den Wahl-Kommissar, den Kaufmann und
Fabrik-Herrn, Herrn E. Hagenbruch auf Liebsdorf zu Weimar einzusenden.

Weimar am 27. Dezember 1853.

Erstes Departement des Großherzoglich Sachsischen
Staats-Ministeriums, Abtheilung B.

von Watgdorf.



Kegierungs-Blatt
Großherzogthum

Sachsen. Weimar-Eisenach.
Nummer 2. Weimar. 7. Januar 1854.

Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar=
Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. c.

verordnen in Verfolg des Gesetzes vom 2. November v. J., Seite 337 des
Regierungs-Blattes, wegen Veränderung des Vereins-Zolltarifes, nach Maß-
gabe der bei dem Abschlusse des Vertrages vom 4. April d. J., die Fortdauer
und Erweiterung des Zollvereines betreffend, unter den betheiligten Regierun-
gen getroffenen Vereinbarungen mit im Voraus ertheilter Zustimmung des ge-
treuen Landtages, wie folgt:

Vom l. Januar 1854 an treten außer den in dem Gesetze vom 2. No-
vember v. J. vorgeschriebenen, noch folgende weitere Abänderungen und Zusätze
zu dem Zoll-Tarife für die Jahre 1846, 1847 und 1848 bis auf Weite-
res in Wirksamkeit:

1) Die in der Anmerkung zu Position 12, b der zweiten Abtheilung des
Tarifes festgesetzten Zollsätze für Holz werden auch auf die Einfuhren
in den Häfen von Hannover und Oldenburg in Anwendung gebracht.

*
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Alte Fischernetze, altes Tauwerk und Stricke unterliegen auch bei dem
Ausgange über hannoversche und oldenburgsche Häfen dem in der An-
merkung zu Position 24 der zweiten Abtheilung des Zoll-Tarifes für
den Ausgang über preußische Seehäfen angeordneten ermäßigten Aus-
gangszolle von 10 Silbergroschen für den Zentner.
Auf den Grenzlinien von Harburg bis Leer, beide Orte eingeschlossen,
werden zu folgenden, gegen die unter Position 39 der zweiten Abthei-
lung des Zoll-Tarifes vorgeschriebenen Eingangszölle ermäßigten Sätzen
eingelassen:

Thlr. Su. Gld. Kr.Mn) Füllen unter einem Jahre ein Stück — 15 — 52½
b) magere Ochsen ein Stüüks 2 15 4 22½
c) magere Kühe ein Stücck 1 15 2 37½
) magere Rinder ein Stük 1 — 1 45

zu b, c und d, wenn sie zur Mastung bestimmt sind und unter den
erforderlichen Kontrolen.
Der unter Position 41 n der zweiten Abtheilung des Zoll-Tarifes vor-
geschriebene Ausgangszoll für rohe und gekämmte Schafwolle, einschlüs-
sig der Gerberwolle, wird auf 10 Silbergroschen oder 35 Kreuzer für
den Zentner und der Ausgangszoll für Haidschnuckenwolle bei dem Aus-
gange über die hannoversche und oldenburgsche Grenze auf 2 / Silber-
groschen vom Zentner ermäßiget.

Urkundlich haben Wir gegenwärtiges Gesetz höchsteigenhändig vollzogen
und mit Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel versehen lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 2. Jannar 1854.

6 Carl Alexander.
von Watzdorf. von Woydenbrugk. G. Thon.

Gese
wegen weiterer Abänderung des

Vereins-Zolltarifes.
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Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar—
Eisenach, Landgraf in Thuringen, Markgraf zu Meißen,

gefursteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,
Neustadt und Tautenburg

2c. 2c.
Nachdem unter den Zollvereins-Staaten eine Vereinbarung über die Aus-

führung der Verabredungen wegen Verzollung des ausländischen Syrups ge-
troffen worden ist: so verordnen Wir mit im Voraus ertheilter Zustimmung
des getreuen Landtages, wie folgt:

F 1.
Der durch das Gesetz vom 21. Juni 1853 für den Zeitraum vom 1.

Januar 1854 bis Ende August 1855 vorgeschriebene Zollsatz von zwei Tha-
lern für den Zentner ausländischen Syrups bezieht sich auf gewöhnlichen Sy-
rup, d. h. solchen, welcher nach dem Ergebnisse der darüber von der Steuer-
behörde anzuordnenden Ermittelungen krystallisirbaren Zucker gar nicht oder nur
in geringer Menge enthält.

Der nicht unter diesen Satz fallende Syrup soll mit dem Eingangsgolle
von vier Thalern für den Zentner belegt werden.

9

Diese Anordnung soll auf alle seit dem 1. Januar 1854 bewirkte Verzol=
lungen zur Anwendung gebracht werden.

Urkundlich haben Wir gegenwärtiges Gesetz höchsteigenhändig vollzogen
und mit Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel bedrucken lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 4. Januar 1854.

Carl Alexander.
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Gesetz
wegen Verzollung des ausländischen Syrups.



Ministerial--Bekanntmachungen.
I. Um zeither vorgekommene Mißverständnisse zu beseitigen, werden die Groß-

herzoglichen Rechnungsämter und sonst noch bestehenden Großherzoglichen Steuer-
Lokal-Kommissionen zu geeigneter Berücksichtigung hierdurch darauf aufmerksam
gemacht, daß nach F. 21 des Gesetzes über die allgemeine Einkommensteuer vom
19. März 1851 die Erträge von Dienstländereien, welche, aus öffentlichen
Kassen, namentlich auch aus den Kassen der Gemeinden und anderen öffentli-
chen Anstalten besoldete Personen zu beziehen haben, in die Einkommensteuer-
Rollen ersten Theiles der Orts-Quote aufzunehmen und deßhalb von den Be-
theiligten nach dem dekret= oder etats-mäßigen Anschlage vorschriftsmäßig zu
fatiren, keineswegs aber dergleichen Grundstücksnutzungen zu den bezüglichen
Einkommensteuer-Orts-Quoten zweiten Theiles erster Abtheilung mit zur Ein-
schätzung zu bringen sind.

Weimar am 30. Dezember 1853.

Finanz-Departement des Großherzoglich Süchfischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.

II. Die Handel= und Gewerbe-Treibenden im Großherzogthume wer-
den unter Bezugnahme auf §F. 14 des Zollgesetzes vom I. Mai 1838 hiermit
benachrichtigt, daß das amtliche Waarenverzeichniß zum Vereins-Zolltarife für
die Zeit vom 1. Januar 1854 ab (Seite 337 des Regierungs-Blattes v. J.
1853, Nummer 37) im Drucke erschienen, auch demselben zugleich dieser Tarif selbst
mit beigefügt ist, und daß gedachtes Verzeichniß nicht nur bei den Großherzog=
lichen Steuerämtern und Steuer-Recepturen auf Begehren eingesehen werden
kann, sondern daß demnächst auch einzelne Exemplare davon bei der Kanzlei
des unterzeichneten Ministeriums verkäuflich zu haben sind und von da aus,
wenn es gewünscht wird, durch Vermittelung der betreffenden Steuerhebestellen,
welche sich der Uebernahme und Ausführung diesfallsiger Bestellungen zu unter-
ziehen haben, um den Preis von 15 Silbergroschen für das Exemplar bezo-
gen werden können.

Weimar am 30. Dezember 1853.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sachfischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.



Regierungs-Blatt
für das

Großherzogthum
Sachsen-Weimar-Eifenach.

Nummer 3. Weimar. 8. Januar 1854.

Wir Carl Alerander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar=
Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
2(. 2.

verordnen hiermit unter Zustimmung des getreuen Landtages zu §. 6 des Ge-
setzes vom 28. August 1826 über die öffentliche Anstalt der Brandversicherung
nachträglich, wie folgt:

1) Es soll vom 1. Januar 1854 an alljährlich ein Beitrag von mindestens
½ Pfennig von jedem Thaler der Konkurrenz-Summen zur Landes-
Brandversicherungskasse ausgeschrieben und erhoben werden.

2) Insoweit der Ertrag dieser Minimal-Ausschreibung zur Deckung des
laufenden Bedarfes der Anstalt nicht erforderlich ist, wird derselbe zur
Bildung eines Reserve-Fonds bestimmt.

3) Bleibt von dem Betrage dieser Ausschreibung nicht wenigstens die Hälfte
für den Reserve-Fonds übrig, so ist in demselben Jahre noch weiter
1/ Afennig Beitrag von jedem Thaler der Konkurrenz-Summen aus-
zuschreiben, welcher, soweit der laufende Bedarf der Anstalt es gestattet,
dem Reserve-Fonds derselben zufließt. Diese Ausschreibung zu Gunsten

3
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des Reserve-Fonds unterbleibt jedoch, so bald und so lange derselbe
die Höhe von 200,000 Thalern erreicht.

4) In denjenigen Jahren, in welchen zur Deckung des laufenden Bedarfes
der Anstalt 34 Pfennige oder mehr auszuschreiben sind, findet eine Aus—
schreibung zum Besten des Reserve-Fonds nicht Statt.

5) Dem Reserve-Fonds der Anstalt fließen außerdem zu:

a) die nach F. 5 des Gesetzes vom 28. August 1826 der Anstalt, we-
gen unterbliebenen Wiederaufbaues anheimfallenden Entschädigungs-
Summen, vorbehältlich der gesetzlichen Anträge der Pfandgläubiger
auf die Hälfte derselben;

b) die nach §. 9 des Gesetzes vom 28. August 1826 der Anstalt zu-
fallenden Konfiskate;

c) die von dem Bestande des Reserve-Fonds zu gewinnenden Zinsen,
ingleichen die von den baaren Vorräthen der Brand-Versicherungs-
kasse etwa zu erlangenden Zwischenzinsen.

6) Ist in einem Jahre eine Ausschreibung zur Deckung des laufenden Be-
darfes der Anstalt von 1 Pfennig von jedem Thaler der Konkurrenz-
Summen unzureichend, so ist der angesammelte Reserve-Fonds der An-
stalt, soweit nöthig, zur Befriedigung der Ansprüche an dieselbe mit zu
verwenden und eine weitere Ausschreibung in demselben Jahre nur in
so weit zu bewirken, als es zur Deckung des dann etwa noch verblei-
benden Fehlbetrages erforderlich seyn wird.

7) Mehr als 1/ Pfennig vom Thaler der Konkurrenz-Summen sollen ohne
besondere Bewilligung des Landtages in einem Jahre nicht erhoben
werden.

8) Sollte bei bedeutenden oder sich häufenden Brandschäden dieser auszu-
schreibende Maximal-Beitrag zur Befriedigung der Ausprüche an die An-
stalt unzureichend seyn, so ist, soweit hierzu erforderlich, eine verzinsliche
Zwischenanleihe für Rechnung der Anstalt aufzunehmen und bis zu de-
ren Tilgung mit Ausschreibung der Maximal-Beiträge von Jahr zu Jahr
fortzufahren.
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Urkundlich haben Wir gegenwärtiges Gesetz höchsteigenhändig vollzogen
und mit Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel versehen lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 5. Januar 1854.

* Carl Alexander.
6 von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Nachtrag
zu §F. 6 des Gesetzes vom 28. August

1826 über die öffentliche Anstalt der
Braudversicherung.

Wir Carl Alerander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-

Eisenach, Landgraf in Thuringen, Markgraf zu Meißen,
gefursteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
2(. W.

Da nach dem Erscheinen des Gesetzes zur Sicherung gegen Feuersbrünste
vom 29. April 1829 mehrfache Erfahrungen gelehrt haben, daß eines Theils
die im F. 5 jenes Gesetzes enthaltene Bestimmung, nach welcher Ziegeldachung
ohne alle Strohunterlage hergestellt werden soll, wegen der vorherrschenden kli-
matischen und örtlichen Hindernisse ohne große Beschwerde und Nachtheile der
Einwohner nicht überall durchzuführen, andern Theils aber Strohunterlage un-
ter Ziegeln in einzelnen Fällen und unter gewissen Vorsichtsmaßregeln für un-
bedingt feuergefährlich nicht zu erachten ist, während sie an sich eine dem Zwecke
entsprechende, sichere Dachung zu gewähren vollkommen geeignet erscheint, so ver-
ordnen Wir mit Zustimmung des getreuen Landtages, wie folgt:

. 1.

Unser Staats-Ministerium ist ermächtigt, in geeigneten Fällen, sowohl
ganzen Ortschaften als einzelnen Personen zu gestatten, neue Ziegeldachung mit
Strohunterlage (s. g. Strohfiedern, Puppen) zu versehen, sowie bei Reparatu-
ren von solchen Dächern, einschlüssig der Umdeckung ganzer Dachflächen, der-
gleichen Strohunterlagen anzuwenden.
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. 2.

Die anzuwendenden Strohunterlagen mussen genau nach der von Unserem
Staats-Ministerium bekannt zu machenden Auweisung gefertigt und eingedeckt
werden.

§3.
Die Strohunterlagen müssen fortwährend in dem vorschriftsmäßigen Zu-

stande erhalten werden. Zuwiderhandlungen sind mit einer Geldstrafe von Ei-
nem Thaler bis Zehen Thalern oder entsprechender Gefängnißstrafe zu ahnden.

Bei wiederholten diesfallsigen Vernachlässigungen ist der Bezirks-Direktor
berechtigt und verpflichtet, auf Kosten des Säumigen die vorschriftsmäßige Her-
stellung des Daches bewirken zu lassen, auch einen Aufseher zu bestellen, welcher
für die gehörige Instandhaltung der fraglichen Dachung zu sorgen hat. Der erwach-
sende Aufwand ist nach Höhe des von dem Bezirks-Direktor festzustellenden Betra-
ges von dem Betheiligten im Wege des Exekutions-Verfahrens beizubringen.

 -.
Die Bestimmung im KF. 3 der Bekanntmachung des vormaligen Herzog-

lichen Landes-Polizei-Kollegiums zu Weimar vom 16. Juni 1814, die Ziegeln
und Backsteine betreffend, sowie im §. 3 der denselben Gegenstand betreffenden
Bekanntmachung der vormaligen Herzoglichen Landes-Polizei-Direktion zu Ei-
senach vom 16. November 1814 „daß in dem Weimar= und Jenaschen Kreise
bloß die sogenannten Ochsenzungen oder Biberschwänze, in dem Eisenachschen
Kreise aber außer diesen auch die Ulfner Ziegeln erlaubt seien“ wird dahin ab-
geändert, daß in den Ziegeleien des Großherzogthumes künftighin außer den
Ochsenzungen (Biberschwänzen) und Ulfner Ziegeln auch sogenannte Fittigziegeln
(Pfannen, Hohlziegeln) gefertigt und verkauft werden dürfen.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz höchsteigenhändig vollzogen und mit
Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel versehen lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 6. Jannar 1854.

G Carl Alexander.
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Gesetz
über die Zulässigkeit von Strohunterlage

unter Ziegeldachung.



negierungs-Blatt
für das

Großherzogthum
Sachsen--Weimar-Eifsenach.

Nummer 4. Weimar. 10. Jannar 1854.

Wir Carl Alerander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-

Eisenach, Landgraf in Thuringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
. K.

haben, zur Beseitigung vorgekommener Zweifel mit Zustimmung des getreuen
Landtages zu verordnen beschlossen, wie folgt:

ß. 1.
Die Polizei-Behörden haben innerhalb ihrer verfassungsmäßigen Zustän-

digkeit und vorbehältlich des Rechts eines jeden Betheiligten, im Verwaltungs-
wege gegen derartige Verfügungen auf den Ausspruch der betroffenen Oberbe-
hörden Berufung einzuwenden, die Befugniß:

1) zur Aus= und Durch-Führung solcher von ihnen zu handhabender gesetzli-
cher Vorschriften, welche gewisse Handlungen zwar gebieten oder verdie-
ten, aber für die Uebertretung eine bestimmte Strafe nicht androben,
diese Strafandrohung auszusprechen;

2) wenn dringende Gründe des öffentlichen Wohls oder Abwendung von
Gefahren für das Leben, die Gesundheit oder das Vermögen es erhei-
schen, und insofern dadurch bestehende Landesgesetze nicht verletzt werden,

4
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Gebote und Verbote mit Strafandrohung zu erlassen, bezüglich derartige,
in ihren Geschäftsbereich einschlagende, früher erlassene Verordnungen
theilweise oder gänzlich außer Kraft zu setzen.

Halten Orts-Polizeibehörden für nothwendig, bei Strafandrohungen das
Maß von fünf Thalern Geldstrafe oder zehen Tagen Gefängnißstrafe zu übersteigen,
so haben sie in der Regel vorher, in Fällen aber, wo mit dem Verzuge Ge-
fahr verbunden seyn würde, nachträglich die ausdrückliche Zustimmung des
Bezirks-Direktors einzuholen.

Der Strafe darf auch die Androhung der Konfiskation, Vernichtung oder
Entfernung verbotswidriger oder gefährlicher Dinge, namentlich Waaren, Anla-
gen und Einrichtungen, substituirt oder hinzugefügt werden.

#. 2.
Die Justiz-Behörden sind verpflichtet, vorkommenden Falles nach Maß-

gabe der im F. 1 bezeichneten Voraussetzungen erlassenen, in ortsüblicher oder
in einer sonst für genügend anzuerkennenden Weise bekannt gemachten polizei-
lichen Verfügungen zu erkennen, ohne die Frage über die Nothwendigkeit oder
Zweckmäßigkeit einer polizeilichen Strafandrohung zum Gegenstande der richter-
lichen Entscheidung zu machen.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz höchsteigenhändig vollzogen und mit
Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel versehen lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 7. Januar 1854.

Carl Alexander.
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Gese
über das Strafandrohungsrecht der

Polizei-Behörden.
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Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar—
Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. c.

Die bei Ausführung des Gesetzes über die Zusammenlegung der Grund-
stücke vom 25. August 1848 gemachten Erfahrungen und die hierbei gewonnene
Ueberzeugung von der Nothwendigkeit einer Erleichterung der Zusammenlegung
von Grundstücken zu Beförderung der Landes-Kultur haben eine Revision jenes
Gesetzes nöthig erscheinen lassen und Wir haben deshalb mit Zustimmung des
getreuen Landtages den nachstehenden Nachtrag zu dem Gesetze vom 25. Au-
gust 1848 zu erlassen beschlossen:

Art. 1.
Die im §F. 2 a des Gesetzes vom 25. August 1848 vorausgesetzte Mehr-

heit der Grundstücksbesitzer bei einem Zusammenlegungsplane ist ohne weiteren
Unterschied der Fälle dann vorhanden, wenn mehr als die Hälfte der Stim-
men für die beantragte Zusammenlegung sich erklärt.

Art. 2.
Die Stimmberechtigung eines jeden an der Zusammenlegung Theilnehmen-

den wird nach der Größe seiner in den Zusammenlegungsplan gezogenen Par-
zellen berechnet und bestimmt.

Art. 3.
So lange sich in den F. 2 a und F. 3 des Gesetzes erwähnten Fällen

mindestens die Hälfte der Stimmen gegen die Zusammenlegung erklärt, kann
diese in der beantragten Weise nicht zur Ausführung gebracht werden.

Art. 4.
Die Spezial-Kommission hat wegen angemessener Bewirthschaftung der bei

einer bevorstehenden Zusammenlegung in Betracht kommenden Grumstücke für
die Dauer der dießfallsigen Verhandlungen das Nöthige für den Fall festzu-
setzen, daß eine Verschlechterung der Grundstücke zu befürchten ist.

Art. 5.
Gegen die Entscheidung der General-Kommission uber den Zusammenle-

gungsplan findet eine Berufung an das Staats-Ministerium dann nicht Statt,
wenn durch dieselbe die Weisung der Spezial-Kommission in dieser Beziehung
bestätigt worden ist.
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Urkundlich haben Wir gegenwärtiges Gesetz höchsteigenhändig vollzogen
und mit Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel versehen lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 9. Januar 1854.

Carl Alegxander.
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Nachtrag
zu dem Gesetze über die Zusammenle-
gung der Grundstücke vom 25. August

1848.

Ministerial-Bekanutmachung.
Da durch die zeither deshalb Statt gefundenen Verhandlungen eine wei-

tere Vereinbarung wegen Fortsetzung des unter dem 1. September 1844 zwi-
schen dem deutschen JZoll= und Handels-Vereine einerseits und Belgien anderer-
seits abgeschlossenen Handels= und Schifffahrts-Vertrages (Regierungs-Blatt
vom Jahre 1844, Nummer 18) nicht erzielt worden ist: so treten die Bestim-
mungen dieses Vertrages und der dazu gehörigen Additional-Konvention vom
18. Februar 1852 (Regierungs-Blatt vom Jahre 1852, Nummer 17), sowie
der darauf bezüglichen Uebereinkunft vom 26. Juni 1846 zur Unterdrückung
des Schleichhandels und vom Jahre 1847 hinsichtlich der Steuerbefreiung der
beiderseitigen Handelsreisenden (Regierungs-Blatt vom Jahre 1847, Nummer
3 und Nummer 9) vom 1. Januar 1854 ab außer Anwendung.

Von Seiten des unterzeichneten Ministeriums wird solches daher hierdurch
zugleich mit dem weitern Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß in
Folge dessen namentlich die den Belgischen Handelsreisenden nach Maßgabe der
vorerwähnten Uebereinkunft vom Jahre 1847 im Großherzogthume gewährte
unentgeldliche Ausfertigung von Gewerbescheinen von dem bezeichneten Zeit-
punkte an hinwegfällt und dergleichen Reisende die durch das Gesetz vom
27. April 1844 (Regierungs-Blatt vom Jahre 1844, Nummer 6 Seite 33)
eingeführte Gewerbesteuer ebenfalls zu entrichten haben.

Weimar am 3. Januar 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sachfischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.



negierungs-Blatt
für das

Großherzogthum
Sachsen--Weimar-Eifenach.

Weimar. 17. Jannar 1834.Rummer 5.

Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-
Eisenach, Landgraf in Thuringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
2c. 2c.

haben, nach erklärter Zustimmung des getreuen Landtages, beschlossen, das
nachstehende Gesetz über die Anlegung von Friedhöfen zu erlassen:

g. 1.
Begräbnißplätze dürfen im Innern der Städte und Dörfer künftig nicht

angelegt und die schon vorhandenen dürfen, wenn sie einmal verlassen werden
müssen (F. 5), zu Beerdigungen nicht wieder in Gebrauch genommen werden.

Erweiterungen der Friedhöfe können nur mit Zustimmung und Genehmi-
gung der betreffenden Behörden vorgenommen werden.

ß. 2.
Die Anlegung neuer Begräbnißplätze soll, wo die Oertlichkeit es irgend

gestattet, an der Morgen= oder Mitternachts-Seite in einer mäßigen, gut zu-
gänglichen Erhöhung über dem Orte, in angemessener Entfernung von diesem
und auf trockenem, dabei aber die Verwesung der Leichen möglichst befördern-
dem Boden, geschehen.

5
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§&amp;. 3.

Mit Beachtung dieser allgemeinen Regeln wird der zum Friedhofe zu
wählende Platz von dem Bezirks-Direktor, nach gutachtlicher Vernehmung des
Gemeindevorstandes, der zuständigen Kirchen-Inspektion und des Physikus, un-
ter thunlichster Berücksichtigung Derjenigen bestimmt, welche den Aufwand für
Neuanlegung oder Unterbaltung eines Friedhofes ganz oder theilweise zu tra-
gen haben.

§. 4.
Der Eigenthümer des Platzes, welcher als der passendste zur Anlegung

oder Erweiterung eines Friedhofes anerkannt worden ist, hat die Verbindlich-
keit, den nöthigen Raum zu dem gedachten Zwecke, jedoch, soweit er nicht
selbst die Kosten der Anlage zu tragen hat, nur gegen volle Entschädigung,
abzutreten. Letztere ist ihm von dem zur Unterhaltung des Friedhofes Ver-
pflichteten zu leisten.

Ueber die Nothwendigkeit der Abtretung nach Ort, Umfang und Zeit, hat,
mit Ausschluß der Berufung auf den Rechtsweg, zunächst der Bezirks-Direktor,
in weiterer Instanz aber Unser Staats-Ministerium zu entscheiden. Eine hier-
nach zulässige Berufung ist jedoch binnen vier Wochen ausschließlicher Frist
einzuwenden.

Für die durch das Gericht der belegenen Sache zu bewirkende Ermitte-
lung der Entschädigung des Eigenthümers sowohl, als der Zins= und Lehens-
Berechtigten, gelten analog dieselben Vorschriften, welche für die zum Chaussee-
Bau nöthig werdenden Expropriationen nach den §.S. 7, 8 und 9 des Ge-
setzes vom 10. April 1821 bestehen.

Von den drei Werthschätzern ist einer durch den Eigenthümer, ein zweiter
durch den betheiligten Baupflichtigen und der dritte durch das Gericht zu er-
nennen.

K. 5.
Kein Grab darf vor Ablauf von 30 Jahren oder, wenn nach örtlicher

Erfahrung zur Verwesung der Leichen im Friedhofe eine noch längere Zeit er-
forderlich ist, vor Ablauf der letzteren, zum Behufe einer vorzunehmenden neuen
Beerdigung, geöffnet werden.

Ist auf einem Friedhofe der zur Beobachtung dieser Vorschrift erforderliche
Raum nicht mehr vorhanden, so muß der Friedhof, mindestens einstweilen, außer
Gebrauch gesetzt und für dessen Erweiterung oder für Anlegung eines neuen
Friedhofes (S. 1) gesorgt werden.
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g. 6.
Ist ein Friedhof für immer außer Gebrauch gesetzt, so darf derselbe wäh-

rend eines Zeitraumes von 30 Jahren auch zu wesentlich anderen Zwecken,
z. B. zu Bauplätzen oder neuen öffentlichen Wegen, ohne Genehmigung der
Kirchenbehörden, nicht benutzt werden.

Werden durch die beabsichtigte Benutzung des Friedhofes Erbbegräbnisse
unmittelbar berührt, so ist außerdem auch die Zustimmung Derjenigen erforder-
lich, welche in Bezug auf diese als Berechtigte zu betrachten sind. Auch sind
diese auf ihr Verlangen durch unentgeltliche Zuweisung von Erbbegräbnißplätzen zu
entschädigen. Denselben bleibt überdies nachgelassen, ihre zeitherigen Erbbegräb-
nisse auf dem verlassenen Friedhofe einzulegen und das Material derselben an
sich zu nehmen.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz höchsteigenhändig vollzogen und mit
Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel bedrucken lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 10. Jannar 1854.

Carl Alexander.
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Gese
über die Anlegung von Friedhöfen.

Wir Carl Alerander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-
Eisenach, Landgraf in Thuringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. c.

haben für angemessen erachtet, die Vorschriften des Gesetzes vom 29. Mai 1847
und in dem K. 51 des Gesetzes vom 23. Februar 1850 einer Aenderung zu
unterwerfen und verordnen demnach mit Zustimmung des getreuen Landtages,
wie folgt:
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ß. 1.
Was in dem Gesetze vom 29. Mai 1847 wegen Aufnahme von Geistes-

und Gemüths-Kranken in die Irren-, Heil= und Pflege-Anstalt zu Jena ver-
ordnet worden, gilt gleichmäßig auch für die Aufnahme derartiger Kranker in
das Landes-Hospital zu Blankenhayn.

Unser Staats-Ministerium hat, nach vernommenem ärztlichen Gutachten,
zu bestimmen, ob Geistes= und Gemüths-Kranke in die Irren-, Heil= und Pflege-
Anstalt zu Jena, oder in das Landes-Hospital zu Blankenhayn aufgenommen
werden sollen.

§. 3.
Die Vorschrift in dem §F. 51 unter III des Gesetzes vom 23. Februar

1850 leidet keine Anwendung auf den Verpflegungsaufwand solcher bülfsbe-
dürftiger Geistes= und Gemüths-Kranker, welche in das Landes-Hospital zu
Blankenhayn ausgenommen werden, vielmehr ist rücksichtlich dieser der Verpfle-
gungsaufwand nach dem jedesmaligen Tarife nur zur Hälfte auf die Staats-
kasse, zur anderen Hälfte auf die betreffende Gemeindekasse zu übernehmen.
Bei besonders bedürftigen Gemeinden ist es jedoch nach dem Ermessen Unseres
Staats-Ministeriums gestattet, deren Beiträge bis auf ein Viertheil des Ge-
sammtbetrages zu ermäßigen.

Urkundlich unter Unserer höchsteigenhändigen Unterschrift und unter Bei-
druckung Unseres Großberzerzoglichen Staatsinsiegels.

So geschehen und gegeben Weimar am 11. Jannar 1854.

Carl Alexander.
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Nachtrag
zu dem Gesetze über die Irren-, Heil-
und Pflege-Anstalt zu Jena vom 29.
Mai 1847 und zu dem Gesetze über die
Heimathsverhältnisse vom 23. Februar
1850 wegen der Aufnahme hülfsbedürf-
tiger Geisteskranl#r in das Landes-Hospi-

tal zu Blankenhayn.



Uegierungs -Slatt
für das

Großherzogthum
Sachsen-Weimar-Eifsenach.

Nummer 6. Weimar. 19. Januar 1854.

Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-

Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. c.

Zur Sicherung des Eigenthumes an den von der Weimarischen Bank aus-
gegebenen Aktien, Banknoten und Rentenbriefen verordnen Wir mit Genehmi-
gung des getreuen Landtages, wie folgt:

S. 1.
Die Bestimmungen des Gesetzes zur Sicherstellung des Eigenthumes an den

auf den Inhaber lautenden Staatsschuld-Urkunden des Großherzogthumes vom
19. April 1833 in den §.F. 1 bis 9 und 17 bis 29, sowie des Gesetzes über
die Verjährung zum Besten derjenigen, welchen Staatsschuld-Urkunden auf den
Inhaber abhanden gekommen sind, vom 26. April 1839, finden auch auf die
von der Weimarischen Bank ausgegebenen, auf den Inhaber lautenden Bank-
Aktien, auf die dießfallsigen Interims-Scheine und auf die auf den Inhaber
lautenden Rentenbriefe sammt den dazu gehörigen Zinsleisten (Talons) und Di-
videnden= oder Zins-Scheinen (Coupons) mit folgenden Abänderungen An-
wendung:

6
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1) An die Stelle des in jenen Gesetzen erwähnten Landschafts-Kollegiums
tritt das Bank-Direktorium, an die Stelle der Landesregierung zu Weimar das
Kreisgericht daselbst, an die Stelle des Staates und der Staatskasse in-
gleichen der Landesschulden-Tilgungskasse die Weimarische Bank und an
die Stelle des Finanz-Prokurators der Rechts-Konsulent der Bank.

2) Was in den gedachten Gesetzen von den in der Verloosung begriffenen
Kapitalen geordnet ist, gilt auch von den, der Verloosung überhaupt
nicht unterliegenden Bank-Aktien; ingleichen was dort von Ziusscheinen
und Zinsen bestimmt ist, auch von den Dividenden-Scheinen und Divi-
denden der Bank.

3) Die Bekanntmachungen wegen verloren gegangener bezüglich amortisirter
Urkunden müssen in denjenigen öffentlichen Blättern erfolgen, welche für
die Bekanntmachungen der Weimarischen Bank nach deren Statut (F. 69)
vorgeschrieben sind.

4) Bei den Dividenden-Scheinen beginnt die Verjährung, und zwar sowohl
die zu Gunsten eines angemeldeten Beschädigten wie die zu Gunsten der
Bank, vom Ablaufe desjenigen Jahres, für welches dieselben zahlbar sind.

F. 2.

Hinsichtlich der auf einen bestimmten Namen in den Büchern der Bank
eingetragenen Aktien und Rentenscheine, sowie der dazu gehörigen Zinsleisten,
Zins= oder Dividenden-Scheine ist die Bank auf den Antrag der benannten
Gläubiger oder ihrer Rechtsnachfolger zur Ausstellung eines Duplikats und zur
Annullirung des ursprünglichen Dokuments berechtigt und verpflichtet, wenn eine
von dem Bank-Direktorium in den für die Bekanntmachungen der Bank statu-
tenmäßig bestimmten öffentlichen Blättern dreimal in viermonatlichen Zwischen-
räumen erlassene Aufforderung zur Anmeldung etwaiger Ansprüche auf das in
Frage seyende Dokument eine solche Anmeldung nicht zur Folge gehabt hat und
während eines Zeitraumes von vier Jahren nach Ablauf desjenigen Jahres, in
welchem der erste Abdruck der öffentlichen Aufforderung erschien, die Erhebung
der Dividenden bezüglich der Zinsen unterblieben ist.

F. 3.
Die Bestimmungen in den §.. 7, 8, 9 des Gesetzes vom 27. August

1847, die Emittirung von Kassenanweisungen für das Großherzogthum betref-
fend, gelten auch von den durch die Weimarische Bank ausgegebenen Banknoten.
Die Einziehung und Einlösung der Noten erfolgt nach den in den §K.5F. 18,
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65 des am 26. September 1853 in dem Regierungs-Blatte veröffentlichten Bank-
Statutes enthaltenen Vorschriften und mit den dort bestimmten Wirkungen.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz höchsteigenhändig vollzogen und mit
Unserm Großherzoglichen Staatsinsiegel bedrucken lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 12. Jannar 1854.

Carl Alexander.
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Gese 6
zur Sicherung des Eigenthumes an den
von der Weimarischen Bank ausgegebe-
nen Aktien, Banknoten und Rentenbriefen.

Ministerial-Bekanntmachungen.
I. Mit Bezugnahme auf den unter dem 29. Juni v. J. (S. 165 des Re-

gierungs-Blattes v. J. 1853) bekannt gemachten Vertrag, die Fortdauer und Er-
weiterung des Zoll= und Handels-Vereines betreffend, vom 4. April 1853, wird
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß seit dem 1. d. M. die zeither
zum Steuervereine verbunden gewesenen Staaten — das Königreich Hannover
mit dem Fürstenthume Schaumburg-Lippe und das Großherzogthum Oldenburg
— mit den übrigen Staaten des Zollvereines zu einem Gesammt-Zollver-
eine verbunden sind und daß dem gemäß der gegenseitig freie Verkehr zwischen
den genannten Staaten des vorbinnigen Steuervereines und den übrigen Zoll-
vereins-Staaten in seinem ganzen vertragsmäßigen Umfange, also mit alleini-
ger Ausnahme des Salzes und der Spielkarten, sowie der mit Uebergangsab-
gaben belegten Gegenstände: des Branntweines und des Bieres, eingetreten ist.

Der Branntwein ist bei dem Uebergange aus den genannten vorhinni-
gen Steuervereins-Staaten nach Preußen und den mit letzterem in Gemeinschaft
der Branntwein-Steuer stehenden Staaten, sowie umgekehrt bei dem Uebergange
aus Preußen und aus den mit letzteren in Branntweinsteuer-Gemeinschaft befind-
lichen Staaten in jene Staaten des vorhinnigen Stenervereines einer Uebergangs-
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abgabe von 6 Thalern für die Ohm bei 50 Prozent Alkohol nach Tralles un—
terworfen; und das Bier unterliegt bei dem Uebergange aus jenen Staaten
nach Preußen und nach den mit diesem in Gemeinschaft der Uebergangsabgabe
von Bier stehenden Staaten einer Uebergangsabgabe von 7½ Silbergroschen
für den Preußischen Zentner.

Schließlich wird noch zu Art. 14 des oben gedachten Vertrages vom 4.
April 1853 bekannt gemacht, daß die Regierungen des Königreiches Hannover
und des Großherzogthumes Oldenburg zugleich der der allgemeinen Münz-Kon-
vention vom 30. Juli 1838 angefügten besonderen protokollarischen Ueberein-
kunft unter den zu dem Vierzehnthaler-Fuße sich bekennenden Staaten vom näm-
lichen Tage (Regierungs-Blatt v. J. 1840, S. 141 f.) ebenso wie früher das

Herzogthum Braunschweig mit beigetreten sind.
Weimar am 10. Januar 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sachsischen
Staats=Ministeriums.Thon.

II. Dem Kaufmann Friedrich Christian Kaiser zu Vacha ist auf Nach-
suchen die Erlaubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der Feuer-
Versicherungsbank für Deutschland zu Leipzig innerhalb der Grenzen des Groß-
herzogthumes bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 30. Dezember 1853.

Finanz-Departement des Eroßberzoglich SächsischenStaats-Ministeriums.
G. Thon.

III. Mit Beziehung auf die Bekanntmachung vom 12. November v. J.
(Regierungs-Blatt S. 346) wird andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht,
daß der, zwischen mehren deutschen Regierungen am 11. Juli v. J. zu Eisenach
abgeschlossenen Uebereinkunft wegen Verpflegung erkrankter und Beerdigung ver-
storbener Staatsangehöriger auch die Königlich Baversche Regierung nach-
träglich beigetreten ist.

Weimar am 11. Januar 1854.

Erstes Departement des Großherzoglich Sachsischen
Staats-Ministeriums, Abtheilung B.

von Watzdorf.



Uegierungs- Blaft
Großherzogehum

Sachsen-Weimar-Eisenach.
Nummer 7. · Weimar. 24. Januar 18541.

Ministerial-Bekanutmachungen.
Nachdem das Königlich Preußische Ministerium für Handel, Gewerbe und

öffentliche Arbeiten das nachstehende Reglement für den telegraphischen Verkehr
auf den Linien des Deutsch-Oesterreichschen Telegraphen-Vereines vom 23.
Dezember vorigen Jahres erlassen hat, welches — unbeschadet der für das
Großherzogthum durch den Staatsvertrag vom 3. August 1848stipulirten Be-
fugnisse — auch für den, einen Theil des Großherzogthumes durchziebenden,
Königlich Preußischen Staats-Telegraphen Gültigkeit hat: so wird dieses Regle-
ment hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Weimar am 9. Jannuar 1854.
Erstes Departement des Großherzoglich Sachsischen

Staats-Ministeriums, Abtheilung A.
von Watzdorf.

Reglement
für

den telegraphischen Verkehr auf den Linien des Deutsch-
Oesterkeichschen Telegraphen-Vereines.

I. Bezeichnung der in den Vereinsstaaten im Betriebe stehenden
Telegraphen-Linien mit ihren Anschlüssen an das Ausland.

Begriff des Deutsch= Oesterreichschen Telegraphen Vereines.
1

Um das Telegraphen-Justitut möglichst gemeinnützig zu machen und für
dessen Benutzung in ganz Deutschland gleichmäßige Grundsätze zu erzielen, ist

7
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der Deutsch-Oesterreichsche Telegraphen-Verein gebildet worden, welchem bis jetzt,
nach der Reihenfolge ihres Beitrittes, folgende Staaten angehören:

Das Kaiserthum Oesterreich, das Königreich Preußen, das Königreich
Bayern, das Königreich Sachsen, das Königreich Württemberg, das Kö-
nigreich Hannover und das Königreich der Niederlande,

während für alle übrige Deutsche Staaten mit den in ihren Gebieten zu errich-
tenden Telegraphen-Linien der Beitritt offen gehalten ist.

S. 2.
Der Deutsch-Oesterreichsche Telegraphen-Verein erstreckt sich nicht allein

auf die in den Gebieten der Vereinsregierungen gelegenen, sondern auch auf
diejenigen Telegraphen-Linien und Stationen, welche die eine oder andere der
Vereinsregierungen in fremden Staaten unterhält oder noch anlegen sollte.

Das Vereins-Telegraphennetz.
S. 3.

Das Telegraphen-Netz des Deutsch-Oesterreichschen Vereines erstreckt sich
gegenwärtig auf folgende Linien:

A. In Oesterreich.
1) Von Wien über Linz nach Salzburg zum Anschluß an die Königlich

Bayerschen Telegraphen-Linien;
2) mit Fortsetzung von Salzburg über Kufstein, Innsbruck, Brirxen,

Botzen, Trient, Roveredo, Verona bis Mantua, mit Anschluß an
die Italienischen Linien;

3) mit der Seitenlinie von Innsbruck über Feldkirch nach Bregenz zum
Anschluß an die Königlich Bayerschen und an die Schweizerschen Linien;

4) von Verona über Peschiera, Brescia, Bergamo nach Mailand
und von da über Monza und Como nach Chiasso zum Anschluß an
die Schweizerschen Linien;

5) von Verona über Vizenca, Padua, Mestre, Treviso, Udine,
Görz nach Triest und Pirano;

6) von Wien über Gloggnitz, Mürzzuschlag, Gratz, Cilli, Laibach,
Adelsberg nach Triest;

7) mit der Seitenlinie von Cilli nach Agram, und
8) von Laibach nach Klagenfurt;
9) von Wien über Preßburg, Neuhäusel, Pesth, Szegedin, Temes-

var und Peterwardein nach Semlin;
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10) mit der Seitenlinie von Czegled nach Szolnok; ferner:
11) mit der Seitenlinie von Temesvar über CarlsburgnachHerrmann-

stadt;
12) von Wien über Brünn, Trübau und Prag nach Bodenbach zum

Anschluß an die Königlich Sächsischen Linien;
13) von Wien über Olmütz nach Oderberg zum Anschluß an die König-

lich Preußischen Linien;
14) mit den Seitenlinien von Oderberg nach Troppau;
15) und von Olmütz nach Trübau zum Anschluß an die Linie von Wien

bis Bodenbach; dann
16) mit der Fortsetzung von Oderberg über Bielitz, Krakau, Tarnow,

Rzeszow, Przemysl nach Lemberg.
8. In Preußen.

1) Von Berlin über Potsdam, Magdeburg, Öschersleben, Braun-
schweig, Hannover (Anschluß an die Königlich Hannoverschen Linien),
Minden, Hamm, Duisburg (Anschluß an die Königlich Niederländi-
schen Linien), Dusseldorf, Deutz, Cöln, Aa#chen bis Herbesthal
zum Anschluß an die Königlich Belgischen Linien;

2) mit der Seitenlinie von Hamm nach Münster:
3) von Düsseldorf nach Elberfeld und
4) von Deutz nach Ehrenbreitstein (Coblenz), Trier und Saarbrück

zum Anschluß an die Kaiserlich Französischen Linien;
5) von Berlin über Dessau, Cöthen, Halle, Weimar, Erfurt, Go-

tha, Eisenach, Cassel, Marburg und Gießen nach Frankfurt
am Mainj;

6) mit der Seitenlinie von Cöthen nach Magdeburg, und
7) von Halle nach Leipzig zum Anschluß an die Sächsischen Linien;
8) von Berlin über Wittenberge, Hagenow (Anschluß an die Groß-

herzoglich Mecklenburgsche Linie nach Schwerin) nach Hamburg zum
Anschluß an die Dänischen Linien;

9) mit der Seitenlinie von Büchen nach Lübeck (Anschluß daselbst an die
Linie von Lübeck nach Travemünde);

10) von Berlin über Stettin, Kreuz, Bromberg, Dirschau, Elbing
nach Königsberg; mit den Seitenlinien

11) von Stettin nach Swinemünde;
12) von Kreuz nach Posen und

—1
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13) von Dirschau nach Danzig;
14) von Berlin über Frankfurta. d. O., Liegnitz, Breslau, Oppeln,

Cosel, Ratibor nach Oderberg zum Anschluß an die Kaiserlich Oester-
reichschen Telegraphen-Linien;

15) mit der Seitenlinie von Cosel nach Myslowitz zum Anschluß an die
Polnischen Linien.

C. In Bayern.
1) Von München nach Salzburg zum Auschluß an die Kaiserlich Oester-

reichschen Linien;
2) von München über Landshut und Regensburg nach Passau zum

Anschluß an die Kaiserlich Oesterreichschen Linien;
3) von München uber Augsburg, Ansbach, Nürnberg, Bamberg

und Bayreuth nach Hof zum Anschluß an die Sachsischen Linien;
4) mit der Abzweigung von Augsburg über Kempten nach Lindau, und
5) der Unterabzweigung von Kempten nach Hohenschwangau;
6) mit der Abzweigung von Augsburg nach Ulm zum Anschluß an die

Königlich Württembergschen Linien;
7) mit der Abzweigung von Bamberg über Schweinfurt, Würzburg,

Aschaffenburg, Offenbach nach Frankfurt a. M. und Darmstadt;
8) mit der Seitenlinie von Schweinfurt nach Kissingen; und
9) mit der Seitenlinie von Aschaffenburg nach Hanau.

D. In Sachsen.
1) Von Dresden nach Bodenbach zum Anschluß an die Kaiserlich Oester-

reichschen Linien;
2) von Dresden über Riesa nach Leipzig zum Anschluß an die König-

lich Preußischen Linien;
3) mit Abzweigung von Riesa nach Chemnitz, und
4) von Leipzig über Altenburg und Zwickau nach Hof zum Anschluß

an die Königlich Bayerschen Linien.

E. In Württemberg.
1) Von Stuttgart nach Ulm zum Anschluß an die Königlich Bayerschen

Linien;
2) mit der Fortsetzung von Ulm nach Friedrichshafen;
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3) von Stuttgart nach Bruchsal zum Anschluß andie Großherzoglich
Badenschen Linien;

4) mit der Abzweigung von Bietigheim nach Heilbronn.

F. In Hannover.
1) Von Hannover nach Harburg und
2) von Hannover nach Bremen.

G. In den Niederlanden.
1) Von Haag über Rotterdam nach Dortrecht und von da an die Bel-

gische Grenze in der Richtung auf Antwerpen;
2) Von Haag über Amsterdam, Utrecht und Arnheim nach der Preu-

ßHischen Grenze in der Richtung auf Duisburg.
Anschlüsse an das Ausland.

S. 4.
Das Deutsch-Oesterreichsche Telegraphen-Netz steht gegenwärtig mit den

Linien der auswärtigen Staaten an folgenden Punkten in Verbindung:
1) Mit den Linien des Großherzogthumes Baden durch die Königlich Würt-

tembergsche Grenz-Station in Bruchsal.
2) Mit der Main-Neckar Staats-Telegraphen-Linie zwischen Mannheim

und Frankfurt a. M. vermittelst der Königlich Preußischen und König-
lich Bayerschen Telegraphen-Stationen zu Frankfurt a. M., der König-
lich Bayerschen Telegraphen-Station zu Darmstadt und von Buuchsal
aus mit Benutzung der Großherzoglich Badenschen Telegraphen-Linie
von da bis Mannheim.

3) Mit der Hamburg-Cuxhafen-Bremer Privat-Telegraphen-Linie, ver-
mittelst der Königlich Preußischen Telegraphen=StationzuHamburgund
den Königlich Hannoverschen Telegraphen-Stationen zu Harburg und
Bremen.
Mit den Telegraphen-Linien der Herzogthümer Modena und Parma
und mit jenen des Großherzogthumes Toskana vermittelst der Kaiserlich
Oesterreichschen Telegraphen -Station zu Mantua.

5) Mit den Linien der Schweiz vermittelst der Kaiserlich Oesterreichschen
Telegraphen-Station zu Mailand (Chiasso) und mit Benutzung der Groß-
herzoglich Badenschen Linien über Basel, und mittelst der Französischen
Telegraphen-Linien über St. Louis.

4



34

6) Mit Belgien vermittelst der Königlich Preußischen Telegraphen-Linie
bei Herbesthal zwischen Aachen und Verviers, und der Koniglich Nieder—
ländischen Telegraphen-Linie zwischen Rotterdam und Antwerpen.

7) Mit Frankreich über Straßburg mit Benutzung der Großherzoglich Ba-
denschen Telegraphen-Linien, ferner mittelst der Königlich Preußischen Te-
legraphen-Linie bei Saarbrück; dann über Belgien mit Benutzung der
Königlich Belgischen Telegraphen=LinievonHerbesthalbisan die Fran-
zösische Grenze bei Quiévrain, sowie von den Niederlanden aus ver-
mittelst der Telegraphen-Linie von Rotterdam nach Antwerpen und der
Belgischen Telegraphen-Linien.

8) Mit Sardinien unter Benutzung der Französischen Telegraphen-Linien
bis zur Französisch-Sardinischen Grenze bei Grenoble, sowie mittelst der
Telegraphen-Linien der Schwezz.

9) Mit Großbritannien vermittelst der unterseeischen Telegrapben-Linie
vom Haag nach Lowestoft, dann durch Belgien vermittelst der unterseei-
schen Telegraphen-Linie von Ostende nach Dover, sowie durch Belgien
und Frankreich vermittelst der unterseeischen Telegraphen -Linie von Ca-
lais nach Dover.

10) Mit der Lübecker Telegraphen-Linie von Lübeck nach Travemünde mit-
telst der Königlich Preußischen Station zu Lübeck.

Nachdem auf Grund der Allerhöchsten Ordre vom 26. September 1850
die Bestimmungen und der Tarif des unterm 25. Juli 1850 abgeschlossenen
Deutsch-Oesterreichschen Telegraphen-Vertrages auch auf den telegraphischen
Verkehr im Innern der Preußischen Staaten angewendet und Allerhöchsten Orts
unter'm 8. Dezember 1851 und 7. November 1853 auch die Bestimmungen
der beiden Nachtragsverträge genehmigt worden sind, treten vom 1. Januar
1854 ab, unter Wegfall aller bisher auf den telegraphischen Verkehr ergange-
nen Verordnungen, folgende Bestimmungen in Kraft.

III. Allgemeine Bestimmungen über die Benutzung der Tele-
graphen-Linien.

Benutzung der Vereins-Linien.

S. 5.
Die Benutzung der Telegraphen der Vereinsregierungen steht Jedermann

ohne Ausnahme zu. Jeder Regierung verbleibt aber die Befugniß, nach Gut-
befinden einzelne Linien für alle oder für gewisse Arten der Korrespondenz zeit-
weise außer Betrieb zu setzen.
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Vereins. Korrespondenz.
6

Den Vereinsbestimmungen ist zunächst nur die Vereins-, d. h. diejenige
telegraphische Korrespondenz unterworfen, bei welcher die Ursprungs= und End-
Station verschiedenen Vereinsverwaltungen angehören.

Die von fremden Stationen ausgehende oder dahin gerichtete telegraphi-
sche Korrespondenz ist, falls sie die Linien mehrer Vereinsregierungen berührt,
rücksichtlich der Beförderung im Bereiche des Vereines so zu behandeln, als wäre
sie bei der Eingangs-Station aufgegeben oder nach der Ausgangs-Station
bestimmt.

Bewahrung des Telegraphen- Gebeimnisses.
7

Den Telegraphen-Beamten ist bei Eidespflicht die Mittheilung des In-
halts der Depeschen an Unbefugte sowie jede Mittheilung darüber, von wem
eine Depesche aufgegeben oder empfangen worden, untersagt.

h. 8.
Fremden Personen ist der Zutritt zu den Apparat-Zimmern der Telegra-

phen-Stationen während des Telegraphirens von Staats= oder Privat-Depe-
schen versagt.

Dauer des Dienstes auf den Stationen.
C. 9.

Die Telegraphen-Stationen sind täglich, mit Einschluß der Sonn= und
Fest-Tage, für die Aufgabe von Depeschen offen zu halten, und zwar:

a) auf denjenigen Stationen, welche regelmäßigen Nachtdienst haben, also
namentlich auf allen Central= und Anschluß-bezüglich Uebertragungs-Sta-
tionen des Vereines

ohne Unterbrechung bei Tag und bei Nacht;
b) auf den Stationen, wo kein Nachtdienst Statt findet, vom 1. April bis

Ende September
von 7 Uhr Morgens bis 9 Uhr Abends

und vom 1. Oktober bis Ende März
von 8 Uhr Morgens bis 9 Uhr Abends.

Diese Zeitangaben sind die der mittlern Zeit eines jeden Ortes.
Telegraphen= Linien mit regelmäßigem Nachtdienst.

S. 10.
Vom l. Januar 1854 an findet bis auf Weiteres der Nachtdienst auf

folgenden Vereins-Linien Statt:
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Von Wien über Oderberg und Breslau nach Berlin.
Von Wien über Brünn und Prag nach Dresden und Berlin.
Von Wien über Salzburg nach München.
Von Wien über Salzburg nach Verona und Mantua (zum Anschluß

an Italien).
Von Wien nach Feldkirch und Bregenz.
Von Wien über Triest, Venedig, Verona nach Mailand.,
Von Berlin nach Hannover, dann nach Amsterdam und Haag (zum

Anschluß an die Englischen Linien) und von Duisburg nach Deutz
(zum Anschluß an Belgien).

Von Berlin über Erfurt und Cassel nach Frankfurt a. M.
Von Berlin nach Hamburg zum Anschluß an die Dänischen Linien.
Von Berlin über Stettin und Bromberg nach Königsberg.
Von München über Augsburg nach Stuttgart (zum Anschluß an die

Badenschen und Schweizerschen, sowie an die Französischen Linien
über Straßburg).

Von München über Bamberg nach Leipzig, Dresden und Berlin.
Von München nach Frankfurt a. M.
Von Haag nach Antwerpen zur Verbindung mit den Belgischen Tele-

graphen.
Ein Verzeichniß aller Stationen, auf denen ein regelmäßiger Nachtdienst

besteht, wird auf den Telegraphen-Stationen ausgelegt und von Zeit zu Zeit
ergänzt werden.

Zeit-Differenz.
K. 11.

Die im§. 0 angegebenen Zeitbestimmungen für solche Stationen, welche kei-
nen Nachtdienst haben, gelten nur für das Publikum und beziehen sich, wie

* auf die mittlere Zeit des Ortes, wo die Depeschen-Aufgabe Stattndet.
Die Dauer des Dienstes für die betreffende Telegraphen-Station wird da-

gegen mit Rücksicht auf die Zeit-Differenz bemessen, welche zwischen dieser Sta-
tion und den am meisten östlich und westlich gelegenen Stationen des Deutsch-
Oesterreichschen Telegraphen-Vereines besteht.

Depeschen-Aufgabe.
12

Die Aufgabe von Depeschen Behufs der Telegraphirung kann nur bei den
Telegraphen-Stationen erfolgen.
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Bestimmungsort der Depesche.
S. 13.

Es kann die Aufgabe von Depeschen sowohl nach sämmtlichen Stationen
des Deutsch-Oesterreichschen Telegraphen-Vereines, als auch nach allen Telegra-
phen-Stationen des Auslandes, sowie endlich nach Orten, welche über die
Endpunkte von Telegraphen-Linien hinaus oder seitwärts von denselben gelegen
sind, Statt finden.

Nichtung der Beförderung.
14.

Der Aufgeber einer Depesche st berechtigt, die Richtung anzugeben, in
welcher er dieselbe nach der Adreß- Station befördert haben will.

Depeschen nach außerhalb der Telegraphen-Linien gelegenen Orten.
§. 15.

Ist die Depesche nach einem außerhalb der Telegraphen-Linien gelegenen
Orte zu befördern, so hat der Aufgeber die Art und Weise der Weiterbeför-
derung zu bestimmen.

Diese Weiterbeförderung kann
a) durch die Post in recommandirten Briefen,
b) mittelst Estafetten und
) bei geringen Entfernungen mittelst Boten erfolgen.

Depeschen nach Orten, wo Eisenbahnbetriebs-Telegrapben-Stationen find.
K. 16.

Der Aufgeber einer Depesche kann auch verlangen, daß dieselbe von der
letzten Telegraphen-Vereins-Station aus vermittelst vorhandener Eisenbahnbe-
triebs-Telegraphen, insofern solche zur Beförderung von Staats= und Privat=
Depeschen mit benutzt werden dürfen, an die Adreß-Station weiter gegeben
werde, in welchem Falle diese Beförderung der Weitersendung mittelst Boten
gleich geachtet und behandelt wird. Die Aufsgeber solcher Depeschen werden je-
doch darauf aufmerksam gemacht, daß sie nicht unter allen Umständen auf eine
prompte Weiterbeförderung mittelst des Eisenbahnbetriebs-Telegraphen rechnen
können.

In Preußen dürfen die Eisenbahnbetriebs-Telegraphen zur Beförderung der
Privat-Depeschen nicht benutzt werden. Ein Verzeichniß derjenigen Eisenbahn-
Telegraphen-Stationen, welche in anderen Staaten hierzu berechtigt sind, ist
auf den Stationen zur Einsicht ausgelegt.

8
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Identitäts-Nachweis.
g. 17.

Jeder Absender einer Depesche ist befugt, dem annehmenden Telegraphen-
Beamten seine Identität

a) entweder durch Vorweisung eines Passes, einer Paßkarte oder eines Cer-
tifikats von einer Gerichts = oder Polizei-Behörde, oder

b) durch die in einem der oben genannten Wege beglaubigte eigenhändige
Unterschrift auf der Original-Depesche, oder

I) mittelst Anerkennung durch zwei bekannte und einwandsfreie Zeugen ein-
für allemal

nachzuweisen und den Vermerk hierüber in der Depesche zu verlangen, ohne
daß jedoch die Vereinsverwaltungen gegenüber den Korrespondenten irgend welche
aus dieser Maßregel herzuleitende Garantie übernähmen.

Anmeldung von Nacht-Depeschen.

S. 18.
Wenn von oder nach einer Station, welche keinen regelmäßigen Nachtdienst

hat (K. 9), eine Depesche nach dem Schlusse der Dienstzeit oder nach 9 Uhr
Abends befördert werden soll, so wird solche als Nacht-Depesche betrachtet und ist
vom Aufgeber vor 9 Uhr Abends unter Erlegung des Minimal-Betrages der tarif-
mäßigen Beförderungsgebühr auf der betreffenden Station anzumelden, da-
mit diese den übrigen betheiligten Stationen von dem zu erwartenden spätern
Eingange der Depesche sogleich Nachricht geben könne.

Jeitangabe für die nächtliche Beförderung.
S. 19.

Wer eine Nacht-Depesche aufgeben will, hat bei deren Anmeldung die Zeit
anzugeben, wann die Aufgabe auf dem Telegraphen-Büreau erfolgen wird.

Findet nach Verlauf einer Stunde von diesem angemeldeten Zeitpunkte
an die Aufgabe der Depesche nicht Statt, so kann der Ausgeber die Beförde-
rung nicht mehr beanspruchen und die hinterlegte Gebühr verfällt der Ver-
waltung.

IIII. Depeschen-Annahme.
Klassisikation der Depeschen.

g. 20.
In Bezug auf die Behandlung der telegraphischen Depeschen sind zu un-

terscheiden:
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a) Staats-Depeschen der dem Vereine angehörigen, sowie der vertrags-
mäßig berechtigten Regierungen;

b) Eisenbahn= und Telegraphen-Dienst-Depeschen und
c) Privat-Depeschen.

Ein Unterschied zwischen Eisenbahn= und Privat-Depeschen findet jedoch
nur in so weit Statt, als solches in dem einen oder anderen Staate entweder
durch allgemeine Vorschriften oder durch besondere Vertrags-Bestimmungen fest-
gesetzt worden ist.

Die von Staats-Behörden als Staats-Depeschen aufgegebenen Depeschen
werden als solche behandelt.

Erfordernisse der Depeschen im Allgemeinen.
S. 21.

Jede zu befördernde Depesche muß im Terte ohne Wortabkürzungen und
deutlich geschrieben seyn, auch den Namen des Absenders, sowie den Namen
und Wohnort des Empfängers enthalten. Der Absender hat bei der Depesche
die Adresse oben an zu setzen, hierauf den Tert und am Schlusse die Unter-
schriftfolgen zu lassen.

§. 22.
Die Folgen einer ungenügenden Adressirung sind vom Absender zu tragen,

welcher auch eine nachträgliche Telegraphirung zur Vervollständigung der Adresse
nur gegen Entrichtung der tarifmäßigen Telegraphen-Gebühren beanspruchen
kann.

S. 23.
Zum Niederschreiben der aufzugebenden Depeschen darf Seitens der Ab-

sender nur ein unverwischbares Schreib-Material verwendet werden. Auch dür-
fen in denselben Radirungen, Ausstreichungen und Korrekturen nicht vorkommen.

Wünscht der Absender Zusätze oder Abkürzungen in der Depesche, so ist
von ihm selbst die Umschreibung derselben zu bewirken.

g. 24.
Wenn der Aufgeber einer Depesche dieselbe auf dem Telegraphen-Büreau

niederschreibt, so hat er sich des hiefür bestimmten Depeschen-Formulars zu
bedienen.

g. 25.
Depeschen, welche den vorgedachten Anforderungen nicht entsprechen, wer-

den dem Absender zur Vervollständigung bezüglich Umschreibung zurückgegeben.
8
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g. 26.
Bei denjenigen Depeschen, welche von der letzten Telegraphen-Station aus

durch andere Mittel weiter befordert werden sollen, hat der Aufgeber die Art
der Weiterbeförderung auf der Depesche schriftlich anzugeben.

Erfordernisse der Staals- Depeschen.
§S. 27.

Staats-Depeschen können nach der Wahl des Absenders in Deutscher oder
in einer solchen Sprache abgefaßt werden, deren Buchstabenzeichen sich durch die
vorhandenen Telegraphen-Apparate wiedergeben lassen.

Auch ist bei den Staats-Depeschen die Anwendung von Chiffern, jedoch
nur von solchen zulässig, welche in Buchstaben oder Ziffern bestehen.

S. 28.
Staats-Depeschen müssen stets mit dem Siegel des Absenders oder der

absendenden Behörde versehen seyn.
g. 29.

Eine Kontrole über die Zulässigkeit der Beförderung von Staats-Depeschen
mit Rücksicht auf ihren Inhalt steht den Telegraphen-Stationen nicht zu.

Erfordernisse der Privat-Depeschen.

K. 30.
Privat-Depeschen können nach der Wahl des Aufgebers in Deutscher oder

Französischer Sprache abgefaßt seyn. Ein Verzeichniß derjenigen Stationen, welche
auch zur Annahme von Depeschen in Englischer Sprache ermächtigt sind, ist auf
den Telegraphen-Stationen zur Einsicht ausgelegt.

K. 31.
Die Anwendung der Chiffern-Schrift ist bei Privat-Depeschen ausgeschlossen.
Dagegen ist die Beförderung der Börsen-Course, Getreidepreise u. s. w. in

bloßen Zahlen unter denjenigen Beschränkungen gestattet, welche die einzelnen
Vereinsregierungen etwa Behufs Abwendung von Mißbräuchen für nöthig erach-
ten sollten. Auf den Preußischen Linien ist die Beförderung von Börsen-Cour-
sen in bloßen Zahlen ohne Bezeichnung der Effekten gestattet; jedoch dürfen

a) bei jeder Effekten-Sorte nur 4 Zahlen gebraucht, und muß
b) die der Telegraphen Station von den Absendern im Voraus mitzuthei-

lende Reihefolge, in welcher jedesmal die Course der Effekten aufzufüh-
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ren sind, genau eingehalten werden, damit die Kontrole nach den Cours-
Zetteln erfolgen kann.

Bei den Lieferungspreisen für Getreide-Gattungen und Fabrikate dürfen
mehr als 4 Zahlen hinter einander folgen. Diese Zahlen müssen aber in ge-
wisser Uebereinstimmung unter einander stehen, so daß sie als wirkliche Bezeich-
nung der Preise erkannt werden können.

g. 32.

Die Stationen sind verpflichtet, solche Privat-Depeschen, deren Inhalt ge-
gen die Gesetze verstößt oder aus Rücksichten des öffentlichen Wohles und der
Sittlichkeit zur Mittheilung für nicht geeignet erachtet werden, von der Annahme
auszuschließen.

Die Entschließung liegt in solchen Fällen dem Vorsteher der Telegraphen-=
Stationen oder dessen Stellvertreter ob.

Reklamationen gegen dieselbe oder Anfragen der Telegraphen-Stationen,
ob eine Depesche zur Beförderung durch den Staats-Telegraphen geeignet sey,
sind an die betreffende Staats-Telegraphen-Verwaltung zu richten, gegen deren
Entscheidung kein Rekurs Statt findet.

K. 33.

Privat-Depeschen dürfen in der Regel aus nicht mehr als 100 Worten
bestehen. Privat-Depeschen von mehr als 100 Worten können nur dann zur
Beförderung zugelassen werden, wenn die Apparate der betreffenden Linie nicht
anderweitig in Anspruch genommen find.

Jurücknabme von Depeschen bei Verzögerungen.
K. 34.

Wenn die Beförderung einer Depesche aus irgend einem Grunde einer er-
heblichen Verzögerung unterliegt — z. B. bei Unterbrechungen und Störun-
gen der Leitungen — so wird der Aufgeber hiervon in Kenntniß gesetzt und die
Depesche nur dann angenommen, wenn derselbe die Absendung dennoch aus-
drücklich verlangt.

Zurückgabe von Depeschen.
g. 35.

Die Zurückgabe einer Depesche ist zulässig, wenn die Abtelegraphirung der-
selben noch nicht begonnen hat und die zurückfordernde Person sich als der Auf-
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geber bezüglich Absender, oder von diesem als zur Rückforderung der Depesche
beauftragt, vollständig legitimirt.

Inhibirung bereits abgegangener oder in der Telegrapbirung begriffener
Depeschen.

K. 36.
Verlangt der Aufgeber, daß eine bereits abgegangene oder in der Telegra-

phirung begriffene Depesche nicht bestellt werde, so findet folgendes Verfahren
Anwendung:

a) Ist die Depesche bereits vollständig telegraphirt, steht aber zu vermuthen,
daß die Bestellung durch Boten, Post oder Estafette noch nicht Statt ge-
funden hat, so kann die Sistirung durch eine amtliche Notiz der Abgangs-
Station an die Ankunfts-Station Seitens des durch Vorzeigung des Aufgabe-
scheines sich zu legitimirenden Absenders erfolgen, jedoch ohne Gewähr-
leistung dafür, daß die Bestellung dadurch rechtzeitig verhindert werde.

b) Ist dagegen die Telegraphirung noch nicht beendigt, so kann dieselbe in-
hibirt und die Depesche unbefördert zurückgelegt werden.

c) In beiden Fällen findet eine Rückgabe der Original-Depesche nicht Statt.

Kollationirung.

Jeder Absender einer Depesche kann verlangen, daß dieselbe kollationirt,
d. h. von der Adreß-Station vollständig zurücktelegraphirt werde.

Dieses Verlangen ist auf der Original-Depesche mit den Worten:
„Depesche ist zu kollationiren“

zu bemerken.

Empfangsbescheinigung.
S 38.

Z„ Der Aufgeber einer Depesche kann auch verlangen, daß eine Bescheinigung
über die richtige Ueberkunft derselben durch das Empfangs-Büreau ertheilt, d.
i. zurückgemeldet werde.

Depeschen an mebre Adressaten.

S. 39.
Jede zur Beförderung bestimmte Depesche kann von dem Aufgeber an

mehre Adressaten zugleich gerichtet werden. Eine solche Depesche wird, sie mag
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von einem erreichten Punkte aus nach verschiedenen Richtungen sich verzweigen
oder an verschiedenen Punkten der zu durchlaufenden Linie abzusetzen seyn, als
eben so viele einzelne Depeschen behandelt, als Adreß-Stationen angegeben sind.

Soll eine solche Depesche an einem und demselben Orte an verschiedene
Adressaten abgegeben, d. h. vervielfältigt werden, so wird sie nur als eine ein-
zige Depesche behandelt.

Bedingte Aufgabe einer Depesche.
S. 40.

Wenn die Absendung einer Depesche dem Aufgeber nur bis zu einer be-
stimmten Zeit wünschenswerth ist, so kann derselbe dieses unter der Depesche
durch einen entsprechenden Zusatz, z. B. „spätestens 5 Uhr Nachmittags zu
telegraphiren“ angeben. Die Zurückgabe einer solchen Depesche erfolgt alsdann
unter den im KF. 35 angeführten Bedingungen.

Richtige Ueberkunft der Depeschen.
S. 41.

Eine Gewähr für die richtige Ueberkunft der Depeschen überhaupt oder für
ihre Ueberkunft in einer gewissen Zeit wird nicht geleistet.

Als geringstes Maaß der zugesicherten Schnelligkeit in der Beförderung soll
angesehen werden, daß die Depesche mindestens früher den Bestimmungsort er-
reicht, als mit Rücksicht auf den Zeitpunkt der geschehenen Aufgabe durch den
regelmäßigen Post= oder Eisenbahn-Dienst zu ermöglichen war.

Ausgenommen ist jedoch der Fall der eingetretenen Unterbrechung oder
Störung der Telegraphen-Verbindung.

IV. Tarifirung.
Gebübrenfreihelt für Telegrapben=Dienst.Depeschen.

S. 42.
Im Vereinsverkehr werden nur die Depeschen des Telegraphen-Dienstes frei

befördert. Diese Gebührenfreiheit bezieht sich nicht nur auf die diesfällige Kor-
respondenz der Telegraphen-Stationen unter einander, sondern auch auf alle den
Telegraphen-Dienst leitende Vereinsbehörden jeder Instanz.

Gebübhrenberechnung für Staats= und Privat-Depeschen.
g. 43.

Im Vereinsverkehr unterliegen alle Depeschen, sowohl Staats= als Pri-
vat-Depeschen, der tarifmäßigen Gebührenberechnung von der Aufgabe bis zur
Adreß-Station.
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Beförderungsgebühren im Vereinsgebiete.
K. 44.

Der Berechnung der Telegraphen-Gebühren für die Beförderung von Staats-
und Privat-Depeschen innerhalb des Vereinsgebietes wird die direkte Eutfernung
von der Aufgabe= bis zur Ankunfts= bezüglich Grenz-Station, und zwar nach
der vom Vereine angenommenen Karte, dann die Anzahl der die Depesche bil-
denden Worte zu Grunde gelegt.

Einfache und mehrfache Depeschen.

S. 45.
Eine Depesche, welche aus nicht mehr als 25 Worten besteht, wird für

eine einfache Depesche gerechnet. Enthält dieselbe über 25 bis einschlüssig 50
Worte, so gilt sie für eine doppelte, und wenn sie über 50 bis einschlüssig
100 Worte enthält, für eine dreifache Depesche.

Bei Depeschen von mehr als 100 Worten findet für das zweite, sowie
für das dritte 2c. Hundert, die Zählung jedesmal von Neuem Statt, so daß
eine Depesche bis zu 125 Worten für eine vierfache, bis zu 150 Worten für
eine fünffache, bis zu 200 Worten für eine sechsfache u. s. w. gerechnet wird.

Grundtage für einfache Depeschen.
K. 46.

Die Beförderungsgebühr beträgt für eine einfache Depesche auf eine direkte
Entfernung bis einschlüssig 10 Meilen

20 Silbergroschen oder Neugroschen — ½ Ihlr
16 eerr.

1 Fl. Konv.-Münze
1 „ 12 Kr. Rheiniss — 1½/ Fl.
1 „ 20 Cents Niederländisch, Rhein. M.

Gebübren-Jonen.
S. 47.

Diese Gebühr steigt jedesmal um denselben Betrag für weitere 15, 20,
25, 30, 35, 40, 45, 50 u. s. w. Meilen direkter Entfernung.

Denkt man sich auf einer Karte von irgend einer Telegraphen-Station
als Centrum mit dem Radius von 10, 25, 45, 70, 100, 135, 175, 220,
270 Meilen u. s. w. Kreise gezogen, so entstehen eben so viele Zonen, welche
der Kürze halber Gebühren-Zonen genannt werden.
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Nach allen für eine gewisse Station in die gleiche Zone fallenden Orten
kommt die gleiche Gebühr in Anwendung, und zwar für die erste Jone (bis
10 Meilen) die einfache, für die zweite Zone (von 10 bis 25 Meilen) die dop-
pelte, für die dritte Zone (von 25 bis 45 Meilen) die dreifache Taxe 2c.

Vereins-Tarif.
S. 48.

Der Tarif für Beförderung der Staats= und Privat-Depeschen innerhalb
des Deutsch-Oesterreichschen Telegraphen-Vereines ist daher folgender:

Entsernung nach Beförderungsgebühr für eine Depesche

bis von 26 bis von 51 bis von 101 bis von 126 bis

Zo 25 Worte. 50 Worten.400 Werten. 125 Worten.50 Worten.
« Meilen. — S J—— r

nen. 2 22P5 * 729 7“vs3 3 sSEs E##d 7
5%ss5 5#

I. bis 1%%%% „ 3%22% 4r 4%½ en 6

uillo- 251/81222%%% %%%

IIII1125 45 3834 67K %%% S 10r/1/ 10 1518
Iyv.% — 702¼¼% 5/898|2 % 1619½ 13½20“

6 62/3 1012 10 15 18 131/3 mi 162/3 25 30

7½8 12114 SL *e 20 30 36

v. 10 003½

 o %%
Wu15 — 15%

% %% %%¼%LS%½% 6 % %

5%% I 18½ 8 2%/ 43½ 380 45 54

VIII.175 — 2205

X.½32 10 12 131/32024 20 30|836 262a/8 0|48 331/3 50 60



K. 49.
Auf jeder Telegraphen-Station ist ein alphabetisches Verzeichniß sämmt—

licher Vereins-Stationen mit den beigefügten Gebühren dem Publikum zugäng-
lich anzuheften.

Bestimmung der Wortzahl einer Depesche.
S. 50.

Bei Ermittelung der Wortzahl einer Depesche Behufs der Tarisirung wer-
den folgende Grundsätze beobachtet:

!) Jedes Wort, welches aus nicht mehr als sieben Sylben besteht, wird
als ein Wort gezählt. Bei längeren Worten wird der Ueberschuß von
7 zu 7 Sylben wieder als ein Wort gerechnet.

2) Zusammengesetzte Worte müssen, wenn sie vom Aufgeber durch Binde-
striche getrennt geschrieben sind, auch getrennt telegraphirt und jeder
der in solcher Weise getrennten Worttheile auch für sich als ein Wort
gezählt und berechnet werden. Im entgegengesetzten Falle ist jedes zusam-
mengesetzte Wort als Ein Wort, jedoch mit Berücksichtigung der als
Grenze bestimmten Anzahl von sieben Sylben, zu zählen und zu tele-
graphiren.

3) Interpunktions-Zeichen im Terte, sowie Apostrophe und Bindestriche
werden nicht mitgerechnet, dagegen können alle durch den Telegraphen
nicht wiederzugebende Zeichen, welche daher durch Worte dargestellt wer-
den müssen, nur als solche berechnet werden.

4) Jeder einzelne Buchstabe und jedes apostrophirte Wort wird als ein gan-
zes Wort gezählt, daher auch die namentlich in französischer Sprache
häufig vorkommenden einzelnen Buchstaben, welche durch Apostrophe mit
dem folgenden Worte verbunden sind, als eben so viel einzelne Worte
in Ansatz kommen.
Fünf Ziffern werden als ein Wort gerechnet. Bei Zahlen von mehr Zif-
ferstellen sind je 5 Ziffern und ebenso der etwaige Ueberschuß als Ein
Wort anzunehmen, wobei Striche, Kommata und andere darstellbare Zei-
chen als Ziffern mitzuzählen sind.
Zahlen sind, sowie sie in der Original-Depesche geschrieben erscheinen,
mit Ziffern oder mit Buchstaben zu telegraphiren und in der Ausferti-
gung der Depesche auszudrücken. Ist daher eine Zahl mit Buchstaben

—

*

6 —
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gegeben, so wird dieselbe, gleichviel ob sie eine einfache oder eine zusam-
mengesetzte ist, unter Rücksichtnahme auf die Sylben-Zahl als Ein Wort
behandelt.

7) Wenn eine gebrochene Zahl durch Ziffern gegeben wird, so ist der Bruch-
strich als Zifferzeichen mitzuzählen.

8) Bei chiffrirten Depeschen sind je 5 Ziffern oder Buchstabenzeichen, sowie
der etwaige Ueberschuß als Ein Wort anzusehen.

Bestehen Staats-Depeschen aus Chiffern allein oder absatzweise aus
Chiffern und aus Worten, so sollen alle darin enthaltene Chiffer-Zei-
chen, ohne Rücksicht auf deren Gruppirung oder Einschaltung ausgeschrie-
bener Worte in den Chiffern-Tert, zusammengezählt, mit der Zahl 5
dividirt werden und der Quotient die zu tarirende Wortzahl der Chiffern
ergeben. Ueberschießende Chiffer-Zeichen von weniger als 5 werden als
ein weiteres Wort gerechnet.

Interpunktions-Zeichen werden bei Chiffer-Depeschen nicht mitge-
rechnet.

9) Adresse und Unterschrift, sowie die zur Bezeichnung von Eigennamen
dienenden Worte, als „von“, „de“, „van der“ u. s. w. werden bei
Auszählung der Worte mitgerechnet.

10) Die etwaigen Notizen, in welcher Weise die Depesche von der letzten Te-
legraphen-Station aus weiter befördert werden soll, die Notizen über
Kollarionirung, Empfangsbescheinigung, Beglaubigung, Rückantwort, so-
wie ferner sämmtliche Zeichen und Worte, welche die Telegraphen-Sta-
tion selbst der Depesche zum Zwecke des Dienstes hinzufügt, werden nicht
mitgezählt.

Depeschen an mehre Adressaten.

g. 51.

Depeschen, welche zugleich nach mehren Stationen adressirt sind, werden
als eben so viele Depeschen tarifirt, als Abgabe-Stationen angegeben sind.

Bei Bestimmung der Wortzahl solcher Depeschen werden zunächst die im
Texte und in der Unterschrift der Depesche enthaltenen Worte gezählt, dann der
so gefundenen Zahl für jede einzelne Adreß-Station die Wortzahl der betreffen-
den Adresse hinzugefügt.

9
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Vervielfältigungsgebähr.
g. 52.

Wenn eine Depesche an mehre Adressaten an einem und demselben Orte
gerichtet, also zu vervielfältigen ist, so wird für die Ausfertigung des zweiten
und jedes folgenden Exemplars von dem Aufgeber eine Gebühr von 7 Silber-
oder Neu-Groschen, 5 / guten Groschen, 20 Kr. Konv., 24 Kr. Rhein. oder
40 Cents Niederl. erhoben.

Beglaubigungsgebübr.
g. 53.

Wenn der Aufgeber einer Depesche die Beglaubigung der Identität seiner
Person verlangt, so ist hiefür der Betrag von /8 Thlr. — ½ Fl. Konv. M.
— 3/ Fl. Rhein. oder Niederl. zu erlegen.

Kollationirungs-Gebühr.
§. 54.

Für das Kollationiren einer Depesche wird die Hälfte der Beförderungsge-
dühr erhoben.

Eine vom Empfänger einer Depesche verlangte Kollationirung, d. i. Zu-
rück-Telegraphirung derselben, wird so behandelt, als wäre eine neue Depesche
aufgegeben und ist dafür die ganze Beförderungsgebühr zu erheben.

Für alle chiffrirte Staats-Depeschen ohne Ausnahme sind neben den tarif-
mäßigen Beförderungsgebühren auch noch die Gebühren für die zu erfolgende
Kollationirung zu erheben.

Gebübr für Empfangsbescheinig
G. 55.

Wenn eine Bescheinigung über die richtige Ueberkunft einer Depesche er-
theilt werden soll, so ist für dieselbe der vierte Theil der Beförderungsgebühr
einer einfachen Depesche mit Rücksicht auf die Zonen-Zabl zu erheben.

Gebühren für Weiterbeförderung von Depeschen.
S. 56.

Die Gebühren für die Beförderung der Depeschen nach außerhalb der Te-
legraphen-Linien gelegenen Orten werden jedesmal bei der Aufgabe mit erho-
ben und betragen:
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a) für die Beförderung durch die Post in rekommandirten Briefen 4 Sgr.
— 3 g6Gr. 2 Pf.=12 AXr. Konv. — 14 AXr. Rbein. — 21 Cents
Niederl. bei Depeschen, welche innerhalb der Deutsch-Oesterreichschen
Postvereins-Staaten oder den Niederlanden verbleiben, und 12 Sgr. —
9 CGr. 7 Pf. = 36 kXr. Konv. — 42 Kr. RNhein. — 72 Cents
Niederl. für Depeschen, welche über das Deutsch-Oesterreichsche Postge-
biet oder die Niederlande hinausgehen;

b) für die Beförderung durch Boten 20 Sgr. = 16 gGr. = I Fl. Kouv.
1 Fl. 12 Kr. Rhein. — 1 Fl. 20 Cents Niederl.;

c) für die Beförderung mittelst Estafetten die von der betreffenden Postver-
waltung hiefür wirklich zu berechnende Gebühr.

Devofttum für Estafetten-Beförderung.
6. 57.

Ist der Betrag der Estafetten-Gebühr der Aufgabe-Station nicht im Vor-
aus bekannt, so ist von dem Aufgeber eine zur Deckung des muthmaßlichen Be-
trages ausreichende Summe zu deponiren, von welcher der Ueberrest nach 5 Ta-
gen zurückgefordert werden kann.

Dieses Depositum soll bei jeder Depesche betragen
58 Rthlr. — 11/ Fl. Konv. = 1½/ Fl. Rhein. oder Niederl. für die Meile.

Die Telegraphen-Station, bei welcher die Depesche den Telegraphen ver-
läßt, hat der Aufgabe-Station die Höhe des Betrages der Cstafetten-Gebühr
möglichst schnell auf telegraphischem Wege mitzutbeilen.

Ist die Auslage jener Posten in anderer Währung geschehen, als solche
vom Absender der Depesche nach der üblichen Landesmänze zu zahlen ist, so ist
die Reduktion nach Verhältniß von 14 Thlrn. — 20 Fl. Konv. = 24½ Fl.
Rhein. oder Niederl. zu bewirken.

Gebübren für Weiterbeförderung mittelst Eisenbabubetriebs.Telegraphen.
g. 58.

Wenn in den geeigneten Fällen (§F. 16) die Weiterbeförderung mittelst
Eisenbahnbetriebs-Telegraphen erfolgen soll, so ist für dieselbe ohne Rücksicht
auf die Wortzahl der Depesche und auf die Entfernung der gleiche Betrag wie
bei der Weiterbeförderung mittelst Boten, also

38 Thlr. — 1 Fl. Kond. — 1 K Fl. Rbein. oder Niederl.
zu erheben.
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Gebühren für Depeschen, deren Beförderung vor der Bestellung inhibirt wird.

K. 59.
Findet die Rückgabe einer Depesche Statt, bevor die Abtelegraphirung der-

selben begonnen hat (F. 35 und K. 40), so hat der Aufgeber anstatt der Beför-
derungsgebühr bloß den Betrag von

½ Thlr. = 1/1 Fl. Konv. — 3/10 Fl. Rhein. oder Niederl.
zu entrichten.

Ist die Abtelegraphirung einer vom Aufgeber inhibirten Depesche angefan-
gen aber noch nicht beendigt, so ist die volle Beförderungsgebühr gleichwohl in
Berechnung zu bringen.

Ist die Depesche bereits vollständig abtelegraphirt und findet die Sistirung
durch eine amtliche Notiz der Abgangs= an die Ankunfts-Station Statt, so ist
hiefür außer den bereits erlegten und der Kasse verfallenen Telegraphen-Gebüh-
ren die Hälfte der Beförderungsgebühr einer einfachen Depesche zu erheben.

Vorauszablung.
S. 60.

Sämmtliche Gebühren sind in der Regel bei Aufgabe der Depesche im
Voraus zu bezahlen.

In wie weit bei gewissen Arten von Depeschen ein Kreditiren der Gebüh-=
ren Statt finden darf, wird den Telegraphen-Stationen besonders bekannt ge-
macht werden.

Auch die Telegraphen-Gebühren für sämmtliche Vereins-Staats-Depeschen
sind von dem Aufgeber, sey es sofort bei der Auflieferung oder nach gewissen
Zeitabschnitten, baar einzuziehen und in gleicher Weise wie die Gebühren für
Privat-Depeschen in Rechnung zu stellen.

Vorausbezahlung von Nacht-Depeschen.

K. 61.

Wer eine Nacht-Depesche anmeldet (G. 9 und F. 18), hat den Betrag der
Beförderungsgebühr einer einfachen Depesche gleich bei der Anmeldung zu er-
legen.



Deponirung von Gebübren für Rückantworten.

g. 62.

Es ist gestattet, bei der Aufgabe einer Depesche zugleich die Gebühr fur
die zu gewärtigende Rückantwort zu deponiren; es darf aber die Wortzahl der
die Rückantwort enthaltenden Depesche nicht größer seyn, als wofür die Beför-
derungsgebühr hinterlegt worden ist.

Im Bereiche der Preußischen Telegraphen-Linien können ausländische Korre-
spondenten, welche den Telegraphen wöchentlich wenigstens einmal, und inländi-
sche Korrespondenten, welche denselben wöchentlich wenigstens zweimal benutzen,
bei der betreffenden Telegraphen-Station eine Summe von höchstens 200 Thlrn.
zur Berichtigung der Beförderungsgebühreu für ihre Depeschen als Vorschuß
einzahlen.

Die Stationen haben mit den betreffenden Korrespondenten über die Vor-
schüsse monatlich abzurechnen. Von selbst versteht sich, daß sich die Beamten
der Station über die Person und den Wohnort der Depeschen-Aufgeber in ge-
nauer Kenntniß erhalten müssen.

Verpflichtung zur Nachzahlung defektirter Gebührenbeträge.

K. 63.

Wenn sich nachträglich herausstellen sollte, daß dem Absender einer Depe-
sche die Telegraphen -Gebühren zu gering berechnet worden sind, so ist derselbe
zur Nachzahlung der zu wenig erhobenen und daher nachtarirten Beträge ver-
pflichtet.

Quittirung der Gebühren.

K. 64.

Ueber die erhobenen Gebühren jeder Art wird nach dem vorgeschriebenen
Formular Quittung ertheilt.

Rückerstattung der Vereinsgebühren.

g. 65.
Eine Rückerstattung der Telegraphen-Gebühren sindet Statt:

a) a der Zurückweisung der Depeschen wegen Unzulässigkeit ihresInhalts.



Findet diese Zurückweisung erst auf einer Station eines anderen
Vereinsstaates Statt, so geschieht die Zurückzahlung der Gebühren
bloß für diejenige Strecke, auf welcher die Beförderung noch nicht Statt
gefunden hat und wird in dieser Beziehung die Depesche so behandelt,
als wäre sie bloß bis zu dem Punkte aufgegeben worden, über welchen
sie nicht hinausbefördert wurde;

b) im Falle die Depesche nach ihrer Annahme verloren gegangen seyn sollte;
) im Falle die Depesche am Bestimmungsorte gar nicht oder in einer Weise

verstümmelt angelangt ist, daß sie ihren Zweck nicht erfüllen konnte, eine
rechtzeitige Berichtigung aber nicht zu ermöglichen gewesen ist;

d) im Falle einer mit Rücksicht auf das im F. 41 zugesicherte mindeste
Maß der Schnelligkeit eingetretenen nachgewiesenen Verzögerung.

g. 66.

Zuviel erhobene Telegraphen-Gebühren werden dem Aufgeber der betreffen-
den Depesche zurückerstattet.

K. 67.

Deponirte Estafetten-Gebühren werden mit dem Ueberschusse über die wirk-
lichen Kosten der Estafetten-Beförderung sogleich nach erfolgter Rückmeldung
der letzteren zurückgezahlt.

S. 68.
Deponirte Beförderungsgebühren für Rückantworten werden nach Verlauf

von 5 Tagen — wenn die Antwort bis dahin noch nicht eingegangen sepn
sollte — dem Korrespondenten, welcher die Gebühren hinterlegt hat, zurückerstattet.

Reklamationen auf Rückerstattung von TelegrapbenGebühren.
. 69.

Reklamationen auf Rückerstattung von Telegraphen-Gebühren sind innerhalb
6 Monate, vom Tage der Depeschen-Aufgabe an gerechnet, vom Aufgeber gel-
tend zu machen und werden nach Verlauf dieses Zeitraumes nicht weiter be-
rücksichtigt.

Der Nachweis, daß die Beschwerde begründet sey, ist stets vom Reklaman-
ten zu führen.

Der Rückerstattung der Gebühren hat in jedem Falle eine Entscheidung
der Telegrapben-Verwaltungsbebörde vorauszugeben.
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Gebbren für Depeschen nach Stationen anßerhalb des Vereinsgebietes.
S. 70.

Bei Depeschen nach außerhalb des Vereinsgebietes gelegenen Stationen
werden neben den Vereinsgebühren die auswärtigen Gebühren berechnet und er-
hoben. Die Telegraphen-Stationen erhalten zu diesem Zwecke die Tarife für
alle jene auswärtige Staaten, mit welchen der Verein im Depeschen-Verkehr
steht, nebst den Bestimmungen, nach welchen die Gebührenberechnung für die
telegraphische Korrespondenz mit diesen Staaten Statt zu finden hat.

Ergänzungen und Abänderungen dieser Tarife und Bestimmungen werden
den Telegraphen-Stationen ebenfalls, so oft solche eintreten, mitgetheilt.

Die auf den Verkehr mit den auswärtigen Telegraphen-Linien Bezug ha-
benden verschiedenen Tarife werden auf den Telegraphen-Büreaus dem Publi-
kum zugänglich angeheftet.
Richtung für die Beförderung der Depeschen nach auswärtigen Stations-Orten.

C. JI.
Wenn bei Depeschen nach außerhalb des Vereinsgebietes gelegenen Statio-

nen mehr als eine Richtung für die Beförderuug möglich ist, so hat letztere
auf dem etwa vom Absender schriftlich auf der Depesche angegebenen Wege
Statt zu finden (F. 14) und wird der Gebührenbetrag hiernach berechnet.

Ist von dem Absender die Richtung nicht vorgeschrieben, so wird in der
Regel jede solche Depesche für diejenige Linie tarifirt, für welche bis zum Be-
stimmungsorte die geringere Gebühr entfällt.

Ist die Beförderung auf dem billigeren Wege nicht thunlich und dieser
Umstand der Telegraphen-Station bei der Aufgabe bekannt, so wird dem Auf-
geber mitgetheilt, daß die Depesche auf dem kostspieligeren Wege befördert wer-
den müsse und von demselben, falls er auf Beförderung besteht, die für dieselbe
entfallende höhere Gebühr erhoben.

Dasselbe Verfahren findet Statt, wenn die Beförderung der Depesche auf
dem vom Aufgeber ausdrücklich verlangten Wege nicht möglich seyn sollte.

Wenn eine Unterbrechung oder Störung der Linie, auf welcher die Taxe
geringer entfällt, erst nach erfolgter Annahme oder Abtelegraphirung der Depe-
sche nach einer Zwischen-Station eintritt, so erfolgt die Beförderung auf der kost-
spieligeren Linie jedoch ohne Nacherhebung der hiefür entfallenden höheren Gebühr.
Beförderung Vereinsländischer Depeschen über auswärtige Telegraphen-Linien.

K. 72.
Depeschen, deren Ursprungs= und Bestimmungs-Ort im Gebiete des Deutsch-

Oesterreichschen Telegraphen-Vereines liegen, können bei Unterbrechung der Ver-
10



54

einslinien auf die Telegraphen-Linien eines oder mehrer dem Vereine nicht
angehöriger Staaten geleitet und auf diesem Wege ohne Zeitverlust an ihren
Bestimmungsort befördert werden.

Der Aufgeber einer auf diese Weise beförderten Depesche ist, wenn die
Unterbrechung oder Störung der Vereinslinien erst nach erfolgter Annahme der
Depesche bekannt wird, zur Nachzahlung der hiefür entfallenden höheren Beför-
derungsgebühr nicht verpflichtet.

K 73.
Geschieht in Folge außergewöhnlicher Umstände die Beförderung einer De-

pesche, wofür die Gebühr nach der böberen Taxe bezahlt worden, auf dem billi-
geren Wege, so findet eine Rückvergütung der Mehrtaxe an den Absender nicht
Statt.

Rückerstattung auswärtiger Depeschen-Gehühren.
S. 74.

Eine Rückerstattung von Gebühren für die Beförderung von Depeschen
auf auswärtigen Stationen nach Maßgabe der im F. 65 enthaltenen Bedingun-
gen findet nur in so weit Statt, als die betreffende auswärtige Verwaltung
sich hiermit einverstanden erklärt.

Mebentels der Annahme.. 75.

Bei der Annahme der Depeschn werden die Aufgeber in derjenigen Rei—
benfolge abgefertigt, in welcher sie in dem Büreau erscheinen, wobei jedoch die
Ueberbringer von Staats-Depeschen stets den Vorrang vor den Aufgebern von
Privat-Depeschen haben, auch wenn letztere früher im Aufgabe-Lokal sich ein-
gefunden.

Prüfung des iroesch Inhalts. 7
Entspricht die Depesche den Erserdenun en (§.§9. 21—23) nicht oder feh-

len die oben genannten Angaben (F.. 15, 16, 37 und 38), so ist sie dem
Aufgeber Behufs Umschreibung bezüglich Ergänzung zürückzustellen.

Sowohl zur Abfassung als zur Umschreibung von Depeschen sind in dem
Aufgabe-Lokal stets eine Anzahl Depeschen-Formulare und die erforderlichen
sonstigen Schreib-Materialien bereit zu halten.

Berlin am 23. Dezember 1853.

Der Minister für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten.
von der Heydt.



Regierungs-Blatt
für das

Großherzogthum
Sachsen--Weimar-Eisenach.

Nummer 8. Weimar. 1.Februar 1834.

Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-
Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
2c. 2c.

Mit Rücksicht auf die bei der Handhabung der Gemeindeordnung vom 22.
Februar 1850 gewonnenen Erfahrungen über die Zweckmäßigkeit einzelner Be-
stimmungen dieses Gesetzes und mit Rücksicht darauf, daß die früher gehegte
Erwartung, es werde dasselbe in der Mehrzahl der benachbarten Staaten gleich-
mäßige Geltung erhalten, sich nicht erfüllt hat, daß demnach die Gründe für
unveränderte Belassung desselben nicht mehr bestehen, haben Wir mit Zustim-
mung des getreuen Landtages die nachstehende revidirte Gemeindeordnung
zu erlassen beschlossen und, gemäß der Bestimmung im Art. 169, Unserem Staats-
Ministerium die Bestimmung und Bekanntmachung des Zeitpunktes, von welchem
ab das neue Gesetz in Wirksamkeit treten soll, überlassen.

Revidirte Gemeindeordnung1 6für da

Großherzogthum Sachsen-Weimar-Eisenach.
Erster Abschnitt.

Allgemeine Grundsätze.
Art. 1.

Die ganze Bevölkerung des Staates zerfällt in Ortsgemeinden, das ganze
Staatsgebiet in Gemeindebezirke.

11



Art. 2.

Eine Ortsgemeinde umfaßt die Gesammtheit der Gemeindeangehörigen. Je-
der Staatsangehörige muß einer Gemeinde des Staates angehören.

Ausgenommen hiervon sind nur der Landesfürst und die Glieder seines
Hauses.

Art. 3.

Staatsangehörige, welche einem Gemeindeverbande noch nicht angehören,
werden mit derjenigen Gemeinde vereinigt, welcher der Ort oder Gutsbezirk, wo“
sie bisher ihr Heimathsrecht hatten, zugehört, bezüglich zugeschlagen wird.
(Art. 4.)

Hatten sie ihr Heimathsrecht in Grundbesitzungen, welche nach dem fol-
genden Artikel von der Einverleibung in einen Gemeindebezirk ausgenommen
bleiben, so gehören sie zu der jenen zunächst liegenden Gemeinde. Den in Be-
zug auf sie bereits begründeten Unterstützungsausprüchen soll von den betheilig-
ten Kassen auch ferner genügt werden.

Art. 1.

Ein Gemeindebezirk umfaßt das ganze innerhalb eines Ortes oder dessen
Flurmarkung oder innerhalb der etwa zu einem Gemeindebezirke vereinigten meh-
ren Orte und Fluren gelegene Gebiet.

Jedes Grundstück im Staatsgebiete muß einem Gemeindebezirke ange-
hören.

Ausgenommen hiervon sind nur:
1) diejenigen Grundbesitzungen, welche der unmittelbaren Benutzung des Lan-

desfürsten vorbehalten sind, z. B. die Schlösser des regierenden Hauses
mit den dazu gehörigen Gärten und Anlagen;

2) Waldungen von größerem Umfange, welche, ohne schon einem Gemeinde-
bezirke einverleibt zu seyn, weder zu Guts-Kompleren gehören, noch mit
Grundstücken eines Gemeindebezirkes im Gemenge liegen.

Die Grundbesitzungen unter 1 und 2 haben im Betreff der Herstellung
und Erhaltung der zum öffentlichen Verkehre erforderlichen Wege, Brücken und
Stege, wenn und insoweit solche ihr Gebiet berühren, dieselben Verpflichtungen,
wie sie den Gemeinden obliegen (Art. 16).

Art. 8.
Grundbesitzungen, welche bisher vom Gemeindeverbande ausgeschlossen wa-

ren, werden in der Regel mit dem ihnen zunächst gelegenen Gemeindebezirke
verbunden, es wäre denn, daß dieselben bis zum Erlasse der Gemeindeordnung
vom 22. Februar 1850 als besondere Heimathsbezirke bestanden hätten und
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ihren äußeren und sonstigen Verhältnissen nach eine selbstständige Gemeinde bil-
den können. — Guts-Komplexe sollen ohne besondern Grund verschiedenen Ge-
meindebezirken nicht zugewiesen werden.

Art. 6.

Die Ausführung aller dieser Ueberweisungen leitet die Staatsregierung
durch ihre Verwaltungsbehörden. Sie entscheidet darüber mit möglichster Be-
achtung etwaiger Vereinbarungen zwischen den Betheiligten, nachdem dieselbe,
wie auch in dem bei Art. 5 gedachten Ausnahmefalle, den Bericht des Bezirks-
Direktors vernommen hat, von welchem vorher der Bezirksausschuß darüber zu
hören ist. Die Betretung des Rechtsweges ist ausgeschlossen.

Art. 7.

Die Bildung neuer, sowie die Abänderung schon bestehender Gemeindever-
bände und Gemeindebezirke kann nur mit Genebmigung der Staatsregierung
erfolgen (Art. 167, 7), nachdem dieselbe den Bezirks-Direkter mit Bericht ver-
nommen und zuvor den Bezirksausschuß darüber gehört hat.

Art. 8.
Die Gemeinden haben das Recht der Persönlichkeit, sie können Rechte er-

werben und Verbindlichkeiten eingehen. Sie genießen die in den Gesetzen ihnen
zugestandenen Vorrechte.

Art. 9.

Jeder Gemeinde steht die selbstständige Verwaltung ihrer Gemeindean-
gelegenheiten mit Einschluß der Orts-Polizei unter gesetzlich geordneter Ober-
aufsicht des Staates zu (Art. 158—167).

Art. 10.
In jeder Gemeinde besteht ein Gemeinderath, um dieselbe in dem ihm zu-

gewiesenen Geschäftskreise zu vertreten, und ein Gemeindevorstand, um die Ge-
meindeangelegenheiten zu verwalten. Ausnahmsweise kann von der Vertretung
der Gemeinde durch einen Gemeinderath abgesehen werden (Art. 65).

Dem Gemeinderathe, bezüglich der Gemeindeversammlung, steht die Be-
schlußfassung, dem Gemeindevorstande die Ausführung zu (Art. 102—108).

Art. 11.

Der Gemeinde steht die freie Wahl ihrer Vertreter und Vorstände zu
(Art. 68—101).

Art. 12.
Gültig gefaßte Beschlüsse drücken den Gesammtwillen der Gemeinde mit

verbindender Kraft aus. — Wohlerworbene Rechte, insbesondere Rechtsansprüche
11
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en die Gemeinde und deren Vermögen, können durch Gemeindebeschluß nicht
beeinträchtigt werden.

Art. 13.

Enthalten Beschlüsse nicht bloß Entscheidungen einzelner gegebener Fälle,
sondern allgemeine Anordnungen, welche zur bleibenden Richtschnur dienen sollen,
so heißen sie Orts-Statuten, Ortsgesetze.

Art. 13.
Die Gemeinden haben das Recht, unter Aufsicht des Staates zur Errei-

chung der Gemeindezwecke, insbesondere auch zur Abänderung, Erläuterung
und Ergänzung der durch dieses Gesetz bestimmten Verfassung der Gemeinden,
ferner zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit innerhalb
des Gemeindebezirkes, Orts-Statute mit Strafbestimmungen zu errichten (Art.
102, 14), auch Gebote und Verbote mit Strafandrohungen zu erlassen. Die
verwirkten Strafen sind in Uebertretungsfällen von den zuständigen Gerichten
auszusprechen, insoweit nicht Geldstrafen in den gesetzlich zugelassenen Fällen
von dem Gemeindevorstande den Angezeigten unmittelbar abgefordert und von
diesen darauf freiwillig übernommen worden.

In beiden Fällen sind die Geldstrafen an die Gemeindekasse abzugewähren.
Dergleichen Orts-Statute müssen jedoch mit den Bestimmungen in folgenden
Artikeln dieses Gesetzes:

Art. 1 — 13, 15—24, 26 — 28, 29 — 31, 33—44,46—öl,
53—55, 58, 59, 60, 61, 63—65, 69, 70, 73, 80, 81, 82 im
ersten Satze, 83, 84— 89, 91, 93, 95, 100, 101, 103— 105, 108,
111 —II4, 116, 117, 119, 122, 126, 127, 129 — 131, 134 hin-
sichtlich der in demselben für die Urkunden der Gemeinden geordneten
Form, 137—139, 141, 142, 144, 145, 146, 148— 151, 153—155,
158—167

im Einklange bleiben, dürfen mit anderen Gesetzen des Staates nicht im Wi-
derspruche stehen und werden durch solche stets aufgehoben, bezüglich abgeändert.

Dieselben sind vor ihrer Ausführung dem Bezirksausschusse zur Prüfung
und Begutachtung und der Staatsregierung zur Bestätigung vorzulegen (Art.
162, 167). Nach deren Erfolg sind die Statuten in ortsüblicher Weise öffent-
lich bekannt zu machen.

Mit dieser Bekanntmachung treten dieselben in Kraft, insofern nicht ein
anderer Zeitpunkt bestimmt ist.

Art. 18.

Die Gemeinden haben das Recht, die zur Erfüllung der ihnen obliegenden
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Verpflichtungen erforderlichen Mittel, soweit solche nicht durch den Abwurf des
Gemeindevermögens gewährt werden, durch Besteuerung der Gemeindeangehöri-
gen (Art. 20), der Schutzgenossen (Art. 42), der Flurgenossen (Art. 47), auf-
zubringen (Art. 137— 151).

Zu gleichem Zwecke sind sie zur Forderung persönlicher Dienstleistungen von
den Ortsbewohnern berechtigt (Art. 147).

Ausnahmsweise steht ihnen das Recht zu, indirekte Auflagen auszuschrei-
den (Art. 146).

Art. 16.

Die Gemeinden sind zu allen Leistungen verpflichtet, welche das aus dem
Gemeindezwecke abgeleitete Bedürfniß nothwendig erfordert. Sie haben die Ver-
pflichtung zur Herstellung und Erhaltung aller zur Erreichung dieser Zwecke er-
forderlichen Einrichtungen und Ortsanstalten, z. B. der zum öffentlichen Ver-
kehre erforderlichen Wege, Brücken und Stege, der nöthigen Brunnen= und Was-
ser-Leitungen, zur Unterstützung der Armen ihres Bezirks, zur Aufrechthaltung
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit.

Die Gemeinden können zur Erfüllung dieser Verpflichtungen vom Staate
im Verwaltungswege angehalten, auch können die Leistungen im Weigerungsfalle
auf Kosten der Gemeinden angeordnet und ausgeführt werden; die Justiz-Be-
hörden sind in solchem Falle verpflichtet, diese Kosten auf Antrag der Verwal-
tungsbehörde im Wege der Hülfsvollstreckung einzuziehen.

Art. 17.

Das Gemeindevermögen umfaßt diejenigen Sachen, Rechte und Verbind-
lichkeiten, welche entweder der Gemeinde selbst oder den sämmtlichen Gemeinde-
gliedern, als solchen, oder den sämmtlichen Ortsbürgern in dieser Eigenschaft
zustehen und aufruhen. Es unterliegt in der Regel nur der Verwaltung und
Benutzung zum Besten der ganzen Gemeinde. Besondere Rechte daran von
Seiten einzelner Gemeindeglieder oder einzelner Klassen derselben können nur
auf dem Grunde genügender Rechtstitel beansprucht werden.

Soll ein solcher Anspruch geltend gemacht werden, so ist derselbe bei dem
Bezirks-Direktor schriftlich anzumelden, welcher die Zustandebringung eines Ver-
gleiches zu versuchen und im Falle des Mißlingens ein Provisorium und, nach
Befinden, eine Segquestration des streitigen Gegenstandes auf die ganze Dauer
des möglichen Rechtsstreites, anzuordnen hat.

Gegen diese provisorische Anordnung findet binnen einer ausschlüssigen
sechswöchigen Frist Berufung an das Staats-Ministerium, nicht aber auf den
Rechtsweg, Statt. Wer sich durch den Ausspruch der Verwaltungsbehörde be-
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schwert erachtet, kann seinen Rechtsanspruch im ordentlichen (petitorischen), nicht
aber im Besitz-Processe, bei der zuständigen Justiz-Behörde klagend verfolgen,
es muß aber die Klage, bei Verlust derselben, innerhalb vier Jahren von Zeit
der letzten Entscheidung der Verwaltungsbehörde an gerechnet, angestellt werden.
Wird die Klage angebrachtermaßen abgewiesen, so läuft dem Kläger von Zeit
der Rechtskraft des Bescheides noch eine endliche Frist von Einem Jahre, in wel-
cher die Klage bei Verlust des Klagrechtes anzustellen ist, und dieser Verlust tritt
auch dann ein, wenn die zweite Klage zwar zeitig angestellt, aber wieder ange-
brachtermaßen verworfen wird.

Art. 18.
Handlungen von Seiten des Gemeindevorstandes im Namen der Gemeinde

sind, wenn das Geschäft in den Fällen, in welchen der Gemeinderath, bezüglich
die Gemeindeversammlung, Entschließung zu fassen hat (Art. 102 verglichen mit
Art. 62), unter Bezugnahme auf einen solchen entsprechenden Beschluß abge-
schlossen und die Genehmigung des Bezirksausschusses, wo es derselben bedarf
(Art. 161), ertheilt worden ist, für die Gemeinde in der Weise rechtsverbind-
lich, daß der Nachweis eines Mangels hinsichtlich der zur Gültigkeit eines Be-
schlusses des Gemeinderathes, bezüglich der Gemeindeversammlung, geordneten
Erfordernisse oder des Mangels eines solchen Beschlusses überhaupt dem Rechts-
bestande des fraglichen Geschäftes keinen Eintrag thun, vielmehr nach Befinden
nur einen Regreß Anspruch der Gemeinde gegen den betreffenden Gemeindevor=
stand begründen soll.

Art. 19.

Zur Ausübung der Regierungerechte in den einzelnen Gemeinden, z. B. in
Angelegenheiten der Landes-Polizei, der Wehrhaftmachung, des Steuerwesens
u. s. w., sind die Gemeinden verbunden, die Staatsregierung durch ihre Vor-
stände zu unterstützen (Art. 112).

Zweiter Abschnitt.
Besondere Be stimmungen.

1) Von den Gemeindeangehörigen.
a) Ueberhaupt.

Art. 20.

Gemeindeangehörige sind alle Diejenigen, welche in einer Gemeinde Hei-
mathsrechte nach den bestehenden Gesetzen erworben haben. Durch die Gemeinde-
angehörigkeit wird zugleich das Heimathsrecht begründet.
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Art. 21.

Die Gemeindeangehörigkeit verleiht außer dem allgemeinen Anspruche auf
obrigkeitlichen Schutz die Befugniß:

1) des wesentlichen Aufenthaltes innerhalb der Gemeinde und deren Be-
zirkes;

2) der bestimmungsmäßigen Benutzung der öffentlichen Anstalten der Ge-
meinde, soweit nicht Einzelne oder einzelne Klassen von Gemeindeglie-
dern ausschlüssige oder vorzügliche Rechte darauf haben (Art. 17);

3) der Erwerbung von Grundstücken im Gemeindebezirke mit Ausnahme
von Wohngebäuden;

4) der Beanspruchung des nothwendigsten Lebensunterhaltes im Falle der
Verarmung und der Unfähigkeit zum eigenen Broterwerbe.

Art. 22.

Die Verpflichtungen der Gemeindeangehörigen bestehen in:
1) der Leistung derjenigen Beiträge und Abgaben zur Gemeindekasse, inglei-

chen solcher körperlichen Dienste zum Gemeindebesten, welche nach Lan-
des= oder Orts-Gesetzen oder nach begründetem Herkommen, oder nach
Beschluß des Gemeinderathes, bezüglich der Gemeindeversammlung, von
ihnen zu gewähren sind (Art. 15, 137 u. f.);

2) der Folgeleistung gegenüber den Anordnungen des Gemeindevorstandes.

bv) Von den Bürgern insbesondere.

Art. 23.

Bürger insbesondere sind diejenigen selbstständigen Gemeindeangehörigen,
welche das Bürgerrecht erworben haben.

Art. 21.

Das Bürgerrecht umfaßt außer den allgemeinen Befugnissen der Gemeinde-
angehörigen folgende besondere Rechte:

1) das Recht der selbstständigen Betreibung jeder Art von Nahrung, soweit
dasselbe nicht durch hierfür bestehende gesetzliche Voraussetzungen, durch
entgegenstehende ausschlüssige Rechte von Innungen oder Zünften be-
schränkt oder von besonderen Konzessionen der zuständigen Verwaltungs=
behörden abhängig ist;

2) das Recht der Mitbenutzung und Theilnahme am Gemeindegute, soweit
nicht dessen Nutzungen auf dem Grunde genügender Rechtstitel Einzelnen
oder einzelnen Klassen von Gemeindegliedern zustehen oder zugesprochen
werden (Art. 17);
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3) das Recht des Erwerbes und Besitzes von Wohngebäuden im Gemeinde-
bezirke (Art. 38);

4) das Recht der Abstimmung über Gemeindeangelegenheiten im Allgemei-
nen, insbesondere aber bei Wahlen zu Gemeindeämtern;

5) für die männlichen Bürger:
a) das Recht durch Heirath eine Familie zu begründen, sofern sie eine

solche zu ernähren im Stande sind und soweit dieses Recht nicht
nach den hierüber gesetzlich bestehenden Vorschriften einer Beschrän-
kung unterliegt;

b) das Recht der Wählbarkeit zu Gemeindeämtern nach Maßgabe der
hierfür bestehenden Vorschriften.

Art. 25.
Bürgerwitwen treten, soweit es sich bloß um den Fortbetrieb eines Nah-

rungszweiges handelt, dessen Fortsetzung ihnen sonst gesetzlich nachgelassen ist,
in die Rechte ihrer verstorbenen Ehemänner ein.

In wieweit sie die denselben zuständig gewesene Mitbenutzung und Theil-
nahme am Gemeindegute (Art. 24, 2) während der Dauer des Witwenstandes
fortsetzen, richtet sich nach eines jeden Ortes Gewohnheit oder Statut.

Art. 26.
Das Bürgerrecht wird erworben:

1) durch Aufnahme Auswärtiger in den Gemeinde= und Bürger-Verband
(Art. 28—33);

2) durch Aufnahme Heimathsberechtigter in den Bürgerverband (Art. 34);
3) durch Anstellung in einem öffeutlichen Amte (Art. 35).

Art. 27.

Die Erwerbung des Bürgerrechtes setzt wesentlich voraus:
1) eine physische Person;
2) rechtliche Selbstständigkeit und eine selbstständige Nahrung, mag dieselbe

auf Grundbesitz, Kapital-Besitz, Renten-Bezug, Gewerbebetrieb, Bedien-
stigung, oder auf anderen Erwerbsquellen beruhen;

3) den Besitz der Staatsangehörigkeit.
Im Uebrigen wird weder durch Geburt, Geschlecht, Beruf, Religion, noch

durch sonstige persönliche Verhältnisse ein Unterschied in der Berechtigung und
Verpflichtung zur Gewinnung des Bürgerrechtes gemacht. Fremden Juden,
welche Staaten angehören, in denen entweder eine Gleichberechtigung zwischen
Juden und Christen überhaupt nicht oder doch im Bezug auf die dem Groß-
berzogtbume angehörigen Juden nicht bestebt, darf die Erwerbung des Bür-
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gerrechtes versagt werden, wenn diese auch alle übrige Erfordernisse für sich
haben.

Art. 28.

Die Bedingungen der Aufnahme für einziehende Manns= und Frauens-
Personen, sofern Letztere die Aufnahme selbstständig für sich und zur Begrün-
dung eines eigenen Nahrungsstandes nachsuchen, sind:

1) guter Leumund des Aufzunehmenden selbst und der ihm folgenden, über
14 Jahre alten Familienglieder;

2) der Nachweis eines den Unterhalt sichernden Vermögens oder eines be-
stimmten gesicherten Nahrungszweiges (Art. 29);

3) die Entrichtung eines Bürgergeldes (Art. 30).
Guter Leumund ist namentlich dann nicht vorhanden, wenn dem die Auf-

nahme Suchenden der gegründete Vorwurf eines gesetzwidrigen oder unsitt-
lichen Lebenswandels, der Unordnung oder Nachlässigkeit in seinem Berufe und
seinen häuslichen Angelegenheiten zur Last fällt, insbesondere:

1) wenn er durch ein gerichtliches, in weiterer Instanz nicht abgeändertes
Erkenntniß zu Zuchthaus= oder Arbeitshaus-Strafe verurtheilt, oder

2) wenn er auf gleiche Weise in den letztverflossenen fünf Jahren wegen
Fälschung, wegen Ehebruchs, oder wegen Entwendung irgend einer Art
bestraft worden;

3) wenn er in Folge eines Verweisungserkenntnisses in strafrechtlicher Unter-
suchung befangen ist;

4) wenn Frauenspersonen in den letzten fünf Jahren mehr als einmal von
Unbekannten oder von Verschiedenen außerehelich schwanger waren, ohne
einen ihrer Schwängerer vor oder bei der Aufnahme zu ehelichen;

5) wenn der Aufzunehmende in Konkurs befangen oder wegen Verschwendung
unter Vormundschaft gesetzt ist oder gesetzt gewesen ist;

6) wenn er in den letzten drei Jahren ein so säumiger Zahler der Staats-
oder Gemeinde-Abgaben oder der Zinsen seiner Schuld-Kapitale war,
daß deren Beitreibung zu wiederholten Malen durch Exekution hat erfol-
gen müssen;

7) wenn er im Staats-, Kirchen-, Gemeinde= oder Privat-Dienste, inglei-
chen als Advokat, Arzt, Wundarzt oder Thierarzt angestellt war und
seine Anstellung durch förmliche Entsetzung, in Folge richterlichen Erkennt-
nisses, ihm entzogen worden ist.

12
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Art. 29.
Um den erwählten Nahrungszweig als einen gesicherten darzuthun, muß

nicht allein der eigenthümliche Besitz eines zum Betriebe dieses Nahrungezweiges
erforderlichen Vermögens durch ein obrigkeitliches Zeugniß, oder auf andere glaub-
hafte Weise, nachgewiesen werden, sondern es müssen auch menschliches Ansehen
und die Verhältnisse des Ortes erwarten lassen, daß das Geschäft dem Aufzu=
nehmenden und bezüglich der Familie desselben hinreichenden Unterhalt gewähre.
Auch kann dem Aufzunehmenden der Nachweis aufgegeben werden, daß es ihm
an einem Wohnungsunterkommen nicht fehle.

Die Anforderung des zum Betriebe des Nahrungszweiges erforderlichen
Vermögens soll jedoch nach Abzug der Schulden und des zu entrichtenden Bür-
gergeldes und ohne Einrechnung der Kleider und Leibwäsche nicht höher gestellt
werden, als in Städten bei Tagelöhnern auf 50—100Thlr.(87Fl.30 Kr.
bis 175 Fl.), bei allen übrigen Personen auf 150—500Thlr.(262Fl.
30 Kr. bis 875 Fl.), in Landgemeinden überhaupt auf 50—150Thlr.
(87 Fl. 30 Kr. bis 262 Fl. 30 Kr.).

Wird die Aufnahme von verheiratheten Personen oder wird sie zum Zwecke
der Verheirathung mit einer Gemeindeangehörigen nachgesucht, so ist das eigen-
thümliche, Vermögen beider Ehegatten, bezüglich Verlobten zusam-
men zu

Die tritt aber in letzterem Falle erst dann in Wirksamkeit,
wenn die Ehe geschlossen ist.

Art. 30.

An Bürgergeld darf von Solchen, welche der Gemeinde nicht angehören,
zur Gemeindekasse erhoben werden:

1) in Gemeinden von 8000 oder mehr Einwoh-
nern nicht übrr 60Thlr. (105 Fl. —Kr.)

2) in Gemeinden von 3000bis 8000 Einwoh-
nern nicht übber 40 = (70- — 9)

3) in Gemeinden von 1000 bis 3000 Einwoh-
nern nicht üer 25 (43- 45

4) in Gemeinden unter 1000 Girs# nichtübeer 10 (17= 30 J
Die Feststellung des Bürgergeldes innerhalb bieser Grenzen erfolgt nach

den Verhältnissen eines jeden Ortes durch Statut.
Hat der Einziehende Familie, so erwirbt derselbe durch seine Aufnahme

als Bürger für diese zugleich die Gemeindeangehörigkeit, er hat jedoch außer
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dem von ihm selbst zu entrichtenden Bürgergelde für seine Ehefrau die Hälfte
und für jedes seiner mit eingezogenen noch in seinem Brote stehenden Kinder
den funften Theil des vorschriftsmäßigen Burgergeldes zu entrichten.

In diesem Bürgergelde sind alle für Erwerbung des Bürgerrechtes zu lei-
stende Abgaben, jedoch mit Ausnahme der gesetzlich zulässigen Sporteln., begrif-
fen und finden daneben außer einem etwaigen Einkaufgelde (Art. 32) andere
Leistungen zu bestimmten Zwecken nicht Statt.

Art. 31.

Sucht eine Frauensperson die Aufnahme zum Zwecke ihrer Verheirathung
mit einem Bürger in der Gemeinde nach, so hat dieselbe nur die Gemeinde-
angehörigkeit zu erwerben, die ihr nicht versagt werden kann, wenn sie das
Art. 28 vorgeschriebene Leumundszeugniß beibringt, ihr Verlobter nach mensch-
lichem Ansehen den Unterhalt einer Familie bestreiten kann und wenn sie eine,
der Hälfte des vorgeschriebenen Bürgergeldes gleichkommende Abgabe, sowie für
jedes ihr folgende Kind den fünften Theil des vorschriftsmäßigen Bürgergeldes
zur Gemeindekasse entrichtet.

Art. 32.

Bestehen in einer Gemeinde besondere, lediglich aus dem Bürgerrechte flie-
ßende „Nutzungen“, welche aus dem Gemeindevermögen an die Bürger abgege-
ben werden, so darf außer dem Bürgergelde noch ein besonderes Einkaufgeld
durch Orts-Statut bestimmt werden, welches jedoch den zehenfachen Betrag der
nach einer zehenjährigen Durchschnittsrechnung dem Einziehenden in einem Jahre
nach Abzug der darauf ruhenden Lasten zugutefommenden Nutzungen nicht über-
schreiten darf. Dem Einziehenden bleibt indessen nachgelassen von der Bezah-
lung des Einkaufgeldes durch Verzicht auf die bei dessen Feststellung in Betracht
gezogene Gemeindenutzung zu Gunsten der Gemeindekasse während eines Zeit-
raumes von funfzehen Jahren sich frei zu machen. Diese letztere Bestimmung
kann durch Statut nicht abgeändert werden.

Art. 33.
Der Gemeinderath, bezüglich die Gemeindeversammlung, kann die Bedin-

gungen der Aufnahme ganz oder theilweise erlassen, auch bei Ertheilung des
Ehrenbürgerrechtes von der Verpflichtung zur Uebernahme von Gemeindeämtern
und Lasten entbinden. Für diese Entbindung streitet im Zweifel die Vermuthung.
Auf der andern Seite darf aber auch, wenn diese Bedingungen erfüllt sind, die
Aufnahme nicht verweigert werden.

Es findet gegen die Entscheidung der Gemeindebehörden über die Aufnahme
die Berufung an die vorgesetzten Verwaltungsbehörden Statt, sowie umgekehrt

12
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den Gemeindebehörden gegen die Entscheidung der Verwaltungsbehörden die Be-
rufung an die höhere Stelle freisteht. Jede solche Berufung muß binnen einer
vierwöchigen ausschlüssigen Frist von Eröffnung der Entscheidung an eingewen-
det werden. Der Rechtsweg ist dagegen in Beziehung auf die Berechtigung
und bezüglich Verpflichtung zur Aufnahme in den Bürgerverband gänzlich aus-
geschlossen, es seyn denn, daß die Aufnahme aus einem privatrechtlichen Titel in
Anspruch genommen oder verweigert werden könnte. Abfälligen Entschließungen,
sowie abändernden Entscheidungen sind stets die Gründe kurz beizufügen.

Art. 37.

Von Heimathsberechtigten wird das Bürgerrecht bei dem Vorhandenseyn
der Voraussetzungen desselben im Art. 27 unter 2 gegen Erlegung eines gerin-
geren Bürgergeldes zur Gemeindekasse erworben. Dieses Bürgergeld wird nach
den Verhältnissen des Ortes durch Statut festgestellt und darf in seinem höchsten
Satze nicht mehr betragen, als den fünften Theil des nach Art. 30 für Aus-
wärtige festgestellten Bürgergeldes.

Bei dem Vorhandenseyn dieser Voraussetzungen kann die Aufnahme in den
Bürgerverband einem Heimathsberechtigten nicht versagt werden.

Art. 35.

Das Bürgerrecht wird ferner begründet durch definitive Anstellung im
Hof-, Staats-, Kirchen= und Schul-Dienste, als Advokat und Arzt an dem
bei der ersten Anstellung oder Versetzung von der vorgesetzten Behörde als
Wohnsitz zugewiesenen Orte und durch definitive Anstellung als Militär-Person
mit Offiziers-Rang an dem Orte der Stationirung. Die Angestellten haben
sich über ihre Anstellung gegen den Gemeindevorstand gehörig auszuweisen und
werden den Heimathsberechtigten gleich geachtet, haben auch an Bürgergeld das-
selbe zu entrichten, wie diese. Sie sind zur Entrichtung des Bürgergeldes nur
einmal in der Gemeinde verpflichtet, in welcher ihre erste definitive Anstellung
erfolgt. In Gemeinden, wo sie in Folge späterer Versetzung ihren Wohnsitz
zu nehmen haben und hierdurch das Bürgerrecht gewinnen, sind sie von Entrich-
tung des Bürgergeldes befreit. Hat ein Angestellter schon vor seiner definitiven.
Anstellung das Bürgerrecht in einer Gemeinde erworben, so soll ihm bei Ver-
änderung seines Wohnsitzes in Folge seiner Anstellung und wegen Begründung
des Bürgerrechtes am Orte derselben die Entrichtung des Bürgergeldes nicht
angesonnen werden.— Die Begründung des Bürgerrechtes durch öffentliche
Anstellung hat für die Familie des Angestellten die Gemeindeangehörigkeit im
Orte der Anstellung stets ohne Weiteres zur Folge.
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Wollen sich die Angestellten an den im Art. 32 erwähnten besonderen
Bürgernutzungen betheiligen, so kann dieses nur gegen Entrichtung des Einkauf-
geldes geschehen.

Art. 36.

Das Bürgerrecht kann von einer und derselben Person in mehren Gemein-
den erworben und gleichzeitig besessen werden.

Art. 37.

Das Bürgerrecht muß erworben werden von Denjenigen:
1) welche auf irgend eine Art einen selbstständigen Nahrungsstand in der

Gemeinde begründen wollen;
2) welche im Gemeindebezirke Wohngebäude eigenthümlich erwerben. Wird

aber die Ertheilung des Bürgerrechtes versagt, so ist dem Betroffenen,
wenn dieses nur vorerst und wegen eines zu beseitigenden Anstandes ge-
schehen, ein Erlaubnißschein zum einstweiligen Besitze auszustellen. Bei
völliger Versagung der Aufnahme kann er zur Veräußerung seines Grund-
besitzes binnen dreijähriger Frist nöthigen Falles durch gerichtlichen
Zwangsverkauf angehalten werden.

Diejenigen Gemeindeangehörigen, welche bei Publikation dieses Gesetzes
einen selbstständigen Nahrungsstand in einer Gemeinde begründet haben, oder
welche Wohngebäude in einem Gemeindebezirke besitzen, ohne daß sie deßhalb
nach den bisherigen gesetzlichen Bestimmungen zur Erwerbung des Bürgerrechtes
verpflichtet waren; ferner diejenigen, welche in einem öffentlichen Amte bereits
definitiv angestellt sind; endlich diejenigen, welche erst setzt einer Gemeinde zu-
gewiesen werden (Art. 3) und sich in solchen Verhältnissen befinden, daß sie
nach Inhalt dieses Gesetzes das Bürgerrecht erwerben müssen, treten auf dem
Grunde des Gesetzes und ohne Weiteres und ohne Erlegung eines Bürgergel-
des in den Bürgerverband und in das Bürgerrecht der betreffenden Gemeinde
ein. — Die besonderen Bürgernutzungen (Art. 32) erwerben sie aber erst durch
Erlegung des vorschriftmäßigen Einkaufgeldes.

Ausnahmsweise sind Frauenspersonen, welche zwar einen selbstständigen,
jedoch nur nothdürftigen Nahrungsstand begründen, z. B., welche sich durch Ta-
gelohn, geringe Höckerei 2c. nähren, zur Erwerbung des Bürgerrechtes nicht ver-
pflichtet.

. Art. 38.

Von der Verpflichtung zur Gewinnung des Bürgerrechtes bei dem eigen-
thümlichen Erwerbe eines Wohnhauses finden folgende Ausnahmen Statt:
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1) wenn der Besitz eines Wohnhauses dem Staate, dem Domänen-Fiskus,
einer Stiftung, Korporation oder überhaupt einer juristischen Person an-
fällt, welche als solche (Art. 27, 1) der Fähigkeit zum Erwerbe des
Bürgerrechtes entbehrt;
wenn der Besitz eines Wohnhauses einem Gemeindeangehörigen anfällt,
welcher wegen mangelnder rechtlicher Selbstständigkeit das Bürgerrecht
nicht erwerben kann (Art. 27, 2), bis zu dem Zeitpunkte, wo derselbe,
oder, wenn der Anfall an Mehre erfolgt ist, einer von ibhnen die recht-
liche Selbstständigkeit erlangt hat;
Nichtbürger, welche als Gläubiger des bisherigen Besitzers des Wohn-
hauses dasselbe zu ihrer Befriedigung gerichtlich zugeschlagen erhalten,
sind zur Gewinnung des Bürgerrechtes nur dann verpflichtet, wenn sie
das Wohnhaus innerhalb dreier Jahre, vom Zuschlage an gerechnet,
nicht wieder veräußern;
in allen Fällen, auch wenn ein Wohnhaus von mehren Personen ge-
meinschaftlich erworben wird, verpflichtet dessen Erwerb für sich allein nur
zur einmaligen Gewinnung des Bürgerrechtes, berechtigt aber auch die
mehren Erwerber nur zur gemeinschaftlichen Ausübung desselben;

5) erwirbt Jemand außer dem freiwilligen Kaufe ein Wohnhaus, bei dem
keine der unter Nr. 1, 2 und 3 bemerkten Voraussetzungen zutrifft, so“
muß ihm zur Gewinnung des Bürgerrechtes eine dreijährige Frist nach-
gelassen werden.

Wenn in den Fällen unter 3 und 5 das Wohnhaus von einem Minder=
jährigen erworben wird, so beginnt die dreijährige Frist erst von Zeit der er-
langten Volljährigkeit.— Kommen in denselben Fällen die Personen, welche
Wohngebäude erworben haben, der Verpflichtung zur Veräußerung oder zur Er-
werbung des Bürgerrechtes innerhalb der vorgeschriebenen Frist nicht nach, so ist
auf Antrag des Gemeindevorstandes der sofortige zwangsweise Verkauf durch
das zuständige Gericht zu bewirken.

Es versteht sich von selbst, daß auch in Fällen, wo nach den obigen Be-
stimmungen die aus dem Besitze eines Hauses folgende Verpflichtung zur Ge-
winnung des Bürgerrechtes wegfällt oder ruht, die auf das fragliche Haus fal-
lenden Gemeindelasten ununterbrochen fortentrichtet werden müssen.

2

3

4

Art. 39.
Nach Erfüllung der Bedingungen in den Artikeln 28—32,34und35

werden die Bürger in ein zu diesem Zwecke zu haltendes Buch (Bürgerbuch)
eingetragen und haben dem Gemeindevorstande durch Handschlag auf getreue
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Erfüllung der Bürgerpflichten anzugeloben.— Mit dieser Handlung tritt die
Aufnahme in den Bürgerverband und der Eintritt in das Bürgerrecht in Kraft.
— Dem Aufgenommenen ist hierüber eine Bescheinigung in glaubhafter Form
(Bürgerschein) auszufertigen und es ist ihm ein Abdruck der Gemeindeordnung
unentgeldlich auszuhändigen.

Art. 10.

Das Bürgerrecht geht verloren:
1) durch Verlust der Staatsangehörigkeit;
2) durch Erlangung der Gemeindeangehörigkeit in einer andern Gemeinde,

oder, was die in einem öffentlichen Amte Angestellten (Art. 35) betrifft,
durch Versetzung nach einem anderen Orte, wenn nicht in beiden Fällen
das Bürgerrecht an dem bisherigen Wohnorte bei der Gemeindebehörde
desselben ausdrücklich vorbehalten und zur Entrichtung der Gemeindelei-
stungen in demselben ein in der Gemeinde wohnhaftes Gemeindeglied be-
anftragt worden ist;

3) im Falle dieses Vorbehaltes durch drei Jahre lang unterbliebene Entrich-
tung der dem Weggezogenen als Gemeindeangehörigen obliegenden Lei-
stungen nach vorhergegangener Androhung.

Art. Jl.

Den ihren ständigen Wohnsitz im Gemeindebezirke habenden Bürgern liegt
außer den allgemeinen Verpflichtungen der Gemeindeangehörigen die besondere
Pflicht der Uebernahme von Gemeindeämtern und von Aufträgen zum Gemein-
debesten ob, soweit nicht durch das Gesetz selbst Ausnahmen gestattet sind (Art.
72, 83, 91, 95).

2) Von den Schutzgenossen.
Art. 2.

Schutzgenossen sind diejenigen, welche, ohne der Gemeinde anzugehören, in
selbstständigen Verhältnissen

a) mit Genehmigung des Gemeindevorstandes den zeitweiligen Aufenthalt
innerhalb einer Gemeinde nehmen, oder

b) weil sie bei einer Staatsbehörde, Kirche oder Schule in Folge provisori-
scher Anstellung oder Zuweisung zeitweilig beschäftigt sind, einen solchen
nehmen müssen.

Ein solcher Aufenthalt in einer Gemeinde kann keinem Angehörigen eines
deutschen Bundesstaates verweigert werden, wenn er über sein bisheriges tadel-
loses Verhalten genügende Nachweisungen, sowie einen ausreichend sichernden
Heimathsschein beibringt.
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Art. 3.

Die Schutzgenossen haben die Befugniß, an den öffentlichen zum allgemei-
nen Gebrauche bestimmten Ortsanstalten Theil zu nehmen und können während
der Dauer ihres Aufenthaltes zu denjenigen Leistungen zum Gemeindebesten her-
angezogen werden, welche den Gemeindeangehörigen überhaupt obliegen und mit
dem ihnen gewährten Schutze und Vortheile im Zusammenhange stehen (Art. 143).

Art. 131.

Da, wo eine Gebühr für die Ertheilung oder Erneuerung des Schutzge-
nossenrechtes durch Orts-Statut eingeführt ist, oder eingeführt wird, darf solche
den Betrag von Einem Thaler auf Ein Jahr, einschlüssig der Sporteln, nicht
übersteigen; doch sind die im Art. 42 unter b bezeichucten Schutzgenossen von
dieser Gebühr frei.

Art. 35.

In Beziehung auf den Betrieb eines selbstständigen Erwerbzweiges von
Seiten der Schutzgenossen bewendet es bis zum Erlasse diesfallsiger besonderer
Bestimmungen bei den bestehenden Vorschriften.

Art. 36.
Das Schutzgenossenrecht wird verloren:

1) durch Ablauf der Zeit, auf welche es ertheilt worden ist;
2) durch Kündigung, wenn Umstände eintreten, bei deren Vorhandenseyn

dem Schutzgenossen die Erlaubniß zum Aufenthalte hätte versagt werden
können, oder wenn derselbe durch Mangel hinreichender Unterbaltsmittel
der Gemeinde lästig wird.

3) Von den Flurgenossen.
Art. Al.

Flurgenossen (Markgenossen, Forensen, Ausmärker, Feldbürger) werden die-
jenigen genannt, welche nur durch den Besitz von Grundstücken innerhalb des
Gemeindebezirkes zu der Gemeinde in einer Beziehung stehen.

Der Erwerb und Besitz von Grundstücken innerhalb des Bezirkes einer Ge-
meinde, sofern dazu das Bürgerrecht nicht erforderlich ist (Art. 37, 2), ist un-
beschränkt gestattet und begründet für diejenigen, welche der Gemeinde nicht an-
gehören, das Flurgenossenrecht. Durch Veräußerung aller Grundbesitzungen im
Gemeindebezirke fällt das Flurgenossenrecht weg.

Art. 38.

Eine Gebühr für den Erwerb des Flurgenossenrechtes darf den Betrag von
fünf Thalern (8 Fl. 45 kKr.), einschlüssig der Sporteln, nicht übersteigen.
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Die Besitzer solcher Grundstücke, welche erst in Folge dieses Gesetzes einem
Gemeindebezirke zugewiesen werden, sollen eine Flurgenossengebühr zu bezahlen
nicht schuldig seyn.

Erben Kinder von ihren Aeltern oder Vorältern Grundstücke in fremden
Fluren, so haben sie bloß den fünften Theil dieser Gebühr zu erlegen; auch
haben mehre Erben, so lange ihr Besitz gemeinschaftlich bleibt, die Gebühr nur
einfach zu bezahlen. Bei nachfolgender Theilung ist diese gemeinschaftliche Zah-
lung mit aufzurechnen.

Art. 39.

Die Rechte der Flurgenossen beschränken sich:
1) auf das Recht, für ihre in dem Gemeindebezirke liegenden Grundbesitzun-

gen denselben Schutz zu beanspruchen, welcher den Gemeindeangehörigen
gewährt wird;

2) auf das Recht der Mitbenutzung der zur Bewirthschaftung der Grund-
stücke in der Flurmarkung in Beziehung stehenden Gemeindeanstalten,
als: der Gemeindewege, Brücken und Stege 2c.;

3) auf das im Art. 52, 2 eingeräumte Stimmrecht.
Art. So.

Der Flurgenosse hat die Gemeindelasten antheilig nach den unten weiter
folgenden Bestimmungen (Art. 143) zu tragen.

4) Von der Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten.
A. Von der Gemeindeversammlung.

Art. 81.

Die Gemeindeversammlung wird durch diejenigen gebildet, welche stimmbe-
rechtigt in der Gemeinde sind.

Art. 32.

Stimmberechtigt sind alle Personen, welche sich im Besitze des Bürgerrech-
tes befinden und der staatsbürgerlichen Rechte nicht ganz oder theilweise verlustig
geworden sind.
Ausnahmsweise steht ein Stimmrecht zu:

1) den juristischen Personen in den Gemeinden, in deren Bezirken sie Grund=
stücke besitzen oder Gewerbe betreiben;

2) denjenigen, welche in einer Gemeinde mehr als einer der drei höchstbe-
steuerten Bürger an solchen direkten Staatsabgaben, welche bei Vertheilung
der Gemeindelasten in der fraglichen Gemeinde in Betracht kommen (Art.
143, 145), entrichten, ohne nach Vorstehendem schon im Besitze des

13
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Stimmrechtes zu seyn. Es beschränkt sich dieses Stimmrecht jedoch nur
auf die in der Gemeindeversammlung Statt findende Berathung uber
die Ausschreibung der sie mit betreffenden Gemeindeleistungen, einschlüssig
der Erhebungsweise und über deren unmittelbare Veranlassung, sowie
auf die Theilnahme an den Gemeindewahlen.

Hinsichtlich des Umfangs der Stimmberechtigung gelten folgende Bestim-
mungen:

In
umfassen

a) bei Berechnung der zu Gemeindebeschlüssen und zu Gemeindewahlen
erforderlichen Zahl von Stimmen ist die Größe der von den Stimm-
berechtigten an den Staat zu entrichtenden, bei Vertheilung der Ge-
meindelasten maßgebenden direkten Steuer (Art. 143—145) der-
gestalt zu Grunde zu legen, daß derjenige, welcher nach den Steuer-
rollen bis zu fünf Thalern jährliche Steuer zu entrichten hat, eine
Stimme, der in dieser Weise über fünf Thaler jährliche Steuer zu
zahlen hat, auf jede volle fünf Thaler je eine Stimme noch er-
hält;

b) Stimmberechtigten, welche zu den Gemeindeabgaben, vermöge einer
auf Gesetz oder auf besonderem Rechtstitel beruhenden Befreiung
Etwas nicht beitragen, gebührt nur eine Stimme;

c) bei solchen Stimmberechtigten, welche ein, zwar nicht der Staats-
steuer, wohl aber den Gemeindeabgaben unterliegendes Einkommen
beziehen, wird das Verhältniß ihrer Stimmberechtigung nach den
Grundsätzen ermittelt, nach welchen die Staatssteuer im Gemeinde-
bezirke festgestellt worden ist;

d) übersteigt die Zahl der Stimmen eines Einzelnen ein Dritttheil der
Zahl der Stimmen sämmtlicher Stimmberechtigten in der Gemeinde,
so ruhen die über jenes Dritttheil ansteigenden Stimmen so lange,
als dieses Verhältniß dauert.

Gemeindebezirken, welche gegenwärtig schon mehr als 2000 Einwohner
, treten obige Bestimmungen unter a, b, c, d über den Umfang der

Stimmberechtigung ohne Weiteres nicht in Kraft, sondern in solchen Gemein-
den bleibt es bei der allgemeinen Vorschrift im Eingange und unter 1 und 2
dieses Artikels, so lange nicht statutarisch ein anderes Verhältniß eingeführt
werden wird.

Art. 83.

Das Stimmrecht ruht so lange, als der Stimmberechtigte
1) öffentliche Almosen, sey es an Geld, Kost oder Wohnung, empfängt,
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2) seine in den zwei zuletzt verflossenen Kalenderjahren fällig gewordenen
Gemeindeabgaben nicht berichtigt hat.

Art. 81.

Die Ausübung des Stimmrechtes muß in der Regel in Person bewirkt
werden. Ausnahmsweise ist Stellvertretung durch einen dem Gemeindevorstande
schriftlich angezeigten Bevollmächtigten nachgelassen:

n) den in Art. 52 unter 1 und 2 genannten Personen, sowie Abwesenden,
welche ihr Bürgerrecht nicht verloren haben, und

b) den Besitzern der in Folge der Gemeindeordnung vom 22. Februar 1850
in den Gemeindebezirk ausgenommenen Güter, wenn die Ackerzahl eines
solchen Gutes in seinem gegenwärtigen Umfange in diesem Bezirke die
Ackerzahl jeder andern, schon vor jenem Zeitpunkte zu dem Gemeinde-
bezirke gehörig gewesenen Besitzung übersteigt.

Die Stellvertretung ist dagegen geboten hinsichtlich der Frauen, für welche
der Ehemann, Sohn, Bruder, Schwager, Schwiegersohn und Stiefsohn in ver-
muthlichem Auftrage, sonst aber schriftlich zu benennende Bevollmächtigte das
Stimmrecht auszuüben haben.

Uebrigens können nur solche männliche Personen als Stellvertreter zuge-
lassen werden, welche volljährig und der staatsbürgerlichen Rechte nicht ganz oder
theilweise verlustig geworden sind. Ein Stellvertreter, welcher nicht in dem Ge-
meindebezirke wohnt, ist jedoch nur dann zulässig, wenn von dem zu vertreten-
den Gutsbesitzer dem Gemeindevorstande ein anderer Bewohner des Bezirks
schriftlich bezeichnet wird, welcher zur Annahme und Weiterbeförderung aller für
den Stellvertreter bestimmten Ladungen und Bekanntmachungen in Gemeinde-
angelegenheiten ausersehen und bereit ist.

Auch darf mehr als eine Vollmacht nicht übernommen werden.
Art. 35.

Die Zusammenberufung der Gemeindeversammlung erfolgt in allen Fäl-
len, wo nicht ein Anderes ausdrücklich vorgeschrieben ist, durch den Gemeinde-
vorstand.

Art. 386.
Soll in einer Gemeindeversammlung über einen Gegenstand berathen und

Beschluß gefaßt werden, so muß, mit Ausnahme eiliger Fälle, die Einladung
wenigstens einen Tag vorher, unter Angabe des Zweckes, der Zeit und des
Ortes der Versammlung in ortsüblicher Weise, durch mündliche Bestellung,
öffentlichen Anschlag oder Ausruf 2c. geschehen.

Der Zweck kann besonders in einem Auschlage angekündigt werden.
13
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Es können Gemeindebußen bis zu zehen Groschen (35 Xr.) für diejenigen
angedroht und gegen solche ausgesprochen werden, welche ohne hinreichende Ent-
schuldigung ausbleiben oder zu spät kommen.

Art. 87.
In Gemeinden von mehr als 1000 Einwohnern darf die Zusammenberu-

fung nach Abtheilungen erfolgen. Es darf jedoch eine solche Abtheilung in der
Regel nicht weniger als 500 Einwohner umfassen. Die über die Abstimmungs-
fragen abgegebenen Stimmen werden in diesem Falle aus den verschiedenen
Abtheilungen zusammengezählt.

Art. 88.

Alle einer Gemeindeversammlung zur Abstimmung vorgelegte Fragen müs-
sen so gefaßt seyn, daß ihre Beantwortung einfach durch „Ja“ oder „Nein“
erfolgen muß.

Eine Vortragserstattung über den Gegenstand der Abstimmung muß vor-
ausgehen und eine Berathung darüber ist zulässig, jedoch dürfen nicht mehre
Mitglieder gleichzeitig zum Worte gelassen werden.

Art. 39.

Den Vorsitz in der Versammlung führt derjenige, welcher dieselbe einberu-
fen hat. Er eröffnet die Sitzung, leitet die Verhandlungen und bestimmt den
Schluß. Er hat das Recht, diejenigen Mitglieder der Versammlung, welche
Störungen veranlassen, zur Ordnung zu verweisen, oder auch aus der Versamm-
lung entfernen zu lassen; eben so steht ihm in solchen Fällen das Recht zu, die
Versammlung sofort zu schließen.— Wegen Störung der Ordnung der Ver-
sammlung dürfen neben den etwa verwirkten gerichtlichen Strafen in jedem
Falle von dem Vorsitzenden Geldbußen bis zu drei Thalern (5 Fl. 15 TKr.)
verfügt werden.

Beleidigungen gegen den Vorsitzenden unterliegen der Beurtheilung nach
den Gesetzen. —

Wenn in einer Gemeinde ein Gemeinderath nicht besteht (Art. 65), so
wählt die Gemeindeversammlung einen besondern Vorsitzenden (Art. 122).t. 60rt. .

Die Gultigkeit eines Gemeindebeschlusses ist bedingt:
1) durch gehörige Anordnung und Bekanntmachung der Gemeindeversamm-

lung;
2) durch Gegenwart und Abgabe von wenigstens zwei Dritttheilen der im

Gemeindebezirke vorhandenen Stimmen (Art. 52);
3) durch eine die Hälfte der von den Erschienenen abzugebenden Stimmen
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übersteigende Mehrheit der wirklich abgegebenen Stimmen, wenn nicht
für einzelne Gegenstände, z. B. die Wahlen, etwas Anderes gesetzlich
vorgeschrieben ist.

Bei Stimmengleichheit muß die Abstimmung in einer anderweit anzube-
raumenden Gemeindeversammlung wiederholt werden, und ergiebt sich auch hier
Stimmengleichheit, so wird die vorgelegte Frage als verneint angesehen.

Art. 61.

Erscheinen nicht die Inhaber von zwei Dritttheilen der gesammten Stim-
men, so ist eine zweite Versammlung anzuordnen, und wenn auch in dieser jene
Zahl nicht zusammen kommt, so gilt dasjenige als gültiger Beschluß der Ge-
meinde, was die Mehrheit der wirklich abgegebenen Stimmen beschließt.

Art. 62.

Der Gemeinde bleibt das Recht-der freien Wahl des Gemeindevorstandes
und des Gemeinderathes vorbehalten. In Gemeinden ohne Gemeinderäthe (Art.
65) haben die Gemeindeversammlungen alle Befugnisse und Obliegenheiten, welche
in anderen Gemeinden den Gemeinderäthen überwiesen sind (Art. 102 u. flg.)

Art 63.

Die volle Gemeindeversammlung muß berufen werden:
1) zur Vornahme der vorschriftsmäßigen Gemeindewahlen;
2) wenn Kraft Gesetzes oder einer Verordnung eine öffentliche Verkündigung

an die Gemeinde erfolgen soll, insofern diese nicht durch öffentliche Blät-
ter oder auf andere in der Gemeinde gebräuchliche Weise mit gleicher
Wirksamkeit erfolgen kann;

3) wenn die Vornahme einer Handlung ausdrücklich an die Entscheidung der
Gemeindeversammlung gebunden ist;

4) wenn von den höheren Behörden die Vernehmung der Gemeindeversamm-
lung angeordnet wird, was namentlich geschehen muß, wenn von den
Inhabern wenigstens eines Dritttheils der sämmtlichen Stimmen eine
schriftliche Beschwerde gegen den Gemeinderath oder den Gemeindevor-
stand angebracht und zugleich beantragt worden ist, die Gemeindeversamm-
lung über den Beitritt zur Beschwerde zu vernehmen; in diesem Falle
beruft und leitet der Vorsitzende des Bezirksausschusses oder ein Beauf-
tragter desselben die Gemeindeversammlung;

5) in Gemeinden, welche keine Gemeinderäthe haben, zur Beschlußfassung
in allen denjenigen Fällen, für welche in anderen Gemeinden den Ge-
meinderäthen die Entscheidung übertragen ist (Art. 102);
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6) wenn der Gemeinderath und der Gemeindevorstand übereinstimmend die
Zusammenberufung für räthlich halten.

Art. 61.

Ueber die in einer Gemeindeversammlung vorgekommenen Verhandlungen,
insbesondere über die Abstimmungen und die gefaßten Beschlüsse, hat der Schrift-
führer der Gemeinde (Art. 97, 120) das Wesentliche in einem Protokolle nie-
derzuschreiben und dabei zugleich genau anzugeben, wie den Erfordernissen der
Gültigkeit der gefaßten Beschlüsse (Art. 60) entsprochen worden ist.

Das Protokoll ist vor dem Schlusse der Versammlung, nachdem es vor-
her öffentlich verlesen worden ist, von dem Schriftführer, von dem Vorsitzen-
den und von wenigstens drei Theilnehmern der Versammlung zu unterzeichnen.

B. Von den Gemeindebehörden.

Art. 63
Gemeindebehörden sind:

1) der Gemeinderath und
2) der Gemeindevorstand.

Durch Orts-Statut kann solchen kleineren Gemeinden, bei denen die Be-
stellung eines Gemeinderathes nicht wohl thunlich erscheint, und als welche in
der Regel sich solche herausstellen, welche nicht über 300 Einwohner zählen,
gestattet werden, von der Wahl eines solchen abzuseben.

Es gilt in diesem Falle alles das, was für den Gemeinderath vorgeschrie-
ben ist, für die Gemeindeversammlung (Art. 62).

a) Zusammensetzung derselben.

Art. 66.

Der Gemeinderath besteht mindestens aus
4 Mitgliedern in Gemeinden bis 500 Einwohnern,
6 „ „ „ von 501—1000 Einwohnern,

8 7 77 T von 1001—2000 11

10 „ „ von 2001—4000 „

und in stärker bevölferten Gemeinden weiter aus je zwei Mitgliedern auf die
überschießende Vollzahl von je 2000 Einwohnern.

Art. 67.

Der Gemeindevorstand besteht:
1) in Gemeinden bis zu 2500 Einwohnern aus einem Bürgermeister und

einem Stellvertreter desselben,
2) in Gemeinden von mehr als 2500 Einwohbnern aus einem ersten Bür-

germeister und einem zweiten Bürgermeister.
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Dem Gemeindevorstande muß ein Rechnungsführer und das erforderliche,
dem Bedürfnisse der Gemeinde entsprechende Diener-Personal beigegeben wer-
den. Ob dem Gemeindevorstande ein besonderer Schriftführer und Bezirksvor-
steher beizugeben seyen, hängt von dem Beschlusse des Gemeinderathes ab.

h) Wahl derselben.

Art. 68.

Die Wahl der Gemeindebehörden erfolgt von der Gemeindeversammlung.
Art. 69.

In jeder Gemeinde werden alljährlich durch den Gemeindevorstand Listen
der Stimmberechtigten mit Angabe der Zahl der denselben gebührenden Stim-
men (Art. 52) ausgestellt, welche in der Regel für die Dauer eines Jahres
zur Norm dienen. Dieselben sind vom 1. Oktober jedes Jahres an, an einem
öffentlich bekannt zu machenden Orte auf die Dauer von zehen Tagen auszu-
legen. Während dieser Zeit kann jeder Bürger gegen die Richtigkeit der Listen
mündlich oder schriftlich bei dem Gemeindevorstande Einwendungen erheben, über
deren Triftigkeit der Gemeinderath und in Gemeinden, in denen ein solcher nicht
besteht, der Gemeindevorstand innerhalb anderweiten zehen Tagen Entschließung
zu fassen hat. Binnen zehen Tagen nach Mittheilung der Entscheidung ist eine
Berufung an den Bezirksausschuß zulässig, welcher spätestens drei Wochen vom
Eingange derselben endgültig zu entscheiden hat.

Zu einer unter Beobachtung gleichen Verfahrens vorzunehmenden Berich-
tigung der Stimmlisten im Laufe des Jahres aber ist der Gemeindevorstand
verpflichtet, sobald darauf von einem Stimmberechtigten wegen nachweisbar er-
haltenen Zuwachses an Stimmkraft angetragen wird, oder eine Minderung der
Gesammtzahl der Stimmen im Gemeindebezirke überhaupt eingetreten ist.

Für die Dauer der Berichtigung und des Behufs derselben einzuschlagen-
den Verfahrens ist die bisherige Stimmliste mit rechtlichen Folgen annoch bei-
zubehalten.

Art. 70.

Wahlberechtigt sind alle diejenigen, welche nach Art. 52, 53 und 54 das
Stimmrecht ausüben können, wählbar alle männliche Bürger, welche das 25.
Lebensjahr zurückgelegt, eines guten Leumundes (Art. 28) sich zu erfreuen ha-
ben und deren Stimmrecht nicht erloschen ist oder ruht. Ob und inwiefern
ein gewisser Grad der Verwandtschaft die Wählbarkeit ausschließen soll, bleibt
ortsstatutarischer Bestimmung überlassen.
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aa;: Des Gemeinderathes.

Art. 71.

Die Mitglieder des Gemeinderathes werden auf vier Jahre gewählt, jedoch
verliert jede Wahl ihre Wirkung mit dem Aufhören der Bedingungen der
Wählbarkeit. Von zwei zu zwei Jahren scheidet die Hälfte der Mitglieder aus
und wird durch neue Wahlen ersetzt. Die Ausscheidenden können wieder ge-
wählt werden.

Art. 72.

In den Gemeinderath können solche Bürger nicht gewählt werden, welche
ein mit dem Bezuge ständiger Gebühren oder einer ständigen Besoldung verse-
henes Gemeindeamt, oder als Staatediener eine Stelle bei einer zur Führung
der Oberaufsicht über die Gemeindeverwaltung und Orts-Polizei berufenen Be-
hörde bekleiden.

Art. 73.

Bei der Wahl wird die für die Abstimmung in der Gemeindeversamm-
lung aufgestellte Liste (Art. 69) zu Grunde gelegt.

Art. 73.

Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung des Gemeinderathes finden von
zwei zu zwei Jahren vom 15. bis 30. November Statt. Zum Ersatze außer-
gewöhnlich ausgeschiedener Mitglieder sind auf Veranlassung des Gemeindevor-=
standes oder des Gemeinderathes außer der Ordnung Wahlen vorzunehmen.
Im Falle auf diese Weise ein Viertheil der Mitglieder oder mehr ausscheiden,
muß eine Ergänzungswahl sofort von dem Gemeindevorstande angeordnet wer-
den. Die Ergänzungswahlen sind nur auf den Rest derjenigen vier Jahre gül-
tig, auf welche der Ausgeschiedene gewählt war.

Art. 73.

Der Gemeindevorstand hat den Wahl-Termin acht Tage vorher durch öffent-
liche Bekanntmachung in der ortsüblichen Weise zur allgemeinen Kenntniß zu
bringen. Die Vorladung der Wahlberechtigten erfolgt in gleicher Weise, wie
zu jeder Gemeindeversammlung (Art. 56). Der Gemeindevorstand bestimmt
die Stunde des Beginnens und des Schlusses der Wahlhandlung.

Wo eine besondere Bestimmung nicht getroffen ist, gilt als Regel, daß
die Wahlhandlung an dem angesetzten Tage Vormittags in den Stunden von
8 bis 12 Uhr und Nachmittags von 2 bis 5 Uhr vorgenommen wird.

Art. 76.

Von dem Ermessen des Gemeindevorstandes hängt es ab, die Wähler
nach Abtheilungen (Art. 57) vorladen zu lassen.
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Art. 77.
Zu den Wahlversammlungen haben nur die Wahlberechtigten Zutritt.

Der Gemeindevorstand, bezüglich erste Bürgermeister, führt in solchen den Vor-
sitz und handhabt die Ordnung.

Derselbe wählt aus der Wahlversammlung unter deren Genehmigung zwei
bis sechs Mitglieder, welche mit ihm den Wahlvorstand bilden, ihn im Wahl-
geschäfte unterstützen und kontroliren.

Art. 78.
Der Gemeindevorstand eröffnet zu der angesetzten Stunde die Wahlver-

sammlung, verkündiget den Zweck derselben, bemerkt, wie viele Mitglieder des
Gemeinderathes zu wählen sind, hebt die einschlagenden gesetzlichen Bestimmun-
gen hervor und fordert die erschienenen, in der Wahlliste vorzumerkenden, Wäh-
ler auf, so viele Namen auf die an dieselben nach Verhältniß des Stimmrechtes
vertheilten, mit dem Gemeindestempel versehenen Zettel deutlich zu schreiben, als
Mitglieder zu wählen sind.

Art. 79.
Die beschriebenen Wahlzettel werden von jedem Wähler persönlich in

ein aufgestelltes Gefäß gelegt. Zusendung der Wahlzettel ist nicht gestattet.—
Abstimmung durch zulässige Stellvertreter ist nur denjenigen erlaubt, welche ihr
Stimmrecht überhaupt durch solche (Art. 54) ausüben können.

Art. 80.

Ungestempelte, oder solche Wahlzettel, aus denen bestimmte wählbare Per-
sonen nicht zu erkennen sind, sind wirkungslos.

Einzelne Namen nicht wählbarer oder nicht erkennbarer Personen beein-
trächtigen die Gültigkeit der auf demselben Wahlzettel stehenden zulässigen Na-
men nicht. Wahlzettel, auf welchen zuviel oder zu wenig Namen sich verzeich-
net finden, sind zulässig; im ersten Falle werden die in der Reihenfolge letzten
zuviel geschriebenen Namen nicht mitgezählt.

Art. 81.

Die Wähler sind befugt, der Stimmen-Verlesung und Zählung beizuwoh-
nen. Dieselbe muß vorher öffentlich bekannt gemacht seyn. — Der, Vorsitzende
verlies't die abgegebenen Stimmen und die Mitglieder des Wahlvorstandes (Art.
77) verzeichnen die Stimmen auf von ihnen zu führenden und zu unterschrei-
benden Zetteln. Dieselben unterzeichnen mit dem Vorsitzenden und dem Pro-
tokoll-Fährer das Protokoll.

Art. 82.

Gewählt sind diejenigen, welche die meisten Stimmen erhalten haben. Bei
Stimmengleichheit entscheidet das Loos. — Wenn einer von den mit gleichen

14
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Stimmen Gewählten einen zulässigen Ablehnungsgrund geltend machen will und
kann, so ist dieses vor der Loosziehung zu bewirken, wodurch dieser von der-
selben ausscheidet und entweder der andere mit gleichen Stimmen Gewählte
ohne Weiteres als gewählt anzusehen ist, oder, wenn deren mehre sind, das
Loos nur unter diesen entscheidet.

Art. 83.
Das Amt eines Mitgliedes des Gemeinderathes kann nicht ausgeschlagen

werden, sobald nicht nachgewiesen wird, daß daraus für die Gesundheit beson-
dere Gefahr oder für die häuslichen Verhältnisse ein bedeutender Nachtheil ent-
stehen werde.

Ausnahmsweise kann die Wahl ausgeschlagen werden: von Staatsdienern,
von Kirchen= und Schul-Dienern, von Aerzten und Wundärzten, ingleichen von
denjenigen Bürgern, welche unmittelbar vor der auf sie gefallenen Wahl ein
Gemeindeamt während der vorschriftsmäßigen Dienstzeit verwaltet, endlich von
denjenigen, welche nicht ihren ständigen WohnsitzimGemeindebezirkeoder welche
das 60. Lebensjahr überschritten haben.

Ein einmal angenommenes Amt kann nicht aufgegeben werden, wenn nicht
inzwischen solche Verhältnisse eingetreten sind, die berechtigt hätten, das Amt
gleich nach erfolgter Wahl auszuschlagen.

Art. 81.

Ueber die Gründe der Ablehnung und des Aufgebens entscheidet zunächst
der Gemeinderath, sodann auf Berufung endgültig der Bezirksausschuß.

. gu.

Schlägt ein mit den meisten Stimmen Gewählter die Wahl aus und seine
Ablehnungsgründe werden anerkannt, so muß sofort eine neue Wahl angeord-
net werden.

Art. 86.

Zur Gültigkeit der Wahl in dem anberaumten ersten Termine ist erfor-
derlich, daß die Vorladung der Wahlberechtigten in ortsüblicher Weise bewirkt
wurde, zwei Dritttheile der im Wahlbezirke vorhandenen Stimmen im Wahl-
termine vertreten und in diesem abgegeben worden sind.

Sind nicht zwei Dritttheile der Stimmen vertreten gewesen oder sind nicht
für so viele die Wahlzettel abgegeben worden, so werden die abgegebenen Stimm-
zettel uneröffnet gelassen und einstweilen unter Gemeindesiegel gelegt. Es muß
sodann ein weiterer Wahl-Termin innerhalb der nächsten acht Tage anbezielt
werden, wozu jedoch nur diejenigen vorgeladen zu werden brauchen, welche im
ersten Termine nicht erschienen sind und Wahlzettel nicht abgegeben haben.
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Werden auch in diesem Termine, mit Zurechnung der im ersten Termine
abgegebenen, zwei Dritttheile der im Gemeindebezirke vorhandenen Stimmen
nicht erreicht, so ist das Resultat der abgegebenen Stimmen als gültige Wahl
anzusehen.

Art. 87.

Beschwerden gegen das Wahlverfahren müssen innerhalb zehen Tagen nach
dem Wahl-Termine bei dem Gemeindevorstande mündlich oder schriftlich ange-
bracht werden, welcher solche nach vorherigem Gehöre des Gemeinderathes mit
den Wahl-Akten zur endgültigen Entscheidung an den Bezirksausschuß abgiebt.
Dieser kann wegen wesentlicher Unregelmäßigkeiten oder wegen nachzuweisender
gesetzlicher Unzulässigkeit einzelner gewählter Personen die Ungültigkeit der Wahl
einzelner oder aller Gewählter aussprechen und eine neue Wahl anordnen.

Art. 88.

Das Wahlergebniß ist in ortsüblicher Weise öffentlich bekannt zu machen.
Die Wahlzettel sind, sobald das Wahlverf ahren als rechtsbeständig anzusehen

ist, zu vernichten.
Art. 89.

Die bei der regelmäßigen Ergänzung des Gemeinderathes neu gewählten
Mitglieder treten mit dem Anfange des nach der anberaumten Wahl folgenden
Jahres in ihr Amt; die Ausscheidenden bleiben bis dahin in Thätigkeit.

bb) Des Gemeindevorstandes.

Art. 90.

Die Wahl des Gemeindevorstandes erfolgt durch die Gemeindeversamm-
lung und zwar in der Regel auf 6 Jahre. Eine Wahl auf längere Zeit oder
auf die Lebensdauer ist jedoch nicht ausgeschlossen.

Art. 91.

Wählbar sind alle männliche Bürger, welche das 25. Lebensjahr zurück-
gelegt haben, einen guten Leumund (Art. 28) genießen und zur Ausübung des
Stimmrechtes befugt sind.

Geistliche und Lehrer an öffentlichen Unterrichts-Anstalten können nicht
gleichzeitig das Amt eines Gemeindevorstandes versehen. Sie können daher nur
dann eine auf sie gefallene Wahl zum Gemeindevorstande annehmen und in
das Amt eines solchen eintreten, wenn sie ihr geistliches oder Lehr-Amt nieder-
legen. —

Dagegen sind Mitglieder des Gemeinderathes in den Gemeindevorstand
wählbar. Durch die Annahme der Wahl scheiden dieselben aus dem Gemeinde-

14



82

rathe aus. Fällt die Wahl auf einen Nichtbürger, so tritt derselbe mit Ueber-
tragung der Stelle ohne Weiteres in den Genuß des Bürgerrechtes ein.

Art. 92.

Die Leitung der Wahl des Gemeindevorstandes hat in Gemeinden bis zu
2500 Einwohnern, wenn der Bürgermeister gewählt wird, dessen bisheriger
Stellvertreter, und wird der Stellvertreter gewählt, der bisherige Bürgermeister,
in Gemeinden von mehr als 2500 Einwohnern, wenn die Stelle des ersten
Bürgermeisters besetzt werden soll, der zweite Bürgermeister, in den übrigen
Fällen aber der erste Bürgermeister. Fehlt es an allen Gemeindevorstands-
Personen, welche die Leitung der Wahl übernehmen könnten, so ist die Wahl
durch den Bezirks-Direktor oder einen von demselben Beauftragten zu leiten.

Art. 93.

Für jedes Mitglied des Gemeindevorstandes findet eine besondere Wahl-
verhandlung Statt.

Art. 9 1J.

Gewählt ist derjenige, welcher mehr als die Hälfte der abgegebenen Stim-
men (absolute Stimmenmehrheit) erhalten hat.

Ergiebt sich nach Beendigung der ersten Wahl keine absolute Mehrheit, so
sind diejenigen beiden Wahl-Kandidaten, welche die meisten Stimmen erhalten
haben, auf eine engere Wahl zu bringen.

Sollten mehr als zwei Kandidaten die meisten Stimmen gleichmäßig er-
halten haben, so bestimmt das Loos diejenigen beiden unter ihnen, welche in
die engere Wahl übergehen sollen. Auch bei dieser Wahl entscheidet absolute
Mehrheit, bei Stimmengleichheit steht unter beiden Gewählten dem Bezirks-Di-
rektor die Auswahl zu.

Art. 958.
Die Wahl der Mitglieder des Gemeindevorstandes erfordert zu ihrer Gül-

tigkeit die Bestätigung des Bezirks-Direktors, welcher, wenn er die Bestätigung
versagen zu müssen glaubt, zuvor den Bezirksausschuß zu hören hat.

Gegen eine mit Gründen zu unterstützende abfällige Bescheidung ist der
betreffenden Gemeinde sowohl, als dem Gewählten binnen zehen Tagen der Weg
der Berufung an das Staats-Ministerium eröffnet.

Wird nach Verwerfung der ersten Wahl die Bestätigung auch der zweiten
Wahl versagt, so steht dem Staats-Mimsterium das Recht der Besetzung der
Stelle aus den Gemeindeangehörigen nach vernommenem Gutachten des Bezirks-
ausschusses zu.
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Die Wahl in den Gemeindevorstand und die Fortführung des einmal
übernommenen Gemeindeamtes kann von einem, im Gemeindebezirke ständig
Wohnenden (Art. 41) nur aus triftigen Gründen abgelehnt werden, über welche
zunächst der Gemeinderath und dann der Bezirksausschuß entscheidet.

Art. 96.

Werden dem Gemeindevorstande Gemeinde= oder Bezirks-Vorsteher beige-
geben, so werden dieselben vom Gemeinderathe gewählt. Eine Beschränkung der
Wahl auf Bürger des betroffenen Bezirks findet nicht Statt.

Art. 97.

Den Rechnungsführer und Schriftführer wählt der Gemeinderath nach ab-
soluter Stimmenmehrheit. Dem Gemeindevorstande steht das Recht zu, Vor-
schläge zur Besetzung dieser Stellen zu machen.

Die Wahl erfolgt auf mindestens drei Jahre. Eine Anstellung auf Lebens-
zeit ist gestattet. Bei der Wahl des Rechnungsführers muß auf hinreichende
Sicherheit gesehen werden.

Art. 98.

Das Diener-Personal stellt der Gemeindevorstand auf Kündigung an, nach-
dem über die Zahl und den Gehalt des Personals der Gemeinderath Beschluß
gefaßt hat. Eine Anstellung auf Lebenszeit ist nicht ausgeschlossen, kann jedoch
nur mit Zustimmung des Gemeinderathes erfolgen.

Art. 99.

Der Rechnungsführer, sowie der Schriftführer und das Diener-Personal,
müssen nicht nothwendig Gemeindeangehörige seyn.

Art. 100.
In allen Fällen, auch wenn Beschwerden gegen die Wahl des Gemeinde-

vorstandes nicht angebracht sind, mussen die Wahl-Akten dem Bezirksausschusse
zur Einsicht zugesendet werden. Findet dieser wesentliche Abweichungen von den
gesetzlichen Erfordernissen, so kann er unter Angabe von Gründen eine neue
Wahl vorschreiben. Gegen einen solchen Beschluß kann innerhalb zehen Tagen
Berufung an das Staats-Ministerium eingewendet werden.

Art. 101.

Der Gemeindevorstand wird vor seinem Amtsantritte in einer öffentlichen
Sitzung des Gemeinderathes und, wo ein solcher nicht besteht, in einer zu die-
sem Zwecke anberaumten Gemeindeversammlung durch Handschlag an Eides
Statt in Pflicht genommen.

Der Verpflichtungs-Akt wird von dem Vorstande des Bezirksausschusses
oder von einem Beauftragten desselben vorgenommen. Wird die Verwaltung
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des Amtes in Folge der Wiedererwählung des bisherigen Bürgermeisters fort-
gesetzt, so ist eine Wiederholung der Verpflichtung nicht erforderlich.

Gemeinde= oder Bezirks-Vorsteher, Rechnungsführer und Schriftführer, so-
wie das Diener-Personal, werden durch den Gemeindevorstand in einer Sitzung
des Gemeinderathes, bezüglich in einer Gemeindeversammlung, verpflichtet.

e. Befugnisse und Obliegenheiten der Gemeindebehörden.
an) Des Gemeinderatbes.

Art. 102.
Der Gemeinderath vertritt die volle Gemeinde in ihren Rechten und Ver-

pflichtungen. Nach Vorbereitung der einzelnen Verwaltungsgegenstände durch
den Gemeindevorstand und nach Vernehmung desselben beschließt der Gemeinde-
rath über folgende Angelegenheiten:

1) Feststellung des jährlichen Einnahme= und Ausgabe-Voranschlages in
allen Gemeindeverwaltungszweigen;

2) Genehmigung der etwa nöthig werdenden Uebersteigung veranschlagter
Ausgabebeträge oder der Verwendung vorkommender Einnahmeüberschüsse,
ingleichen

3) Ausführung solcher Baulichkeiten, die im Voranschlage nicht aufgenom-
men sind;

4) Abhörung und Justifikation der Gemeinderechnungen;
5) Einführung oder Aenderung von Abgaben und Leistungen für die Ge-

meinde mit Einschluß der Erhebungsweise;
6) Ankauf oder Veräußerung von Grundstücken, einschlüssig von Gebäulich-

keiten oder Gerechtsamen der Gemeinde;
7) Erwerbung oder Aufgebung von Rechten überhaupt, sowie Eingehung

neuer Verbindlichkeiten für die Gemeinde, soweit nicht schon bei Feststel-
lung des Voranschlages die diesfallsige Befugniß dem Gemeindevorstande
eingeräumt worden ist, namentlich die Aufnahme von Anleihen für die Ge-
meinde, Verpachtung von Gemeindegrundstücken und Gerechtsamen, Erlaß
von Gemeinderückständen;

8) Veränderung der bisherigen Bewirthschaftungsweise des Gemeindegutes;
9) Einziehung von Gemeindenutzungen, welche bisher den einzelnen Gemein-

demitgliedern lediglich als solchen zufielen, zum Besten der Gemeinde;
10) Verwilligung von Nutzungsrechten am Gemeindegute;
11) Feststellung der Verkaufspreise für die Nutzungen aus dem Gemeinde=

gute, insbesondere aus der Gemeindewaldung, soweit diese Feststellung
nicht schon bei Genehmigung des Voranschlages erfolgt ist und soweit der
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Verkauf nicht im Wege des Verstrichs, ohne Vorbehalt der Genehmigung
erfolgt;

12) die Wahl der Gemeinde= und Bezirks-Vorsteher, die Anstellung des Ge-
meinde-Rechnungsführers und Schriftführers, sowie Bestimmung aller
Gehaltsbezüge aus Gemeindekassen, Anstellung der Gemeindediener auf
Lebenszeit;

13) neue Anstalten und Einrichtungen für Gemeindezwecke;
14) Feststellung ortsgesetzlicher Bestimmungen (Art. 14, 162, 162);
15) Prozeß-Führung der Gemeinden, Abschluß von Vergleichen;
16) Aufnahme Fremder in den Gemeindeverband, ingleichen die Ertheilung

des Ehrenbürgerrechtes;
17) geltend gemachte Heimathsansprüche;
18) Ertheilung der Heirathserlaubniß, wenn über das Recht zur Begründung

einer Familie Zweifel entstehen (Art. 24, 5, n);
19) Ablebnung der Wahl zu einem Mitgliede des Gemeindevorstandes oder

des Gemeinderathes, sowie Austritt aus einem solchen bereits angetrete-
nen Amte vor Ablauf der Zeit, für welche die Wahl getroffen war;

20) Vorstellungen, welche gegen Verfügungen des Gemeindevorstandes wegen
verweigerten Aufenthaltes als Schutzgenosse, wegen versagter Aufnahme
eines Heimathsberechtigten in den Bürgerverband, wegen Umlegung der
Gemeindelasten, sowie wegen Verwaltung des Gemeindevermögens an den
Gemeinderatb gelangen.

Art. 103.

Dem Gemeinderathe steht das Recht der Beschwerdeführung gegen Ge-
meinde-Beamte und Diener zu. Will derselbe von diesem Rechte, dem Ge-
meindevorstande gegenüber, Gebrauch machen, so kann er die Beschwerde unmit-
telbar an den Bezirks-Direktor gelangen lassen. Ihm gebührt die Kontrolirung
der ganzen Gemeindeverwaltung, zu welchem Behufe er die Befugniß hat, sich
durch Einsicht der Akten und Rechnungen, oder durch Ernennung von Aus-
schüssen aus seiner Mitte, oder durch Auskunftserbittung von dem Gemeindevor-
stande, Ueberzeugung über die Ausführung seiner Beschlüsse, die gehörige Ver-
wendung der Gemeindeeinnahmen und die Einhaltung der festgestellten Voran-
schläge zu verschaffen.

Art. 101.

Der Gemeinderath ist verbunden, sein Gutachten über alle Gegenstände ab-
zugeben, welche ihm zu diesem Zwecke durch die Aussichtsbehörden vorgelegt
werden.
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Art. 103.

Die Mitglieder des Gemeinderathes sind an keine Instruktion ihrer Wäh-
ler gebunden.

Art. 106.

Der Gemeinderath ist berechtigt, Gegenstände von besonderer Wichtigkeit
vor der Beschlußfassung hierüber zur Kenntniß der Gemeinde zu bringen und
die zu fassenden Beschlüsse im Entwurfe vorzulegen, damit es jedem Bürger
möglich sey, Erinnerungen innerhalb einer zu bestimmenden Frist bei dem Ge-
meindeverstande oder einem dazu besonders Beauftragten einzureichen, welche
dann bei der Beschlußfassung in Erwägung zu ziehen sind.

Art. 107.

Die Mitglieder des Gemeinderathes erhalten keine Besoldung, können aber
die Vergütung nothwendiger baarer Auslagen für das Gemeindeamt in Anspruch
nehmen.

bb) Des Gemeindrvorstandes.
Art. 108.

Der Gemeindevorstand steht an der Spitze der Gemeindeverwaltung, er ist
berufen, für die Bekanntmachung und Ausführung der die Gemeindeverwaltung
betreffenden Gesetze und Verordnungen, sowie der Beschlüsse der ihm vorgesetz-
ten Behörden, zu sorgen, die unmittelbare Leitung aller Verwaltungsgeschäfte zu
führen, die Beschlüsse des Gemeinderathes oder der Gemeindeversammlung vor-
zubereiten und zur Ausführung zu bringen, die Gemeindeanstalten und Stif-
tungen, sowie das Gemeindevermögen zu verwalten, bezüglich die dazu be-
stellten besonderen Beamten zu beaufsichtigen und letztere zu instruiren, die
Gemeinde nach Außen zu vertreten und ihre Rechte zu wahren, mit Behör-
den und Privat-Personen im Namen der Gemeinde zu verhandeln, den Schrif-
tenwechsel für dieselbe zu führen, die Urkunden und Akten der Gemeinde auf-
zubewahren, die Gemeindeabgaben nach den Gesetzen oder Beschlüssen zu verthei-
len und deren Beitreibung im Exekutions-Wege anzuordnen.

Die Fassung selbstständiger Beschlüsse steht dem Gemeindevorstande insoweit
zu, als diese zur Ausführung gefaßter Beschlüsse des Gemeinderatbes, zur An-
wendung der Gesetze und Orts-Statuten gehören. — Insbesondere verfügt er
die Aufnahme Heimathsberechtigter in den Bürgerverband (Art. 34), ertheilt die
Heirathserlaubniß, wenn über das Recht zur Begründung einer Familie kein
Zweifel besteht (Art. 24, 5, a, Art. 102, 18), fertigt die Genehmigung zum
zeitweiligen Aufenthalte für Schutzgenossen aus (Art. 42) und vollzieht die Ver-
pflichtung neu eintretender Bürger (Art. 39).
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Art. 109.

Der Gemeindevorstand hat jedes Jahr, bevor die Prüfung des Voranschla-
ges der Einnahmen und Ausgaben erfolgt, dem Gemeinderathe einen vollstän-
digen Bericht über die Verwaltung und den Stand der Gemeindeangelegenhei-
ten in öffentlicher Sitzung zu erstatten.

Art. 110.

Der Gemeindevorstand, bezüglich erste Bürgermeister, ist Syndikus der Ge-
meinde mit der Befugniß, in Prozessen einen Anwalt anzunehmen.

Art. 111.

Der Gemeindevorstand hat die gesammte Sicherheits-, Ordnungs-, Sitten-,
Gesinde-, Bau-, Feuer-, Gewerbe-, Handels-, Strom= und Wasser-Polizei in
der Gemeinde und deren Bezirke zu handhaben. Die Grenzen zwischen der von
dem Gemeindevorstande zu handhabenden Orts-Polizei und der den Staatsbe-
hörden zustehenden allgemeinen Landes-Polizei sind nach dem Gesetze zu beur-
theilen.

Art. 112.
Der Gemeindevorstand ist dasjenige Organ der Gemeinde, dessen sich die

Staatsbehörden bei Ausübung der Regierungsrechte in den Gemeinden bedienen
dürfen (Art. 19).

Derselbe ist verpflichtet, alle Anträge, welche Gemeindeangehörige bei der
Bezirksbehörde stellen wollen, auf= und anzunehmen, auch soweit, als es nöthig,
zur Beschlußfassung vorzubereiten. Gesuche um Erlaß und Stundung von
Staatsgefällen hat er aufzunehmen und zur Beschlußnahme der zuständigen Be-
börde vorzubereiten.

Art. 113.
Dem Gemeindevorstande steht die Disciplinar-Gewalt über die Unterbeam-

ten und Diener der Gemeinde zu.
Art. 114.

Er hat die Befugniß, die Leistung geforderter Gemeindedienste mit An-
drohung einer Gemeindebuße bis zu 2 Thalern (3 Fl. 30 AKr.) aufzugeben und
solche gegen diejenigen, welche der Anordnung nicht nachkommen, auszu-
sprechen.

Im Falle vorliegender Zahlungsunfähigkeit kann von ihm die Strafe in
Arrest oder Handarbeit verwandelt werden. Hierbei sind 15 Sgr. Geldstrafe
gleich zu achten einem Tage Arrest, oder einem Tage Handarbeit. Auf Re-
quisition der Verwaltungsbehörden haben die Justiz-Behörden die Gefängniß-
strafen in den Amtsgefängnissen verbüßen zu lassen.

15
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Art. 1185.

Derselbe leitet das Armenwesen, nach Befinden unter Mitwirkung einer
dazu ernannten besonderen Kommission.

Art. 116.

Dem Gemeindevorstande liegt die besondere Aufsicht auf das Gemeindekasse-
und Rechnungs-Wesen ob. Er schreibt die Gemeinde-Nechnungsbelege zur Zah-
lung aus, sieht auf pünktliche Legung der Rechnungen und prüft in jedem Jahre

unter Zuziehung einiger von dem Gemeinderathe dazu bestimmten Mitglieder
desselben mehrmals den Kassehauzhalt.

Art. 117.

Hat der Gemeinderath oder die Gemeindeversammlung einen Beschluß ge-
faßt, welcher nach der Ueberzeugung des Gemeindevorstandes die Befugnisse der-
selben überschreitet, oder die Verfassung des Staates und die Gesetze verletzt, so
ist derselbe verpflichtet, die Ausführung des Beschlusses zu versagen, hat aber
alsdann sofort die Entschridung des Bezirksausschusses einzuholen, welche läng-
stens binnen vier Wochen ertheilt werden muß.

Art. 118.

Die Gemeinde= oder Bezirks-Vorsteher haben dem Gemeindevorstande bei
Vollzichung der Anordnungen desselben an die Hand zu gehen und ihn in allen
Gemeindeangelegenheiten, insbesondere bei Verwaltung des Gemeindevermögens
und der Gemeindeanstalten, nach seiner Anweisung zu unterstützen.

Art. 119.

Der Gemeinderechnungsführer ist verbunden, dem Gemeindevorstande und
den etwa beigegebenen Abgeordneten des Gemeinderathes jederzeit auf Verlan-
gen die das Rechnungswesen betreffenden Akten, Bücher und sonstigen Papiere
zur Einsicht vorzulegen, sowie sonstige begehrte Auskunft zu ertheilen und die
Kasse zur Prüfung zu öffnen. Die von demselben ausgestellte Quittung ist
auch ohne Beidrückung des Gemeindesiegels für die Gemeinde rechtsverbindlich.
Zur Nachweisung der Bestallung des Betreffenden, als Rechnungsführers, ge-
nügt eine auf Verlangen des zahlenden Schuldners beizufügende diesfallsige Be-
scheinigung des Gemeindevorstandes.

Im Uebrigen dienen ihm die empfangenen besonderen Instruktionen zur
Nachachtung.

Art. 120.
Der Schriftführer hat die Schrift= und Akten-Führung, sowie die ihm

sonst überwiesenen Expeditions-Geschäfte bei dem Vorstande nach dessen Anlei-
tung zu besorgen (Art. 101).
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Art. 121.

Die Bürgermeister, der Rechnungsführer und der Schriftführer, sowie das
Diener-Personal haben Anspruch auf eine den Verhältnissen der Gemeinde ent-
sprechende Besoldung, deren Feststellung dem Gemeinderathe, bezüglich der Ge-
meindeversammlung, zusteht. Sollte diese Feststellung nicht oder unverhältniß-
mäßig bewirkt werden, so kann der Bezirksausschuß solche vornehmen, bezüg-
lich berichtigen.

Dem Stellvertreter des Bürgermeisters und den Gemeinde= oder Bezirks-
Vorstehern steht ein solcher Anspruch nicht zu; doch bleibt den Gemeinden, in
welchen von denselben umfänglichere Leistungen verlangt werden, überlassen, den-
selben angemessene Vergütung dafür zu verwilligen.

d. Geschäftsgang bei den Gemeindebehörden.
aa) Bei dem Gemeinderathe.

Art. 122.
Der Gemeinderath wählt jährlich nach absoluter Stimmenmehrheit einen

Vorsitzenden und einen Stellvertreter desselben. Bei Stimmengleichheit entschei-
det das Loos. — Er versammelt sich, so oft es seine Geschäfte erfordern.

Art. 123.

Die Zusammenberufung des Gemeinderathes geschieht durch den Vorsitzen-
den. Sie muß erfolgen, sobald es von einem Viertheile der Mitglieder oder,
wo deren weniger als acht vorhanden sind, von mindestens zwei derselben, oder
von dem Gemeindevorstande gefordert wird.

Art. 121.

Der Vorstand muß zu allen Verhandlungen des Gemeinderathes, soweit
dieselben nicht den Gehalt des ersten oder eine Beschwerde gegen denselben zum
Gegenstand haben, eingeladen und zu Aeußerung seiner Ansicht zugelassen wer-
den. Der Gemeinderath kann verlangen, daß der Vorstand anwesend sev. Die
Gemeinde= oder Bezirks-Vorsteher werden ebenfalls zur Sitzung eingeladen.

Art. 123.

Die Art und Weise der Zusammenberufung wird ein für allemal vom
Gemeinderathe festgestellt. Mit Ausnahme dringender Fälle erfolgt diese min-
destens zwei Tage vorher; es können aber auch regelmäßige Sitzungstage fest-
gestellt werden.

Die Angabe der Gegenstände, worüber berathen werden soll, erfolgt in ge-
wöhnlichen Fällen zwei Tage vor der Sitzung.

15*
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Art. 126.

Der Gemeinderath kann nicht beschließen, wenn nicht mindestens zwei
Dritttheile seiner Mitglieder anwesend sind. Eine Ausnahme hiervon findet
Statt, wenn der Gemeinderath zum dritten Male zur Verhandlung über den-
selben Gegenstand zusammen berufen, aber dennoch nicht in genügender Anzahl
erschienen ist. Bei der zweiten und dritten Zusammenberufung muß auf diese
Bestimmung ausdrücklich hingewiesen werden. Eine fernere Ausnahme findet
bei Gegenständen Statt, die durchaus keinen Aufschub leiden.

In diesen Fällen fassen die Erschienenen einen Beschluß, der in nächster
ordentlicher Sitzung Behufs der Kenntnißnahme Seitens der früher Nichterschie-
nenen vorgelegt wird.

Von dem Vorsitzenden der Versammlung sind gegen diejenigen Mitglieder,
welche ohne hinreichende Entschuldigung ausbleiben oder zu spät kommen, Ge-
meindebußen bis zu 1 Thlr. auszusprechen, wenn nicht über die Höhe der Strafe
ein Anderes statutarisch bestimmt werden wird.

Ueber die Zulänglichkeit der Entschuldigung hat auf eingewendete Be-
rufung der Gemeinderath in der nächstfolgenden Gemeinderathssitzung zu ent-
scheiden.

Art. 127.

Ausnahmsweise ist in einfachen und eiligen Angelegenheiten eine schriftliche
Abstimmung durch Cirkular zulässig. Der auf diese Weise gefaßte Beschluß
muß in der nächsten Sitzung bekannt gemacht werden.

Dem Gemeindevorstande steht das Recht zu, die Ausführung eines solchen
Beschlusses zu verschieben und auf mündliche Berathung anzutragen.

Art. 128.

Die Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleich-
heit muß in einer weiteren Sitzung eine nochmalige Berathung und Abstim-
mung erfolgen, und wenn auch hierbei sich Stimmengleichheit ergiebt, so gilt
die Frage als verneint. Kein Mitglied des Gemeinderathes darf sich ohne trif-
tige Gründe seiner Stimme enthalten. Die Eutscheidung über die Triftigkeit
der Gründe steht dem Gemeinderathe zu.

Art. 129.
Wenn in dem Gemeinderathe über die unmittelbar eigene Angelegenheit

einzelner Mitglieder des Gemeinderathes zu verhandeln ist, so dürfen diese der
Verhandlung darüber nüht beiwohnen. Kann wegen dieser Ausschließung eine
beschlußfihige Versammlung nicht gehalten werden, so sind für den vorliegenden
besonderen Fall an der Stelle der betheiligten Mitglieder des Gemeinderathes
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diejenigen Gemeindebürger als stimmberechtigte Mitglieder desselben zuzuziehen,
welche bei der letzten Gemeinderathswahl die nächstmeisten Stimmen erhalten
baben, und unter denen, welche gleiche Stimmenzahl haben, entscheidet das
Loos. Sollten auch diese Gemeindebürger wegen unmittelbar eigener Betheili-
gung nicht stimmfähig seyn, so ist der Fall der Entscheidung der Gemeindever=
sammlung auszusetzen.

Auch in der die Stelle des Gemeinderathes vertretenden Gemeindeversamm-
lung (Art. 65) steht den in obiger Weise unmittelbar Betheiligten ein Stimm-
recht nicht zu. Sinkt solchergestalt die Zahl der Stimmen unter die Hälfte der
nach der Stimmliste in der Gemeinde überhaupt abzugebenden Stimmen herab,
so entscheidet der Bezirksausschuß.

Art. 130.

Die Sitzungen des Gemeinderathes sind öffentlich, wenn derselbe nicht be-
schließt, aus besonderen Gründen eine Ausnahme eintreten zu lassen.

Der Antrag auf geheime Sitzung kann vom Gemeindevorstande oder von
einem Dritttheile der anwesenden Mitglieder des Gemeinderathes gestellt wer-
den; die Berathung und Beschlußfassung hierüber muß in geheimer Sitzung er-
folgen.

Die Sitzungen sind in geeigneter Weise zur öffentlichen Kenntniß zu brin-
gen; auch ist vor dem Sitzungs-Lokal oder in demselben in der Regel das Ver-
zeichniß der zur Berathung vorliegenden Gegenstände wenigstens einen Tag vor
der Sitzung anzuschlagen.

Art. 131.
Der Vorsitzende vertheilt die Geschäfte und bestellt für die einzelnen Ge-

genstände die Referenten. Er leitet die Verhandlungen, eröffnet und schließt
die Sitzungen und handhabt die Ordnung in der Versammlung. Er hat das
Recht, jede Person aus dem Sitzungszimmer entfernen zu lassen, welche öffent-
lich Zeichen des Beifalls oder des Mißfallens giebt, oder sonstige Unruhe ver-
ursacht.

Art. 132.
Die Beschlüsse des Gemeinderathes und die Namen der dabei anwesend ge-

wesenen Mitglieder sind in ein besonderes Buch einzutragen. Die Protofkolle
müssen nach vorheriger Vorlesung und Genehmigung vor dem Schlusse der
Sitzung mindestens vom Vorsitzenden und Schriftführer unterzeichnet werden.
Die Protokoll-Führung wird von einem durch den Gemeinderath gewählten Schrift-
führer besorgt. Beschlüsse, welche eine Thätigkeit des Gemeindevorstandes zur
Folge haben müssen, sind diesem alsbald mitzutheilen.
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Art. 133.

Dem Gemeinderathe bleibt überlassen, die näheren Bestimmungen des Ge-
schäftsganges in einer besonderen Geschäftsordnung zu ertheilen.

hbb) Bei dem Gemeindcvorstande.
Art. 134.

In allen Gemeinden, in welchen der Gemeindevorstand aus zwei Bürger-
meistern besteht, besorgen dieselben alle Geschäfte der Gemeinde gemeinschaftlich;
doch gebührt dem ersten Bürgermeister die Leitung und Vertheilung der einzel-
nen Geschäfte, sowie die entscheidende Stimme bei vorkommender Meinungsver-
schiedenbeit.

Dem ersten Bürgermeister liegt die Wahrnehmung aller Geschäfte der Ge-
meindeverwaltung im Allgemeinen ob, insbesondere gebührt ihm die Ausfsicht über
alle städtische Anstalten, über den Kasse= und Rechnungs-Dienst, über die Un-
terbeamten und Diener, sowie über die Polizei-Verwaltung, während der zweite
Bürgermeister vorzugsweise die nächste Aufsicht über die Verwaltung der Ge-
meindegüter und wirthschaftlichen Anstalten, über die Gemeindewaldungen und
deren Kultur, über die richtige Verwerthung ihrer Nutzungen, über die Baum-
pflanzungen und Obstanlagen, sowie über das gesammte Bauwesen, mit Ein-
schluß der Brücken, Wege und Stege, des Pflasters, sowie der Brunnen= und
Wasser-Leitungen, führt. Derselbe ist für eine schleunige, zweckmäßige und mög-
lichst billige Ausführung der in dieser Beziehung gefaßten Beschlüsse insbesondere
verantwortlich. Er attestirt alle in diesen Verwaltungszweigen vorkommenden
Ausgaben. Die Zahlungsausschrift besorgt der erste Bürgermeister in allen
Fällen. In den Gemeinden, in welchen ein Schriftführer für den Gemeinde-
vorstand nicht angestellt ist, besorgt der erste Bürgermeister die Schrift= und
Akten-Führung. Sämmtliche Ausfertigungen und Urkunden des Gemeindevor=
standes sind in der Reinschrift vom ersten Bürgermeister zu unterschreiben; Ur-
kunden über solche Rechtsgeschäfte, zu denen die Zustimmung des Gemeinde-=
rathes, bezüglich der Gemeindeversammlung, erforderlich ist (Art. 102), müssen
vom Vorsitzenden des Gemeinderathes oder der Gemeindeversammlung mit un-
terschrieben, auch entweder mit dem Gemeindesiegel verseben oder von den Un-
terzeichnern vor Gericht anerkannt werden. Ist die Genehmigung des Bezirks-
ausschusses erforderlich, so ist diese der Urkunde beizufügen.

In Verhinderungsfällen des einen Bürgermeisters vertritt der andere des-
sen Stelle.

Art. 133.
In allen Gemeinden, in welchen ein Bürgermeister und ein Stellvertreter

den Gemeindevorstand bilden, hat der Erstere alle Geschäfte des Gemeindevor-
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standes zu besorgen. Der Letztere hat denselben bei Geschäftsanhäufungen zu
unterstützen und in Verhinderungsfällen ganz zu vertreten.

Die Bestimmung im vorhergehenden Artikel über die Vollziehung der Aus-
fertigungen und Urkunden findet auch hier Anwendung, und was in dieser Be-
ziehung dort vom zweiten Bürgermeister gesagt ist, gilt hier vom Stellvertreter
des Bürgermeisters.

Art. 136.

Sowohl zur dauernden Verwaltung einzelner Geschäftszweige, als zur Er-
ledigung einzelner bestimmter Angelegenheiten können auf Beschluß des Gemein-
derathes besondere Kommissionen gebildet werden, welche dem Gemeindevorstande
unter dessen Leitung an die Hand gehen. Die dazu bestimmten Mitglieder aus
dem Gemeinderathe wählt dieser, die übrigen Mitglieder der Vorstand.

Der Gemeinderath hat die den Mitgliedern zu ersetzenden Auslagen und
etwa für ihre Mühewaltung in besonderen Aufträgen zuzubilligende Vergütung zu
bestimmen.

5) Von den Gemeindelasten.
u. Allgemeine Grundsäte.

Art. 137.

Die Bedürfnisse der Gemeinden sind zunächst durch den Abwurf desjenigen
Gemeindevermögens, welches schon bisher lediglich zur Deckung von Gemeinde-
ausgaben bestimmt war (Gemeindevermögen im engern Sinne, Kämmereiver=
mögen), und aus den für besondere Einrichtungen vorhandenen Stiftungen und
Fonds zu bestreiten.

Art. 138.

Sind diese Einkünfte nicht zureichend und ist Gemeindevermögen vorhan-
den, welches nach dem bisherigen Ortsgebrauche dem Nutzungerechte einzelner
Gemeindeangehörigen oder einzelner Klassen derselben unterworfen ist (Gemeinde-
vermögen im weitern Sinne, Bürger= und Nachbar-Vermögen): so sind in der
Regel zunächst diese Nutzungen gegen den Wegfall der etwaigen Gegenleistungen,
nach Maßgabe des Bedarfs, ganz oder theilweise zurückzuziehen und zu dem zu
deckenden Gemeindezwecke zu verwenden.

Ist jedoch das Recht auf jene Nutzungen als Zubehör eines Grundstückes
zu betrachten, oder gründet es sich auf einen genügenden Rechtstitel: so sind
dieselben der Zurückziehung und Verwendung zu Gemeindezwecken zwar nicht
unterworfen, wohl aber sind die Nutzungsberechtigten die von ibnen bisher vor-
zugsweise bestrittenen Gemeindelasten auch fernerhin in dieser Weise zu tragen
verpflichtet (Art. 17).
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Als ein genügender Rechtstitel ist es nicht zu betrachten, wenn das
Nutzungsrecht als Ausfluß des Bürgerrechtes anzusehen ist, mag auch dafür ein
besonderes Einkaufgeld zu entrichten gewesen seyn (Art. 32).

Im Uebrigen ist den Entscheidungen der Verwaltungsbehörden uber Ein-
ziehung von Gemeindenutzungen so lange und soweit nachzugehen, als nicht pri-
vatrechtliche Ansprüche der Betheiligten darauf im Rechtswege endgültig aner-
kannt worden sind; bis dabin ist auch für jene Entscheidungen auf Ersuchen
rechtliche Hülfe von den Justiz-Behörden zu gewähren.

Art. 139.

Können Gemeindebedürfnisse durch den Abwurf des Gemeindevermögens
aus den für besondere Einrichtungen vorhandenen Stiftungen und Fonds oder aus
anderen regelmäßigen Einnahmequellen nicht gedeckt werden: so sind dieselben,
wenn sie zur Erreichung des Gemeindezweckes als nothwendig (Art. 15 und
16) angesehen werden müssen, durch Gemeindeleistungen aufzubringen (Art.
143—151).

Art. 110.

Die Aufnahme neuer Schulden zur Befriedigung von Gemeindebedürfnissen
ist nur in außerordentlichen, besonders dringenden Fällen gestattet und darf die
erforderliche Genehmigung (Art. 102, 7, 161) dazu nur dann ertheilt werden,
wenn zugleich eine Verzins= und Tilgungs-Rente festgestellt ist, welche letztere
mindestens ein Prozent des aufzunehmenden Kapitals und den Ueberschuß der
bei der fortschreitenden Schuldentilgung geminderten ursprünglichen Zinsen be-
tragen muß.

Art. 131.

Für Gemeindeschulden und überhaupt für alle Verbindlichkeiten der Ge-
meinde haftet zunächst das Gemeindevermögen, und bei Unzulänglichkeit dessel-
ben haften diejenigen, welche zu den Gemeindelasten beizutragen schuldig sind,
nach Verhältniß ihrer Beitragspflicht im einzelnen Falle. Der Gläubiger ist
berechtigt, die Einziehung bestehender Natural-Nutzungen, sowie die Ausschrei-
bung und Beitreibung von Gemeindeanlagen zum Zwecke der Tilgung seiner
Forderung zu verlangen.

Neu eintretende Gemeindeglieder sind zur Verzinsung und Tilgung der bei
ihrem Eintritte schon vorhandenen Schulden ebenfalls beizutragen verbunden,
wogegen den ausscheidenden Gemeindemitgliedern die Gewährung einer Abfin-
dung für die bei ihrem Austritte vorhandenen Gemeindeschulden nicht obliegt.

Schulden, welche von der Gemeinde nicht zur Erfüllung eigener Verpflich-
tungen, sondern lediglich für einzelne Gemeindeangebörige oder einzelne Klassen
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derselben gewirkt worden find, z. B. bei der Ablösung grundherrlicher Lasten
durch die Gemeinde für die Pflichtigen, bei Proze,-Führung der Gemeinde für
einzelne Einwohnerklassen u. s. w., haften nur auf den Betheiligten und sind
andere oder neu eintretende Gemeindemitglieder nur dann zur Verzinsung und
Tilgung dieser Schulden beizutragen verpflichtet, wenn dieselben als Rechtsnach-
folger der Betheiligten zu betrachten oder in die betreffende Klasse eingetre-
ten sind.

Art. 132

Unter der Voraussetzung, daß Darlehen rechtsgültig aufgenommen worden
sind (Art. 102, 7, 161), bedarf es zur Begründung der Forderung gegen eine
Gemeinde, auch in dem im Schlußsatze des vorhergehenden Artifels bezeichneten
Falle, keines Beweises über die Verwendung zu ihrem Nutzen, sobald das Dar-
lehen an den zum Empfange berechtigten Rechnungsführer ausgezahlt worden ist.

b. Von der Verihletung der Gemeindoelasten.
Die in Geldbeträgen bestehenden Gemeindelasten werden auf sämmtliche

Gemeindeangehörige, sowie auf die Flur= und Schutz-Genossen, nach Verhältniß
der von denselben in der Gemeinde bezüglich nach Verhältniß der auf ihren im
Gemeindebezirke gelegenen Grundbesitz zu entrichtenden Staatssteuer vom Ein-
kommen vertheilt.

Ausgenommen hiervon sind:
M#e) die zur Erhaltung und Verbesserung desjenigen Gemeindevermögens er-

forderlichen Kosten, von welchem einzelne Gemeindeglieder oder einzelne
Klassen derselben oder die Ortsbewohner allein Genuß haben oder Vor-
theil ziehen (Art. 17, 138);

b) diejenigen Aufwände, welche, ohne im Gemeindezwecke (Art. 16) begrün-
det zu seyn, auf den Vortheil Einzel ner abzielen, wie Bewässerungs-
und Entwässerungs-Anstalten zu Verbesserung der Grungstücke, Hebung
der Feld-- und Wiesen-Gräben, Versteinigung der Grundstücke, Haltung
der Hirten 2c.

Dergleichen Aufwände (a und b) sind auf die Betheiligten nach Verhält-
niß des Vortheils oder nach Verhältniß der betroffenen Grundstücke, bezüglich
der davon an den Staat zu entrichtenden Grundeinkommensteuer, auszuschlagen.

Art. 11.

Einrichtungen der Art, wie sie der Art. 143 unter b im Auge hat, kön-
nen von der Gemeindebehörde nur dann mit verbindlicher Kraft für die Be-
theiligten und mit dem Erfolge, die Kosten von denselben erheben zu können,
beschlossen und ausgeführt werden, wenn ihre Nothwendigkeit auch im öffentlichen
Interesse begründet ist, die bei der vorseyenden Einrichtung Betbeiligten zur

16
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Schlußfassung darüber vorgeladen worden sind und sich mehr als die Hälfte
der wirklich Erschienenen dafür ausgesprochen haben.

Es hat jedoch jeder Flurgenosse am Sitze der Gemeindebehörde der betref-
fenden Flur einen Beauftragten zu stellen und der Behäörde schriftlich anzuzei-
gen, an welchen die für den Flurgenossen bestimmten Ladungen und sonstigen
Verfügungen in Gemeinde= und in Markungs-Angelegenheiten mit gleicher Wir-
kung abgegeben werden können, als wenn sie diesem selbst eingehändigt worden
wären. Die Mehrheit bei der Abstimmung wird nicht nach der Zahl der er-
schienenen Betheiligten berechnet, sondern nach dem Verhältnisse ihres betrof-
fenen Ackergehaltes, bezuglich nach dem Verhältnisse des anschlagsmäßig zu lei-
stenden Beitrages bemessen.

Gegen die Beschlüsse der Gemeindebehörde finden die sonst zulässigen
Rechtsmittel Statt.

Wenn durch solche Einrichtungen ein bloßes Privat-Interesse befördert
wird, so hat in Ermangelung besonderer gesetzlicher Bestimmungen die Gemein-
debehörde nur vermittelnd einzuschreiten und mit Zustimmung der Betheiligten
zu handeln.

Art. 145.

Bei Veranlagung nach dem Fuße der Staats-Einkommensteuer kommen
stets nur die innerhalb des Gemeindebezirkes liegenden Grundbesitzungen, sowie
dasjenige Einkommen aus Nichtgrundbesitz, welches in der Steuerrolle der Ge-
meinde eingetragen ist, in Anschlag.

Bei steuerfreien Grundbesitzungen ist der als Maßstab ihrer Veranlagung
zu Gemeindelasten dienende Betrag der Einkommensteuer von Grund und Bo-
den, welcher von denselben zu entrichten seyn würde, durch die in der Gemeinde
bestellten Steuervertheiler nach den Grundsätzen zu ermitteln, nach welchen diese
Steuer im Gemeindebezirke festgestellt worden ist, bei solchen Grundstücken aber,
welche als Zubehörungen eines gebundenen Gutes in dem das Hauptgut ent-
haltenden Kataster eines anderen Ortes mit verzeichnet sind, nach den Grund-
sätzen zu verfahren, welche für walzende Grundstücke derselben Flur gelten.

Gegen die zum Zwecke der Erhebung von Gemeindeanlagen erfolgten Ab-
schätzungen des Grundeinkommens von steuerfreien Grundstücken findet das hin-
sichtlich der an den Staat zu entrichtenden Einkommensteuer geordnete Rekla-
mations-Verfahren (C. 84 flg. des Gesetzes über die allgemeine Einkommen-
steuer vom 19. März 1851) mit der Abänderung Statt, daß da, wo der
Staats-Fiskus betheiligt ist, die zweitinstanzliche Entscheidung von dem Depar-
tement I, B des Staats-Ministeriums zu ertheilen ist.
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Indirekte Auflagen, soweit sie nicht schon bei Publikation dieses Gesetzes
bestehen, dürfen nur mit Genehmigung der Staatsregierung eingeführt werden.

Art. 137.

Persönliche Dienste für allgemeine Gemeindezwecke sind von den selbststän-
digen Gemeindeangehörigen und Schutzgenossen zu leisten. Dieselben sind, wo
nicht ein gleichzeitiges Zusammenwirken Aller erfordert wird, der Reihe nach zu
leisten. Wenn zur Befriedigung des Bedürfnisses der Gemeinde Geldbeiträge
ausgeschrieben sind, der Zweck aber nur durch Dienstleistungen erreicht werden
kann, so darf die Gemeinde die den Geldbeiträgen entsprechenden Dienstleistun-
gen fordern. Umgekehrt sind aber auch bei Wegebauten oder ähnlichen, ohne
besondere Kunstfertigkeit herzustellenden Bauunternehmungen, welche lediglich durch
Geldbeiträge bewirkt werden sollen, die einzelnen Abgabepflichtigen berechtigt,
die auf sie kommenden Beträge nach den festgesetzten Accord-Preisen durch per-
sönliche Dienste abzuarbeiten, wenn

a) die Betreffenden entweder zum Voraus in den ersten acht Tagen jedes
Kalender-Jahres, oder längstens binnen 24 Stunden nach Veröffent-
lichung des Beschlusses, bezüglich nach Bekanntmachung einer polizei-
lichen Verordnung über den fraglichen Bau sich ausdrücklich gegen den
Gemeindevorstand erbieten und

b) zu den möglichst zeitig vorher anzufordernden Dienstleistungen sich auch
pünktlich einfinden.

Die Vertheilung vorkommender Hand= und Spann-Dienste zur Leistung
der Gemeindearbeiten bleibt in der Regel der Bestimmung der Gemeinde überlassen.

Im Zweifel und wenn nicht besondere Gesetze etwas Anderes anordnen,
gilt als Regel:

1) Handdienste sind von allen selbstständigen Gemeindeangehörigen und
Schutzgenossen zu leisten;

2) Spanndienste werden von den Spannvieh haltenden Leistungspflichtigen
nach Verhältniß der Spannkraft geleistet. Die Feststellung des Ver-
hältnisses zwischen den verschiedenen Arten Spannvieh bleibt der Be-
stimmung der Gemeinden nach örtlichen Verhältnissen überlassen;

3) werden gleichzeitig Spann= und Hand-Dienste ausgeschrieben, so gilt
ein Tag Spanmienst gleich drei Tagen Handdienst. Werden nur Hand-
dienste ausgeschrieben, so sind auch diejenigen mit heranzuziehen, welche
Spannvieh halten;

4) Stellvertretung bei den Gemeindediensten ist, wenn nicht die persönliche
Gegenwart, wie z. B. bei den Löschanstalten, zur Erreichung des Zwe-
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ckes durchaus erforderlich ist, zulässig, sie muß jedoch für die zu ver-
richtende Arbeit vollkommen tüchtig seyn. Auch ist es gestattet, für
Spann= und Hand-Dienst im einzelnen Falle bestimmte Geldsummen
festzusetzen.

Art. 138.

Befreiungen von der Beitragspflicht zu den Gemeindelasten, mögen diese
durch Geldumlagen oder Natural-Dienste aufgebracht werden, finden nur in
folgenden Fällen Statt.

Eine persönliche Befreiung von Gemeindediensten genießen, soweit nicht
durch Orts-Statut eine Erweiterung bestimmt wird, die Bürgermeister und die
im aktiven Militär= oder im Landpolizei-Dienste stehenden Personen.
Eine dingliche Befreiung genießen:

1) die dem Staate oder dem Domänen Fiskus gehörigen, zum öffentlichen
Dienste unmittelbar bestimmten Grundstücke und Anlagen, einschlüssig der
Gebäulichkeiten;

2) die Grundstücke der Kirche und Schule, soweit nicht Markungslasten in
Frage kommen.

Leistungspflichtige von einem höheren Alter als sechszig Jahren sollen von
den persönlich zu leistenden Gemeinde-Handdiensten befreit bleiben. Haben
aber diese Personen Angehörige, welche über sechszehen Jahre alt sind, Dienst-
boten oder Gewerbsgehülfen, so haben sie diese, sofern sie diensttauglich sind, zu
den zu leistenden Diensten, vorbehältlich orts-statutarischer Bestimmung, zu stellen.

Alle bisherige Befreiungen außer diesen Fällen sind, soweit sie nicht auf
einem besondern Rechtstitel beruhen, aufgehoben.

Gleichmäßig sind die bisherigen Leistungsverpflichtungen Einzelner oder ein-
zelner Klassen von Gemeindemitgliedern zu allgemeinen Zwecken der Gemeinden
für die Zukunft aufgehoben, soweit sie nicht auf einem genügenden Rechts-
titel beruhen oder mit dem Bezuge von Gemeindenutzungen zusammenhängen
(Art. 138).

Art. 149.
Wenn eine Gemeinde vorzieht, die Umlegung der Gemeindelasten nicht nach

den Grundsätzen, welche für die Erhebung der Staatssteuer vom Einkommen
bestehen, sondern nach einem anderen, dem Grundsatze der Gleichheit und Lei-
stungsfähigkeit des Einzelnen entsprechenden Erhebungsfuße eintreten zu lassen:
so ist dieses gestattet. Es darf jedoch hierbei nur dasjenige Vermögen und Ein-
kommen in Betracht gezogen werden, welches im Gemeindebezirke gelegen, bezüg-
lich in der Heberolle der Gemeinde zur Steuer herangezogen ist.

In einem solchen Falle ist jedoch hierüber ein besonderes Orts-Statut zu
errichten.
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Art. 130.

Gemeindebeschlüsse über Unternehmungen, welche durch Umlegung von Ge-
meindelasten ausgeführt werden sollen, sind vor ihrer Ausführung in ortsüblicher
Weise zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. Es findet gegen dieselben von
Seiten der Betheiligten Berufung an den Bezirksausschuß und gegen die Ent-
scheidung des letzteren Berufung an das Staats-Ministerium Statt, wenn nach-
gewiesen werden kann, daß das fragliche Unternehmen außer der Verpflichtung
der Gemeinde liege und zur Erreichung des Gemeindezweckes nicht erforderlich
sey. — Die angerufene Behörde hat das Recht, die Ausführung des bezüg-
lichen Gemeindebeschlusses zu untersagen.

Die Berufung muß binnen zehen Tagen von Zeit der erfolgten Bekannt-
machung bei Verlust derselben eingewendet werden.

Zu Unternehmungen, welche eine Vertheilung des von denselben zu erwar-
tenden Gewinnes an die beitragspflichtigen Gemeindemitglieder zum Zwecke ha-
ben, ist die Ausschrift von Gemeindeumlagen unzulässig. — Ergeben sich aus
einem Gemeindegute, welches durch Gemeindeumlagen erworben oder wesentlich
nutzbarer gemacht worden ist, Ueberschüsse, so können solche nur nach Verhält-
niß der Beiträge zur Vertheilung kommen.

Art. 131.

Gemeindeumlagen, welche ordnungsmäßig ausgeschrieben worden sind, kön-
nen, nachdem die Heberollen acht Tage lang zu Jedermanns Einsicht aufgelegen
haben, gleich den Staatssteuern exekutivisch beigetrieben werden.
6() Von den Voranschlägen der Gemeinde-Einnahmen und Ausgoben und von

den Gemeinderechnungen.
Art. 132.

Der Gemeindevorstand ist berechtigt, alljährlich Einnahme= und Ausgabe-
Voranschläge für das nächstfolgende Kalenderjahr zu entwerfen; verpflichtet ist er
hierzu, wenn die Gemeindeaufsichtsbehörde dieses erfordert, oder der Gemeinderath,
bezüglich die Gemeindeversammlung rechtzeitig es beschließt. Die gefertigten Vor-
anschläge mit den erforderlichen Nachweisungen und Erläuterungen sind von dem
Gemeindevorstande an einem öffentlich bekannt zu machenden Orte mindestens acht
Tage lang zur Einsicht für die Beitragspflichtigen aufzulegen und jeder dersel-
ben ist berechtigt, Erinnerungen hierzu abzugeben. Nach Ablauf der Frist sind
die Voranschläge mit den dazu etwa gestellten Erinnerungen dem Gemeinderathe
zur Prüfung und Feststellung mitzutheilen, welche spätestens 14 Tage vor Be-
ginn des Jahres, für welches die Voranschläge bestimmt sind, beendigt seyn muß.

Art. 133.

Die festgestellten Voranschläge hat sich der Gemeindevorstand zur genauen
Richtschnur dienen zu lassen. Werden Abweichungen nöthig, zeigen sich die Aus-
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gabensätze ungenügend, oder machen sich Ausgaben nothwendig, die nicht vorge-
sehen sind, so hat der Gemeindevorstand hierzu die Genehmigung des Gemeinde-
rathes zeitig einzuholen.

Art 18
Die Rechnungen müssen bis zum 1. Niu- des auf das Rechnungsjahr fol-

genden Jahres von dem Gemeinderechnungsführer mit vollständigen Belegen an
den Gemeindevorstand abgegeben werden. Dieser unterwirft solche einer Vor-
prüfung und ertheilt dazu die nöthig erscheinende Erläuterung, insbesondere da,
wo Abweichungen vom Voranschlage sich ergeben.

Mit diesen Erläuterungen oder mit der Bemerkung, daß der Vorstand
Nichts hinzuzusetzen habe, werden die Rechnungen, nachdem dieselben an einem
öffentlich bekannt zu machenden Orte zu Jedermanns Einsicht mindestens acht
Tage lang ausgelegen haben, dem „Gemeinderathe mitgetheilt.Art. 188.

Der Gemeinderath bewirkt die Revision und kann zur Vorbereitung der-
selben eine Kommission oder einen besonderen Rechnungsverständigen wählen.
Die Gemeinde-Aufsichtsbehörde ist jedoch berechtiget, die Prüfung der Rechnung
durch einen Rechnungsverständigen zu verlangen und zu diesem Behufe der Ge-
meinde einen verpflichteten Rechnungsverständigen zuzuweisen. Die Erinnerun-
gen gehen dem Gemeindevorstande zur Beibringung der Beantwortung zu, und
nach deren Vorlage faßt der Gemeinderath die Beschlüsse.

Glaubt der Gemeindevorstand oder der Rechnungsführer sich bei diesen Be-
schlüssen nicht beruhigen zu können, so steht ihm die Berufung an den Bezirksaus-
schuß zu, der hierüber endgültig entscheidet. Wird hiergegen der Rechtsweg be-
treten, so hat derselbe keine aufschiedende Wirkung.rt. 156.

Nach den Beschlüssen über die Revisions-Erinnerungen, bezüglich nach der
Entscheidung des Bezirksausschusses, wird die Rechnung abgeschlossen und justifi-
zirt. Den Abschluß unterzeichnet der Vorsitzende des Gemeinderathes, bezüglich
der Gemeindeversammlung.

Art. 137.

Das Geschäft der Revision und des Abschlusses der Rechnungen muß bin-
nen drei Monaten von der Zeit an, wo die Rechnungen an den Gemeinderath
abgegeben worden sind, beendigt seyn.

Dritter Abschnitt.
Von der Oberaufsicht des Staates.

Art. 138.

Das Oberaufsichtsrecht des Staates über die Verwaltung der Gemeinde-
angelegenheiten wird zunächst durch den Bezirksausschuß ausgeübt.
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Art. 139.

Dasselbe erstreckt sich darauf, daß von den Gemeinden und ihren Orga-
nen Ueberschreitungen ihrer Befugnisse zum Nachtheile des Staates oder zur
Beeinträchtigung der staatsbürgerlichen oder Privat-Rechte Einzelner nicht vor-
genommen, daß rücksichtlich der Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten, ins-
besondere des Gemeindevermögens und der Orts-Polizei, die Gesetze gehörig
befolgt und von den Gemeinden die ihnen obliegenden öffentlichen Verpflichtun-
gen erfüllt werden.

Art. 160.

Der Bezirksausschuß ist diejenige Behörde, welche über alle Beschwerden
und Berufungen in Gemeindeangelegenheiten, mögen sie gegen Gemeindebeamte
oder gegen Entschließungen der Gemeindebehörden oder der Gemeindeversamm-
lung von Seiten der Betheiligten erhoben werden, die nächste Entscheidung zu
ertheilen hat.

Art. 161.

Von der Genehmigung des Bezirksausschusses ist die Gültigkeit gefaß-
ter Beschlüsse der Gemeindeversammlung oder des Gemeinderathes in folgenden
Fällen bedingt:

1) bei Veräußerung von Gemeinde-Grundbesitzungen oder diesen gleichste-
henden Gerechtsamen, mit Einschluß der Bestellung dinglicher Rechte an
denselben;

2) bei Theilung von Gemeindegütern, Gemeindenutzungen oder Kassenüber-
schüssen;

3) bei Aufnahme von Anleihen, welche eine Vermehrung der Gemeinde
schulden herbeiführen, also nicht zur Abstoßung schon bestehender Dar-
lehnsschulden gemacht werden und nicht zu den Schulden der laufen-
den Verwaltung gehören (Art. 140);

4) in dem in Art. 129 vorgesehenen Falle.
Art. 162.

Orts-Statuten der Gemeinden (Art. 14) unterliegen vor der einzuholen-
den Bestätigung der Staatsregierung (Art. 167, 1) der Prüfung und Begut-
achtung des Bezirksausschusses.

Art. 163.

Der Bezirksausschuß ist, um sich die Ueberzeugung zu verschaffen, daß die
Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten den Gesetzen gemäß gehandhabt, der
Haushalt ordnungsmäßig geführt und die Obliegenheiten der Gemeinde überall
erfüllt werden, berechtiget und, so oft die ihm bekannt werdenden Verhältnisse
im Interesse der Gemeinden es ihm räthlich erscheinen lassen, verpflichtet, Nach-
weisungen über den Haushalt der Gemeinden, namentlich über die Einhaltung
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der Schulden-Tilgungspläne und der Voranschläge, über Bewirthschaftung der
Gemeindewaldungen, über die Geschäftsführung der Gemeindevorstände und Ge-
meinderäthe, sowie über die Erfüllung der Gemeindeobliegenheiten, z. B. in Be-
zug auf die Armenversorgung, zu verlangen.

Er ist deßhalb berechtiget, Akten, Voranschläge, Rechnungen und Proto-
koll-Bücher einzufordern, die technische Beaussichtigung größerer Gemeindewal=
dungen und die Prüfung der Gemeinderechnungen durch einen Sachverständigen
auf Kosten der Gemeinde anzuordnen und die Ausführung derartiger Anord-
nungen streng zu überwachen, zu dem Ende auch Beauftragte zur Prüfung der
Verhältnisse an Ort und Stelle zu senden und vorgekommene Gesetzwidrigkeiten
und Vernachlässigungen in Erörterung zu ziehen und zur Beseitigung derselben
die nöthigen Verfügungen zu treffen.

Art. 163.

Der Bezirksausschuß darf Mitglieder des Gemeinderathes und des Ge-
meindevorstandes, welche ihre Pflichten verletzen, mit Ordnungsstrafen bis zu
12 Tbalern belegen.

Art. 165.
Wenn der Gemeinderath, bezüglich die Gemeindeversammlung, sich weigert,

gesetzlich nothwendige Ausgaben der Gemeinde zu genehmigen, so ist der Be-
zirksausschuß ermächtiget, dieselben von Amtswegen in den Voranschlag einzu-
tragen oder die außerordentliche Aufbringung anordnen und vollziehen zu lassen.

Wird Seitens der Gemeinde die Voraussetzung der gesetzlichen Nothwen-
digkeit der Ausgabe bestritten, so bleibt ihr gegen die Cntscheidung des Be-
zirksausschusses die Berufung an das Staats-Ministerium vorbehalten.

Verweigert der Gemeinderath, bezüglich die Gemeindeversammlung, in den
ihm oder ihr überwiesenen Angelegenheiten Beschlüsse zu fassen, so ist der Be-
zirksausschuß auf vorhergegangene Androhung berechtigt, anstatt desselben oder
derselben Entscheidung zu ertheilen, welche gleiche Wirksamkeit hat, als wäre
sie von dem Gemeinderathe oder der Gemeindeversammlung selbst ausgegangen.Art. 166.

Gegen Entscheidungen des Bezirksausschusses, wenn solche nicht vom Ge-
setze als endgültig bezeichnet sind, findet binnen vier Wochen ausschließender
Frist von Zeit der Eröffnung an Berufung an das Staats- Ministerium Statt.Art. 167.

Die Staatsregierung übt die Oberaufsicht über die Verwaltung der Ge-
meindeangelegenheiten in allen Fällen aus, in welchen solche nicht dem Bezirks-
ausschusse überwiesen ist. Außer den zu ertheilenden Entscheidungen auf an sie
gelangte Berufungen gehören hierher insbesondere folgende Fälle:

1) Orts-Statuten, Ortsgesetze (Art. 14) bedürfen zu ihrem Erlasse der vor-
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hergehenden Bestätigung der Staatsregierung nach vorausgegangener
Anhörung des Bezirksausschusses. Diese Bestätigung darf nur aus
bestimmten der Entscheidung beizufügenden Gründen versagt werden;
die Erhebung neuer indirekter Gemeindeabgaben kann nur nach eingehol-
ter Genehmigung der Staatsregierung erfolgen, worüber vorher der Be-
zirksausschuß mit seinem Gutachten zu hören ist (Art. 146);
bei wiederholter oder grober Pflichtverletzung, bei geistiger oder körper-
licher Unfähigkeit zu Besorgung des Dienstes, sowie bei Verlust des gu-
ten Leumundes, kann die Staatsregierung nach Anhörung des Bezirks-
ausschusses die Mitglieder des Gemeindevorstandes unter Anführung der
die Verfügung rechtfertigenden Gründe auf Zeit oder gänzlich ihrer
Dienstverrichtungen entheben;
die Staatsregierung ist ermächtigt, einzelne Mitglieder der Gemeinderäthe
auf Antrag der letzteren wegen inzwischen eingetretenen Verlustes des gu-
ten Leumundes oder wegen andauernder Vernachlässigung ihrer Pflichten
— ungeachtet des zur Anwendung gebrachten Strafverfahrens im Art.
164 — zu entlassen, nicht weniger ganze Gemeinderäthe, welche ihren
Obliegenheiten nicht nachkommen, nach gutachtlicher Vernehmung des Be-
zirksausschusses aufzulösen, wenn von wenigstens einem Dritttheile der
nach Art. 52 zu berechnenden stimmberechtigten Gemeindeglieder darauf
angetragen ist;
der Staatsregierung steht das Recht zu, aus Gründen des allgemeinen
Wohles und der allgemeinen Sicherheit, sowie wegen ungenügender Ge-
schäftsbesorgung einzelnen Gemeindevorständen die Verwaltung der Orts-
Polizei gänzlich oder zum Theil zeitweise zu entziehen und an andere ge-
eignete Personen in oder außer der Gemeinde zu übertragen. Die Ge-
meinde ist in einem solchen Falle zu einem Kostenbeitrage verpflichtet,
welcher von der Staatsregierung nach Verhältniß der Besoldung des Bür-
germeisters für seine bisherige gesammte Geschäftsbesorgung zu dem ab-
getrennten Geschäftszweige zu bemessen ist;
werden von einer Gemeinde die gesetzlich nothwendigen Wahlen verwei-
gert oder wird die Annahme der Wahl zulässiger Weise von den zur Be-
sorgung des betreffenden Amtes geeigenschafteten Gemeindegliedern abge-
lehnt, oder finden sich nach dem Ermessen der Regierung in den Fällen
der Art. 95 und 167, 3 keine geeigneten Beamten unter den Gemeinde-
angehörigen, so kann die Staatsregierung mit Beirath des Bezirksaus-
schusses eine provisorische Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten an-
ordnen, ohne dabei an Gemeindeangehörige gebunden zu seyn;

17
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7) Die Bildung neuer und die Abänderung bestehender Gemeinde-Verbände
und Bezirke bedarf der Genehmigung der Staatsregierung (Art. 7).

Das Staats-Ministerium ist die oberste Dienstbehörde der Gemeindebeamten.
Vierter Abschnitt.

Vorübergebende Bestimmungen.
Art. 168.

Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Maßregeln werden von
dem Staats-Ministerium getroffen.

Art. 169.
Ueber den Zeitpunkt, wenn dasselbe in Wirksamkeit tritt, bleibt dem Staats-

Ministerium weitere Bestimmung vorbehalten. Letzteres hat im Wege der Ver-
ordnung namentlich auch dafür zu sorgen, daß die Stimmlisten zeitig aufgestellt
werden und von den dermaligen Mitgliedern des Gemeinderathes so viele aus-
treten, als erforderlich sind, um die Anzahl der Zurückbleibenden auf die Hälfte
des nach Art. 66 zulässigen Maßes zurückzuführen und zwar zunächst diejenigen,
welche in Folge ihrer ersten Wahl die verhältnißmäßig längste Zeit das Amt
eines Gemeinderathsmitgliedes bekleidet haben. Bei gleicher Amtsdauer entschei-
det das Loos.

Art. 170.
Die im Art. 17 geordnete sechswöchige Frist zur Einwendung einer Beru-

fung an das Staats- Ministerium, ingleichen die dort vorgeschriebene einjährige
Frist zur Anstellung einer weiteren Klage im Rechtswege laufen für die bereits
in Verhandlung begriffenen Angelegenbeiten, insofern ein Betheiligter sich bereits
vor Publikation des gegenwärtigen Gesetzes in der Lage befindet, von den dort
nachgelassenen Handlungen Gebrauch zu machen, von Zeit dieser Publikation an.

Den nach Art. 17 in den dort gedachten Fällen vom Bezirks-Direktor
zu gebenden Entscheidungen stehen die bis jetzt vom Bezirksausschusse in

gleichen Fällen erlassenen Vrrfügungen in-inallen Folgen und Wirkungen gleich.Irt
Die vor Publikation der Gemelndeordnng vom 22. Februar 1850 nicht

auf Kündigung, sondern auf Lebensdauer, oder doch auf eine noch laufende
Dienstzeit angestellten Stadtschuldheißen, Oberdbürgermeister, Bürgermeister, Bei-
sitzer (Rathos-Assessoren) und Stadtschreiber in Städten, sowie andere in ähn-
licher Weise angestellte Gemeindebeamte, welche bei Einführung jenes Gesetzes
nicht in ihren Aemtern gelassen worden sind, haben, sofern nicht bereits früher
für diesen Fall eine sonstige Uebereinkunft getroffen ist, Anspruch auf volle
Schadloshaltung durch die Gemeinde, insoweit und so lange sie nicht durch
Uebertragung anderer Stellen im öffentlichen Dienste als entschädigt betrachtet
werden können.
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Auf die früheren Schuldheißen in Flecken und Dörfern findet die vorste-
hende Bestimmung keine Anwendung, soweit nicht über einen diesfallsigen An-
spruch ein Anderes rechtskräftig bereits erkannt worden ist.

Die nach Vorschrift der Gemeindeordnung vom 22. Februar 1850 ge-
wählten Bürgermeister und Stellvertreter derselben, ingleichen die übrigen Ge-
meindebeamten und Diener bleiben in ihrem Amte bis zum Ablaufe der Dienstzeit,
auf welche sie gewählt sind und haben die ihnen verwilligte Besoldung zu beziehen.

Auf dieselben finden jedoch alle Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes
Anwendung, welche sich auf die Entfernung der Gemeindebeamten und Diener
und auf ein freiwilliges Ausscheiden derselben aus ihren Stellen vor Ablauf der
Dienstzeit beziehen.

Art. 172.

Für die dermalen angestellten Diener der Kirche und für die Volks-Schul-
lehrer soll, soweit solche von persönlichen Diensten und Gemeindeabgaben für
ihre Besoldungsbezüge thatsächlich bisher befreit waren, diese Befreiung so lange
noch fortbestehen, als ihnen eine im Werthe wenigstens gleiche Verbesserung ih-
res Diensteinkommens aus Staats-, Gemeinde-, Stiftungs= oder Privat-Mit-
teln nicht gewährt seyn wird.

Haben neu angestellte oder in oben bestimmter Weise verbesserte Kirchen-
und Schul-Diener über zur Stellvertretung bei persönlichen Diensten geeignete
Arbeitskräfte nicht zu verfügen, so hat die berechtigte Gemeinde die Stellver-
tretung auf Kosten des Verpflichteten nach ortsüblichen Lohnsätzen zu beschaffen
oder denselben von der Arbeit, wie von etwaiger Strafe freizulassen.

Wegen der der Akademie Jena angehörigen Personen bewendet es vorerst
bei den durch Staatsverträge festgestellten Verhältnissen.

Schlußvorschrift.
Die Gemeindeordnung vom 22. Februar 1850 und die in dem Nachtrage

zu derselben vom 9. April 1851 unter Ziffer 1 und 2 enthaltenen Bestim-
mungen, ingleichen alle mit gegenwärtiger Gemeindeordnung im Widerspruch
stehende landes= und orts-gesetzliche Bestimmungen oder Observanzen, unbescha-
det jedoch des den Gemeinden nach den Verordnungen vom 13. November 1850
(S. 687 des Regierungs-Blattes) und vom 18. Juli 1853 (S. 217 des Re-
gierungs-Blattes) zustehenden Rechtes auf Bezug von Geldstrafen, sind aufge-
boben, namentlich bleiben auch die in Folge des Wegebag-Gesetzes vom 31.
August 1844 zwischen Gemeinden und Inhabern der vom Gemeindeverbande
befreit gewesenen Grundbesitzungen abgeschlossenen Verträge über die Beitrags-
leistung zu Wegebaulasten bei der Einführung des gegenwärtigen Gesetzes außer
Kraft gesetzt.
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Urkundlich haben Wir dieses Gesetz höchsteigenhändig vollzogen und solches
mit Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel bedrucken lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 18. Januar 1854.

Carl Alexander.
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Revidirte Gemeindeordnung
das Großherzogthum Sachsen- Weimar-Eisenach.

Inhalts- eberücht.Erster Abschnitt: Allgemeine Grundsaze JArt. 1— 19
Zweiter Abschnitt: Besondere Bestimmüngen.

1) Von den Gemeindeangehörigen.
a) Ueberhaupt. vArt. 20— 22
b) Von den Bürgern * . .. . . . Art. 23 41

2) Von den Schutzgenossen . .. . . Art. 42 46
3) Von den Flurgenossen ülArt. 47— 50
4) Von der Verwaltung der Genemongeigerbeie

A. Von der Gemeindeversammlung . Art. 51- 64
B. Von den Gemeindebehörden: Autt. 65

a) Zusammensetzung derselben . AArt. 665 u. 67
b) Wahl derselben .. . Att. 68 — 70

aa) des Gemeinderathes . ..Irt. 71- 89
bb) des Gemeindevorstandes. .. . Art. 90-101

) Befugnisse und Obliegenheiten der Gene ndebe bordenaa) des Gemeinderathes. .. .. . Art. 102-107
bb) des Gemeindevorstandes. .. . . . . Art. 108-121

d) Geschaftsgang bei den Gemeindebehörden.
aa) Bei dem Gemeinderattte Artft. 122—133
bb) Bei dem Gemeindevorstapdde fArtt. 134—136

5) Von den Gemeindelasten.
a) Allgemeine Grundsähe . .Art. 137-142
b) Von der Vertheilung der Gemeindelasten . Art.143—151

6) Von den Voranschlagen der Gemeinde- Eimahman und s*i
und von den Gemeinderechnungen . Art. 152—157

Dritter Abschnikt: Von der Oberaufsicht des Staates . . . . . Art. 158 -167

Vierter Abschnitt: Vorubergehende Bestimmungen. .. . Art. 168 -172
Schlußvorschrift.



Uegierungs-Blatt
für das

Großherzogthum
Sachsen-Weimar-Eifenach.

Nummer 9. Weimar. 8. Februar 1831.

Wir Carl Alerander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-

Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. c.

haben unter Beirath und Zustimmung des getreuen Landtages folgenden Nach-
trag zu dem Gesetze über den Civil-Staatsdienst vom 8. März 1850 beschlos-
sen und verordnen demnach hiermit, wie folgt:

8. 1.
Richterliche Beamte können auch in dem, im F. 25 unter a bezeichneten

Falle dann zur Disposition gestellt werden, wenn nicht sofort eine andere Richter-
stelle von gleichem Gehalte und Range offen ist. Doch muß dem zur Dispo-
sition gestellten Richter die erste sich öffnende richterliche Stelle von gleichem
Range mit seinem früheren vollen Gehalte übertragen werden, es wäre denn,
daß ein gesetzlicher Anlaß zum Besserungsverfahren gegen ihn vorläge.

8. 2.
Der Schlußsatz des F. 28 hat, anstatt der zeitherigen, folgende Fassung

erhalten:
„Für Besorgung einzelner Aufträge haben die zur Disposition gestellten
„Diener Ersatz ihres etwaigen Aufwandes zu beanspruchen.“

18
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s. 3.
Dieser Gesetzesnachtrag tritt vom Tage seiner Publikation an in Kraft.

Urkundlich haben Wir denselben hochsteigenhändig vollzogen und mit Unserem
Großherzoglichen Staatsinsiegel bedrucken lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 4. Februar 1854.

6 Carl Alexander.
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Nachtrzu dem Gesetze über den Cou= Staats-
dienst vom 8. März 1850.

Ministerial-Bekanntmachungen.
I. Dem Ortsbürger Wilhelm Ludwig zu Stotternheim ist auf Nach-

suchen die Erlaubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der Feuer-
Versicherungs-Anstalt Borussia zu Berlin innerhalb der Grenzen des Groß-
herzogthumes bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 9. Januar 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sächfischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.
II. Mit dem funfzehenten künftigen Monates treten folgende Verände-

rungen der Arzeneitaxe in Kraft:
A. Hinsichtlich der allgemeinen Bestimmungen:

1) Die in der Taxe festgesetzten Preise finden für jede Menge einer ver-
abreichten Arzenei unabänderlich ihre Anwendung, wenn bei einem
Mittel nur ein Preis bestimmt worden ist. Die bei einzelnen, häufig
in größeren Mengen verlangten Arzeneimitteln angegebenen ermäßigten
Preise treten erst bei Verabreichung von mindestens einem halben Pfunde ein;

2) von den fetten und ätherischen Oelen, sowie von den gewöhnlichen Tinc-
turen sind 30 Tropfen, vom Spiritus aethereus und von den ätheri-
schen Tincturen 40 Tropfen und vom Aether und Aether aceticus
60 Tropfen auf einen Serupel zu rechnen;

3) der in der Taxe für Aqun communis filtrata angesetzte Preis findet
keine Anwendung, wenn Aqua communis zur Bereitung von Abkochungen,



Aufgüssen, Salzauflösungen, Macerationen, Saamen-Emulsionen oder in
der Veterinär-Praxis angeordnet worden ist. In allen übrigen Fällen
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findet der für Aqun communis filtrata bestimmte Preis Statt;
4—

ähnlichen Präparate zu berechnen.
genommene Arzeneimittel auf dem Recepte angegeben werden.

B. Hinsichtlich der Preise der einzelnen Mittel:

bei allen auf Recepten vorkommenden, in der Taxe nicht befindlichen
Arzeneimitteln wird, wenn es sich um Droguen handelt, der Preis nach
Anleitung eines neuen Preis-Courants von dergleichen Waaren berechnet.
Sind aber Präparate in Frage: so ist der Preis nach einem der in die
Taxe aufgenommenen, in der Zusammensetzung und Bereitung möglichst

In beiden Fällen muß das zur Norm

A. B. C. Gewicht. C. D. E. Gewichl.

B¾ Cantherides subt. vulv. 1 Drachme 16
Acid. cilricum purum. 1 Unelllntharidinum 1 Gran2
— — subt. 2 — 96|Carboncum trichloratum . — —4
— prnosphoricum depur. . — 54(,akanum. .. .lsckupels—

—tqktskscum. · — 4—c-teclsu lcnzels

— —sul)t pulv. — 5100 — Suntt. pulv. — 2 4
Adeps suillus — 1|10|Chinioideum . .ll)mclsmt-36
Aether — Isclnmum hrrochloratum . .ld«ckup911010

YPfulullZ-——sulpliuncum . — 7

—csnlltakickatus. 1 Drachme innabaris praeparata 1 Drachme—
Aloe 1 Lnzze sll oliedium 1 UCneäs
— grosso modo pulv. — 26 — eCuanthsridatum 1 Drachme 2
— subt. pulv. . — 210|Confectio sem. Cynae 1 Unze

Ambra griaes . 1 Scrupelortex Frangulae conc. — 1
Ammoniaco -Kall tartaric. . .lDrach-m-14—— — subt. palv. — 11
Aqua Amygdal. amar. 1 Unze 3— Cortexk Winteranus conc. — 2—
— Anisi . — -—3—— — subt. pulv — 24

— aromatice — 1—ckocus. .....ll)ksclnne»42

— Citri — —6 eoncis. — 5—

— Cochleariae — 8Sabt. pulv. — 6—

— Uauro-cerasi. — 3— CTubebae . lUuzeLIo

— JNicotian. Radem. — 12F= gr. wocdo pulr. — 4—

— phagedaen. nigra — 8öSaubt. pulv. — 46
—picen .. — —3

D.
B. Decoct. Zillmauni fortius 24 Pfund 120—

Balsamum Loocatelli — 3 1 Plund 9—
Boletus Salicis gr. m. pulr. — 1

— E.

C. —. Elaeosacchar. Chamomillne 1 Drachme 26
Camphora.. — 2 Elixir ad longam vitam 1 Unze

— trita — 4 — amarum — 34

Contharides — 9 — vonc. Ph. mili. — 62
— grosso modo pulv. — 11 Emeiiu. purum ... .1(itsa52
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E.
adhaestt.
Belladonne
Cantharid. ordirn.

perpet. .

Empl.

saponatum
Ergotinum vide Extr. Secalls corn.
Euphorblum gr. modo pulv.

subt. pulv.
Extract. Aconit

— sicc.s.pulv.

Angellcso. .

.Amlcsc......
Autsatcokt.·...
Belladenn. .

steck-. pulv
Blstortse
——
Calendulae
Cannabis Indlense
Chamomillae
Chelideimm
Chinae spirltt.
Colocynthldis

— comp.

Colombo
Conuil mac

— sliecc. s.polv.
Cort. Aurant. ...

Vertraust-Insel.
spirit.Croc

Cubebar. seth.
Digitalls1111111111111111111111111111

Gewicht.

1 Unze

1 Drachme
— Cerussse 1f Unze
— Coiz: —

— Consolidens —

— fusc. s. nigr. –
— de Galbano erocm. —

— Hydrargy. —

— Lithargyr. s. Piumbl aiimpl —
— miraculos. Radem. —

—0pistum... ..1Dksclnae.
—ovckoceum. 1 Unze

1 Drachme

 Serupel
1 Drachme

1 Serupel
4 1 Drachme

1 Scrupel
1 Drachme

slcc. s. pulv. 4Elaterll
Fllicle ael. 1 scrupel
Follor. luglandls 1 Drachme
Gramin. Ld. Ph. Bor. 1
edit. 5 (Nota) 1 Unze

— Graliolse 1 Drachme

G——————————————————s————————————s
76

——— Slelttet“Srleeeoblbsl
—

SF———-——————

“———

—21 Helenit
E. F.

Helleb. nigr.
Hyoscyami.

— sicc. s.pukv.
Lactuc. viros .

Sicc.s.pulv..
Levlsllcl .

Monesise
Nicolisnse..
Nuo..luxlsnck. .

Nuc. Vomicar. spirit.
Pimpinellese
Polygal. amar
Pulsatillae .

Kataalme....
Rhei .

KRhel compos.
Sabinae .

Sassaparlllae
Secalls cornut.
Secalis cornut. aquos.
Semin. Colchici acid
Senegae .

Stramonil
Taxl baccat
Toxlcodendri
Vitis pamplnorum

Coffeae Arah cont.
— pulr.

richuri major. subt. pulv.
minor. —

Sancti lgnati
—cont.etgr.pulv.
— subt. pulv.

Ferro-Kali tartarlceum

Fabae

Ferrum lodat. suacchar.
lactic. Gdll.

Flores Brayerae anthelm. cone
subt. pulv.

Cassisa .

— — pullw.

—Chamomill. vulgrer.

conc. et gr. pulv.

subt. pulv. ..
Rosarum rubr. rone.

1 Drachme

1 Drachme

1Serupel

% 1 Sernpel
1 Drachme

 . 1 Drachme

1

Gewicht. B-

1 Serupel

1 Drachme

Unze

Pfund

1 Unze

Prund
Unze
Pfund

Ume

1
1

1
1

.d———————.———————————————

———————————————————Ñ
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F. G. I.[ 1 K. Gewicht.
Flores Tiliae . 1 Unze

— — coen —

— Verbasch —

— — cone —

Folia Matico conc. ... —

—Melinsse..... —

— —coac. —

1 Plund
— Sennae Spir. vin. extr. conc.Drachme
— — subt. pulv. —

G.
Glycerinum 1 Drachme
Grana Paradisi 1 Unze

— — Er. modo pulv. —

— — subt. pulv. —

H.

Herbe Hyssool —
— conc. . —

— Mlatrisylvae conc.
Hydrargum .. —

— smlckstobichiorat. 1 Drachme
— depurat 1 Unze
— bichlorat. corrosiv. 1 Drachme

— biiodat. rubrum. .1 Serupel
— ehloratum mite . 1 Drachme

— iodatum slavun. Scrupel
— nitric. oxyFdulatum 1 Drachme
— oxydat. rubrum. —

— venale. 1 Unze

— oJFdulst. nigrum 1 Scrupel
— phosphoricum 11 Drchme
— et Stibium sulphurat. —

—- sulphuratum ulgrum —

— sulphuric. basicum
Hrraceum ..... —

I.

Infusum Sennse ge, 1 Unze
Jodum . ..lsckupel

K.
Kali carbonicum purum .1 Drachme
— tartaricum 1 Unze

— — — u . —
Ksltamsotlstuta. 1 Drachme

— salphuratun —

Kousso vide for. Brayer. antn.

/Mhi
 —A

—#ss—
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L. I. N. O. Gewicht.

Lignum Quassiae rasp. 1 Unze
Linlmem. ammoniac. camph. —

— ammoniacat. —

— Saponat. camphor. —

Liquor Ammoniaci anisat —
— vinosus —
— uvod. tereb. Radem. —

— Calecii ehlorat. Radem. —

— Cupri ammon. mar. —

— lixdrargyr. uitrici oxydati —
— — oxzsdulsti. —

—Icslisceticl. —

———cskboaici —

— pyro-tartarlcus . —

— Saponis stibiati.. . 1 Dnchme

M.
Magnesia tartar. Kadem. 1 Dnchme
Massa pilul. Janinn —
Mastiche ... .1 Unze

— Ssaunht. pulv. 1 Drachme
Mixt. oleoso-bals. nze
—pyro-tartarica —1
— evulphur. acida —

N.
Natrium chloratum.

— aubt. * —Natro- Kali tartaric. —
— — — pulv. —

Natrum acelic. sicc. —

O.
Ol. Absinthil coct. 1 Unze
— camphorat. . —-

— Chamom. citr. ·1 Scrupel
— — cocet. Ue

— — purum 1 Tropfen

— teredinth. . . .I Drachme

— contra Taen. Chab. 1 Unze

— Hyoscyami coct. ——-

— Hyperici coct. —

— Juniperi ligni 1 Pfund
— Melisssase . .lSct-upel

— Menth. crisp. tereb. .. 1 Drachme
— Millefolii . . ..I’l’kopsen

—0lsvck.........lUn-e
— — Prov. .. —

Pspsvet..

— — —

Sr————.

S——————
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O. F. E.B.8. 1 Gewiccht. “%“ V — I. Gewicht. %%
SÖSlrebmni. v1 Uorze Species laxam. Sl. Germaln 1 Unze 5| 2

1 Pfunkl resolvrenes — 1 6
— — reetif.. . .. 1 Unze 30|Spir. nether. . — lis

— — aulphurat. — 26— aetheris acet. — 4 6

— Ammon. causl. Dzondii — 4 4
FP. — Angelicae comp. — 18

Pilulae aperil. Stahll. 1 Drschm144 amphor. croc. — 2.2
— Jalapae.. .. — 51 81 — camphoratus . 1. 4

Piper album. . 1 Unze 24 Plond!—
— — Subt. pulbl. . — 38| — Cochleariae . 1 Unze 4

— longum. — — perr# ehlor. aeth. . 1 Drachme — 8
— — r. m. rulv. . — 3— Formicar. Q2 1 Unze 4

— —Subt. pulv. . — 42—l«’rumenli . — —410

Plambumioünlum.....lscrupel29—.Iunipeki. — 1. 6
— ltannic. sicc. . 1 Drachmel 1101 — Lavendulae — 1, 6

Pulv. asrophorus 1 Unze 44lastich. comp. — 3 4
— — laxans 1 Dosi.— Jilri fumans . — 4«10

-—R08mnrini. — 1 6
EB. — Hosprum — 5—

Kad. Asari conc. et gr. m. balr. — —— 6-] — saponatus — 1 6
— Caincse coboe. unze 1 Pfund 9
— — aubt pulv. . — 410 — Serpl Ili 1 Unze 1. 6
— Genlian. rub. conc. velgr. — Sinapis — 4 8

m. pulv.. . . Pflauno5Fri aleoholisst — 3—

— lpe#ccuanh. cone . 1 Drachmel 21- — —rectifatisss. — 1 2

— Ralanhne cone. 1 Unze 5— 1 Pfund. 3
— — subt. pulv. — 50 — —rectifcatus 1 Unze 10

— Khapont. gr. m. 4.7 1 Plundl6 4 Psund 319
— Rhei .. Drachme 8|###io-Calcium sulphurat. 1 Drachm

 — Cconc. . — 2 Stihium sulph. erud. gr. m. pulv!] 1 Plund 6—
— —subt. pulv. . — 22|8ucc. Dauci insp. de. 1 Unze 2

— Senegse 1 Unze 48 — crud. venasl.. Plund 3—

— —cone. . — 58 sulhhur Kris. gr. m. buh. —- 2—
— — aubt. pulv. . — 61 61 — iodatum . . 1Secrupel

Resina Jalapae 1 SerupellSr. Ammoninci . lljnzcsLFS
—clsinne... — le

S. — Croci . . . — 28

Salichn 1 Scrupel 5— Ferri iodati. 4 Drschmen 4
Sapo jalapinu. .1 Drachme6—Rhez . 1 Unze 4
— mecdicauuusss 1 Unze 610 — Seuegae. .. — 1, 6
— stibliatus. 1 DreshRme

— terebinthinntus 1 Unze 24 T. "
Semen Cardui Mariae — 1STnklukommonsntvideAmmoIk «

— — — uubt. pulv. — 26 Lali tartaric. »

-—cucumeksa.. — ZIOToktakquoksxslus. . tut-est
— Nigellae gr. m. pulv. — 12 — crud. pulv. ...-— 2.—

— Staphidls agr. gr. m. wn. — 26 — deop. pulv. . — 3 8
Speciles ad calaplasma — 1% Finct. Absinthü . — 38

— —inf. pectorale — 1100 — Aaconiti. — 3, 2
4 Plunds 8— — Alesiph. Stahll- — 3/ 8



T. ! Gewicht.

Tinct. Alos. 1 Unze
— amara ... . .-

—.4mdkse. .1l)nohme
— — cum Moscho —

— Arrnice 1 Unze
— aromatien —-

— — scicks.... —-

—.-L.-I-ekoecidse —

— Aurant. pomor. —

— Balsam. Peruv. . . —

— Belladonn, ex herb. rec. —

— — — sicc. —

— Benzoss .. —

— — caomp. —

— Bry’onia .. —

—Iukssepsslok Ruck .. —

—calsmt... .. —

— — Comp. - —

— Canthbarick. —

— Capslei annui . —

—cskminativs... —

— Caryophyllor. —

— Cascarill. —

— Castor. Canad. -*- 1 Drachme
— Catechrl 1a Unze

Chelidonii Rau.
Chinae comm.

simpdbl.
Chinioidei
Cinnamomi

Coccion.
Colchici

Colocynthidis
Coni

acuti
Rad.

detherea
Digitalis ex herb. rec.

Euphorbii
Ferri acel. RKadem. .

—chlorati (mut. „74)
— ioduli

Fuliginis

Fungi CEsßaretGaldbani
Gallarum... . . .

Gemianae
Gunjaci ammon.

ligni

 1 Drachme
1 Unze  Ss“t————————————————————

8

—-—

 S————————————
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T. Gewicht.
Tinct. Guasjsci resinae 1 Unze —.·

— Hellebori albi — 3 8

— — nigri . — 4 2

— Hyoscyami ·... — 38
— Hyracei — 5 10
— locdi ·.. — 510

-lpecscusnh..... — 58
— kalina — 68

— Kinion — 28

— Lebelise — 4 2

Alacldis-. ... — 48

— Manis aperilina — 410

— Meuthae crispae . — 316

— — piperitao — 3 8

— Hlyrrhae — 210

— Nieotianae .... — 38

—nuc.taoncllst.... — 48
 —vomic. acth. — 5 —

— — — Ralem. — 210
— Opyi benzoica — 1½
— — simplen — 6—

— Psmpmcllsc . — 3 8
— Dini com — 3 6

— Ppulaaii ex hecrb. rec. — 3 68
— Prrethii — 4—

— radic. Arnicee — 3. 8
 —Artemis. Rad. — 32

— — CoaryophyIll. — 38

— — Jalapaa — 410

— Hatanhae — 52

— — zaecharata.. — 4 8

— resinne Jalapae 1 Drachme 1 4
— Hhei aquosa 1 Unze32
— — vinosa — 6|10

— Sahadillae — 42

— Sabinae — 32

— Balina Ialensis — 36

— Sassaparillae — 48

— Seilleao — 36

— — kalina — 3|8

— em. Colchiei — 310

— Senna — 4—

— Stramommm — 310

— — geth. 1 Drachne—8

— Thujac ex herb. recente Unze 38
— — — — escc. — 36

— Torxicodendei . —— 42

— Vaolerianao . — 3, 8

— — aeith. .1 Drachme — 8

— — ammoniacata 1 Unze 5—
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T. UV. Gewicht. 5# U. V. Z. ! Gewicht. 11
Tinct. Vanillae . ..ll)ksclsme12Ullngt.locli-lsmtens.. lUssze46

— Firgae aur. Radem. 1 Unze3Kalii iodati 4 Daehme 12
— Zingiberis . — 368 Linariue 1 Unze 2 6

Trochisci Sautonini albumin. 1 Stock — Majoranae. . — 28

a 4 Bran Santonin — 36 0genalum . —- 3 2
à 1 — — — —9 Lpopuleum . —- 3.—

— Hosmarini comp. . — 5 68

V. — Frosatum . — 3/—
Ungt. Belladonnae . 1 UnzesTT Sabinae . — 7 2

— Bursue past. Rad. — 26— — ej herh. rec. . — 2 8

Calaminar. Radem. — 32 — Staphidi« agrioe .! — 5 2
— Canmtharidum — 7Siibio-Kali tarlar. — 5 2

— Cercum — 3, 68— Stzracis · — 2|10

— Cerussae# — 2 4 Salphurat. comp. — 2 4
— — camph. . — 281 — — mplex — 22

— Conii ex herb. ree. — 28—Terebimn. m—1 2 —

— Digitalis .... — 7;2——Zinci — 6 8

— —esx herb. rec.. — 2 8 " 1
— Erlemi, — 2/10 V. T ·
— ersiecans — 2 6Vanila ..... .llsckupels’4

--llmusa. — 2 | Saaecchorata (1:3). 1 Drachme 3 6
— Hlellebori sulphurat. — 1 8inum Ipecacunnhae. 1 Unzeeg 2
—II)7drarg. alb. — 3 10
— — einer. — 4 6 2Z. .

— — eitrin. . — 3 4Zincum iodatum. 1 Scrape 2
— — rubrum. — 4— n

Ü — r

C. Hinsichtlich der Arbeiten und Gefäße:
Abdampfungen im Wasserbade, bis einschlüssig 12 Unzen,

für jede zu verdampfende Unze 4 Pfg.
bei größeren Quantitäten für jede Unze 3 Pfg.

Durchseihungen bis einschlüssig 12 zunen 6 Pfg.für jedes Pfund mehr . 4 Pfg.
Pappschachteln mit Goldrand dürfen nicht höheralsSchachtei mit Falz

berechnet werden.

Weimar am 27. Januar 1854.

Erstes Departement des Großherzoglich Sächftschen
Staats-Ministeriums, Abtheilung B.

von Watzdorf.
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Regierungs-BGlatt
für das

Großherzogthum
Sachsen-Weimar-Eifenach.

Nummer 10. Weimar. 11. Februar 1851.

Verorduung
über

die Ausbildung und Anstellung der Forstverwaltungs-Beamten.

Da veränderte Verhältnisse, Erfahrung und die Rücksicht auf die zur all-
gemeinen Vorbildung jetzt gegebenen Mittel einige Abänderungen der im Allge-
meinen wohl bewährten Vorschrift wegen Bildung der Bewerber um Forstdienst-
stellen vom 16. Februar 1830 erforderlich machen, so sollen auf höchsten Be-
fehl Sr. Königl. Hoheit, des Großherzogs, die nachstehenden Bestimmungen vom
1. April d. J. an an die Stelle jener Vorschrift treten.

I.
Allgemeine Erfordernisse zum Eintritt in den Forstdienst.

 —
Der Eintritt in die Försterlehre wird nur demjenigen gestattet, welcher

nachzuweisen vermag:
1) mittelst des Taufzeugnisses, daß er vor dem nächsten Neujahrstage we-

nigstens das siebenzehente Lebensjahr erreicht hat; Ausnahmen davon
sind nur mittelst besonderer Genehmigung zulässig;

2) mittelst schul= oder pfarr-amtlicher Zeugnisse, daß seine zeitherige Auf-
führung der Aufnahme kein Hinderniß entgegenstelle;

3) mittelst eines ärztlichen Zeugnisses, daß er einen fehlerfreien, kräftigen
Körper habe, vornämlich eine starke Brust, ein gutes Gesicht und schar-
fes Gehör, überhaupt aber, daß er keine körperlichen Mängel besitze,
welche zum Militair-Dienste untauglich machen; ferner:

19
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4) daß er im Besitze hinlänglicher Mittel sey, um wenigstens die Kosten
seiner forstlichen Ausbildung bestreiten zu können, und emdlich

5) daß er die unerläßlich erforderliche allgemeine wissenschaftliche Vorbil=
dung (§. 2 und F. 3) besitze.

 —m

Von dem eintretenden Forstlehrling wird verlangt, daß er sich wenigstens
folgende allgemeine Vorkenntnisse erworben habe:

1) deutsche Grammatik in vollem Umfange;
2) Gewandtheit im schriftlichen Ausdruck, Sicherheit im Rechtschreiben,

deutliche und gefällige Handschrift;
3) Arithmetik: die Grundrechnungen; Rechnung mit gewöhnlichen und De-

eimal-Brüchen und mit Buchstabengrößen; die Lehre von den Potenzen,
Progressionen, Logarithmen und den Gleichungen des ersten Grades.

Vor Allem Sicherheit und Gewandtheit im Rechnen, zumal in der ange-
wandten Proportions-Rechnung (Regeldetri, Regel mit Fünfen, Sieben 2c.,
Ketten-, Repartitions-, Reduktions= und Zins-Rechnung).

4) Geometrie: die Lehre von den Winkeln und Parallel-Linien, von der
Gleichheit und Aehnlichkeit der Drei= und Viel-Ecke, die Lehre vom
Kreise, die Grundlagen der Flächenberechnung, Figurentheilung und
Verwandlung.
Aus der Stereometrie die wichtigsten Lehrsätze.
Daneben einige Gewandtheit im Planzeichnen und Bauzeichnen.

5) Naturgeschichte. Kenntniß der wichtigsten naturwissenschaftlichen Systeme
und der Terminologie bis zu dem Maße, um selbstständig die gewöhn-
licheren heimischen Naturkörper, namentlich Pflanzen, mit Sicherheit be-
stimmen zu können. Insbesondere aber noch Kenntniß der in technischer
und anderer Beziehung bemerkenswerthen Pflanzen, namentlich der Holz-
gewächse und derjenigen einfachen Mineralien, welche an der Zusammen-
setzung der Gebirgsarten vorzüglich Theil nehmen, sowie der Letzteren selbst.

6) Physik: die wichtigsten physikalischen Erscheinungen und ihre Gesetze,
vornämlich soweit solche für das Verständniß der Klima-Lehre in Betracht
kommen, also hauptsächlich die Lehre von der Schwere und Wärme.

7) Chemie: die wichtigsten chemischen Erscheinungen und ihre Gesetze, zu-
mal im Gebiete der unorganischen Chemie, soweit diese zu einem richti-
gen Verständnisse der Gebirgs-und Boden-Kunde und der Forst-Tech-
nologie (Köhlerei, Theerschwelen, Kienrußbrennerei 2c.) nothwendig sind.
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Zur besonderen Empfehlung des eintretenden Forstlehrlings gereicht es,
wenn er gute Kenntnisse in Geographie und Geschichte mitbringt, sowie der
französischen und der lateinischen Sprache bis zu dem Maße mächtig ist, um
einen leichteren Klassiker lesen zu können, auch wenn er Belege für eine gewisse
Fertigkeit im freien Handzeichnen beizubringen vermag.

#5 3.
Als genügend vorbereitet zur Aufnahme sollen künftig nur diejenigen an-

gesehen werden, welche auf dem Grunde einer Prüfung bei dem Großherzog=
lichen Real-Gymnasium zu Eisenach das Zeugniß der Reife für die Prima die-
ser Anstalt wenigstens in deutscher Sprache, in der Mathematik und in
den Raturwissenschaften beizubringen vermögen.

####
Wer diese Erfordernisse nachweisen zu können glaubt und in die Forstlehre

aufgenommen zu werden wünscht, hat sich mit einem diesfallsigen Gesuche an
die Großherzogliche Forst-Inspektion seines Wohnortes zu wenden, unter Bei-
fügung der im §. 1 und im F. 3 geforderten Zeugnisse und mit Bezeichnung
des Revier-Försters, bei welchem er die Lehre anzutreten gedenkt.

3. B.
Die Großherzogliche Forst-Inspektion präft die Eingaben, mustert insbe-

sondere auch den jungen Mann wegen der erforderlichen Eigenschaften und Mit-
tel und legt die Zeugnisse dem unterzeichneten Großherzoglichen Staats-Mini-
sterium berichtlich vor, wobei die etwa obwaltenden besonderen Umstände und
sonst erforderlichen Berücksichtigungen hervorzuheben sind.

Findet sich kein Bedenken, und ist auch gegen die Wahl des Lehrherrn
nichts zu erinnern, so ertheilt Großherzogliches Staats-Ministerium die Geneh-
migung zum Eintritt in die Försterlehre durch Vermittelung der betreffenden
Forst-Inspektion und giebt hiervon zugleich dem Vorstande der Forstschule zu
Eisenach Nachricht.

II.

Forstliche Ausbildung.
8. 8.

Die eigentlich forstliche Ausbildung soll der Regel nach einen Zeitraum
von mindestens drei Jahren und wahrend desselben

A. die praktische Vorbereitung in der Försterlehre,
B. die theoretisch-praktische Ausbildung auf der Landes-Forstschule in

Eisenach umfassen.
19
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A. Försterlehre.
—

Die Försterlehre kann jedesmal nur zu Ostern und zwar nur bei einem tüch-
tigen Revier-Förster, auf einem lehrreichen größern Forste, nach erfolgter Ge-
nehmigung (C. 5) angetreten werden. Sie soll mindestens ein Jahr umfassen,
kann jedoch nach Befinden auch bis auf zwei Jahre ausgedehnt werden (. 17).

8. 8.
Der Zweck der Färsterlehre ist, daß sich der Lehrling mit den Anfangs-=

gründen des Forst= und Jagd-Wesens bekannt mache, vornämlich forstliche Be-
griffe durch Anschauung erwerbe, die vorkommenden Forstgeschäfte mittelst eige-
ner Ausübung kennen lerne und daneben zeitig an die Strapazen des forstlichen
Berufes, sowie an Gehorsam, Ordnung, Pünktlichkeit und Fleiß sich gewöhne.

8. 0.
In der Försterlehre hat sich der Lehrling hauptsächlich mit folgenden Gegenstän-

den bekannt zu machen, soweit der Lehrforst nur irgend Gelegenheit dazu giebt:
1) mit den vorkommenden Gebirgs= und Boden-Arten, den verschiedenen

Ortslagen und deren Einwirkung auf den Holzwuchs und die Forstbe=
wirthschaftung;

2) mit den wichtigeren Waldgewächsen, sowohl nach ihren botanischen Un-
terschieden, als auch nach ihren wirthschaftlichen Eigenthümlichkeiten. Ins-
besondere soll der Lehrling von denselben die Knospen, Blätter, Blü-
then und Früchte, ferner die Rinde und Beschaffenheit des Holzes,
vor Allem aber ihre Wurzel-, Stamm= und Kronen-Bildung, Blüthe-
zeit und Fruchtreife, das Keimen, die Keimpflanzen selbst, das Repro-
duktions-Vermögen und das Verhalten gegen Frost, Hitze, Ueberschir-
mung und sonstige Einflüsse näher kennen zu lernen suchen;

3) mit den wichtigsten Forstunfräutern, ihrem forstlichen Schaden und etwai-
gen Nutzen;

4) mit dem Wesen der verschiedenen forstlichen Erziehungs= und Verjün-
gungs-Methoden und den darauf begründeten verschiedenen Waldbetriebs-
arten, insbesondere also mit dem Hoch-, Mittel-, Nieder= und Plän-
derwald-Betriebe, mit den Durchforstungen, Vorbereitungs , Besämungs-,
Licht und Abtriebs-Schlägen;

5) mit den verschiedenen Anbau-Methoden durch Saat, Pflanzung und
Stecklinge;
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6) mit der Waldpflege, als: der Anlage von Befriedigungen, Entwässerun-
gen, Uferbefestigungen, Wegebau, Verhütung des Feuer-, Insekten-,
Vögel-, Mäuse = und Wild-Schadens, Sicherung der Forstgrenzen
u. s. f.;

J) mit den verschiedenen Zweigen der Forstbenutzung, als: der Holzfäl=
lung, Aufarbeitung und Sortirung, der Ausmessung und kubischen Be-
rechnung gefällter und stehender Hölzer, ferner mit der Waldstreu-,
Waldgras= und Harz-Nutzung, Samengewinnung, sowie mit dem Be-
triebe forsttechnischer Nebengewerbe, vorzüglich der Köhlerei und weitern
Zurichtung der Werk-, Bau= und Klein-Nutzhölzer;

8) mit dem Schutze gegen Forstfrevel aller Art;
9) mit dem Jagdwesen, insbesondere:

a) mit den Jagdthieren, deren Natur, Nutzen und Schaden;
b) mit Einrichtung und Gebrauch der Jagdgewehre, Fang-Apparate 2c.;
c) mit den Jaghunden, deren Racen, Behandlung, Wartung u. s. w.;
d) mit der Weidmannssprache;
e) mit der Eintheilung der Jagd und den verschiedenen Jagd-Metho-

den auf jede Wildart;
! mit dem Abfangen und Abfedern, Aufbrechen und Ausweiden, Strei-

fen und Zerwirken des erlegten Wildes u. s. w.

Daneben hat der Forstlehrling aber keineswegs die allgemeinen Vorkennt-
nisse zu vernachlässigen und sich namentlich durch fleißige Repetitionen in den
mathematischen und Natur-Wissenschaften zu befestigen, auch keine Gelegenheit
zu versäumen, sich in der Haudschrift, im schriftlichen Ausdruck, sowie im forst-
lichen Rechnen, Messen und Planzeichnen möglichst zu vervollkommnen.

s. 10.

Der Unterricht in der Försterlehre ist vorzugsweise mehr praktischer Natur
und hat sich vor Allem der vorkommenden Forstdienst-Geschäfte als Mittel zur
Belehrung, Unterweisung und Einübung zu bedienen, insbesondere soll der Lehr-
herr seinen Lehrling:

1) zu den Holzauszeichnungen stets hinzuziehen und dabei über die
Gründe für die Hiebsauswahl und Hiebsführung, für die verschiedene
Schlagstellung und Abkömmlichkeit der ausgezeichneten Stämme belehren;

2) in den Holzhauereien fleißig beschäftigen, damit der Lehrling in Al-
lem, was auf Fällung, Aufbereitung und Sortirung des Holzes, wie
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auf das Holzhauereiwesen überhaupt Bezug hat, gründlich bewandert
werde, sich daneben auch im Ansprechen der Bäume, Ausmessen und
Berechnen des gefällten Holzes tüchtig einube und überdies das Ver-
fahren bei dem Nummeriren und Abzählen des Holzes gehörig kennen
lerne;

3) bei dem Waldanbau zu allen vorkommenden Forstkultur-Arbeiten unun-
terbrochen gebrauchen, damit er die verschiedenen Arten der Bodenbear-
beitung zur Holzsaat, diese letztere selbst, das Pflanzgeschäft und alle
mit den Kulturen sonst verbundene Arbeiten, wie die Behandlung,
Aufbewahrung und Vorbereitung des Holzsamens und der Pflänzlinge,
das Abstecken der Holzpflanzungen, die vortheilhafte Anlegung, Leitung
und Ueberwachung der Waldarbeiter, die zweckmäßigsten Handgriffe bei
allen Arten von Arbeiten u. s. w. recht genau kennen lerne und soweit
möglich selbst einübe;

4) zu den vorkommenden kleineren geometrischen Arbeiten, als Ab-
stecken von Wegen, Gräben u. s. f., Abmessen von Schlag= und Kul-
tur-Flächen und dergleichen mit verwenden;

5) zum Forstschutz bei Tag und Nacht aushülfsweise mit hinzuziehen.
Endlich soll der Lehrer seinen Lehrling

6) bei vorkommenden Gelegenheiten zur Jagdausübung mit dem An-
sprechen des Wildes und der Fährten, mit dem vorsichtigen und siche-
ren Gebrauche der Schießgewehre, Jagdhunde 2c., mit dem Behandeln
des erlegten Wildes u. s. w. bekannt zu machen suchen.

. 8. 11.

Ist auch der praktische Unterricht in der Försterlehre die Hauptsache, so
soll doch keineswegs die theoretische Unterweisung ganz vernachlässigt werden.

Der Lehrer hat vielmehr, so oft es seine Zeit erlaubt, und wo möglich
wenigstens jeden Tag eine Stunde dem Lehrling mündlichen Unterricht zu er-
theilen und ihm die Hauptgrundsätze der Forstwirthschaft in geordnetem Zusam-
menhange beizubringen. Insbesondere soll er dem Lehrling von Zeit zu Zeit
forstliche Themata zur schriftlichen Bearbeitung aufgeben und diese einer genauen
Durchsicht und belehrenden Beurtheilung unterwerfen, ihn ferner mit forstlichen
Rechnungsaufgaben, mit Planzeichnen und mit allen Arten von Dienstschriften
fleißig beschäftigen, vor Allem auch darauf sehen, daß sich der Lehrling einer
korrekten, schönen, sauberen Handschrift und in den schriftlichen wie allen ande-
ren Arbeiten überhaupt der größten Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit befleißige.
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s. 12.

Der Forstlehrling soll mit dem Eintritt in die Lehre beginnend ein ge—
naues Tagebuch führen, in welchem er:

1) seine tägliche Beschäftigung nachweifs“;
2) den täglichen Witterungsgang kurz aufzeichnet;
3) die Hauptmomente des im Walde Gesehenen und Erlernten kurz und

bündig niederlegt und endlich
4) Notizen über die vorgenommenen Dienstgeschäfte (z. B. bei den Kul-

turen: Zahl der Arbeiter, verbrauchter Same, Anzahl der gepflanzten
Stämme, oder bewirkte Holzabgaben 2c.) und dergl. mehr aufnimmt.

Das Tagebuch soll eben sowohl ein Mittel zur Uebung im schriftlichen Aus-
druck, als auch ein Mittel zur Vervollkommnung der Handschrift seyn und neben-
bei an eine gewisse Ordnung und Pünktlichkeit gewöhnen. Es ist dem Lehrherrn
von acht zu acht Tagen vorzulegen, von diesem zu prüfen und mit den erfor-
derlichen Bemerkungen zu versehen.

s. 18.
Neben dem praktischen Unterrichte ist es des Lehrherrn wichtigste Pflicht,

den Lehrling an Fleiß, Gehorsam, Ordnung und Pünktlichkeit zu gewöhnen und
vor Allem seinen sittlichen Lebenswandel auf das Strengste zu überwachen. Ist
der Lehrling ungelehrig, ungehorsam und weicht er aus den Schranken der Ord-
nung und guten Sitte, so wird —nach fruchtloser Ermahnung —davon der
vorgesetzten Großherzoglichen Forst-Inspektion Anzeige gemacht, welche allezeit
ein wachsames Auge auf die Forstlehrlinge und auf deren Verhältniß zu den
Lehrherren haben soll.

Auf deren Antrag wird der Lehrling von dem unterzeichneten Großherzog=
lichen Staats-Ministerium nach Befinden ohne Weiteres aus der Lehre gewie-
sen, damit es dem Lehrherrn später nicht zur Last falle, wenn der Lehrling
als untüchtig bei der Forstschule keine Aufnahme findet.

s. 14.
Keine Veränderung in der Försterlehre, sie betreffe nun einen Wechsel des

Lehrherrn, Austritt oder die Beendigung der Lehre, darf ohne Vorwissen der
betreffenden Großherzoglichen Forst-Inspektion geschehen, welche davon dem un-
terzeichneten Großherzoglichen Staats-Ministerium Anzeige zu machen hat.

—
Nach beendigter Försterlehre stellt der Lehrherr dem Lehrling ein wahr-

heitsgetreues Zeugniß aus, in welchem er sich auszusprechen hat: über des Letz-
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teren Fortschritte im Allgemeinen, über die bewiesene Anstelligkeit und Liebe
zum forstlichen Berufe insbesondere und über dessen sittliches Verhalten, Fleiß
und Folgsamkeit. Eine Abschrift dieses Zeugnisses ist der Großherzoglichen
Forst-Inspektion zu übergeben, welche es an das unterzeichnete Großherzogliche
Staats-Ministerium einsendet.

B. Forstschule.
s. 186.

Die Aufnahme eines Forstlehrlings in die Forstschule zu Eisenach kann
jedesmal nur zu Ostern erfolgen und findet nur dann Statt:

1) wenn der Lehrling mit einem günstigen Zeugnisse (. 15) aus der För-
sterlehre entlassen wurde und

2) wenn er mittelst einer besonderen Aufnahmeprüfung nachweis't, daß er
seine Lehrzeit mit Nutzen bestanden und auch während dieser Zeit in der
allgemeinen Vorbereitung nichts vernachlässigt habe.

Diese Prüfung findet durch den Forstschulvorstand und zwar jedesmal im
Anfange des Monates April Statt; sie soll sich hauptsächlich über solche Gegen-
stände erstrecken, welche in der Försterlehre vorzukommen pflegen.

Die in die Forstschule Aufzunehmenden haben sich mit einem diesfallsigen
schriftlichen Gesuche wenigstens vier Wochen vor dem 1. April an den Vorstand
der Forstschule zu wenden und erhalten von diesem die nähere Aufforderungzur
Theilnahme an der Aufnahmeprüfung. Bei der Prüfung selbst haben sie ihr
Lehrzeugniß, das Tagebuch, die schriftlichen Ausarbeitungen, Zeichnungen und
sonstige Beweise ihres Fleißes und Fortschrittes vorzulegen.

8. 17.
Wer bei dieser Aufnahmeprufung nicht besteht, hat noch ein Jahr in die

Försterlehre zurückzutreten; wird er auch bei der zweiten Aufnahmeprüfung für
ungenügend befunden, so erfolgt die Abweisung für den Großherzoglichen
Forstdienst.

Ueber das Ergebniß der Aufnahmeprüfung erstattet der Forstschulvorstand
Bericht an das unterzeichnete Großherzogliche Staats-Ministerium.

s. 18.
Die Forstschule soll, gestützt auf die allgemein wissenschaftliche und auf

die in der Försterlehre begonnene praktische Vorbereitung den Inbegriff der
Forstkunde wissenschaftlich und spstematisch, jedoch mit steter und vorwaltender
Beziehnng auf den eigentlichen Verwaltungsdienst lehren und dadurch den Grund
legen zur vollkommenen Tüchtigkeit der künftigen Großherzoglichen Forstbeamten.
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Der Lebr-Kursus auf der Forstschule umfaßt zwei Jahre, von denen
das erste vorzugsweise dem theoretischen Unterrichte, das letzte aber mehr größe-
ren, theoretisch praktischen Arbeiten auf den Eisenach'schen Lehrforsten zugewen-
det werden soll.

s. 189.

Jeder Forstschüler hat sich den Forstschulgesetzen, die ihm bei der Auf—
nahme zugestellt werden, willig zu fugen und dabei zu jedem Forst- und Jagd—
Geschäfte, welches ihm von dem Forstschulvorstande aufgetragen wird, gebrauchen
zu lassen. Fleiß und Aufmerksamkeit bey dem Unterrichte, pünktliche und sau-
bere Fertigung aller schriftlichen Aufgaben, zuverlässige Ausführung aller aufge-
tragenen Forstgeschäfte, daneben vor Allem ein musterhafter, sittlicher Lebens-
wandel tragen zur Empfehlung des Forstschülers vornehmlich bei.

Sollte dagegen ein Forstschüler durch Unfleiß und unangemessenes Betra-
gen es dabin kommen lassen, daß seine Entfernung aus der Forstschule und da-
mit aus der Großherzoglichen Forst-Carriere überhaupt nötbig erscheint, so ge-
schieht dieses auf Antrag des Forstschulvorstandes mittelst besonderer Entschlie-
Hung des unterzeichneten Großherzoglichen Staats-Ministeriums.

s. 20.

Halbjährlich finden Fortschritts prüfungen auf der Forstschule Statt;
über das Ergebniß werden den Forstschülern Zwischen-Censuren ausgestellt und
Abschriften derselben bei dem Großherzoglichen Staats-Ministerium eingereicht.

8. 21.

Hat der Forstschüler seinen zweijährigen Kursus auf der Forstschule und
damit seine Lebrzeit überhaupt beendigt, so wird er zur Entlassungsprüfung zu-
gelassen.

Diese von den Lehrern der Forstschule schriftlich und mündlich abzuhaltende
Prüfung soll sich über Alles verbreiten, was in der Försterlehre und in der
Forstschule gelehrt, gezeigt und geübt worden ist, und findet jedesmal zu Ende
des Winter-Semesters Statt.

Ueber den Ausfall dieser Prüfung wird ein Abgangszeugniß ausgestellt,
so abgefaßt, daß daraus zu ersehen ist, wie der Geprüfte in den einzelnen Zwei-
gen des forstlichen Wissens bestanden und wie er sich binsichtlich seines Fleißes
und sittlichen Betragens verhalten bat. Das Haupt-Resultat der Prüfung ist
in folgenden Graden auszudrücken:

20
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I, a vorzüglich gut; I, b sehr gut;
II, a gut; II, b genügend;
III, a nothdürftig genügend; III, b ungenügend;

von denen die Grade I und II als bestanden, der Grad III aber als nicht
bestan den betrachtet werden.

5. 22.

Wer die Abgangsprufung bestanden hat, wird dadurch unter die Zahl der
Großherzoglichen Forstdienst-Aspiranten aufgenommen und zur Verwendung im
forstlichen Vorbereitungsdienste fähig.

Diejenigen dagegen, welche die Entlassungsprüfung nicht bestehen, können
sich nach Verlauf eines Jahres, oder höchstens nach zwei Jahren zum zweiten-
male zur Prüfung melden, und ist ihnen in dieser Zwischenzeit auch der fernere
Besuch der Forstschule gestattet. Wer auch bei dieser zweiten Prüfung nicht be-
steht, kann eine Aufnahme im Großherzoglichen Forstdienste nicht finden.

Ueber das Ergebniß der Entlassungsprüfung erstattet der Forstschulvorstand
Bericht an das unterzeichnete Großherzogliche Staats-Ministerium, mit Beifü-
gung der schriftlichen Prüfungsarbeiten und einer Abschrift der betreffenden Ab-
gangszeugnisse.

In dem Berichte hat sich der Forstschulvorstand zugleich über die verschie-
den hervortretende Befähigung der Forstschüler und die danach angemessenste
Verwendung derselben im forstlichen Vorbereitungsdienste näher auszusprechen.

III.

Fortübung und Einübung im Vorbereitungsdienste.
8. 28.

Die Forstdienst-Aspiranten sollen, nachdem sie ihrer allgemeinen Militär—
Pflicht genügt haben, nach vorgängiger Verpflichtung, unter Leistung des all-
gemeinen Staatsdiener-Eides, welche jedoch noch keinen Anspruch auf wirkliche
Anstellung gewährt, zu ihrer weiteren forstlichen Ausbildung und tüchtigen Vor-
bereitung für den eigentlichen Verwaltungsdienst im forstlichen Vorbereitungs-
dienste als Gehülfen der Forst-Revier-Verwalter, als Schreibegehülfen der Forst-
Inspektoren und als Gehülfen bei der Großherzoglichen Forst-Taxations-Kom-
mission, auch, soweit sie die Försterprüfung (§F. 33) bestanden haben, als Stell-
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vertreter der Revier-Förster in Krankheits= oder sonstigen Behinderungs-Fällen
und als Assistenten älterer Revier-Förster beschäftigt werden.

#5 224.
In Bezug auf die den Revier-Förstern beigegebenen Gehülfen — Forst-

gehülfen — wird es den ersteren zur Pflicht gemacht, solche bei allen Forst-
geschäften, als zum Auszeichnen der Holzhiebe, zur Aufsicht in den Holzhaue-
reien, zum Nummeriren, Ausmessen und Abgeben der aufbereiteten Hölzer, zur
Ueberwachung von Kultur= und sonstigen Wald-Arbeiten, zum Forstschutze,
nicht minder aber auch zu allen vorkommenden dienstlichen Schreibereien zu ge-
brauchen. ·

Die Forstgehülfen selbst aber, zu deren Kategorie auch die den Forst-In-
spektoren beigegebenen Schreibegehülfen gehören, sollen keine Gelegenheit vorüber
lassen, sich gründlich zu ihrer künftigen, selbstständigen Berufsthätigkeit vorzu-
bereiten, also sich nicht nur die nöthigen praktischen Kenntnisse und Fertigkeiten
im gesammten Forstbetriebe zu erwerben, sondern auch mit dem schriftlichen Ge-
schäftsgange, den erlassenen, auf das Forst= und Jagd-Wesen Bezug haben-
den Gesetzen und Verordnungen u. s. w. gehörig bekannt zu machen.

Jemehr sie sich daneben durch Fleiß, Umsicht, Zuverlässigkeit, Pünktlich-
keit im Dienste, sowie durch ein musterhaftes, sittliches und anständiges Betra-
gen auszeichnen, um so mehr wird ein solches Verhalten zu ihrer Empfehlung
und Beförderung gereichen. Damit der Zweck der allgemeinen Vorbereitung
aber um so sicherer erreicht werde, soll durch geeignete Versetzung der Forstge-
hülfen dahin gewirkt werden, daß sie möglichst verschiedenartige Forstverhältnisse
und Waldbetriebsarten kennen lernen. Die Großherzoglichen Forst-Inspektoren
haben in dieser Hinsicht geeignete Anträge zu stellen.

8. 25.

Die Revier-Förster haben sich in ihren jährlichen Rechenschaftsberichten
uber das Verhalten und die Dienstleistungen der ihnen beigegebenen Forstgehulfen
streng der Wahrheit gemäß, sowohl anerkennend als tadelnd, näher auszusprechen.
— Den Forst-Inspektoren aber wird zur Pflicht gemacht, die Forstgehülfen
genau im Auge zu behalten, ihren Leistungen, z. B. im Holzhauerei= und Kul-
tur-Betriebe, in den schriftlichen Arbeiten u. s. w., sowie ihrem sonstigen Ver-
halten besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden und ihre diesfallsigen Wahrneh-
mungen gleichfalls im Hauptrechenschaftsberichte niederzulegen.

20
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Art. 26.

Um den Forstgehülfen Gelegenheit zu verschaffen, sich mit dem Forsttara-
tions= und Einrichtungs-Wesen genauer bekannt zu machen, sollen regelmäßig
einige Forstgehülfen — deren Zahl vorläufig auf zwei festgesetzt wird — und
zwar jedesmal ein Jahr lang als Volontäre bei der Großherzoglichen Forst-
Taxrations-Kommission beschäftigt werden.

Als Volontäre können jedoch nur diejenigen zugelassen werden, welche bei
dem Abgange von der Forstschule wenigstens die Censur II, a gut erlangt und
überhaupt sich als so unterrichtet ausgewiesen baben, daß sie mit Nutzen an
Forst-Taxations-Arbeiten Theil nehmen können, und die überdies schon einige
Jahre sich als tüchtige Forstgehülfen bewährt haben.

 *2

Der Eintritt als Volontär bei der Forst-Taxations-Kommisstion kann je-
desmal nur mit dem 1. April erfolgen. Diejenigen Forstgehülfen, welche nach
§ 26 dazu gualificirt erscheinen und als Taxations-Volontäre einzutreten wün-
schen, haben sich durch Vermittelung ihrer Vorgesetzten darum bei dem unter-
zeichneten Großherzoglichen Staats-Ministerium zu bewerben, welches nach Maß-
gabe der eingehenden Bewerbungen, der Anciennetät und Tüchtigkeit der Be-
werbenden und mit Rücksicht auf die Abkömmlichkeit derselben im Dienste unter
diesen eine augemessene Auswahl trifft. In dem Anciennetäts-Verhältnisse wird
nichts geändert, ob ein Volontär früher oder später eingetreten ist.

8. 28.

Ist das Volontär-Jahr beendigt, so treten die Volontäre wieder als Forst-
gehülfen ein. Es wird ihnen bei dem Abgange von Seiten der Forst-Taxa-
dions-Kommission ein Zeugniß über die an den Tag gelegte Befähigung aus-
gestellt und hierauf bei Besetzung wichtiger Forstdienststellen ein besonderes Ge-
wicht gelegt werden.

s. 20.

Es wird übrigens empfohlen, daß diejenigen Forstdienst-Aspiranten, welche
sich zu höheren Forstdienststellen geschickt machen wollen, ihre Kenntnisse durch
den Besuch von Universitäten, auf Reisen und sonst immer mehr zu vervoll-
lommnen suchen.
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IV.

Försterprüfung.
8. 30.

Die Anwartschaft auf Anstellung als Revier-Förster ist schließlich noch durch das
genügende Bestehen des Förster-Examens zu begründen. Letzteres soll je nach Bedürf-
niß von Zeit zu Zeit auf besondere Anordnung des Großherzoglichen Staats-Mini-
steriums abgehalten und zu demselben sollen nur diejenigen Forstdienst-Aspi-
ranten zugelassen werden, welche mindestens 4 Jahre im forstlichen Vorberei-
tungedienste zur Zufriedenheit beschäftigt waren. Sie haben sich dazu mit Vor-
legung ihrer Zeugnisse durch Vermittelung der vorgesetzten Forst-Inspektion bei
dem unterzeichneten Großherzoglichen Staats-Ministerium rechtzeitig zu melden.

—2
Jeder der zu Prüfenden erhält zuvörderst eine größere forstwissenschaftliche

Aufgabe zur selbstständigen eigenen Bearbeitung, welche durch Vermittelung der
betreffenden Forst-Inspektion dem Eraminanden zugestellt wird. Zur Bearbei-
tung dieser Aufgabe ist eine näher zu bestimmende Zeit verstattet. Der Exa-
minand darf sich dabei aller Hülfsmittel, welche die Wissenschaft bietet, bedie-
nen, hat jedoch bei Ablieferung der Arbeit einen schriftlichen Revers — an
Eides Statt —beizufügen, daß er solche ohne alle Beihülfe eines Dritten
ganz selbstständig gefertigt habe.

Diese Arbeit ist dem Vorstande der Forstschule, als ständigem Mitgliede
der Prüfungs-Kommission (G. 32), rechtzeitig einzusenden.

# 32.
Die weitere Prüfung geschieht durch eine Kommission, welche aus dem

Forstschulvorstande und zwei besonders kommittirten Großherzoglichen Forstbe-
amten zusammengesetzt ist, nach Befinden in Gegenwart eines Kommissars des
unterzeichneten Großherzoglichen Staats-Ministeriums.

Die Prüfung soll sich über das ganze Gebiet der Forstwissenschaft mit ihren
Hülfswissenschaften erstrecken, jedoch weniger, wie die Entlassungsprüfung, sich
der reinen Theorie, als vielmehr der forstlichen Praxis zuwenden und daneben
insbesondere die Eigenthümlichkeiten des Großherzoglichen Forstverwaltungs-Dien-
stes in das Auge fassen, also z. B. auch die Gesetzgebung des Großherzog-
thums, soweit sie mit dem Forst= und Jagd-Wesen in Beziehung steht, in den
Kreis der Prüfungsgegenstände ziehen. Die Prüfung selbst ist schriftlich und
mündlich abzuhalten, wo möglich theilweise im Walde selbst.

*
Die Prüfungs-Kommission beurtheilt nicht nur die eingelieferte Probearbeit
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(S. 31), sondern auch das Ergebniß der schriftlichen und mündlichen Prüfung,
und stellt auf Grund dessen Censuren mit folgenden Graden:

1 sehr gut, II gut, III genügend, IV ungenügend.
Zugleich ist in diesen Censuren anzudeuten, was etwa über die weitere

dienstliche Verwendung der Geprüften sich aus den Prüfungsarbeiten ergeben
haben sollte, z. B. mehr hervortretende Befähigung für die forstliche Praxis,
oder für das Tarations-Wesen, oder für schriftliche Arbeiten; ob und in wie
fern ein weiterer Fortschritt zu hoffen ist u. s. w. Die Censuren werden von
den sämmtlichen Mitgliedern der Prüfungs-Kommission unterzeichnet und von
dem Forstschulvorstande nebst den eingelieferten Probearbeiten, den schriftlichen
Prüfungsarbeiten und dem während der Prüfung geführten Protokolle mit Be-
richt an das unterzeichnete Großherzogliche Staats-Ministerium eingereicht.

8. aa.
Nach dem Ausfalle der Censuren werden die Geprüften in drei Klassen

gebracht:
Erste Klasse. Unbedingt als Revier-Förster anstellbar, d. h. für

die Uebertragung einer jeden selbstständigen Revier-Försterstelle geeignet; es ge-
hören dahin diejenigen Forst-Kandidaten, welche die Censur 1 und II erlangt
haben.

Zweite Klasse. Bedingt als Revier-Förster anstellbar, d. h. zu-
nächst und bis zu genügender Bewährung im Dienste, nur als Hülfsförster oder
als selbstständige Verwalter auf kleineren, minder wichtigen Forsten, oder unter
specieller Leitung der Forst-Inspektionen anstellbar: alle diejenigen, welchen die
Censur III ertheilt worden ist.

Diesen steht es frei, sich einer nochmaligen Prüfung zu unterwerfen, um,
wenn möglich, einen höheren Censur-Grad zu erreichen.

Dritte Klasse. Zur Anstellung im selbstständigen Revier-Verwal-
tungsdienste unbefähigt: diejenigen, deren Censur-Grad unter III steht.
Auch diesen ist gestattet, sich noch einmal der Försterprüfung zu unterziehen;
werden sie aber auch dann ungenügend gefunden, so legen sie damit den Be-
weis ab, daß sie zu einer höheren Forstdienststelle sich nicht eignen und höchstens
nur als Unterförster oder überhaupt nur im niederen Forstdienste gebraucht wer-
den können.

—*
Aus der Zahl der geprüften und fähig befundenen Forst-Kandidaten, welche

bis zur Anstellung sich weiter im Vorbereitungsdienste zu bewähren haben, wer-
den zur Erledigung kommende Revier-Stellen besetzt.
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Dabei ist maßgebend:
1) Zunächst und insbesondere die zeitherige Führung, Pünktlichkeit, Zuver-

lässigkeit, Brauchbarkeit und Anstelligkeit im Vorbereitungsdienste, sowie
das sittliche, moralische Verhalten.

2) Die wissenschaftliche Befähigung, begründet in dem Entlassungszeugnisse
von der Forstschule und in dem Ergebnisse der Försterprüfung.

3) Das Dienstalter, beginnend mit dem Tage des Eintrittes in den Vor-
bereitungsdienst. Dasselbe soll zwar in allen Fällen soviel als möglich
beachtet werden, jedoch der Regel nach nur bei bewiesener gleicher Tüch-
tigkeit und Brauchbarkeit einen Vorzug begründen. Am wenigsten aber
soll dasselbe unbedingt maßgebend seyn bei Besetzung von Forstdienst-
stellen, zu denen eine besondere Qualifikation erforderlich ist.

8. 36.
Zur Anstellung im Großherzoglichen Forstdienste als Revier-Forster oder in

einer hoheren Stelle sollen in der Regel nur solche Bewerber gelangen, welche
1) den in dieser Verordnung vorgeschriebenen Lehrgang im Allgemeinen

vollendet und den Bedingungen desselben entsprochen,
2) die erforderliche Einubung im Vorbereitungsdienste gehabt, daneben sich
3) durch Zuverlässigkeit, dienstliche Brauchbarkeit und ein untadelhaftes sitt-

liches Verhalten bewährt und
4) die vorgeschriebene Prüfung genugend bestanden haben.
Weimar am 6. Februar 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sachfischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.

Ministerial-Bekanntmachung.Um die in den §.6. 27, 28 der Verordnung vom 1. .— 1847,.
die Errichtung eines Gendarmerie- Korps und über die Benutzung des Militärs zur
Erhaltung der innern Ordnung und Sicherheit betreffend (Reg. Blatt vom
Jahre 1847, S. 229 u. flg.), enthaltenen Bestimmungen über die Zuständig-
keit der Justiz= und Polizei-Behörden zur Requirirung militärischer Hülfe mit
der eingetretenen Neugestaltung der Staatsbehörden in Einklang zu bringen,
wird mit höchster Genehmigung Sr. Königlichen Hoheit, des Großherzogs, hier-
durch Folgendes verordnet:

Die Regquirirung militärischer Hülfe zur Vollziehung gerichtlicher oder poli-
zeilicher Anordnungen ist in der Regel jederzeit bei dem unterzeichneten Mi-
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nisterial-Departement I, B, als der zunächst vorgesetzten Behörde des Groß-
herzoglichen Militär-Kommando's, zu beantragen und zwar in folgender Weise:

1. Justiz-Behörden.
1) Das Großherzogliche Appellations-Gericht zu Eisenach, der Gerichtshof

(bei Schwurgerichten), sowie die Großherzoglichen Kreisgerichte haben die dies-
fallsigen Anträge selbstständig an das Ministerial-Departement I, B zu stellen.

2) Die Einzelrichter haben dergleichen Anträge mittelbar durch die be-
treffenden Kreisgerichte an das gedachte Ministerial-Departement gelangen zu
lassen.

II. Verwaltungsbehörden.
1) Die Ministerial-Departements I1 und III haben derartige Anträge

bei dem Departement I, B unmittelbar zu stellen.
2) Ebenso die Großherzoglichen Bezirks-Direktoren nach Maßgabe der Be-

stimmung im Artikel 20 Ziffer 8 der Ausführungsverordnung zum Gesetze über
die Neugestaltung der Staatsbehörden vom 22. Mai 1850.

3) Alle übrige Verwaltungsbehörden haben ihre diesfallsigen Anträge durch
Vermittelung der ihnen vorgesetzten Ministerial-Departements an das Departe-
ment 1, B gelangen zu lassen.

Ausnahmsweise dürfen in denjenigen Fällen, wo Gefahr auf dem Ver-
zuge haftet, die oben genannten Justiz= und Verwaltungs-Behörden, soweit sie
ihre Anträge wegen Requirirung militärischer Hülfe selbstständig bei dem De-
partement I, B zu stellen haben,

a) im Weimar'schen Kreise
das Großherzogliche Militär-Kommando in Weimar, und

b) im Eisenach’'schen Kreise
das Großherzogliche Bataillons-Kommando in Eisenach, unmittelbar um die
Erlassung der nöthigen Ordre requiriren, es haben jedoch dieselben in diesem
Falle gleichzeitig von der erfolgten unmittelbaren Requisition das Departe-
ment 1, B in Kenntniß zu setzen.

Weimar am 11. Januar 1854.

Erstes Departement des Großherzoglich Sachfischen
Staats-Ministeriums, Abtheilung B.

v. Watzdorf.



Regierungs- Blatt
Großherzogthum

Sachsen-Weimar-Eisenach.
Nummer 11. Weimar. 18. Februar 1854.

Wir Carl Alerander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar=

Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. c.

verordnen, nach verfassungsmäßig eingeholter Zustimmung des getreuen Land-
tages, über den Schutz gegen fließende Gewässer und über die Benutzung der-
selben, wie folgt:

Erster AMhschnitt.
Allgemeine Grundsätze.

1) Pflicht zu Schutzvorrichtungen gegen das Wasser im Allgemeinen.
8. 1.

Alle fließende Gewässer sind in Bezug auf ihre Strombahn und die Be—
festigung ibrer Ufer nach den Bestimmungen dieses Gesetzes so herzustellen und
zu erhalten, daß die angrenzenden Grundstücke, Gebäude und sonstige Anlagen
gegen Beschädigungen durch das Stromwasser den nach den Umständen ange-
messenen Schutz erhalten.

Auch Bauwerke und Anlagen zu Nutzungszwecken müssen jenem Schutze
thunlichst entsprechend eingerichtet werden.

21
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2) Behörden zur Genehmigung von Bauten für Schutz= und Nutzungs-ZJwecke.8.
Bauten und Anlagen, welche in und an fließenden Gewässern oder doch

innerhalb ihres Ueberschwemmungsgebietes zum Zwecke des Schutzes gegen
das Stromwasser derselben unternommen werden sollen, unterliegen vorbe-
hältlich der Bestimmung im KF. 83, 1 der Anordnung oder Genehmigung des
zuständigen Bezirks-Direktors G. 14).

Die Ertheilung der Erlaubniß zur Anlegung neuer Mühlen und anderer
Triebwerke an fließenden Gewässern gehört ausschließlich zur Zuständigkeit
des Staats-Ministeriums (C.. 34, 40).

Alle sonstige zu Nutzungszwecken in und an fließenden Gewässern beabsich-
tigte Bauanlagen und bleibende Einrichtungen sind in erster Instanz von dem
zuständigen Bezirks-Direktor zu genehmigen (C. 42). Auch wesentliche Ab-
änderungen an bereits bestehenden Bauwerken der in diesem Paragraphen be-
zeichneten Art G. 40), insbesondere solche, welche auf den Wasserstand oder
Wasserlauf Einfluß haben, bedürfen der Genehmigung der für die Erlaubniß-
ertheilung bei der ersten Anlage zuständigen Verwaltungsbehörde.

3) Nachgelassener Rechtsweg.
8. 3.

Gegen eine von der zuständigen Verwaltungsbehörde auf dem Grunde des
gegenwärtigen Gesetzes ertheilte Erlaubniß (Gestattung) findet die Betretung des
Rechtsweges überhaupt nicht Statt. Dagegen bleibt demjenigen, welcher durch
diese Erlaubniß in seinen Privat-Rechten verletzt zu seyn behauptet, die
Verfolgung etwaiger Ansprüche im Rechtswege gegen denjenigen vorbehalten,
zu dessen Gunsten die Erlaubniß ertheilt wurde.

A) Pflicht zur Kostentragung im Allgemeinen. Beitragsleistung aus der
Staatskasse.

8. a.
Zur Ausführung von Bauten und Anlagen für den im F. 1 erwähnten

Zweck und zur Tragung der durch dieselben entstehenden Kosten sind die Eigen-
thümer derjenigen Grumstücke und Anlagen verpflichtet, zu deren Sicherung der
Bau oder die Anlage unternommen wird.

Die Leistung von Unterstützungsbeiträgen aus der Staatskasse zu solchen
Unternehmungen bleibt dem Ermessen der Großherzoglichen Staatsregierung
dann überlassen, wenn durch dieselben eine unverhältnißmäßige Belastung der
Baupflichtigen erfolgen würde, oder wenn sie erforderlich erscheinen, um einer
bedeutenden allgemeinen Gefahr zu begegnen, oder einen wichtigen Landes-Kul-
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tur-Zweck zu erreichen. Es darf jedoch der Betrag der nach diesem und nach
anderen Paragraphen des vorliegenden Gesetzes zu verwilligenden Unterstützungs-
gelder sich nicht über den Betrag der zu dem Ende für jede Etats-Periode vor-
her mit dem Landtage zu verabschiedenden Summen belaufen.
8) Bestätigung von Verträgen über die Unterhaltung von Wasserbauwerken.

8. B.
Alle Verträge, welche über die Verbindlichkeit zur Unterhaltung von Bau-

werken in und an Gewässern oder vom Wasser getriebenen Maschinen nach Be-
kanntmachung dieses Gesetzes abgeschlossen werden, sind von den Verwaltungs-
behörden nur dann zu berücksichtigen, wenn sie die Bestätigung des zuständigen
Bezirks-Direktors erhalten haben. Die Nachweisung der Zeit des Abschlusses
liegt demjenigen ob, welcher sich auf den Vertrag beruft.

Zweiter Abschnitt.
Von der Verbindlichkeit zu Wasserschutzbauten und Arbeiten und

von den Kosten für solche.
1) Baupflicht bei vorliegender Verschuldung.

8. 6.
Werden Kosten zum Schutze des geregelten Wasserlaufes oder der Ufer in

Folge einer schuldhaften Handlung oder Unterlassung nothwendig, so sind sie
von demjenigen zu tragen oder zu erstatten, welchen die Verschuldung trifft.
Diesen zu ermitteln ist Sache der Betheiligten. Im Falle eines Widerspruches
von Seiten des deshalb in Anspruch Genommenen ist die Frage wegen der
Verschuldung im gerichtlichen Wege zur Entscheidung zu bringen.

Die Feststellung der Kosten erfolgt sodann durch den Bezirks-Direktor, auf
dessen Antrag die Beitreibung derselben von der zuständigen Justiz-Behörde im
Exekutions-Wege verfügt werden muß. «

2) Baupflicht bei Nutzungsanlagen.
8. 7.

Für die dem Schutze gegen das Wasser genügende Instandhaltung der zu
besonderen Nutzungszwecken bestimmten Ufer, welche durch Gebände, Mauern,
Pfahlwerke oder andere Anlagen gebildet werden, ingleichen für die jenen Schutz
berücksichtigende Instandhaltung der zu besonderen Nutzungszwecken angelegten
Dämme, Wassermauern, Wehre, Schleußen, Wasserleitungen aller Art, nament-
lich der Mühlgräben und sonstigen Wassergräben, sind die Eigenthümer der An-
lagen auf ihre Kosten zu sorgen verpflichtet.

21
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3) Baupflicht des unmittelbaren Uferauliegers.
§. S

Den Eigenthümern der unmittelbar auf das Ufer eines fließenden Gewäs.
sers stoßenden Grundstücke und Anlagen bleibt zunächst überlassen, in der
Ausdehnung der letzteren am Ufer dieses auf eigene Kosten gegen die Angriffe
des Wassers zu schützen, auch entstandene Beschädigungen des Ufers wieder zu
beseitigen.

Als gewöhnliche Sicherungsarbeiten sind in dieser Richtung zu neunen:
a) die Abböschung steiler Ufer;
b) die Besteckung der Ufer mit Weiden;
IP) die Befestigung und Erhaltung des Ufers mit einer Rasendecke oder

Buschdecke, wo eine derartige Anlage bereits besteht oder künftig ange-
ordnet wird;

d) die Ausfüllung und Erhöhung entstandener Vertiefungen und niedriger
Stellen an den Ufern selbst;

e) die Wegnahme der dem Wasserlaufe nachtheiligen Bäume, Gebüsche und
Befriedigungen.

Verpflichtetzusolchen im Eingange des Paragraphen bezeichneten Was-
serschutzbauten sind die Eigenthümer der gedachten Grundstücke, wenn die Vor-
nahme des Baues behäördlich angeordnet worden ist.

) Baupflicht mehrer Betheiligten und Beitragsmaßstab.
8. 9.

Werden zur Beseitigung von Kiesbänken oder sonst zur Reinigung und
Regulirung des Flußbettes, ingleichen zum Schutze der Ufer Arbeiten oder Bau-
ten nothwendig, welche nicht bloß einem der unmittelbar am Ufer gelegenen
Grundstücke, sondern gleichzeitig mehren derselben, oder auch anderen, entfern-
ter vom Ufer befindlichen Grundstücken und Anlagen zum Schutze und Vortheile
gereichen sollen, so sind die Kosten von sämmtlichen Eigenthümern dieser Grund-
besitzungen gemeinschaftlich zu tragen. Das Beitragsverhältniß wird nach dem
Grade der Gefahr für die betheiligten Grundstücke und Anlagen, bezüglich ihres
Vortheiles, sowie nach der Größe, der Güte und dem Werthe derselben und
der damit etwa zusammenhängenden Benutzungsberechtigung, im Verwaltungs-
wege festgestellt. Die Feststellung der Beitrags-Quote jedes Betheiligten muß
vor Beginn der Schutzarbeiten erfolgt seyn.

Der Staat ist dagegen verpflichtet, auf seine alleinigen Kosten in denjeni-
gen Flüssen, auf welchen er das Schifffahrts= oder Floß-Recht ausübt oder
Abgaben davon erhebt, die Strombahn von entgegenstehenden Hindernissen, z.
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B. Kiesbänken, Alluvionen, versunkenen Baumstämmen u. s. w., soweit frei
zu erhalten, als dieses zum Zwecke der Ausübung jener Nutzungsrechte noth-
wendig erscheint.

Wird ein Schutzbau durch Anlegung eines neuen Flußbettes (Durchstich)
ausgeführt, so geht das Eigenthum an dem verlassenen Flußbette auf diejenige
Gemeinde, in deren Flur dasselbe liegt, zugleich mit der Verbindlichkeit über,
den Werth des Flußbettes als Beitrag zu den Baukosten zu zahlen, es wäre
denn, daß zahlungsfähige Anlieger des Flußbettes, abgesehen von der sonst etwa
ihnen zufallenden Beitragslast, sich bereit erklärten, das verlassene Flußbett ge-
gen Entrichtung des gleichen Werthbetrages eigenthümlich zu übernehmen.

Die Feststellung dieses Werthes erfolgt nach den Regeln des K. 67.
65) Unterhaltungspflicht in Bezug auf die Ufer an verlegten Flußbetten.

s. 10.
Ist einem fließenden Gewässer ein neues Bett angewiesen worden, so sind

diejenigen Betheiligten, in deren Interesse die Verlegung des Flußbettes erfolgt
ist, verbunden, die neu angelegten Ufer von dem Zeitpunkte ab, mit welchem,
nach dem Urtheile eines Großherzoglichen Baubeamten, der fragliche Bau für
vollendet anzusehen ist, mindestens noch sechs Jahre hindurch auf ihre Kosten
vorschriftsmäßig zu erhalten und zu befestigen. Sofort mit Ablauf dieser Frist
geht die Unterhaltungspflicht auf die Eigenthümer der an die neuen Ufer un-
mittelbar anstoßenden Grundstücke und Anlagen über, es wäre denn, daß sie
alsbald durch das Zeugniß eines geprüften Sachverständigen dem Bezirks-Di-
rektor die ungenügende Befestigung der Ufer nachzuweisen vermöchten. In die-
sem Falle hat der Bezirks-Direktor, nach Beseitigung der Mängel durch die
zuerst Verpflichteten, den Zeitpunkt des Ueberganges der Unterhaltungspflicht zu
bestimmen und den Betheiligten zu eröffnen.

6) Aenderungen an bestehenden Nutzungsanlagen zum Zwecke des Schutzes.
—

Wird durch eine den richtigen Lauf der Gewässer beeinträchtigende Ein-
richtung bereits vorhandener Wehre oder anderer Anlagen der im §. 7 gedach-
ten Art Schaden von Bedeutung für die Uferanlieger veranlaßt, oder droht da-
durch sonst Gefahr, so kann der Bezirks-Direktor in dringenden Fällen die nach
technischem Urtheile zur Beseitigung dieser Uebelstände erforderlichen Aenderungen
jener Anlagen dem Eigenthümer aufgeben. Waren die letzteren ohne ausdrück-
liche oder stillschweigende Genehmigung der zuständigen Behörde errichtet, so
hat der Eigenthümer die Kosten der Aenderung zu tragen. Entspricht dage-
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gen die unzweckmäßige Anlage der behördlich ertheilten Genehmigung, oder ist
die Nothwendigkeit des Umbaues erst durch eine vom Eigenthümer nicht veran-
laßte technische Veränderung des Gewässerlaufes herbeigeführt worden, so fallen
die Kosten den Eigenthümern derjenigen Grundstücke und Anlagen zur Last,
zu deren Schutz der Bau vorgenommen werden muß. Im letztern Falle kann
die Verwilligung eines Beitrags aus der Staatskasse (K. 4) eintreten.

7) Anlegung von Grundablässen an bereits bestehenden Wehren.
s. 12.

Bereits vorhandene Wehre sind, sofern es zur Verhütung unverhältnißmä-
PHig bedeutender Schäden nothwendig erscheint, mit Grundablässen zu versehen,
deren Aufziehschütze durch den Eigenthümer geöffnet werden müssen, sobald die-
ses erforderlich wird, um Ueberschwemmungen vorzubeugen oder deren Gewalt zu
mindern. Die Kosten dieser Einrichtung sind von den Eigenthümern derjenigen
Grundstücke und Anlagen zu tragen, zu deren Schutze dieselbe getroffen wird.
Die Kosten der Unterhaltung fallen dem Wehreigenthümer zur Last. Doch sind
diese gleich bei der ersten Einrichtung approximativ zu ermitteln und dem Wehr-
eigenthümer nach einem billigen Maßstabe von den Eigenthümern derjenigen
Grundstücke und Anlagen zur Hälfte zu ersetzen, zu deren Schutz die Einrich-
tung erfolgt.

8) Abhaltung des durch wilde Wasser zugeführten Gerölles.
# 13.

Wo Bergwasser (wilde Wasser) dem fließenden Gewässer Gerölle von Stei-
nen zuführen und dadurch schädlich werden, sollen dieselben von den Gemein-
den, durch deren Gemarkung sie fließen, mittelst angebrachten Flechtwerks, An-
legung von Kaskaden, Rechen u. s. w. oder auf eine sonstige Weise, unter Lei-
tung des Bezirks-Direktors, möglichst unschädlich gemacht werden.

5) Anordnung von Wasserschutzbauten durch den Bezirk#-Direktor.
8. 14.

Wasserschutzbauten der in den F.S. 6 bis 13 bezeichneten Art anzuordnen,
ist der Bezirks-Direktor, sey es auf Anzeige einer Orts-Polizeibehörde, oder
auf Antrag eines Betheiligten oder aus eigener Bewegung, ebenso ermächtigt,
als verpflichtet, wenn dieses nach dem vorläufigen Urtheile des ihm zur Hülfs-
leistung zugewiesenen Staats-Wasserbaubeamten oder des Ober-Baudirektors,
nothwendig erscheint.

Es ist sodann das in folgenden Paragraphen geordnete Verfahren einzu-
schlagen.
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10) Entscheidung über die Notbwendigkeit, Art und Zeit des Baues und über
die Kosten- Repartition.

S#u1.
Die Entscheidung über die Nothwendigkeit und Räthlichkeit eines Wasser-

schutzbaues, über die Art und Zeit der Ausführung desselben, über die Fest-
stellung, Aufbringung und Vertheilung der erforderlichen Kosten (§F. 9) bleibt
zunächst der eigenen Erwägung und der Vereinigung der Betheiligten überlas-
sen. Kommt aber eine solche, als zweckentsprechend anzuerkennende, Vereini-
gung der Betheiligten innerhalb einer denselben zu bestimmenden angemessenen
Frist nicht zu Stande, so hat der Bezirks-Direktor, nachdem von ihm die Sache
durch Vernehmung Sachverständiger sowie durch Vernehmung der Baupflichti-
gen und in sonst geeigneter Weise gehörig instruirt, auch die Nothwendigkeit und
Räthlichkeit des Baues sattsam herausgestellt worden ist, unter Beachtung der
im F. 9 angegebenen Grundsätze, namentlich auch über den Beitragemaßstab,
ingleichen über die Art und Zeit der Ausführung des Baues erstinstanzlich zu
entscheiden.

Die Sachverständigen, welche vorzugsweise aus der Zahl der öffentlich an-
gestellten Techniker, soweit nöthig auch aus den erfahrenen Landwirthen zu wäh-
len sind, müssen — sofern sie mit einem Diensteide nicht belegt sind — zur
Abgabe eines gewissenhaften und unparteiischen Gutachtens besonders eidlich ver-
pflichtet werden.

11) Nachforderung zu den Baukosten.
s. 186.

Erweisen sich die ursprünglich festgestellten Kostenbeträge bei der Ausfüh-
rung als ungenügend, so ist wegen der Deckung des Fehlenden, nach Maßgabe
der frühern Kosten-Repartition, Entscheidung zu geben.

12) Vorschußleistung ans der Staatskasse.
s8. 17.

Können die auf dem Wege der Vereinigung oder der von der Verwal-
tungsbehörde endgültig ertheilten Entscheidung GC.S. 15, 16, 85) repartirten
Beiträge von den Betheiligten nicht sofort beigebracht werden, so ist das Staats-
Ministerium, im Falle die Dringlichkeit des Baues es erfordert, ermächtigt,
dieselben aus der Staatskasse vorschießen und von den Zahlungepflichtigen im
Verwaltungswege — dafern Auspfändungen oder Subhastationen nothwendig
werden, durch Requisition des Gerichts — alsbald wieder beibringen zu lassen.
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18) Gerichtliche Vollstreckbarkeit ertheilter Entscheibungen und geschlossener
Vereinbarungen.

8. 18.
Die nach den Bestimmungen der K.S. 15 bis 17 im Verwaltungswege

endgültig (G. 85) ertheilten Entscheidungen sind sofort auch gerichtlich vollstreck-
bar, und die Vollstreckung kann durch Berufung auf den Rechtsweg, welche
nachgelassen bleibt, und durch dessen Betretung nicht aufgehalten werden.

Vom Bezirks-Direktor genehmigte und aktlich nachweisbare gütliche Verein-
barung aller Betheiligten über die im K. 15 erwähnten Fragen sind in ihren
Wirkungen einer im Verwaltungswege endgültig ertheilten Entscheidung gleich
zu achten.

Zur Eutscheidung im Rechtswege können die Fragen
a) ob ein Wasserschutzbau nothwendig,
b) in welcher Art, zu welcher Zeit und mit welchen Kosten derselbe aus-

zuführen sey,
nie gelangen.

Eine Klage auf Rückforderung von Beiträgen, welche auf dem Grunde
einer im Verwaltungswege endgültig erfolgten Repartition bezahlt worden sind,
findet nur gegen solche Personen Statt, welche dem Kläger in Bezug auf den
fraglichen Bau als baupflichtige Betheiligte gegenüber stehen. Eine solche Klage
verjährt aber innerhalb neunzig Tagen von Zeit der Eröffnung der endgültigen
Repartition an gerechnet.

14) Aufbebung der Baupflicht durch Dereliktion.
8. 19.

Durch das Aufgeben (die Dereliktion) eines Grundstückes oder einer An—
lage kann sich der Eigenthümer einer auf dem Grunde des gegenwärtigen Ge-
setzes erwachsenen oder ihm bevorstehenden Verbindlichkeit nur dann entziehen,
wenn ihm die Erfüllung derselben von der zuständigen Behörde noch nicht an-
gesonnen war oder er nicht spätestens acht Tage nach der in Gemäßheit des
 15 eröffneten Entscheidung über den Kostenpunkt bei dem zuständigen Ge-
richte der belegenen Sache die Dereliktion erklärt hat. Die Rechtsbeständigkeit
einer solchen Dereliktion ist von einem Genehmigungs-Dekrete des Gerichts der
gelegenen Sache, welches kostenfrei darüber zu verhandeln und das Dekret kosten-
frei auszufertigen hat, abbängig. Das Genehmigungs-Dekret soll, sofern keine
sonstigen Rechtsgründe demselben entgegenstehen, nicht verweigert werden, wenn
von dem Eigenthümer bescheinigt werden kann, daß ihm in Bezug auf die zu
derelinquirende Besitzung die Anweisung oder Aufforderung zur alleinigen oder
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theilweisen Ausführung von Wasserschutzbauten oder Arbeiten, mit Einschluß der
Entscheidung über den Kostenpunkt, von dem Bezirks-Direktor, bezüglich von
der Orts-Polizeibehörde (F. 83, 1), noch nicht oder wenigstens erst acht Tage
vorher ertheilt worden ist.

Die so derelinquirten Grundstücke 2c. gehen mit der darauf ruhenden Bau-
pflicht in das Eigenthum derjenigen Grundbesitzer über, welche in Bezug auf
die zu derelinquirenden Grundstücke die hinterliegenden Angrenzer sind. Die
Dereliktion blos eines Theiles eines an einem fließenden Wasser liegenden Grund-
stückes ist jedenfalls unstatthaft und die Trennung und theilweise Veräußerung
eines solchen Grundstückes nur mit Genehmigung der hinterliegenden Angrenzer
zulässig. Falls dieselbe nicht eingeholt worden ist, hat der Eigenthümer des
Grundstückes, von welchem ein Theil abgetrennt und veräußert wurde, dieses
Trennstück wieder zu übernehmen, wenn es derelinquirt werden sollte.

Eine Ortsgemeinde darf am MWasser liegende Grundstücke nicht derelinqui-
ren; ebensowenig können dergleichen Grundbesitzungen, welche einem Gemeinde-
verbande nicht angehören, ganz oder zum Theil derelinquirt werden.

18) Pflicht zur Aufgebung von Eigentbumsrechten.
 5 20.

Jeder Grumbesitzer und jeder Juhaber von Gerechtsamen ist verpflichtet,
die zum Zwecke der von der zuständigen Behörde für nothwendig erkannten
Wasserschutzbauten, insonderheit auch der Durchstiche, der Dämme und Fluß-
regelungen, erforderlichen Rechte und Grundstücke gegen Entschädigung eigen-
thümlich oder zu einstweiliger Benutzung abzutreten. Die Frage über Nothwen-
digkeit und Umfang der Enteignung, sowie die dieserhalb zu gewährende Ent-
schädigung wird in der durch §. . 66 u. flg. vorgeschriebenen Weise, sofern eine
gütliche Vereinbarung nicht eintritt, behördlich festgestellt.

Die Fischereiberechtigten haben bei unternommenen Schutzarbeiten und
Bauten in und an Gewässern keinen Anspruch auf eine Entschädigung; sobald
jedoch das Verlassen des alten Flußbettes nöthig wird, erbalten dieselben als
Entschädigung dafür die Fischereigerechtigkeit in dem neuen Flußbette.

Andere Nutzungsberechtigte dagegen können wegen des durch den Bau
veranlaßten zeitweisen Stillstandes von Wasserbenutzungsanstalten Schadloshal-
tung von denjenigen, zu deren Nutzen die Bauarbeiten vorgenommen werden,
daun beanspruchen, wenn dergleichen Wasserbenutzungsanstalten bereits bei Er-
lassung dieses Gesetzes vorhanden waren und der Stillstand in einem Jahre
länger als vierzehen Tage angedauert hat. Die zu gewährende Entschädigung wird
nach Maßgabe der §.. 67 u. flg. festgestellt; auch bleiben rücksichtlich der zu

22
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gewährenden Entschädigung erworbene besondere Privat-Rechte vorbehalten und
es darf in besonders geeigneten Fällen, nach dem Ermessen des Staats-Mini-
steriums, eine Entschädigung aus der Staatskasse unterstützungsweise (P. 4) ge-
leistet werden.

16) Ausführung des Baues unter sachverständiger Leitung.
—

Die Ausführung angeordneter oder genehmigter Wasserschutzbauten geschieht
unter Leitung der vom Staate dazu bestimmten Baubeamten und unterliegt
der Oberaufsicht des Bezirks-Direktors, welcher indeß bei Bauten von geringerer
technischer Schwierigkeit im Einverständniß mit den ihm beigegebenen Baube-
amten die Ausführung den Betheiligten überlassen kann. Im letztern Falle
muß nach Beendigung des Baues eine Rewvision desselben durch einen Staats-
baubeamten, sowie die Abstellung der dabei etwa vorgefundenen Mängel erfolgen.

17) Uferbesichtigungen.
. s.2-2.

Die von Zeit zu Zeit nothwendigen Besichtigungen und Untersuchungen der
fließenden Gewässer und ihrer Ufer sind im behördlichen Instruktions-Wege an-
zuordnen.

18) Ausschreibung von Hülfe bei Wassersnoth.
8. 23.

Wenn zur augenblicklichen Verhütung großer Gefahr durch Dammbrüche
oder Ueberschwemmungen aus anderer Veranlassung schleunige Maßregeln ergrif-
fen werden müssen, ist der Bezirks-Direktor, und wenn dieser am Orte der Ge-
fahr nicht anwesend ist, der Vorstand des bedrohten Gemeindebezirkes, befugt,
die erforderliche Hülfsleistung für bedrohte Orte auch in anderen benachbarten
Orten auszuschreiben.

Solche Hülfsleistungen sind nach ihrem Geldwerthe von dem Bezirks-Di-
rektor zu schätzen und sollen auf Verlangen in diesem Werthe aus den Ge-
meindekassen der bedroht gewesenen Ortschaften vergütet werden.

Fortse bung.
6. 21.

Die Ortsvorstände, an welche das Ausschreiben ergangen ist G. 23), ha-
ben schleunigst und zwar bei fünf Thaler Strafe für die verlangten Spann-
und Hand-Dienste Sorge zu tragen. Die Vorenthaltung der Hülfe ist an dem
ausbleibenden Handarbeiter mit einem Thaler, an dem Besitzer eines einspänni-
gen Fuhrwerkes mit drei Thalern und an dem eines zweispännigen Fuhrwerkes
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mit fünf Thalern, im Falle der Zahlungsunfähigkeit aber mit entsprechender
Gefängnißstrafe (§. 79), welche jedoch die Dauer von sechs Wochen nicht überstei-
gen darf, für jeden versäumten Tag zu ahnden, sofern der Bezirks-Direktor,
welcher das von dem requirirenden Gemeindevorstande eingeschlagene Verfahren
zu prüfen und an welchen der letztere in jedem Falle Bericht zu erstatten hat,
die Beiziehung der Strafen, bezüglich die Untersuchung gegen die Säumigen
verfügt.

Dritter Abschnitt.
Von der Benutzung der Gewässer.

1) Beschränkung aus Gründen der öffentlichen Wodblfahrt.
8. 23.

Eine Benutzung der fließenden Gewässer und ihrer Ufer ist nur insoweit
zulässig, als dieselbe mit der öffentlichen Wohlfahrt übereinstimmt, insbesondere
auch die Schifffahrt und Flößerei nicht hindert. Wohlerworbene Rechte, welche
diesem Grundsatze zuwiderlaufen, dürfen durch die Staatsregierung aufgehoben
werden, doch ist in diesem Falle, vorbehältlich der Bestimmungen in den F. 11
und F. 12, den Berechtigten Entschädigung zu leisten (G. 66 und K. 67).

Fortsetzung.
8. 26.

Derjenige ohne besondere Vorrichtungen vorgenommene Gebrauch des flie-
ßenden Wassers, durch welchen weder die Beschaffenheit noch der Lauf des Was-
sers wesentlich verändert, noch irgend Jemand in seinen Benutzungsrechten ge-
stört wird, ist als unschädlich freigegeben, unterliegt jedoch der allgemeinen po-
lizeilichen Aufsicht und den hierdurch, sowie nach dem Grundsatze des §&amp;. 25
etwa gebotenen Beschränkungen.

2) Benutzung der Flöße.
. 27.

Die Ausübung des Floßrechtes kann durch-besondere Floßordnungen zum
Schutze des Flusses und seiner Ufer, sowie der öffentlichen und Privat-Bau-
werke im Verwaltungswege geregelt werden. Wo und insoweit besondere Floß-
ordnungen nicht bestehen, treten die einschlagenden Strafbestimmungen dieses
Gesetzes G. 74, Nr. 4 und 5) als maßgebend ein.

3) Benutzung der Fähren.
8. 28.

Das Halten einer Fähre, d. b. eines Fahrzeuges, mittelst dessen die Ver-
bindung zwischen zwei durch ein Gewässer getrennten Plätzen durch Ueberschif-

22
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fung von Menschen, Thieren und Gütern bewirkt wird, ist, soweit ein Recht da-
zu nicht bereits besteht, an die Genehmigung des Bezirks-Direktors gebunden,
welcher dann auch geeigneten Falles das Fahrgeld festzusetzen hat.

Die besondere Ueberwachung der Fähren liegt den Orts-Polizeibehör=
den ob.

A) Benutzung zu Triften, Durchfabrten, Viehtränken, Schafwäschen, Bade-
anlagen, Uferwegen.

8. 28.
Die Benutzung der Gewässer zu Triften, Durchfahrten, Viehtränken, Schaf-

wäschen, Badeanlagen, ingleichen die Wahl der Plätze zum Wasserholen, unter-
liegt der besondern Aussicht der Polizei-Behörden. Dem Ermessen der Letzte-
ren bleibt überlassen, die Gestattung dieser Benutzung von gewissen zum Schutze
der Ufer nothwendigen Vorkebrungen und Einrichtungen abhängig zu machen,
oder auch dieselbe aus Gründen des Gemeinwohles, des Uferschutzes oder der
Sicherung bestehender anderer Nutzungsrechte ganz zu untersagen, insoweit nicht
wohlerworbene Rechte entgegenstehen. Ebenso dürfen dieselben die Verlegung
der dem Ufer schädlichen Wege anordnen.

3) Benutzung der Ufer (Alluvionen), Inseln und verlassenen
ußbette.

8. 30.
Erweiterungen des Ufers nach dem Wasser zu, mögen sie durch Anschwem-

mungen von Erde, Kies und dergleichen oder durch das Zurücktreten des Was-
fers entstehen, werden Eigenthum des Uferbesitzers. Alle im Wasserbette inner-
halb der Strombahn entstehende Erderhöhungen, welche bei dem gewöhnlichen
Stande des Wassers aus diesem hervorragen (JInseln), ingleichen das von einem
Gewässer etwa verlassene Flußbett, fallen, vorbehältlich der Bestimmung im F. 9
am Ende, an jeder Seite bis zur Mitte des Flußbettes den Eigenthümern der
anstoßenden beiden bisherigen Ufer zu.

Fortsetzung.
s. ail.

Wird jedoch die ganze oder theilweise Hinwegnahme der im F. 30 be-
zeichneten Ufererweiterungen und Inseln im wasserbaupolizeilichen Interesse oder
zur Ausführung des Gesetzes in polizeilicher Hinsicht nothwendig, so hat der
betheiligte Ufereigenthümer eine Entschädigung nicht zu beanspruchen.

Nur die durch Einzeichnung in die Flurkarten und Zuschrift im Steuer-
Kataster begründeten Gerechtsame werden durch die Bestimmungen dieses Para-
graphen nicht berührt.
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6) Benutzung von Wasseransammlungen in OQuellen 2c.
 32.

Das Wasser, welches in Quellen, Teichen, Cisternen, Brunnen und Häl-
tern sich befindet, oder welches sonst auf einem Grundstücke in Folge der natür-
lichen Beschaffenheit des Ortes sich sammelt, ist, soweit nicht wohlerworbene
Rechte Anderer entgegenstehen, dem freien Verfügungsrechte des Grundeigen-
thümers überlassen. Auch die Abflüsse der genannten Wassersammlungsorte un-
terliegen diesem Verfügungsrechte, so lange sie auf dem Grunde und Boden des
Eigenthümers der Quellen, Teiche, Cisternen, Brunnen, Hälter und Ansamm-
lungsorte fließen.

7) Ableitung von Wasseransammlungen.
8. 33.

Eine eigenmächtige Aenderung der Ableitung dieser Abflüsse ist, sofern da-
durch den benachbarten Grundstücken Schaden entsteht, oder sofern dadurch auf
denselben eine Abweichung vom natürlichen Laufe des Wassers veranlaßt wird,
dem Eigenthümer nicht gestattet. Vermag aber derselbe das auf oder unter
seinen Grundstücken sich auf natürlichem oder künstlichem Wege ansammelnde
Wasser über eigenen Grund und Boden nicht abzuleiten, so steht ihm die Be-
fugniß zu, dasselbe auf seine Kosten mittelst bedeckter oder unbedeckter, von ihm
gehörig zu unterhaltender Kanäle und Röhren durch die benachbarten Grund-
stücke bis zu einem nach der Oertlichkeit passenden Ausflusse abzuführen. Die
Eigenthümer der Grundstücke, durch welche solche Wasserleitungen geführt wer-
den, sind wegen der durch die Anlage und Unterhaltung ihnen entstehenden Nach-
theile zu entschädigen (G. 66 und §. 67).

Auf überbaute Grundstücke findet jene Zwangspflicht keine Anwendung.
Entstehende Streitigkeiten über die Pflicht, solche Ableitungen aufzunehmen,

über den Umfang derselben und über die Art der Anlage sind lediglich im Ver-
waltungswege, in erster Instanz durch den Bezirks-Direktor, zu entscheiden.

Wo dergleichen Wasserableitungen schon bestehen und deren Erhaltung von
dem einen oder andern Grundstücksbesitzer aus landwirthschaftlichen Gründen be-
antragt wird, hat die Orts-Polizeibehörde das Recht und die Pflicht, sämmt-
liche Grundbesitzer, zu deren Vortheil die Anlage besteht, zur Leistung des zu
deren Erhaltung Nöthigen anzuhalten.

8) Benutzung zu Müblen und anderen Triebwerken.
a) Begründung des Antrages.

Die Erlaubniß (§F. 2) zur Aulegung neuer Mühlen und ähnlicher Vor-
richtungen, für welche das Wasser als Triebkraft benutzt wird, ingleichen die
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Gestattung wesentlicher Abänderungen an schon bestehenden Anlagen dieser Art
(X. 40), ist bei dem Bezirks-Direktor zu beantragen. Dem Antrage ist in nicht
ganz einfachen Fällen, außer den zur Prüfung desselben sonst erforderlichen Zeich-
nungen, ein vollständiger Situations-Plan, das erforderliche Nivellement, eine
genaue Beschreibung der beabsichtigten Einrichtung, namentlich soweit sie sich auf
die unmittelbare Wasserbenutzung bezieht, und ein Gutachten Sachverständiger
beizufügen. Dabei muß genau angegeben werden, ob und in welcher Entfer-
nung Stauwerke an demselben Gewässer zunächst oberhalb und unterhalb der
beabsichtigten Anlage sich befinden und welchen Einfluß die letztere auf die Was-
serbenutzung der bereits bestehenden Werke äußern kann.

Der so begründete Antrag ist von dem Bezirks-Direktor dem Staats-Mi-
nisterium mit gutachtlicher Aeußerung darüber vorzulegen, ob, wenn begründete
Widersprüche nicht erhoben werden sollten, die Erlaubniß unbedenklich sev.

b) Oeffen tliche Aufforderung an Widersoruchsberechtigte.
5. 38.

Ordnet das Staats-Ministerium die weitere Erörterung des Antrages an,
so hat der Bezirks-Direktor eine mindestens vier Wochen umfassende Frist zur
Anmeldung etwaiger Widersprüche gegen die Anlage oder Aenderung unter der
Androhung, daß sonst ohne Rücksicht auf die Widersprüche im Verwaltungswege
Entscheidung erfolge, auszuschreiben. Die diesfallsige Bekanntmachung muß
überdies eine kurze Bezeichnung der beabsichtigten Anlage und die Aufforderung
an die Betheiligten, von der näheren Beschreibung und den Pläuen Kenntniß
zu nehmen, enthalten, und ist sowohl in der Gemeinde, in deren Bezirke der
Bau vorgenommen werden soll, als auch in den unmittelbar angrenzenden Ge-
meinden auf ortsübliche Weise bekannt zu machen, überdies aber durch zweimg-
lige Einrückung in einem verbreiteten Zeitungsblatte der Gegend zur öffentlichen
Kenntniß zu bringen. Die dem Bezirks-Direktor bekannten Betheiligten, na-
mentlich die Eigenthümer der unmittelbar unterhalb oder oberhalb liegenden
Triebwerke, sind von der erlassenen Präjudicial-Aufforderung durch besondere
Zufertigung in Kenntniß zu setzen.

c) Verfahren nach der Präjudicial -Frist.
4* 36.

Sind Widersprüche eingegangen, so hat der Bezirks-Direktor deren Besei-
tigung im Wege gütlicher Verhandlung zu versuchen und die nöthigen Besicht-
gungen, unter Zuziehung Sachverständiger, vorzunehmen. Nach diesen Vorer-
örterungen, oder, wenn Widersprüche nicht zeitig angemeldet waren, sofort nach
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Ablauf der Präjudicial-Frist, sendet der Bezirks-Direktor die Akten an das
Staats-Ministerium zur Entscheidung über den Antrag ein.

4) Besondere Bedingungen der Konzessions-Ertbeilung.
8. 317.

Das Staats-Ministerium ist berechtigt, bei Ertheilung der dinglichen Be-
rechtigung zu einem Wassertriebwerke eine nach dem muthmaßlichen Werthe des
Rechtes zu bestimmende Kaufsumme an die Staatskasse neben der gesetzlichen
Sportel auszubedingen.

Bei Anlegung neuer Mühlen oder bei Errichtung neuer Gänge kann dem
Eigenthümer auch die Ablösung eines, im Verwaltungswege billig zu bestimmen-
den Theiles der auf den zunächst gelegenen Mühlen gleicher Art ruhenden
Grundzinsen zum Besten der Verpflichteten angesonnen werden.

e) Aich· oder Sicher-Pfähle.
8. 38.

Bei jedem Triebwerke und jeder andern Stauvorrichtung soll, sobald von
irgend einem Betheiligten ein begründeter Antrag darauf gestellt wird, bei Neu-
anlegung solcher Werke aber stets, ein bleibendes Höhenmaß — welches durch
den mit dem Fachbaume korrespondirenden Aichpfahl (Sicherpfahl) bestimmt
wird —aufgestellt werden, nach welchem die dem Werke zustehende Wasser-
höhe zu bemessen ist.

Die Aufstellung und Regulirung dieser Höhenmaße geschieht nach den von
dem Staats-Ministerium zu ertheilenden Instruktionen unter Leitung des Be-
zirks-Direktors, mit Zuziehung von Sachverständigen, des betheiligten Triebwerks-
besitzers und der Inhaber der zunächst oberhalb und unterhalb gelegenen Trieb-
werke.

Ueber die Feststellung ist ein genaues Protokoll aufzunehmen, in welchem
alle auf die Wassernutzung des fraglichen Werkes sich beziehende Verhältnisse
genau angegeben, namentlich das ganze Gefälle, d. h. der vertikale Abstand des
Oberwassers vom Unterwasser und der zur Betreibung des Werkes erforderliche
Wasserstand bestimmt seyn müssen.

Die Kosten der Feststellung sind von dem Eigenthümer der Anlage zu tra-
gen. Das Original des Protokolles, von welchem der Betheiligte eine beglau-
bigte Abschrift zu empfangen hat, ist bei dem Bezirks-Direktor niederzulegen.

Fortsetzung.
6

Wegen eigenmächtiger Veränderung des Sicherpfahls oder Fachbaums kann
im Wiederholungsfalle, neben den gesetzlichen Strafen (S. 75, 2), die Einzie-



146

hung der Gerechtigkeit gegen den schuldigen Inhaber von dem Staats-Ministe-
rium ausgesprochen werden.

f) Wesentliche Aenderungen von Triebwerken.
8. 0.

Als wesentliche Aenderungen, zu welchen Genehmigung einzuholen ist,
(§.6. 2, 34) gelten alle diejenigen, welche auf den Stand, den Lauf oder die
Benutzungsweise des Wassers Einfluß haben, insbesondere auch:

die Zuleitung des Wassers aus einem andern als dem seither benutz-
ten fließenden Gewässer, oder die Ableitung in ein solches;

jede neue Aufdämmung oder Abänderung des Zu= oder Ab--Leitungs-
grabens;

jede Veränderung der Einlaßschleuße, der Stauvorrichtungen und des
Leerlaufes, sowohl rücksichtlich der Höhe als der Lichtweite;

jede Veränderung an dem Fachbaume;
jede Verwandlung eines Triebwerkes in ein solches für ein anderes

Gewerbe.

g#) Wehre und Wassergräben.
S# 1.

Wehre, welche neu angelegt oder auch nur umgebaut oder wesentlich ver-
ändert werden, sind mit Grundablässen (C. 12) zu versehen; Wassergräben,
welche zu der Triebwerksanlage gehören, müssen stets in gutem Stande erhal-
ten und ordnungsmäßig gereinigt werden. Zu diesem Ende ist nicht nur die
Sohle des Grabens von Unreinigkeiten zu säubern, sondern auch alle an den
Ufern hereinhängende Wurzeln und Sträuche sind abzuhauen. Die Uferanlieger
sind verpflichtet, für die angegebenen Zwecke die Betretung ihrer Grundstücke
und die Ablagerung des Auswurfes zu gestatten. Im Streitfalle ist sowohl über
die Zeit und Art der Reinigung, als über den Umfang der Uferbenutzung vom
Bezirks-Direktor Entscheidung zu ertheilen, wobei derselbe zugleich, im Mangel
einer gütlichen Vereinbarung, nach Vernehmung Sachverständiger die den be-
theiligten Grundbesitzern etwa zu gewährende billige Entschädigung feststellt.

9) Benutzung zu anderen Gewerbs= und Wirthschafts-Zwecken.
8. u2.

Die Benutzung fließender Gewässer zu Anstalten für Gewerbe und für
Wirthschaftszwecke, jedoch mit Ausschluß der Triebwerke (F. 2), setzt die Er-
laubniß des Bezirks-Direktors voraus.
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In der Regel soll diese Erlaubniß ertheilt werden:
1) wenn die zur Benutzung des Gewässers erforderliche AnlagekeineUeber-

schwemmung oder Versumpfung fremder Besitzungen und kein schädliches
Zurückstauen über das eigene Grundstück hinaus fürchten läßt, auch
überdies das abgeleitete Wasser in das ursprüngliche Gewässer zurück-
geführt wird, ehe dieses ein fremdes Grundstück berührt;
wenn das öffentliche Interesse die fragliche Benutzung nicht verbietet,
insonderheit diese Benutzung den Bedarf an Wasser zum wirthschaftlichen
Gebrauche, bei Feuersgefahr u. s. w. nicht beeinträchtigt;

3) wenn wohlerworbene Rechte, Anderer, vornehmlich der Besitzer von Müh-
len und ähnlichen Triebwerken, nicht entgegenstehen, vorbehältlich der
Bestimmungen im F. 43.

Rücksichtlich der Bedingung unter Nr. 1 wird eine Mehrzahl von Grund-
stücken, deren Besitzer über die Anlage sich vertragsmäßig vereinbart haben, als
ein Grundstück angesehen.

2 —

10) Benutzung zu Wässerungsanlagen für Zwecke der Landes-Kultur.

8. as.
Auch bei Anlagen im Interesse der Landes-Kultur kommen zunächst die

vorstehenden Bestimmungen G. 42) zur Anwendung. Es sind jedoch diejenigen
Grundbesitzer, welche entweder einzeln oder in einer Genossenschaft (S. 61) eine
Wässerungsanlage ausführen wollen, in dem Falle, wenn durch die letztere ein
wesentlicher und überwiegender Nutzen für die Landes-Kultur, vornehmlich für
die Verbesserung der Wiesen, erzielt werden kann, befugt, zu verlangen, daß
ihnen gegen volle Entschädigung:

1) zu den erforderlichen Wasserleitungen, insofern sie dieselben auf ihren
eigenen Grundstücken ganz oder theilweise nicht herstellen können, auf
fremden Grundstücken eine Dienstbarkeit (Servitut) bestellt,

2) die Benutzung des jenseitigen Ufers zum Anschluß eines Stauwerkes zu-
gestanden werde.

Unter gleichen Voraussetzungen kann
3) eine Ausnahme von den im F. 42 aufgeführten Beschränkungen rück-

sichtlich der Gefahr der Ueberschwemmung, der Versumpfung und des
Zurückstauens verwilligt (S. 46),

und können
4) die Besitzer der betheiligten Triebwerke in dem ihnen zustehenden Rechte

auf Benutzung des Wassers beschränkt werden (F. 47, §. 57, 3).
23



148

a) Bestellung einer Dienstbarkeit zu solchem Zwecke.

8. Aa.
Wenn zu einer Wasserleitung die Bestellung einer Dienstbarkeit begehrt

wird (G. 43), so darf derjenige, dessen Grundstück mit derselben belastet wer-
den soll, verlangen, daß ihm die Betheiligung an der Anlage und deren Be-
nutzung gegen verhältnißmäßige Uebernahme der Kosten zugestanden, oder, daß
es ihm freigestellt werde, ob er, anstatt dessen, das Eigenthum des zu der Was-
serleitung erforderlichen Bodens dem Unternehmer abtreten wolle. Wählt der-
selbe das Erste, so ist bei der Feststellung des ganzen Bewässerungsplanes auf
sein Interesse die geeignete Rücksicht zu nehmen; wählt derselbe das Zweite und
ergiebt sich nach Vollendung des Werkes, daß das ganze belastete Grundstück
oder ein größerer Theil desselben nicht mehr zweckmäßig benutzt werden kann,
so ist er berechtigt, die Abnahme des Eigenthumes an dem ganzen Grundstücke
oder an dem betroffenen, hinsichtlich der Abgrenzung von dem Bezirks-Direktor
zu bestimmenden Theile von dem Unternehmer nachträglich zu fordern.

b) Stauwerke auf fremden Eigenthume.
8. 38.

Wird das jenseitige Ufer zum Anschlusse eines Stauwerkes begehrt (F. 43),
so hat der Eigenthümer des beanspruchten Ufers ebenfalls die Wahl, ob er den
Anschluß gegen Entschädigung verstatten, oder das aufgestaute Wasser mit be-
nutzen wolle.

Im letzten Falle ist ihm das Wasser bis zur Hälfte gegen Uebernahme
der verhältnißmäßigen Baukosten zu überlassen. Wird die Mitbenutzung erst
nach dem Beginne oder der Vollendung des Werkes verlangt, so hat derjenige,
welcher sie anspricht, überdies den Mehrbetrag der Kosten, welcher durch die für
die Mitbenutzung erforderlichen Abänderungen veranlaßt wird, allein zu tragen.

ch Andere Beschränkungen des Cigenthums.
s. 48.

Für den Fall, daß eine Ausnahme von der im F. 42, Nr. 1 angenom-
menen Regel in Anregung kommt (G. 43), gelten folgende Bestimmungen:

a) wenn der beabsichtigte Rückstau von der Art ist, daß dadurch die Ent-
wässerungsfähigkeit der oberhalb liegenden Ländereien beeinträchtigt wird,
so soll bei Beantwortung der Frage, ob ein überwiegendes Landes-Kul-
tur-Interesse durch die Anlage gefördert werde, in zweifelhaften Fällen
das Interesse der Entwässerung über das Interesse der Bewässerung ge-
stellt werden;



149

b) der Eigenthümer des bedrohten Grundstückes ist befugt, anstatt einer
Entschädigung für die Versumpfung, zu verlangen, daß ihm von dem
Unternehmer der Anlage der versumpfte Theil des Grundstückes und auch
der übrige Theil desselben, insoweit er nach dem Urtheile Sachvperstän-
diger von dem bisherigen Eigenthümer zweckmäßig nicht mehr benutzt
werden kann, gegen Erstattung des Werthes abgenommen werde.

Die Besitzer von Aeckern, welche in einer Wiesenfläche liegen, für welche eine
Bewässerungsanlage hergestellt wird, können weder diese Anlage hindern, noch
wegen etwaiger Verminderung der Ertragsfähigkeit ihres Ackerfeldes eine Ent-
schädigung beanspruchen. Dagegen stehen denselben folgende Rechte zu:

a) sie dürfen, wenn sie keinen Theil an der Anlage nehmen wollen, jenes
Artland an die in diesem Falle zu der Annahme verpflichteten Unter-
nehmer gegen eine nach den Bestimmungen der §&amp;.F. 66 u. flg. zu ermit-
telnde Entschädigung überlassen, vorausgesetzt, daß sie sich hierzu von
dem Bezirks-Direktor binnen der Frist von vier Wochen nach Bekannt-
machung des Planes (§. 55) bereit erklärt haben;
sie dürfen zu jeder Zeit nach Umwandlung ihrer Aecker in Wiesen zur
Wässerungsanlage noch beitreten, dafern sie bereit sind, wegen der
vor ihrem Beitritte aufgewandten Kosten der Vorbereitung und ersten
Einrichtung der Anlage ein billiges Abkommen zu treffen, nöthigen Falles
in dieser Hinsicht sich der Bestimmung des Bezirks-Direktors zu unter-
werfen.

b —

d) Widersprüche der Triebwerksbesitzer u. s. w.

8. a7.
Den Besitzern rechtmäßig bestehender Triebwerke steht gegen die Anlagen

zur Förderung der Landes-Kultur ein Widerspruchsrecht und ein Entschädigungs-
anspruch überhaupt nur dann zu, wenn das zum Betriebe in dem rechtsbegrün-
deten Umfange nothwendige Wasser entzogen wird.

Außerdem darf, wenn nicht ein umfassenderes Recht zum Vortheile der
Wiesenwässerung schon besteht, den Mühlen= oder anderen Gewerks-Besitzern
das Betriebswasser jede Woche vom Sonnabend um sechs Uhr Abends bis zum
Sonntage um dieselbe Stunde durch die Wiesenbesitzer für die Wiesenwässerung
entzogen werden, ohne daß dieselben eine Entschädigung anzusprechen befugt sind.
Eine Ausnahme findet nur bei außerordentlichem Wassermangel zu Gunsten des
Betriebes der Getreidemühlen Statt, nach dem pflichtmäßigen Ermessen und den
Anordnungen der Orts-Polizeibehörden. Weiter sind die Wiesenbesitzer berech-
tigt, zu verlangen, daß der Mühlen= oder Gewerks-Besitzer, wenn er zeitweise

23
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des Wassers nicht bedarf, dennoch die Abzucht geschlossen halte, vorausgesetzt,
daß ihm hierdurch ein Schaden nicht erwächst oder im anderen Falle der Ersatz
des Schadens gleichzeitig angeboten wird.

Wenn das Wasser zu einer neuen Bewässerungsanlage aus dem Zulei-
tungsgraben eines Wasserwerkes oder aus einer, durch das dem Werke angehö-
rige Wehr bewirkten Anschwellung bezogen wird, so haben die Wiesenbesitzer an
den Unterhaltungskosten des Zuleitungsgrabens oder des mit benutzten Wehres
nach dem Verhältnisse ihres Wasserbedarfs beizutragen. Der dieselben treffende
Antbeil an diesen Kosten soll von dem Bezirks-Direktor festgesetzt werden.

e)Widersprüche der Fischereiberechtigten.
8. u8.

Den Fischereiberechtigten steht ein Widerspruchsrecht gegen Bewässerungs-
anlagen nicht zu; dieselben sind jedoch im Falle einer begründeten Entschädi-
gungspflicht jederzeit berechtigt, von den bei der Bewässerungsanlage Betheilig-
ten die käufliche Uebernahme ihrer Fischereiberechtigung zu verlangen. Als Kauf-
geld ist in solchem Falle der 25fache Betrag des 10jährigen Durchschnittser-
trags der fraglichen Fischerei zu erlegen.

1) Widersprüche vou Seiten anderer Real= Berechtigten.
8. 49.

Einem Real-Berechtigten, namentlich den Laudemial- und Zins-Berechtig-
ten, dem Lehnherrn, dem Hppotheken-Gläubiger, steht ein Widerspruchsrecht
gegen Anlagen der hier fraglichen Art ebenfalls nicht zu. Aber rücksichtlich ih-
rer Sicherstellung bewendet es bei dem Gesetze über das Recht an Faustpfän-
dern und Oypotheken vom 6. Mai 1839 F. 157 Ziffer 6, K. 176, F. 318,
. 324 Ziffer 4. Wird durch die Anlage einer Wiesenbewässerung die voll-
ständige Ausübung eines Triftrechts gehindert oder die Ausübung ganz unmög-
lich gemacht, so muß das Triftrecht auf Antrag des einen oder andern Theils
nach dem Gesetze vom 18. Mai 1848 auf dem betreffenden Grundstücke abge-
löst werden. Wird ferner die Ausführung einer Bewässerungsanlage durch be-
stehende Triftrechte erschwert oder eine nach dem Erscheinen dieses Gesetzes be-
reits ausgeführte Bewässerung durch die Ausführung eines Triftrechts beschä-
digt, so muß auf Antrag des Unternehmers der Wässerungsaulage (F.S. 55,
59 —61), nach Maßgabe des angezogenen Gesetzes und für Rechnung der Be-
sitzer der betreffenden pflichtigen Grundstücke, welche als Provokanten zu be-
nachten sind, die Einzelablösung des fraglichen Triftrechts ebenfalls erfolgen.
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In allen diesen Fällen kann weder von Seiten des Berechtigten, noch von
Seiten des Pflichtigen gegen eine solche Einzelablösung auf Grund der §. . 87
und 88 des Gesetzes vom 18. Mai 1848 ein Widerspruch erhoben werden.

Auch die sämmtlichen Besitzer anderer, dem Berechtigten triftpflichtiger
Grundstücke, gleichviel, ob diese in der betreffenden Flur oder in anderen Flu-
ren liegen, dürfen wegen einer derartigen Einzelablösung der fernern Ausübung
der ihren Grundstücken aufruhenden Triftpflicht nicht widersprechen, sie haben
die letztere vielmehr nach wie vor ohne Beschränkung zu dulden, wobei jedoch
ihnen wie den Berechtigten die Befugniß vorbehalten bleibt, auf Grund des
angezogenen Gesetzes die allgemeine Triftablösung zu beantragen.

Bei einer derartigen Einzelablösung sind der Ablösungsberechnung nur die-
jenigen Trifterträge der triftpflichtigen Grundstücke zu Grunde zu legen, welche
dieselben vor Herstellung der Bewässerungsanlage durchschnittlich gewährten.

Die Eigenthümer derjenigen Wiesen, für welche eine Bewässerungsanlage
beschlossen wird, sind befugt, die Verwandlung des jene Grundstücke noch be-
lastenden Heu= oder Grummet-Zehntes in eine ständige Geldabgabe zu verlan-
gen, falls von ihnen nicht vorgezogen wird, auf Ablösung dieses Zehntrechts
durch Kapital-Zahlung nach den Bestimmungen des Gesetzes vom 18. Mai 1848
zu provociren. Die Verwandlung, welche der Zehntberechtigte sich gefallen las-
sen muß, geschiebt auf dem Grunde des durchschnittlichen Reinertrags der Zehnt-
berechtigung während der letzten 18 Jahre und, wo es an Beweisen hierüber
fehlt, nach den Bestimmungen in den §.F. 67 u. ff

&amp;)) Rechte der Pächter.
8. 30.

Wenn Grundstücke, welche von einer Bewässerungsanlage umfaßt werden,
verpachtet sind, gebührt dem Pachter, insoweit der Pachtvertrag nicht etwas An-
deres festsetzt, und sofern nicht der Pachtvertrag noch mindestens auf sechs Jahre
abgeschlossen ist, für die ihm während der Herstellung der Anlagen entzogene
Nutzung eine von dem Verpachter zu leistende Entschädigung, welche in der
K.S. 67 u. flg. geordneten Weise — unter Berücksichtigung der Dauer der noch
laufenden Pachtzeit und des dem Pachter durch dieselbe voraussichtlich erwach-
senden Ersatzes — zu ermitteln ist. Nach Vollendung der Bewässerungsanla-
gen hat der Pachter den zur Herstellung derselben auf das Grundstück ausge-
schlagenen Kostenbeitrag in jedem Jahre der noch übrigen Pachtzeit mit Fünf
vom Hundert dem Verpachter zu verzinsen. Läuft jedoch die Pachtzeit nur
noch drei Jahre oder geringere Zeit und kann der Pachter nachweisen, daß in
Folge der Bewässerungsanlage der bisherige jährliche Durchschnittsertrag des
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derselben unterworfenen Grundstucks vermindert worden sey, so bleibt derselbe
nicht nur von der gedachten Verzinsungspflicht befreit, sondern ist auch wegen
des nachweisbaren jährlichen Minderertrages des Grundstückes vom Verpachter
zu entschädigen. Ein Widerspruchsrecht gegen die Bewässerungsanlage steht dem
Pachter nicht zu.

a) Wahrung des öffentlichen Interesse.
—

Wenn bei Ausführung einer Wässerungsanlage das öffentliche Interesse,
z. B. in Betreff der Schifffahrt, gefährdet oder den unterhalb wohnenden Staats-
unterthanen der nothwendige Bedarf an Wasser mit der Folge entzogen wird,
daß ein Nothstand für ihre Wirthschaften zu befürchten steht, so ist der Bezirks-
Direktor nach vorgängiger, unter Zuziehung der Betheiligten erfolgter Erör-
terung der Sachlage befugt, die Ableitung des Wassers in geeigneter Weise zu
beschränken.

i) Besonders in Ansehung der Flöße.
s. 82.

Die Flöße darf durch Wässerungsanlagen nicht behindert werden, was ins-
besondere bei der Einrichtung der zu jenen Anlagen gehörenden Wehre beach-
tet werden muß.

Insoweit zu dem Flößen des Scheitholzes eine Beschränkung oder zeit-
weise Einstellung der Wässerung nöthig erscheint, ist dieselbe von dem Bezirks-
Direktor anzuordnen.

k) Berührung mehrer Fluren.
1—2

In der Ausdehnung einer Grundfläche, welche den Gegenstand einer Be-
wässerungsanlage bildet, über mehre Fluren oder Gemeindebezirke liegt für die
Anlage und eine etwaige Genossenschaft zum Zwecke derselben (SC. 61) kein
Hinderniß.

I) Abgaben an die Staatskasse.
s. 3.

Für die Benutzung eines fließenden Gewässers zu Landes-Kultur-Zwecken
soll irgend eine Abgabe zur Staatskasse nicht erhoben werden.

m) Anträge auf Verstattung einer Anlage, Verfahren darauf.
# 55.

Wird eine Wässerungsanlage (§. 43) beabsichtigt, so ist in jedem Falle der
Entwurf derselben bei dem Bezirks-Direktor mit dem Antrage auf Veröffent-
lichung einzureichen. Der Entwurf muß, sofern nicht die entscheidenden Ver-
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waltungsbehörden bei minder ausgedehnten Anlagen das eine oder andere Er-
forderniß zu erlassen unbedenklich finden, enthalten:

1) eine genaue Darstellung aller Einzelnheiten des Planes, insonderheit:
a) die Benennung des Flusses, Baches, Teiches oder sonstigen Wasser-

behälters, aus welchem gewässert werden soll, mit Angabe der Was-
sermasse, welche zum Wässern verwendet und wie solche zur Wäs-
serung abgeleitet werden soll, z. B. durch Wehre, Schleußen u. s. w.;

b) die Situations-Zeichnung nebst Gefällmessung (Nivellement), welche
von einem geprüften Geometer oder Bauverständigen gefertigt oder
beglaubigt seyn muß;

c) die Angabe der Größe des zu bewässernden Grundstücks, die Benen-
nung der Flur oder Fluren, in welchen dasselbe liegt, des Flur-
Distrikts, die Nummer des Stener-Katasters;
die Namen und Wohnorte der Grundstücksanlieger, derjenigen, durch
deren Grundstücke Zuleitungs= bezüglich Ableitungs-Gräben gemacht
werden sollen, sowie derjenigen Triebwerksbesitzer, welche zunächst
ober= oder unterhalb des zu bewässernden Grundstückes liegen und
welche das Wasser, aus welchen gewässert werden soll, zu ihren Trieb-
werken benutzen, überhaupt aller derjenigen, welche Grundstücke ab-
treten oder deren Eigenthums= oder Nutzungs-Rechte beschränkt wer-
den sollen;

2) einen Voranschlag über die wahrscheinlichen Kosten der ersten Einrich-
tung und künftigen Unterhaltung;

3) eine Berechnung der aus dem Unternehmen wahrscheinlich hervorgehen-
den wirthschaftlichen Vortheile;

4) ein Verzeichniß derjenigen Grundbesitzer, welche sich etwa bereits für die
Ausführung des Planes auf gemeinschaftliche Kosten erklärt haben, mit
Angabe ihrer Antheile an der zu bewässernden Grundfläche.

Plan und Voranschlag (Nr. 1 und Nr. 2) müssen von einem öffentlich er-
mächtigten Wasserbauverständigen und einem theoretisch und praktisch gebildeten
Landwirthe gemeinschaftlich beglaubigt seyn. Desgleichen wird erfordert, baß die
Rechnung (Nr. 3) ebenfalls von einem also bewährten Landwirthe verfaßt oder
geprüft und anerkannt, endlich daß das Verzeichniß (Nr. 4) von den bereits
beigetretenen Wiesenbesitzern unterschrieben und mit einer Beglaubigung des
Gemeindevorstandes versehen sey.

Sofern nicht der Bezirks-Direktor bei einer vorläufig durch Besichtigung
und sonst vorzunehmenden Sacherörterung das Gesuch um Gestattung der An-
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lage zur sofortigen Zurückweisung geeignet findet, hat derselbe die beantragte
Veröffentlichung durch eine einmalige Bekanntmachung in zwei in der Gegend
verbreiteten Zeitungsblättern zu verfügen, sowie durch eine weitere Bekannt-
machung, welche in derjenigen Gemeinde, in deren Bezirke das zu bewässernde
Grundstück liegt, und noch in zwei angrenzenden Gemeinden, an dem zu solchen
Publikationen hergebrachten Orte anzuschlagen ist. Sowohl die eine als die
andere Bekanntmachung soll enthalten:

1) die Hinweisung auf den bei dem Bezirks-Direktor zur Einsicht auflie-
genden Plan;

2) die Aufforderung, etwaige Widersprüche und Entschädigungsansprüche
binnen vier Wochen, von der Zeit der Einrückung der Bekanntmachung
in die Zeitungen an gerechnet, bei dem Bezirks-Direktor schriftlich an-
zumelden;

3) die Verwarnung, daß diejenigen, welche sich binnen der gesetzlichen
Frist nicht gemeldet haben, mit gleichzeitigem Ausschlusse der Wiederein-
setzung in den vorigen Stand:

a) in Bezug auf das zur Bewässerung zu verwendende Wasser, sowohl
ihres Widerspruchsrechts, als des Anspruchs auf Entschädigung ver-
lustig gehen, und

b) in Bezug auf das zu der Wasserleitung zu benutzende Land ihr Wi-
derspruchsrecht gegen die Anlage ebenfalls verlieren und nur einen
Anspruch auf Cutschädigung erhalten.

Fortsetzung.
8. 56.

Nach Ablauf der gesetzlichen Frist (F. 55) hat der Bezirks-Direktor in der
Regel durch eine Ortsbesichtigung, unter Zuziehung der Betheiligten und der
etwa erforderlichen Sachverständigen, auch im Einvernehmen mit der Orts-Po-
lizeibehörde, vorerst zu ermitteln und festzustellen, ob ein wesentliches und be-
züglich überwiegendes Landes-Kultur-Interesse für die Gestattung der Aulage
spreche.

Fortsetzung.
s. 57.

Ist diese Frage zu bejahen, so sind weiter die einzelnen Gegenstände des
Antrages, sowie die dagegen erhobenen Widersprüche zu erörtern und zu prü-
fen. Diese Prüfung soll sich insonderheit auch erstrecken:

1) im Falle des F. 43, Ziffer 1 darauf, ob und in welcher Ausdehnung
die Führung der Wasserleitung über den fremden Grund und Boden
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zu der Anlage nothwendig sey, ingleichen, welche Brücken, Ueberfahrten,
Einfriedigungen u. s. w. angelegt werden müssen, um den Eigenthümer
gegen Nachtheile in Benutzung des ihm verbleibenden Grundstückes zu
sichern;
im Falle des K. 43, Ziffer 2 auf die Ausmittelung des Ortes, welcher
dem in Anspruch genommenen Grundstücke am wenigsten nachtheilig, da-
bei aber doch zweckentsprechend seyn werde;

3) im Falle des §F. 43, Ziffer 4 auf die Frage, in welchem Umfange die
Beschränkung erfolgen müsse, um den beabsichtigten Zweck erreichen zu
können;
im Falle des §F. 47, Satz 1 auf den Umstand, ob durch die Bewässe-
rungsanlage einem Triebwerke das Wasser entzogen werde, dessen der
Besitzer bedarf, um sein Gewerbe in dem Umfange seiner Berechtigung
auszuüben.

Hierbei (Nr. 4) ist von den Sätzen auszugehen, daß der Besitzer des
Triebwerkes zur Verstattung einer inneren Abänderung des Werkes nicht genö-
thigt werden kann, wohl aber eine zweckmäßige Einrichtung der Stauwerke, des
Gerinnes und des Wasserrades auf Kosten des Bauunternehmers zu verstatten
verpflichtet istt daß ferner der Unternehmer jenen Besitzer sowohl in Ansehung
des Verlustes, welcher durch die Hemmung des Gewerbsbetriebes während der
Einrichtungsarbeiten verursacht wird, als in Ansehung des etwaigen, durch Vor-
theile gegenüber nicht ausgeglichenen Mehraufwandes bei der künftigen Unter-
haltung zu entschädigen hat.

#

4

Fortsetzung.
##.

Nach diesen Vorarbeiten hat der Bezirks-Direktor, wenn der vorzunehmende
Güteversuch fruchtlos bleibt, Entscheidung in der Sache zu ertheilen, wobei zu-
gleich über die Zulässigkeit der erhobenen Widersprüche und die festzustellenden
Bedingungen der Ausführung und Benutzung abzuurtheilen, auch die Frist zu
bestimmen ist, innerhalb welcher die Vollendung der Anlage, bei Verlust der Be-
fugniß, dieselbe auszuführen, erfolgt seyn muß.

Hiernächst tritt, wo dieses erforderlich ist, die Ermittelung und Feststellung
der zu leistenden Entschädigungen ein.

n) Betheiligung mehrer Grundeigenthümer.
 t*t'

Sind Bewässerungsanlagen, welche im Interesse der Landes-Kultur För-
derung verdienen, von der Art, daß sie nur in der Ausdehnung über mehre

24
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Grundstücke hergestellt werden können, und ist ein Einverständniß sämmtlicher
Eigenthümer dieser Grundstücke im gütlichen Wege nicht zu erreichen, so dürfen
die Widersprechenden zur Theilnahme genöthigt werden, vorausgesetzt, daß die Ei-
genthümer von zwei Dritttheilen jener betroffenen Grundfläche die Ausführung
des Unternehmens verlangen (S. 61).

o) Nähere Bestimmung über das Recht zu Anträgen.
# 0. -

Die Befugniß, Anträge auf die Einleitung eines solchen Unternehmens
(§. 59) zu stellen, steht sowohl den einzelnen Betheiligten als den Gemeinde=
behörden zu.

Letztere sind, wenn sie die Vermittelung und Unterstützung des Bezirks-
Direktors ansprechen, überdies befugt, die Kosten der für das Unternehmen er-
forderlichen Vorarbeiten durch einen gesetzmäßigen Beschluß auf die Gemeinde-
kasse, mit Vorbehalt des Ersatzanspruchs (S. 62) an die Eigenthümer, zu über-
nehmen. Einzelne Betheiligte, welche einen solchen Antrag stellen, haben sich,
unter Darbietung binlänglicher Sicherheit, verbindlich zu machen, dieselben
Kosten mit demselben Vorbehalt an die Gesammtheit der betheiligten Eigenthü-
mer vorschußweise zu bestreiten.

p) Genossenschaften.
8. 61.

Wenn bei der von dem Bezirks-Direktor nach vorgängiger öffentlicher
Auflegung des Plaues und der Kostenanschläge angeordneten Vernehmung die
Eigenthümer von wenigstens zwei Dritttheilen der zu verbessernden Grundfläche
. 59) sich für die Ausführung des Unternehmens erklären, so wird die Vor-
bereitung desselben unter sämmtlichen Eigenthümern zum gemeinschaftlichen Ge-
schäfte mit der Folge, daß sie für den beabsichtigten Zweck eine Genossenschaft
bilden.

Beträgt die Zahl der Eigenthümer mehr als sechs, so haben dieselben
einen Vorsteher und einen Stellvertreter des Vorstehers zunächst für das Vor-
bereitungsgeschäft und nach Bildung der Genossenschaft (G. 63) zur Leitung der
Geschäfte und zum Verkehr mit Behörden und dritten Personen zu ernennen.

Die Beschlüsse sind nach relativer Stimmenmehrheit zu fassen, die Stim-
men der Einzelnen sind nach der Größe ihrer Antheile an der zu verbessernden
Grundfläche zu bemessen.

4) Gemeinschaftliche Vorbereitungsarbeiten und Kosten.
s. 62.

Von dem Zeitpunkte an, wo die Vorbereitung einer Bewässerungsanlage
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Sache der Eigenthümer geworden ist G. 61), haben die so verbundenen Eigen-
thümer nicht nur alle weiter erwachsende Vorbereitungskosten gemeinschaftlich
zu bestreiten, sondern auch die bereits aufgewendeten Kosten (S. 60), vorbehält-
lich der Ermäßigung im Verwaltungswege, zu erstatten.

Der Maßstab, nach welchem die Grundbesitzer sowohl die Vorbereitungs-
kosten als die ersten Einrichtungs= und künftigen Unterhaltungs-Kosten zu tra-
gen haben, ist, wenn darüber eine gütliche Vereinigung nicht zu erlangen, von
dem Bezirks-Direktor nach dem Verhältnisse der für die Einzelnen erwachsenden
Vortheile festzusetzen.

Für diejenigen Grundbesitzer, welche ihren Antheil an den Kosten der Vor-
bereitung der ersten Einrichtung oder der Unterhaltung nicht zu bezahlen ver-
mögen, soll die Genossenschaft vermittelnd in der Art eintreten, daß dieselbe die
Kostenantheile der Zahlungsunfähigen vorschießt und den Vorschuß in einem
Zeitraume von fünf Jahren in gleichen Jahres-Raten nebst den Zinsen zu
Vier vom Hundert von dem jedesmaligen Eigenthümer des Grundstückes wieder
beibringt.

Der Genossenschaft wird in Ansehung der einzelnen Vorschuß-Raten, sowie
der Beiträge überhaupt, das nach F. 27 des Gesetzes über die Vorzugsrechte
der Gläubiger vom 7. Mai 1839 den Real-Lasten zustehende Vorzugsrecht an
dem verbesserten Wiesengrundstücke des Schuldners eingeräumt.

( ) Bildung von Genossenschaften.

# 63.
Anträge auf Bildung von Wässerungsgenossenschaften G.S. 60, 61) sind

bei dem Bezirks-Direktor in der F. 55 angegebenen Weise durch Vorlegung des
Planes zu begründen. Soll ein Theil der von der Wässerungsanlage umfaß-
ten Grundstücksbesitzer zwangsweise in die Genossenschaft gezogen werden, so ist
das im K. 55 unter Nr. 4 erwähnte Verzeichniß durch eine genaue Angabe
derjenigen Grundbesitzer, welche der Einverleibung ihrer Grundstücke in die An-
lage widersprechen, zu ergänzen, auch der auf die Widersprechenden fallende
Theil der zur Anlage zu ziehenden Gesammtfläche genau zu berechnen.

Der Bezirks-Direktor hat zunächst der Erfüllung aller gesetzlichen Vor-
schriften im Betreff der Kosten der Vorbereitungsarbeiten sich zu versichern, wei-
ter aber die Ergänzung der ihm gemachten Vorlagen nach Befinden anzuord-
nen, die öffentliche Auflegung der Pläne und Kostenanschläge binnen 14 Tagen
zu verfügen und sodann sämmtliche Eigenthümer, bei Lehngütern und Laas-
grundstücken die Nutzungeeigenthümer, auf deren Grundstücke sich die Bewässe-
rung erstrecken soll, soweit sie ihre Zustimmung nicht bereits ertheilt haben, zur

214
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Abgabe einer Erklärung bierüber vorzuladen. Die auf diese Ladung nicht er-
scheinenden Eigenthümer sind den ausdrücklich Zustimmenden gleich zu behandeln.

Sobald auf solche Weise wenigstens für zwei Dritttheile der betroffenen
Grundfläche die ausdrückliche oder stillschweigende Zustimmung erlangt ist, soll
die Genossenschaft für begründet angesehen und nach der Vorschrift in den
§ 55 —58 endlich verfahren werden. Dem Bezirks-Direktor bleibt es über-
lassen, die eingereichten Gutachten, wenn ihm dagegen Bedenken nicht beigehen,
seiner Entscheidung zu Grunde zu legen.

s) Rechte der zwangsweise zu einer Genossenschaft gezogenen Theilnehmer.
s. 64.

Ergiebt sich aus den Erfahrungen der auf die Vollendung der Wässerungs-
anlage folgenden drei Jahre, daß die Anlage ohne Verschulden der widerspre-
chenden Grundeigenthümer die Ertragsfähigkeit ihrer Grundstücke gar nicht oder
doch nicht in einer dem Aufwande entsprechenden Maße erhöht, oder daß sie
sogar einen bleibenden Nachtheil für die Grundstücke zur Folge gehabt hat, so
können jene Grundeigenthümer aus der Genossenschaft wieder austreten, über-
dies aber im ersten Falle den verhältnißmäßigen Rückersatz des geleisteten Ko-
stenbeitrages, sowie der bezahlten Zinsen, beziehungsweise Aufhebung ihrer Schuld,
im zweiten Falle auch den Ersatz des erwiesenen Schadens in Anspruch nehmen.

Würde durch den Austritt eines Widersprechenden die Forterhaltung der
ganzen Anlage unmöglich, so soll derselbe nur dann erfolgen dürfen, wenn die
übrigen Theilnehmer die Schadloshaltung des Beeinträchtigten verweigern. Uebri-
gens können gegen den Ausgetretenen die Grundsätze des §. 43 in Anwendung
gebracht werden.

1) Auflösung der Genossenschaften.
8. 63.

Die Auflösung der Genossenschaft kann, nach Erfüllung aller ihrer Ver-
bindlichkeiten gegen Dritte, durch die Mehrheit von zwei Dritttheilen G. 59)
beschlossen werden.

Vierter Wbschnitt.
Von dem Verfahren bei der Zwangsenteignung und von der Er-

mittelung der diesfallsigen Entschädigung.
1) Entscheidung über die Nothwendigkeit und den Umfang einer Expropriation.

8. 66.
In allen Fällen, wo nach den Vorschriften dieses Gesetzes der Eigenthü-

mer eines Grundstückes oder einer Berechtigung genöthigt werden kann, zum
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Besten eines Dritten sein Eigenthum aufzugeben oder demselben Nutzungsrechte
einzuräumen oder auf eine eigene Berechtigung zu verzichten (F.F. 20, 25, 33,
43, 49), unterliegt, bei dem Fehlschlagen einer gütlichen Vereinigung, die Frage,
ob und in welchem Umfange der Berechtigte zur Aufgebung, bezüglich Ein-
räumung des fraglichen Rechtes verbunden seyn soll, der Entscheidung derjenigen
Verwaltungsbehörden, welche über die Genehmigung des Baues oder der An-
lage, zu deren Zwecke die Expropriation nöthig wird, rechtsgültig beschließen
 . S. 2, 85). Die in dieser Beziehung endgültig gefaßten Beschlüsse der zu-
ständigen Verwaltungsbehörden müssen, auf Regquisition der letzteren, fofort nach
Feststellung und Leistung der Entschädigung G. 67) im Justiz-Wege vollstreckt
werden.

2) Abschätzungsverbandlung vor dem Einzelrichter, unter Beiziehung
Sachverständiger.

8. 67.
Wenn zufolge dieses Gesetzes eine Entschädigung zu gewähren ist, soll die-

selbe, dafern nicht unter den Betheiligten eine andere Vereinigung zu Stande
kommt und soweit nicht etwas Anderes ausdrücklich verordnet ist (z. B. §F. P. 41,
46 a. E.), durch drei völlig unparteiische und zu vereidende Sachverständige
ermittelt werden. Die Leitung dieses Geschäfts steht dem Einzelrichter, in des-
sen Bezirke das berechtigte Grundstück belegen ist, zu. Unter den Sachpverstän-
digen soll der Eine von dem Entschädigungsberechtigten, der Andere von dessen
Gegner, der Dritte von der leitenden Justiz-Behörde ernannt werden. Das
Letztere tritt auch rücksichtlich der beiden ersten Sachverständigen ein, wenn die
Betheiligten deren Ernennung verweigern oder nicht innerhalb der ihnen be-
stimmten Frist bewirken. Keiner der Sachverständigen darf der Gemeinde an-
gehören, in deren Flurbezirke das Grundstück des Entschädigungsberechtigten ge-
legen ist.

Wird bei einer solchen Verhandlung das Bestehen oder der behauptete Um-
fang eines Privat-Rechtes, welches den Entschädigungsanspruch bedingt, bestrit-
ten und findet darüber eine gütliche Vereinigung nicht Statt, so ist diese Streit-
frage in den Rechtsweg zu verweisen, und zwar durch ein Dekret, worin dem
angeblich Berechtigten aufgegeben wird, daß er bei Verlust seines Anspruchs das
behauptete Recht binnen vier Wochen von der Eröffnung des Dekretes an mit-
telst rechtlicher Klage geltend zu machen habe. Erst nach erfolgter rechtskräf-
tiger Entscheidung über das Bestehen oder den Umfang des Rechtes ist mit Fest-
stellung des Entschädigungsanspruchs in der geordneten Weise weiter zu ver-

fahren. -
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3) Rücksichten, welche die Schätzer zu nehmen haben.
8. 68.

Die erwählten Schätzer haben Rücksicht zu nehmen:
1) bei Abtretung eines Grundstückes als Eigenthum

a) auf den für sich bestehenden wahren Werth desselben;
b) auf den Nachtheil, welcher dem bisherigen Eigenthümer durch die

Abtrennung von einem andern Grundstücke oder einem Grundstücks-
Komplexe erwächst;

c) in dem Falle, wo die abzutretenden Grundstücke zur Anlegung eines
Flußbettes bestimmt sind, auf den Nachtheil, welcher dem Eigenthü-
mer der an den neu entstandenen Ufern liegenden Grungstücke durch
die Anlage und deren Unterhaltung entsteht (G. 10). Als diesfall-
sige Entschädigung ist mindestens der Werth eines in dem Eigen-
thume des zu Entschädigenden bleibenden Sicherheitsstreifens von der-
jenigen Breite, welche von der technischen Behörde nach den örtlichen
Verhältnissen für nothwendig erachtet wird, längs beider Ufer den
Anliegern zu gewähren;

2) wenn es sich um eine zeitweilige Benutzung eines Grunpstückes handelt,
sowohl auf die dem Eigenthümer dadurch veranlaßten positiven Nach-
theile, als auf den ihm erweislich entgehenden Nutzen;

3) wenn die Aufgabe eines dinglichen Rechtes in Frage steht, auf den
wahren Werth, welchen dieses Recht für den dermaligen Inhaber hat.

1) Bildung des Gutachtens.
8. 69.

Vereinigen sich die Schätzer nicht zu einer gemeinschaftlichen Taxe, so wer-
den die drei Würderungssummen zusammengezählt und bildet der dritte Theil
der so gewonnenen Gesammtsumme den Entschädigungsbetrag.

Es steht den Betheiligten zu, gegen die Würderung in dem gesetzlichen
Instanzen-Zuge Berufung einzulegen, jedoch nur dann, wenn bei der Würderung
vorgeschriebene Formen verletzt oder sonst bestimmte Vorschriften dieses Gesetzes
unbeachtet geblieben sind. Die Berufung ist an eine zehntägige Nothfrist ge-
bunden.

5) Berücksichtigung der Real-Lasten.
# 70.

Was die auf einem gänzlich abgetretenen Grundstücke ruhenden Zinsen und
sonstigen Real-Lasten anlangt, ist zu unterscheiden:
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Geben
I) diese Lasten mit Zustimmung des Berechtigten auf andere Grundstücke

desselben Eigenthümers über, z. B. auf den in seinem Eigenthume ver-
bleibenden Theil eines durch die Abtretung zerrissenen Ganzen, so ist auf
diesen Zuwachs bei der ihm gebührenden Entschädigung Rücksicht zu
nehmen; findet

2) ein solcher Uebergang nicht Statt, so ist der Zinsherr, der Lehnherr,
der Triftberechtigte u. s. w. für das nun wegfallende Recht, nach Maß-
gabe des Ablösungsgesetzes, besonders zu entschädigen.

6) Vorläusige Anordnungen.
8. 71.

Durch das gesetzliche Würderungsverfahren G.S. 66 ff.) darf die Abtre-
tung eines Grundstückes oder dessen zeitweilige Benutzung oder die Aufgabe ei-
nes dinglichen Rechtes nicht aufgehalten werden, vielmehr muß dieselbe erfolgen,
sobald die Ausführung des in Frage stehenden Wasserbaues oder der in Frage
stehenden Anlage von der zuständigen Behörde in dem geordneten Instanzen-
Zuge entschieden ist.

7) Ein Rechtsstreit als Ineident-Punkt.
8. 72.

Ist über das Bestehen oder den Umfang eines Rechtes (G. 67) ein Rechts-
streit entstanden, so darf die Ausführung der ihn veranlassenden Anlagen von
dem Bezirks-Direktor vorläufig gestattet werden, wenn der Unternehmer für Ge-
währung der etwaigen Entschädigung Sicherheit leistet. Die Bestimmung die-
ser Sicherheit nach Art und Höhe erfolgt von dem Bezirks-Direktor nach Ver-
nehmung des Widersprechenden. Zu diesem Zwecke ist der Letztere sowohl, als
der Unternehmer der Anlage befugt, zu verlangen, daß der Betrag der Ent-
schädigung im Voraus ermittelt und festgestellt werde.

Fünfter #bschnitt.
Strafbestimmungen zum Schutze der fließenden Gewässer und ihrer Ufer.

1) Bestimmte Strafandrobungen.
In eine Geldstrafe bis zu fünf Thalern verfällt:

1) wer an einem andern als dem polizeilich bestimmten Orte ein fließen-
des Gewässer zur Trift, zur Durchfahrt, zum Viehtränken, zur Schaf-
wäsche, zu Badeaulagen oder zu Gewerbs= und Wirthschafts-Zwecken
gebraucht, oder wer polizeilich verbotene Uferwege benutzt (S. 26
und §. 29);
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2) wer Fähren ohne Genehmigung anlegt (C. 28);
3) wer Steine, Sand, Erde, Bäume, Schutt und andere feste Körper ohne

Erlaubniß der Polizei-Behörde einlegt, einwirft rc.;
4) wer ohne besondere Gestattung des Bezirks-Direktors in einem fließen-

den Gewässer Flachs röstet;
5) wer ihm gehörige Bäume, hohe Gebüsche und andere dergleichen Auf-

wachsungen, welche sich in dem Bette eines fließenden Gewässers oder
an dessen Ufer befinden und deren Entfernung polizeilich angeordnet
worden ist, nicht entfernt.

Fortsetzung.
8. 74.

Mit einer Strafe bis zu zehen Thalern ist zu belegen:
1) wer ihm gehörige Bäume, welche in Folge eines Naturereignisses in

2

3

4

)

den Strom gestürzt sind, nicht innerhalb vier und zwanzig Stunden
nach erhaltener polizeilicher Anweisung daraus entfernt, sofern er nicht
die Unthunlichkeit nachzuweisen vermag;
wer ohne Erlaubniß der Orts-Polizeibehörde in der Nähe der Ufer
oder überhaupt an Stellen, welche gegen das Wasser geschützt werden
sollen, Erde, Kies oder Sand gräbt, Rasen schält oder Steine bricht;
wer Rasenplätze (Wiesen u. s. w.), welche unmittelbar an fließenden
Gewässern liegen und der Uferüberschwemmung ausgesetzt sind, um-
ackert;
wer Langholz= oder Dielen-Flöße verflößt, deren einzelne Bäume und
Lager nicht so fest verbunden und aneinander gejocht sind, daß sie sich
nicht trennen;
wer an einer andern Stelle, als an dem zum Anlanden der Flöße von
der Polizei-Behörde angewiesenen Plätzen anlandet, oder wer zum Zwecke
des Anlandens Pfähle eigenmächtig einschlägt (riffelt), oder eingeschla-
gene Pfähle eigenmächtig herauszieht.

Fortsetzunpg.
8. 73.

Einer Geldstrafe bis zu funfzig Thalern unterliegt:
1) wer in oder an fließenden Gewässern Schutz- oder Nutzungs-Bauten,

welche die Genehmigung einer Verwaltungsbehörde bedürfen, ohne solche
unternimmt;

2) wer einen Wehr-Fachbaum eigenmächtig erhöht oder verändert, Breter
zur Erhöhung der Wasserstauung auf denselben aufsetzt, einen Aich-
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(Sicher-) Pfahl auszieht, verrückt oder sonst verändert, vorbehältlich
der Bestimmung im §. 39 und insoweit nicht eine Bestrafung nach
Art. 277 des Strafgesetzbuches vom 20. März 1850 eintritt;

3) wer die auf Anordnung einer zuständigen Behörde zum Schutze gegen
das Wasser gemachten Anpflanzungen durch Behüten oder auf andere
Weise verletzt, oder die zum Wasserbau gehörigen Maschinen und Ge-
räthschaften beschädigt, vorbehältlich des Schadenersatzes und insoweit er
nicht nach den Bestimmungen in den Art. 281 bis 284 des Straf-
gesetzbuches vom 20. März 1850, oder des Gesetzes zum Schutze der
Holzungen 2c. vom 1. Mai 1850 in Strafe verfällt.

2) Strafrecht ohne bestimmte Androhung.
8. 786.

Wo in diesem Gesetze eine Handlung angeordnet oder verboten ist, ohne
daß zugleich für die Uebertretung eine Strafe angedroht wurde, kann eine Strafe
bis zu zwanzig Thalern gegen den Schuldigen verhängt werden.

3) Pflicht zur Anzeige.
8. 77.

Die Anzeige der Vergehen gegen dieses Gesetz liegt sowohl den für den
Wasserbau angestellten Offizianten, als auch dem gesammten Polizei-Aufsichts-
Personal, namentlich den Gendarmen, Gemeindedienern und Feldhütern ob.

4) Bezug der Strafgelder.
8. 78.

Von den eingegangenen Strafgeldern fällt ein Dritttheil dem Anzeiger zu,
die anderen zwei Dritttheile sind nach Maßgabe der über den Bezug der Poli—
zei-Strafgelder bestehenden Bestimmungen zu verrechnen.

8) Verwandlung der Gritel- in Gefängnißstrafe.
Kann die Geldstrafe wegen ermägens des Verurtheilten nicht beige-

bracht werden, so ist dieselbe nach dem Verhältnisse von funfzehen Groschen zu
einem Tage Gefängnißstrafe zu verwandeln, vorbehältlich der Bestimmung im
S. 24.

6) Folgen der Uebertretungen neben der Strafe.
s. 80.

In allen Fällen, in welchen nach diesem Gesetze eine Verbindlichkeit, sey
es zu einer Handlung oder zu einer Unterlassung, besteht, hat, abgesehen von
der verwirkten Strafe, jede Uebertretung auch die rechtliche Folge, daß die Wir-
kung der Handlung auf Kosten des Schuldigen im Polizei-Wege beseitigt, be-

25
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züglich die unterlassene Arbeit im Polizei-Wege hergestellt und in beiden Fällen
der Betrag der Kosten durch Requisition der zuständigen Justiz-Behörde im
Exekutions-Wege beigebracht werden soll.

In Ansehung absichtlicher Beschädigungen an Wasserbauten verbleibt es
außerdem bei den Vorschriften des Strafgesetzbuches rom 20. März 1850 und
bei den rechtlichen Bestimmungen über den Schadensersatz.

Sechster böschnitt.
Von der Handhabung des Gesetzes durch die zuständigen

Verwaltungsbehörden.
# 81.

Mit Vorbehalt der Bestimmungen, welche über die Zuständigkeit der Ver-
waltungsbehörden in den vorausgegangenen Abschnitten dieses Gesetzes für ein-
zelne Fälle getroffen worden find, wird rücksichtlich ihrer Befugnisse im Allge-
meinen noch Folgendes verordnet:

1) Polizei-Bebörden im Allgemeinen.
s8. 82.

Die gesammte Wasserbau- und Wassernutzungs-Polizei ist unter Oberlei—
tung des Staats-Ministeriums den Bezirks-Direktoren und den Orts-Polizei-
behörden übertragen.

Die Orts-Polizeibehörden haben nicht nur die ihnen von den höheren
Instanzen ertheilten Anordnungen auszuführen, sondern auch die Ausführung
der Vorschriften dieses Gesetzes zu überwachen, bezüglich durch das Polizei-Auf-
sichts-Personal (J. 77) überwachen zu lassen und, soweit sie selbst zu verfügen
nicht ermächtigt sind (S. 83), den Bezirks-Direktoren Anzeige zu erstatten.

2) Orts Polizeibehörden.
8. 83.

Unbeschadet des Rechtes der höheren Polizei-Behörden zur eigenen An-
ordnung, steht den Orts-Polizeibehörden (Gemeindevorständen) selbstständig zu:

1) die Sorge für die gewöhnlichen Ufersicherungsarbeiten (K. 8), wozu sie
die Baupflichtigen im Zwangswege (F.§. 76, 80) anhalten dürfen;

2) die sofortige Beschaffung der ausgeschriebenen Hülfe in Wassersnoth
G. 24);

3) die Ueberwachung der freigegebenen Wasserbenutzung im Interesse des
Gemeinwohles (§.§. 25, 26);

4) die Ueberwachung der Fähren (C. 28);
5) die Bestimmung der im K&amp;. 29 bezeichneten Nutzungsplätze, insofern da-

bei keine bleibenden Vorrichtungen eintreten (F. 2);
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6) die Sorge für Reinigung der Wassergräben (C.C. 33, 41);
7) die Regulirung der Wassernutzung zwischen Getreidemühlen und Wässe-

rungsanlagen in Fällen des Wassermangels (S. 47);
8) die Anweisung der Plätze zum Anlanden der Flöße (C. 74, Nr. 5);
9) die Anforderung und, nach Umständen, der Antrag auf gerichtliche Bei-

treibung oder Zuerkennung der in den §.6. 73 und 74 angedrohten
Geldstrafen gegen die Schuldigen, jedoch mit der Bestimmung, daß die
im §. 75 bedrohten Uebertretungen stets zur gerichtlichen Untersuchung
abgegeben werden sollen.

3) 1ng horsgmsstrafen.
Das Staats-Ministerium und die Bezirks-Direktoren sind befugt, ihren

zur Hanudhabung dieses Gesetzes ertheilten Anordnungen auch da, wo die Be-
stimmung im HG. 76 nicht anwendbar erscheint, durch Strafandrohungen bis
zum Betrage von funfzig Thalern Wirksamkeit zu geben. Auf ordnungsmäßig
angedrohte Ungehorsamsstrafen dieser Art hat der Richter, wenn der fraglichen
Anordnung keine Folge geleistet worden ist, zu erkennen; hatte aber der Bethei-
ligte sich der Strafe auf deren Anforderung durch die Verwaltungsbehörde un-
terworfen, so hat der Richter sie auf Requisition sofort beizutreiben.

1) uulan,
Gegen die von den Bezirks-Direktoren in Handhabung des gegenwärtigen

Gesetzes erstinstanzlich ertheilten Entscheidungen kann binnen zehen Tagen aus-
schließlicher Frist Berufung an das Staats-Ministerium eingelegt werden, wel-
ches endgültig entscheidet.

Wo den Orts-Polizeibehörden nach Maßgebe des Gesetzes eine erstin-
stanzliche Entschließung zusteht, behält es bei den für Berufungen in Polizei-
Sachen geltenden allgemeinen Regeln sein Bewenden. Liegt im Verzuge Gefahr,
so darf die sofortige Ausführung polizeilicher Anordnungen von der untern In-
stanz auch dann verfügt werden, wenn eine Berufung eingewendet worden ist.

8) Hülfsleistung der #chnischen Beamten.
Der Ober-Bau-Direktor und unter demselben die für das Bauwesen be-

stellten sonstigen Beamten, eintretenden Falles auch der Vermessungs-Direktor,
die Steuer-Revisoren und die bestellten Vermessungsbeamten, sind verpflichtet,
den zur Ausführung dieses Gesetzes berufenen Verwaltungsbehörden durch Ab-
gabe von Gutachten, Aufnahme technischer Vorarbeiten, auf Verlangen auch
durch Uebernahme der technischen Leitung auszuführender Bauten, Hülfe zu leisten.

25
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6) Beschränkte Kostenftzideit des Verfahrens.
In den die Ausführung diesesGesizes betreffenden Angelegenheiten ist

von den zuständigen Verwaltungsbehörden (Staats-Ministerium, Bezirks-Direk-
toren, Orts-Polizeibehörden), sofern es sich nicht um Strafverfügungen wegen
Vernachlässigung gesetzlicher Obliegenheiten handelt, vorbehältlich der Bestimmung
im §. 37, kostenfrei zu verfahren, und es haben insbesondere die Bezirks-Di-
rektoren auch für Lokal-Expeditionen Reisekosten nicht in Ansatz zu bringen,
ausgenommen Diäten bei Anlegung von Triebwerken, Wehren, Grundablässen
und Sicherpfählen zu technischen Zwecken. Dagegen sind die aus den behörd-
lichen Verwaltungskassen bestrittenen sonstigen baaren Verläge an dieselben zu er-
statten. Von den zugezogenen Staatsbaubeamten (z. B. K. 21) kann in allen
Fällen mindestens der Ersatz der gesetzlich zulässigen Tagegelder und Transport-
Kosten beansprucht werden, soweit nicht in deren Anstellungs= oder in besonde-
ren Besoldungs-Dekreten etwas Anderes bestimmt worden ist. Die für beson-
dere Arbeiten der Techniker, für Vermessungen, Ausarbeitung von Plänen, Ko-
stenanschlägen, Gutachten u. s. w. gesetzlich zulässigen Gebühren sind von den
Baupflichtigen oder Unternehmern zu tragen, insoweit nicht jene Arbeiten für
eine Großherzogliche Behörde geliefert worden sind, welcher der betroffene Tech-
niker dieselben, nach dem bestehenden Dienstverhältnisse, unentgeltlich zu verrich-
ten verbunden war.

Schlußvorschrift.
Das Gesetz über die Verbindlichkeit zum Wasser= und Ufer-Bau vom l15.

Mai 1821 ist seinem ganzen Inhalte nach aufgehoben; ebenso treten alle an-
dere allgemeine und besondere Gesetze und Gewohnheiten, welche den Bestimmun-
gen des gegenwärtigen Gesetzes entgegenstehen, außer Kraft.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz höchsteigenhändig vollzogen und mit
Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel bedrucken lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 16. Februar 1854.

6 Carl Alexander.S
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Gesetz
über den Schutz gegen fließende Ge-

wässer und über die Benutzung
derselben.
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Znhalts-Uebersicht.
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1) Pflicht zu Schutvorrichungen gegen das Wasser im Allgemeinen G. *êv
2) Behörden zur Genehmigung von Bauten für Schutz= und Nutzungs-Zwecke

(8. 2).
3) Nachgelassener Rechtsweg (8. 3).
4) Pflicht zur Kostentragung im Allgemeinen. — Beitragsleistung aus der Staats-

kasse (8. 4).
5) Bestätigung von Verträgen über die Unterhaltung von Wasserbauwerken (8. 5).

Zweiter Abschnitt.

Von der Verbindlichkeit zu Basserschuzdauten und Arbeiten und von
den Kosten für solche é.5. 6—24

1) Baupflicht bei vorliegender Verschuldung 6. 65.
2) Baupflicht bei Nutzungsanlagen (5. 7).
3) Baupflicht des unmittelbaren Uferanliegers (F. 8).
4) Baupflicht mehrer Betheiligter und Beitragsmaßstab (5. 9).
5) Unterhaltungspflicht in Bezug auf die Ufer an verlegten Flußbetten (§. 10).
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10) Entscheidung über die Nothwendigkeit, Art und Zeit des Baues und über die
Kosten-Repartition (F. 15).

11) Nachforderung zu den Baukosten (G. 16).
12) Vorschußleistung aus der Staatskasse (§. 17).
13) Gerichtliche Vollstreckbarkeit ertheilter Entscheidungen und geschlossener Verein-

barungen (§. 18).
14) Aufhebung der Baupflicht durch Dereliktion (S. 19).
15) Pflicht zur Aufgebung von Eigenthumsrechten (S. 20).
16) Ausführung des Baues unter sachverständiger Leitung (s. 21).
17) Uferbefichtigungen (§. 22).
18) Ausschreibung von Hülfe bei Wassersnoth (s. 23 und 8. 24).
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Dritter Abschnitt.
Von der Benutzung der Gewässer 8.8.2565

1) Beschränkung aus Gründen der offentlichen Wohblfahri C. 25 und 6. 26).
2) Benutzung der Flöße (§. 27).
3) Benußzung der Fähren (5. 28).
4) Benutzung zu Triften, Durchfahrten, Viehtränken, Schafwäschen, Badeanlagen,

Uferwegen (§. 29).
5) Benutzung der Ufererweiterungen (Alluvionen), Juseln und verlassenen Fluß-

betten (S. 30 und §. 31).
6) Benutzung von Wasseransammlungen in Quellen 2c. (5. 32).
7) Ableitung von Wasseransammlungen (5. 33).
8) Benutzung zu Mählen und anderen Triebwerken (s.5. 34—41).

a) Begründung des Antrags (5. 34).
5) Oeffentliche Aufforderung an Widerspruchsberechtigte (s. 35).
pc) Verfahren nach der Präjudicial-Frist (5. 36).
) Besondere Bedingungen der Konzessions-Ertheilung (§. 37).
e) Aich-- oder Sicher-Pfähle (S. 38 und 5§. 39).
) Wesentliche Aenderungen von Triebwerken (. 40).
6) Wehre und Wassergräben (G. 41).

9) Benutzung zu anderen Gewerbs= und Wirthschafts-Zwecken (F. 42).
10) Benutzung zu Wässerungsanlagen für Zwecke der Landes-Kultur (5.5. 43—65).

a) Bestellung einer Dienstbarkeit zu solchem Zwecke (§. 44).
b) Stauwerke auf fremdem Eigentbum (5. 45).
c) Andere Beschränkungen des Eigenthums (S. 46).
4) Widersprüche der Triebwerksbesitzer 2c. (§. 47).
ge) Widersprüche der Fischereiberechtigten (S. 48).
1) Widersprüche von Seiten anderer Real-Berechtigten (S. 19).
6) Rechte der Pächter (§. 50).
h) Wahrung des öffentlichen Interesse (§. 51).
) Besonders in Ansehung der Flöße (SF. 52).
k) Berührung mehrer Fluren (5. 53).

14) Abgaben an die Staatskasse (. 54).
m) Anträge auf Verstattung einer Aniage, Verfahren darauf (§.S. 55 —58).
o) Betheiligung mehrer Grundeigentbümer (S. 59).
o) Nähere Bestimmung über das Recht zu Anträgen (S. 60).
p) Genossenschaften (S. 61).
a) Gemeinschaftliche Vorbereitungsarbeiten und Kosten (S. 62).
zr) Bildung der Genossenschaften (S. 63).
) Rechte der zwangsweise zu einer Genossenschaft gezogenen Theiluehmer

CE. 690.
) Auflösung der Genossenschaften (5. 65).
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Vierter Abschnitt.
Von dem Verfahren bei der Zwangsenteignung und von der Ermitte-

lung der diesfallsigen Entschädigung ..
1) Entscheidung über die Nothwendigkeit und den umfang einerr Cxpropriation

(5. 66).
2) Abschätzungsverhandlung vor dem Einzelrichter unter Beiziehung Sachyerstäu-

diger (§. 67).
3) Rücksichten, welche die Schätzer zu nehmen haben (5. 68).
4) Bildung des Gutachtens (S. 69).
5) Berücksichtigung der Real-Lasten (s. 70).
6) Vorläufige Anordnungen (. 71).
7) Ein Rechtsstreit als Incident-Punkt (5. 72).

Fünfter Abschnitt.

Strafbestimmungen zum Schutze der flietzenden. Gewässer und ihrer
Uler . ...

1) BestimmteSirafandrohungen G.#. 78, 74, 75).
2) Strafrecht ohne bestimmte Androhung (§. 76).
3) Pflicht zur Anzeige (S. 77).
4) Bezug der Strafgelder (S. 78).
5) Verwandlung der Geldstrase in Gefängnißstrafe (§. 79).
6) Folgen der Uebertretungen neben der Strase (. 30).

Sechster Abschnitt.

Von der Handhabung des Gesetzes durch die zuständigen Vewaltüngs.
behörden. . 8S.8. 681—87

H Polizei-Behörden inim Alemeinen 6. *
2) Orts= Polizeibehörden (§. 83).
3) Ungehorsamsstrafen (. 84).
4) Berufungsrecht (§. 85).
5) Hülfsleistung der technischen Beamten (§. 86).
6) Beschränkte Kostenfreiheit des Verfahrens (5. 87).

Schlußvorschrift.

§.5. 66—72

5§.5.73—390
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Minisßerial-Bekauntmachung.
Mit Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 20. Juli 1852 (Seite

172 des Regierungs-Blattes) wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht,
daß vom 1. Februar d. J. an für den Postverkehr mit dem Herzogthume
Holstein und dem gleichfalls zum Königlich Dänischen Postgebiete gehörigen
Oldenburgschen Fürstenthume Lübeck, deren Austritt aus dem Postverein von
Seiten des Dänischen Gouvernements bereits bei dem Wiederübergange der
Holsteinschen Posten an die Dänische Postverwaltung vorbehalten worden war,
die Bestimmungen des Postvereins-Vertrages nicht mehr angewendet werden.

Vom gleichen Tage an wird für den Briefpost-Verkehr mit dem gesamm-
ten Königlich Dänischen Postgebiete, nämlich dem Königreiche Dänemark, den
Herzogtbümern Holstein, Lauenburg und Schleswig, sowie dem Oldenburgschen
Fürstentbume Lübeck das Dänische Porto in der Art ermäßigt, daß

1) für die Briefe nach und von Ahrensböck, Ahrensburg, Altona,
Barmstedt, Bornhoeved, Bramstedt, Brunsbüttel, Büchen, Ceempe,
Elmshorn, Eutin, Glückstadt, Horst, Itzehoe, Kellinghusen, Lauen-
burg, Mölln, Neumünster, Neustadt, Nortorf, Oldesloe, Pinneberg,
Ploen, Ratzeburg, Reinbeck, Remmels, Schwartene, Schwarzenbeck,
Segeberg, Uetersen, Wandsbeck, Wilster Einen Silbergroschen oder
Vier Kreuzer;

für die Briefe nach und von allen anderen Postorten des Dänischen
Postgebietes Zwei Silbergroschen oder Sieben Kreuzer für den bis
Ein Loth Zollgewicht ausschlüssig einfachen Brief an Dänischem Porto
zu erbeben sind. Das neben diesem zur Erhebung kommende Deut-
sche Porto beträgt Neun Kreuzer oder Drei Silbergroschen für den
einfachen Brief.

Fahrpost-Sendungen nach dem Königlichen Postgebiete sind bis auf Wei-
teres unfrankirt oder bis zur Grenze des Postvereins-Gebietes frankirt abzu-
senden.

Weimar am 2. Februar 1854.

Großherzoglich Sächsische Ober-Postinspektion.
Helbig.

2



Regierungs-BGlatt
Großherzogthum

Sachsen. W eimarEisenach.
Nummer 12. Weimar. 25. Februar 1834.

Verordnung
über

Stellung der zum Kirchendienste berufenen jüngeren Geistlichen
vor ihrem Eintritte in ein wirkliches Pfarramt.

Da bis jetzt das Verhältniß der unter verschiedenen Benennungen zum
Dienste der Kirche berufenen jüngeren Geistlichen vor ihrem Eintritte in ein
wirkliches Pfarramt durch bestimmte Normen noch nicht geregelt gewesen ist: so“
verordnen wir mit höchster Genehmigung Sr. Königl. Hoheit des Großherzogs
darüber, wie folgt:

 — 1.
Die oben bezeichneten Geistlichen führen, je nach ihrer besondern Stellung,

die Namen: Pfarrkollaboratoren, Pfarrsubstituten und Pfarroikare.

—·

Pfarrkollaboratoren werden diejenigen Geistlichen genannt, welche, wie
ihr Name besagt, solchen Pfarrern zur Beihülfe in ihren Amtsgeschäften zuge-
geben werden, die aus irgend einem Grunde, auf die Dauer oder zeitweilig,
unvermögend sind, ihr geistliches Amt nach allen seiuen Theilen vollständig zu
verwalten. Sie handeln überall im Namen und unter Auktorität ibres Seniors.

26



172

8. 3.

Pfarrsubstituten sind solche Geistliche, welche zur völligen Stellvertre-
tung im Kirchendienste durch Alter oder Krankheit zur Verrichtung ihrer amt-
lichen Geschäfte ganz unfähig gewordener Pfarrer berufen werden. Sie äußern
ihre amtliche Thätigkeit selbstständig und unter eigener Verantwortlichkeit.

Werden sie nicht früher durch die kirchliche Oberbehörde in ein anderes
geistliches Amt berufen, oder sind sie nicht mit der Hoffnung auf Dienstnach-
folge angestellt worden, so endigt sich ihr Verhältniß zur Gemeinde spätestens
mit dem Tode des Emeritus, dem sie stellvertretend beigegeben waren, was
selbstverständlich nicht ausschließt, daß ihnen nach Befinden die Verwaltung der
erledigten Stelle vicario nomine bis zur Wiederbesetzung derselben aufgetragen
werden kann.

8. A.

Pfarrvikare unterscheiden sich von wirklichen Pfarrern dadurch, daß sie
auf ungewisse Fortdauer in einer Gemeinde, deren gänzlich erledigte Pfarrstelle
aus irgend einem Grunde vorläufig unbesetzt gelassen werden soll, angestellt
werden. Ueber jene Zeitdauer ihrer amtlichen Wirksamkeit entscheidet die kirch-
liche Oberbehörde.

*-.o

Die Einweisung in das bestimmte geistliche Amt vollzieht kostenfrei bei
Pfarrkollaboratoren in der Regel derjenige Pfarrer, welchem der Amtsge-
hülfe beigegeben wird. Ist dieß aus irgend einem Grunde unthunlich, ein be-
nachbarter Pfarrer, welcher von der betreffenden Ephorie dazu Auftrag erhält.

Die Einweisung der Pfarrsubstituten ohne Hoffnung auf Dienst-
nachfolge und der Pfarrvikare ist Obliegenheit des Superintendenten der
Diöcese ohne Konkurrenz einer weltlichen Behörde bei dem kirchlichen Akte.
Bei Einführung von Pfarrsubstituten mit Hoffnung auf Nachfolge im
Amte wird dasselbe Verfahren beobachtet, wie bei wirklichen Pfarreinführungen.
Die spätere Einweisung eines Solchen in das Amt nach dem Tode des Eme-
ritus vollzieht der betreffende Ephorus allein.

Weimar am 4. Januar 1854.

Großherzoglich Sachsischer Kirchenrath.
von Wydenbrugk.
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Nachtra9
zu der Verordnung vom 12. Mai 1832, die Ausführung des Ge-

setzes über die Besteuerung der Zunde von demselben Tage
betreffend.

Auf dem Grunde weiterer höchster Genehmigung Sr. Königl. Hoheit, des
Großherzogs, wird in Bezug auf die unter dem 12. Mai 1852 erlassene Ver-
ordnung zu Ausföührung des Gesetzes über die Besteuerung der Hunde von
demselben Tage nachträglich hiermit Folgendes bestimmt:

I. Der Artikel 10 der vorgedachten Ausführungsverordnung vom 12. Mai
1852 ist seinem ganzen Inhalte nach aufgehoben.

II. Dagegen haben die Großherzoglichen Steuerbehörden in den Fällen,
wo die Abentrichtung der Hundesteuer innerhalb der im §. 4 des Gesetzes vom
12. Mai 1852 deshalb vorgeschriebenen Fristen unterlassen wird, allenthalben
in Gemäßheit des unter dem 15. Dezember 1853 emanirten Nachtrages zu
jenem Gesetze (Seite 353 des Regierungs-Blattes) §. 2 und §. 3 zu verfahren
und hiernach, wenn die Bezahlung des Rückstandes nach verfügter einmaliger
Erekution binnen 3 Tagen nicht erfolgt, neben den weiter von ihnen in An-
wendung zu bringenden exekutivischen Maßregeln (Gesetz vom 11. Dezember
1850,. die Beitreibung der Abgaben an den Staat und an öffentliche Anstalten
betreffend) die Beschlagnahme des betreffenden Hundes und dessen Ergreifung
und einstweilige Aufbewahrung, nöthigenfalls durch Requisition der Orts-Polizei=
behörde, hiernächst aber nach Befinden den Verkauf oder die Tödtung desselben
ungesäumt zu verfügen.

Im Falle des Verkaufs ist von dem betreffenden Ober-Steuereinnehmer
der Erlös besonders zu berechnen und nach Abzug der für die Ergreifung und
Aufbewahrung erwachsenen Verläge an die Großherzogliche Haupt-Staatskasse
abzuliefern.

III. Nach erfolgter exekutivischer Anforderung der Hundesteuer steht jedem,
welcher dagegen reklamiren zu können glaubt, noch das Recht zu, diese Rekla-
mation binnen 10 Tagen bei der Steuerbehörde anzubringen, welche solche
hierauf an die zuständige Orts-Polizeibehörde zur Entscheidung oder zur Ein-
holung der Entschließung des Bezirks-Direktors mit dem Antrage auf deren
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demnächstige Mittheilung abzugeben und die Beiziehung des bezüglichen Steuer-
betrages inzwischen zu sistiren hat.

Weimar am 15. Februar 1854.

Erstes Departement, Abtheilung B und Drittes Departement
des Großherzoglich Sächsischen Staats-Ministeriums.

von Watzdorf. G. Thon.

Ministerial--Bekanutmachungen.
1. Vom 1. April d. J. an ist das Königlich Sächsische Nebenzollamt zweiter

Klasse in Ebmath, Haupt-Zollamtsbezirks Eibenstock, in ein Nebenzollamt
erster Klasse verwandelt und demselben neben der Hebebefugniß, wie solche im
Vereins-Zolltarife Abtheilung V. Nr. IX. festgestellt ist, die Ermächtigung
ertheilt worden, Begleitscheine auf alle Königlich Sächsische zur Begleitschein-
Erledigung befugte Aemter, sowie auf die Königlich Preußischen Haupt-Steuer-
ämter in Magdeburg und Cöln auszufertigen, ingleichen Begleitscheine Königlich
Sächsischer Aemter und der Hauptämter in Magdeburg und Hof zu erledigen.

Es wird solches hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.
Weimar am 7. Februar 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sächsischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.

II. Den Betheiligten, insbesondere den Apothekern im Großherzogthume, wird
hierdurch bekannt gemacht, daß sich bei dem Großherzoglichen Ober-Aichamte
hier Normal-Gewichte befinden, nach welchen die in den Apotheken gebräuch-
lichen Arzenei-Gewichte erforderlichen Falles zu justiren sind.

Weimar am 9. Februar 1854.

Erstes Departement des Großherzoglich Süächsischen
Staats-Ministeriums, Abtheilung B.

Für den Departements-Cbef:
von Helldorff.
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Uegierungs-Blatt
für das

Großherzogthum
Sachsen--Weimar-Eifenach.

Nummer 13. Weimar. 4. März 1851.
Ministerial-Bekanntmachungen.

I. Nachdem zwischen Preußen und den übrigen Staaten des Zollvereines einer-
seits und dem Großherzogthume Luxemburg andererseits ein Vertrag wegen Fort-
dauer des Anschlusses des Großherzogthumes Luxemburg an das Zoll-System Preu-
Phens und der übrigen Staaten des Zollvereines abgeschlossen und gegenseitig ratificirt
worden ist: so wird dieser Vertrag nachstehend zur Nachachtung öffentlich be-
kannt gemacht.

Weimar am 22. Februar 1854.
Finanz-Departement des Großherzoglich Sächsischen

Staats-Ministeriums.
G. Thon.

Vertrag.
zwischen

Preußen, Bayern, Sachsen, Hannover, Württemberg, Baden,
Kurhessen, dem Großherzogthume Hessen, den zum Thüringischen
Zoll= und Handels-Vereine gehörigen Staaten, Braunschweig, Ol-

denburg, Nassau und der freien Stadt Frankfurt
einerseits.

und dem Großberzogthume Luxemburg
andererseits.

wegen Fortdauer des Anschlusses des Großherzogthumes Luxemburg
an das Zoll-System Preußens und der übrigen Staaten des

Zollvereines.
Bei dem bevorstehenden Ablaufe des Vertrages vom 2. April 1847, durch

welchen der Anschluß des Großherzogthumes Luxemburg an das Zoll-System
27
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Preußens und der übrigen Staaten des Zollvereines über den in dem Vertrage
vom 8. Februar 1842 deshalb verabredeten Zeitraum hinaus aufrecht erhalten
worden war, haben die kontrahirenden Theile in Anerkennung der wohlthätigen
Wirkungen des gedachten Zollanschlusses für den Handel und Verkehr der bei-
derseitigen Unterthanen, zum Zweck der Verlängerung jener Verträge Unter-
handlungen eröffnen lassen und deshalb zu Bevollmächtigten ernannt:

einerseits
Seine Majestät der König von Preußen für Sich und in Vertretung

der übrigen Mitglieder des, Kraft der Verträge vom 22. und 30. März
und 11. Mai 1833, 12. Mai und 10. Dezember 1835, 2. Januar 1836,
8. Mai und 19. Oktober und 13. November 1841, endlich vom 4. April
1853, bestehenden Zoll= und Handels-Vereines, nämlich der Kronen Bayern,
Sachsen, Hannover und Württemberg, des Großherzogthumes Baden, des
Kurfürstenthumes Hessen, des Großherzogthumes Hessen, der den Thü-
ringischen Zoll= und Handels-Verein bildenden Staaten — namentlich des
Großherzogthumes Sachsen, der Herzogthümer Sachsen-Meiningen, Sachsen-
Altenburg und Sachsen-Coburg-Gotha, und der Fürstenthümer Schwarz-
burg-Rudolstadt und Schwarzburg-Sondershausen, der Fürstlich Reußi-
schen Länder älterer und jüngerer Linie — des Herzogthumes Braun-
schweig, des Großherzogthumes Oldenburg, des Herzogthumes Nassau und
der freien Stadt Frankfurt:

Allerhöchst-Ihren geheimen Ober-Finanzrath Friedrich Leopold
Henning

und
Allerhöchst-Ihren geheimen Legations-Rath Alexander Max Phi-

lipsborn
und andererseits

Seine Majestät der König der Niederlande, Großherzog von
Luxemburg:

Allerhöchst-Ihren General-Administrator des Innern in dem Großher-
zogthume Luxemburg Wendelin Jurion

und
Allerhöchst-Ihren Rath am Obergerichte des Großherzogthumes Luxem-

burg Paul von Scherff,
welche, nach vorausgegangener Unterhandlung, unter Vorbehalt der Ratifikation,
folgenden Vertrag abgeschlossen haben:
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Artikel 1.

Die wegen des Beitritts Seiner Majestät des Königs der Niederlande,
Großherzogs von Luxemburg mit dem Großherzogthume Luxemburg zu dem Zoll-
Systeme Preußens und der übrigen Staaten des Zollvereines am 8. Februar 1842
und 2. April 1847 abgeschlossenen Verträge sollen bis zum letzten Dezember
1865 in Kraft bleiben.

Artikel 2.

Soweit nach den bisherigen Erfahrungen einzelne Abänderungen, Ergän-
zungen und nähere Bestimmungen der bisherigen Vereinbarungen erforderlich
erscheinen, sind deshalb besondere Verabredungen getroffen worden.

Artikel 3.

Sofern der gegenwärtige Vertrag nicht spätestens zwei Jahre vor dessen
Ablaufe gekündigt wird, soll derselbe auf zwölf Jahre und so fort von zwölf
zu zwölf Jahren als verlängert angesehen werden.

Derselbe soll alsbald sämmtlichen betheiligten Regierungen vorgelegt, und
sollen die Ratifikations-Urkunden mit möglichster Beschleunigung, spätestens aber
bis zum 31. Januar 1854 zu Berlin ausgewechselt werden.

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtigten den gegenwär-
tigen Vertrag unterzeichnet und untersiegelt.

So geschehen Berlin am 26. Dezember 1853 und Luxemburg am
31. Dezember 1853.

(gez.) Friedrich Leopold Alexander Max Wepdelin Paul
Henning. Philipsborn. Jurion. von Scherff.

G &amp; 6 06
II. Nachdem die bisherigen Landtags-Abgeordneten: geheimer Staatsrath Carl

Thon zu Eisenach, Bezirks-Direktor und Kammerherr Carl von Schwendler
daselbst und der Amts-Aktuar Eduard Wuttig zu Berga ihr Mandat nieder-
gelegt haben, der Abgeordnete der größeren Grundbesitzer, Rittergutsbesitzer
Wilhelm Lochmann zu Vieselbach aber mit Tode abgegangen ist, hat die Neu-
wahl von vier Landtags-Abgeordneten Statt gefunden und nach den vorliegenden
Berichten der betreffenden Wahl-Kommissare folgendes Ergebniß geliefert.
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Es sind zu Landtags-Abgeordneten gewählt worden:
a) von denjenigen Staatsangehörigen im III. Verwaltungsbezirke, welche

aus anderen Quellen, als dem Grundbesitze, ein jährliches Einkommen
von wenigstens Ein Tausend Thalern beziehen:

der Großherzogliche Kreisgerichts-Rath Julius Fischer zu Eisenach,
b) durch allgemeine Wahlen im Xl. Wahlbezirke:

der Großherzogliche Bezirks-Direktor und Kammerherr Carl von Schwendler
zu Eisenach,

P) durch allgemeine Wahlen im XXI. Wahlbezirke:
der Advokat Hugo Fries zu Weimar,

d) von den Besitzern eines inländischen Grundeigenthumes von wenigstens
Ein Tausend Thalern jährlicher Rente:

der Königlich Sächsische geheime Kriegsrath Göttling von Abendroth auf
Wenigenauma.

Solches wird, nachdem sämmtliche Gewählte die Wahl angenommen haben,
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Weimar am 27. Februar 1854.
Erstes Departement des Großherzoglich Sächfischen

Staats-Ministeriums, Abtheilung B.
von Watzdorf.

III. Dem Posamentirer Wilhelm Lieber allhier ist auf Nachsuchen die Erlaub-
niß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der Feuerversicherungs-
Gesellschaft Colonia zu Cöln innerhalb der Grenzen des Großherzogthumes bis
auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 21. Februar 1854.
Finanz-Departement des Großherzoglich Sächfüschen

Staats-Ministeriums.
G. Thon.

IV. Dem Kaufmann Carl Thöllden zu Apolda ist auf Nachsuchen die Er-
laubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der Feuerversicherungs-
Gesellschaft Borussia zu Berlin innerhalb der Grenzen des Großherzogthumes
bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 23. Februar 1854.
Finanz-Departement des Großherzoglich Sächsischen

Staats-Ministeriums.
G. Thon.



Uegierungs Blatt
für das

Großherzogthum
Sachsen-Weimar-Eisenach.

Nummer 11. Weimar. 8. März 1854.

Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar—

Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. c.

Da in Folge der durch das Gesetz vom 18. Januar d. J. eintretenden
Abänderung der §.E. 114— 146 der Gemeindeordnung vom 22. Februar 1850
sich eine anderweite Bestimmung an die Stelle der im §. 9 des Gesetzes über
einige das Volksschulwesen betreffende Fragen vom 1. Mai 1851 enthaltenen,
also lautenden gesetzlichen Vorschrift:

„Umlagen, welche für Schulzwecke erhoben werden, gehören in die zweite
„Klasse der Gemeindelasten. Zedoch kann keinem Mitgliede einer Schul-
„gemeinde die Aufbringung von mehr als einem Zehentheil der ganzen Um-
„lage angesonnen werden.“

nöthig macht, und da es angemessen erscheint, daß die Grundsätze über Auf-
bringung von Gemeindeumlagen für Schulzwecke und diejenigen über die Auf-
bringung von Gemeindeumlagen für kirchliche Zwecke in möglichste Uebereinstim-
mung gebracht werden, endlich rücksichtlich der Aufbringung der lokalen Schul-

28
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bedürfnisse es wünschenswerth ist, daß den Gemeinden bei Feststellung des
Schulgeldes eine weitergehende Befugniß als gegenwärtig eingeräumt werde,
verordnen Wir mit Beirath und Zustimmung des getreuen Landtages, wie folgt:

8. 1.

Die Eingangs gedachte Bestimmung des Gesetzes vom 1. Mai 1851,
nicht minder die Bestimmung im §. 25 der Kirchgemeinde-Ordnung vom 24.
Juni 1851, welche also lautet:

„Werden dazu Umlagen nothwendig, so sind sie von allen steuerpflichtigen
„Gemeindegliedern, den Stimmberechtigten sowohl, als den Nichtstimmberech-
„tigten, nach ihrer Leistungsfähigkeit zu erheben.

„So lange die dermalige Steuerverfassung hinsichtlich der direkten Steuern
„besteht, sind alle kirchlichen Umlagen nach dem Fuße der Grundeinkommen=
„Steuer und der Einkommensteuer vom Nichtgrundbesitze dergestalt auszuschrei-
„ben, daß ein Grundeinkommensteuer-Termin gleich ist zwei Pfennigen Steuer
„vom Thaler des Einkommens vom Nichtgrundbesitze. Wo ein anderes Her-
„kommen rücksichtlich solcher Umlagen besteht und dasselbe nach einem sowohl
„von dem Kirchgemeinde-Vorstande als dem Gemeinderathe binnen einer,
„erforderlichen Falles von der Kirchen-Inspektion zu setzenden Frist, gefaßten
„Beschlusse der neuen Umlage zu Grunde gelegt werden soll, ist darnach zu
„verfahren.“

ist aufgehoben.
8. 2.

An die Stelle dieser Bestimmungen tritt folgende gesetzliche Vorschrift:
Werden zu kirchlichen Zwecken oder zu Schulzwecken Umlagen nöthig, so wer-
den dieselben auf sämmtliche Angehörige der betreffenden Kirchgemeinde be-
züglich der betreffenden Schulgemeinde nach Verhältniß der von denselben
in der Gemeinde zu entrichtenden Staatssteuer vom Einkommen vertheilt.
Jedoch darf keinem Mitgliede die Aufbringung von mehr als einem Zehen-
theil der ganzen, bezüglich der seine Kirchgemeinde treffenden Umlage an-
gesonnen werden. «

Zu den Angehörigen einer Schulgemeinde zählen auch die vor Erlaß der
Gemeindeordnung vom 22. Februar 1850 eximirt gewesenen Personen, so-
weit sie in der Gemeinde ihren Wohnsitz im Rechtssinne haben. Wo ein
abweichendes Herkommen rücksichtlich solcher Umlagen besteht und dasselbe
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nach einem sowohl von dem Kirchgemeinde- bezuglich Schul-Vorstande, als
dem Gemeinderathe bezüglich der Gemeinde binnen einer erforderlichen Fal-
les von der Kirchen-Inspektion gesetzten Frist zu fassenden Beschlusse der
neuen Umlage zu Grunde gelegt werden soll, ist danach zu verfahren.

Behufs der gänzlichen oder theilweisen Vermeidung von Gemeindeumlagen
für Schulzwecke, sowie überhaupt behufs der Beschaffung der lokalen Schul-
bedürfnisse ist die Erhöhung des §. 11 des Gesetzes vom 1. Mai 1851
bestimmten Schulgeldes bis auf einen den örtlichen Verhältnissen angemessenen
Betrag, oder, wo gegenwärtig gar kein Schulgeld erhoben wird, die Ein-
führung eines angemessenen Schulgeldes den Schulgemeinden im Wege der
statutarischen Gesetzgebung nachgelassen.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz höchsteigenhändig vollzogen und mit
Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel versehen lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 22. Februar 1854.

½ Carl Alexander.
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Gese 6,
einen Nachtrag zu dem F. 25 der Kirch-
gemeinde-Ordnung vom 24. Juni 1851,
sowie zu K. 9 und §. 11 des Gesetzes
über einige das Volksschulwesen betreffende

Fragen vom 1. Mai 1851 betreffend.

Ministerial--Bekannutmachungen.
1. Es ist wahrzunehmen gewesen, daß die Vorschriften des Gesetzes vom

26. Mai 1826, die Schutzpocken-Impfung betreffend, nicht überall und stets
mit der erforderlichen Pünktlichkeit befolgt werden. Das unterzeichnete Staats-
Ministerium fordert daher die bei dieser Angelegenheit betheiligten Behörden und



182

Beamten, insbesondere die Großherzoglichen Amts-Physiker zu unnachsichtlicher
Vollziehung jener Vorschriften hierdurch von Neuem auf und bringt die Bestim-
mung im F. 14 des gedachten Gesetzes, wonach dieses jährlich wenigstens ein-
mal und zwar mit Eintritt des Fröhjahres in den Gemeinden verlesen werden
soll, ohne daß jedoch eine Unterlassung dieser Vorschrift Jemand, der sonst gegen
das Gesetz gefehlt und dadurch Strafe verwirkt hat, als Rechtfertigung für sich
anziehen mag, wiederholt in Erinnerung.

Weimar am 26. Januar 1854.

Erstes Departement des Großherzoglich Sächfischen
Staats-Ministeriums, Abtheilung B.

Für den Departements-Chef.
von Helldorff.

III. Nach einer Mittheilung des Königlich Preußischen Finanz-Ministeriums
sind in Folge der Vereinigung des Steuervereines mit dem Zollvereine

a) in der Provinz Sachsen das Haupt-Zollamt zu Heiligenstadt aufge-
hoben, das Haupt-Zollamt zu Salzwedel dagegen in ein Haupt-
Steueramt verwandelt, ferner

b) in der Provinz Westphalen das Haupt-Zollamt zu Telgte, das Haupt-
Steueramt zu Paderborn und das Haupt-Steueramt zu Warburg
aufgehoben, das Haupt-Steueramt zu Coesfeld in ein Haupt-Zollamt
verwandelt und der Sitz desselben nach Vreden verlegt, das Haupt-
Zollamt zu Rheine dagegen in ein Haupt-Steueramt mit Niederlage
verwandelt und in Lippstadt ein Haupt-Steueramt mit Niederlage neu
errichtet,

) in der Provinz Sachsen das Neben-Zollamt I. Klasse zu Teistungen
und in der Provinz Westphalen das Neben-Zollamt I. Klasse zu Pyr-
mont aufgehoben worden.

Es wird solches respektiv mit Bezug auf die Bekanntmachung vom 24.
Mai 1844 (Seite 41 des Regierungs-Blattes von demselben Jahre) hierdurch
zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Weimar am 17. Februar 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich SachfischenStaats-Ministeriums. v
G. Thon.



Uegierungs-Blatt
für das

Großherzogthum
Sachsen-Weimar-Eisenach.

Nummer 15. Weimar. 19. Marz 1834.

Ministerial-Bekanntmachungen.
I. Die im Art. 32 der Verordnung vom 22. Mai 1850 (S. 527 fgd.

des Regierungs-Blattes von demselben Jahre) genannten, mit der Ausstellung
von Gewerbescheinen auf dem Grunde des F. 5 des Gesetzes vom 27. April
1844 beauftragten Gemeindevorstände, werden hierdurch zur Nachachtung dar-
auf aufmerksam gemacht, daß in Gemäßheit der Bestimmung im Art. 18 des
zwischen dem Zollvereine und Oesterreich abgeschlossenen Handels= und Zoll-Ver-
trags vom 19. Februar 1853, denjenigen Fabrikanten und Gewerbetreibenden
aus der Oesterreichschen Monarchie, sowie den ausschlüssig im Dienste Eines
solchen Fabrikanten oder Gewerbetreibenden (nicht mehrerer derselben) stehenden
Reisenden, welche im Großherzogthume bloß für das von ihnen betriebene Ge-
schäft Ankäufe machen oder für dasselbe Bestellungen suchen und nicht Waaren
selbst, sondern nur Muster derselben bei sich führen, gleich den im &amp;. 2 des
oben angezogenen Gesetzes vom 27. April 1844 bezeichneten Angehörigen der
Zollvereins-Staaten, die unentgeltliche Ausstellung der erforderlichen Gewerbe-
scheine und Befreiung von Entrichtung der mittelst des oben erwähnten Gesetzes
eingeführten Gewerbesteuer ebenfalls zu gewähren ist, insofern dieselben mit Le-
gitimationen nach den unten abgedruckten Formularen unter A oder B verse-
hen sind, deren Ausfertigung allen Kaiserlich Königlich Oesterreichschen Bezirks-
ämtern (in Dalmatien den Präturen, im Lombardisch-venetianischen den Di-
strikts-Kommissariaten) und allen, den Statthaltereien oder Kreisbehörden un-
mittelbar untergeordneten Stadt-Magistraten zusteht.
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Dabei wird für die Fabrikanten und Gewerbetreibenden des Großherzog-
thumes zugleich mit bemerkt, daß dieselben, wenn sie in dem Oesterreichschen
Kaiserstaate, selbst oder durch Handelsreisende, welche ausschlüssig im Dienste
Eines solchen Fabrikanten oder Gewerbetreibenden stehen, Bestellungen auf ihre
Waaren suchen oder Einkäufe für ihr Geschäft machen, oder auf Messen und
Jahrmärkten feil halten wollen, zum Behufe der Erlangung von Gewerbe-Frei-
scheinen und vertragsmäßiger Begünstigung hinsichtlich der Meß= und Markt-
Abgaben in Oesterreich ebenfalls mit Zeugnissen der betreffenden Großherzogli-
chen Behörden nach den der Bekanntmachung der vormaligen Großherzoglichen
Landes-Direktion vom 7. Mai 1835 (S. 55 des Regierungs-Blattes) beigefüg-
ten Mustern versehen seyn müssen. ·

Weimar am 25. Februar 1854.
Finanz-Departement des Großherzoglich Süächsischen

Staats-Ministeriums.
G. Thon.

Formular A.

Dem J., welcher als (Woll-Fabrikant) in N. wsg ist, wird hierdurch
behufs seiner Gewerbe-Legitimation bei den einschlägigen Behörden des (Groß-
herzogthumes Sachsen, Königreiches Preußen 2c.) bescheiniget, daß er für sein
vorgedachtes Gewerbe im hiesigen Lande die gesetzlich bestehenden Steuern zu
entrichten hat.

Dieses Zeugniß ist gültig auf Monat,
Ort, Datum, Firma der Behäörde,
Personal-Beschreibung und Unterschrift des Reisenden.

Formular B.

Dem N., welcher als Handlungs-Commis in Diensten des zu N. eta-
blirten Handelshauses (oder der Fabrik) des Herrn J. stehet, wird hierdurch
behufs seiner Gewerbe-Legitimation bei den einschlägigen Behörden des (Großher=
zogthumes Sachsen, Königreiches Preußen rc.), bescheiniget, daß das eben gedachte
Handlungshaus (die eben gedachte Fabrik, Anstalt) für seinen (ihren) Gewerbe-
betrieb im hiesigen Lande die gesetzlich bestehenden Steuern zu entrichten hat.

Dieses Zeugniß ist gültig auf Monat.
Personal-Beschreibung und Unterschrift des Reisenden.
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II. Nachdem auf dem Grunde einer unter dem 20. Dezember v. J. zwischen
Hannover und Braunschweig abgeschlossenen Uebereinkunft nachgenannte Herzog-
lich Braunschweigsche Gebietstheile, als:

der Amtsbezirk Tedinghausen, die Ortschaften Bodenburg, Oestrum, Oels-
burg und Ostharingen, die in der Feldmark der Stadt Goslar belegenen
sämmtlichen Enklaven, einschlüssig der an der Grenze vor dem Goslaer
Clausthore, am Eingange des Gosethales befindlichen Fahrenholzschen
Oelmühle, das in der Stadt Goslar belegene Kloster Frankenberg sammt
Zubehör einschlüssig des zwischen Goslar und Oker belegenen, von der
Kommunion-Verwaltung erbaueten Wegegeld-Rezeptur-Gebäudes, der Auer-
hahn und die Ortschaften Duttenstedt, Essinghausen, Meerdorf und der
Herzoglich Braunschweigsche Antheil an Woltorf im Amte Vechelde

hinsichtlich der daselbst zu erhebenden indirekten Abgaben dem Steuer-Systeme
des Königreiches Hannover angeschlossen worden, sind vom 1. Januar d. J. an

1) bei dem Uebergange von Bier und Branntwein aus diesen Gebietsthei-
len nach Preußen und den mit letzteren in Gemeinschaft der Uebergangs-
abgabe von Bier und bezüglich der Branntweinsteuer stehenden Staaten
ebenfalls

von Bier 7 ½ Silbergroschen für den Preußischen Centner,
von Branntwein 6 Thaler für die Preußische Ohm bei 50 Pro-
zent Alkohol nach Tralles,

umgekehrt aber
2) bei dem Uebergange von Branntwein aus Preußen und den mit die-

sem in Branntweinsteuer-Gemeinschaft befindlichen Staaten nach den ge-
dachten Herzoglich Braunschweigschen Landestheilen

6 Thaler 24 Silbergroschen für die Hannoversche Ohm = 6 Thaler
für die Preußische Ohm bei 50 Prozent nach Tralles,

an Uebergangs-Abgabe zu entrichten.
Von dem unterzeichneten Ministerium wird solches mit Bezugnahme auf

die Bekanntmachung vom 10. v. M. (S. 27 des Regierungs-Blattes) hierdurch
zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Weimar am 27. Februar 1854.

Finanz-Departement des Wroßberdogli Sächsfischen¾l Staats-Ministeriums
G. Thon.
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III. In Folge des unter dem 4. April vorigen Jahres zwischen den bisher
zu dem Zollvereine und den bisher zu dem Steuervereine gehörenden Staaten
abgeschlossenen Vertrages, betreffend die Fortdauer und Erweiterung des Zoll-
und Handels-Vereines (Regierungs-Blatt v. J. 1853, S. 171 —193) und
in Folge des hiernach seit dem 1. Januar dieses Jahres eingetretenen An-
schlusses der Steuervereins-Staaten an den Zollverein werden die betreffenden
Behörden hierdurch zur Nachachtung darauf aufmerksam gemacht, daß die Be-
stimmung im §. 2 des Gesetzes vom 27. April 1844 über die Besteuerung
Fremder, welche im Großherzogthume Handel oder Gewerbe treiben, hinsichtlich
der Befreiung der Vereinsangehörigen von dieser Besteuerung, fortan auch auf
die Unterthanen der Königlich Hannoverschen, der Großherzoglich Oldenburgschen
und der Fürstlich Schaumburg-Lippeschen Regierungen Anwendung findet, so-
wie, daß diesseitigen Unterthanen, welche im Königreiche Hannover, im Groß-
herzogthume Oldenburg oder im Fürstentbume Schaumburg-Lippe Ankäufe für
ihr Geschäft machen, Bestellungen suchen oder Messen und Märkte besuchen
wollen, die hierzu erforderlichen Legitimationen nach den der Bekanntmachung
vom 7. Mai 1835 (Regierungs-Blatt S. 55) angefügten Formularen 1, 2
und 3 zu ertheilen sind.

Weimar am 4. März 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sächfüschen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.

IV. Dem Apotheker Max Oskar Dietzsch zu Berka a/J. ist auf Nach-
suchen die Erlaubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der Feuer-
versicherungs-Anstalt Borussia zu Berlin innerhalb der Grenzen des Großher=
zogthumes bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 8. März 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sächfischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.



Uegierungs- Blatt
Großherzogehum

Sachsen-Weimar-Eifsenach.
Nummer 16. Weimar. 22. März1831.

Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar=

Eisenach, Landgraf in Thuringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
2. 2.

Nachdem die deutsche Bundesversammlung in ihrer dritten diesjährigen
Sitzung wegen gegenseitiger Auslieferung von Verbrechern auf dem deutschen
Bundesgebiete nachstehenden Beschluß gefaßt hat:

Artikel I. Unter Vorbehalt fortdauernder Wirksamkeit der durch den
Bundesbeschluß vom 18. August 1836 bezüglich der Auslieferung politischer
Verbrecher getroffenen Anordnungen, für deren Ausführung die folgenden Artikel
gleichfalls in Anwendung zu bringen sind, verpflichten sich die Bundesstaaten
gegenseitig, Individuen, welche wegen anderer Verbrechen oder Vergehen (aus-
schließlich der Abgaben-Defraudationen und der Uebertretungen von Polizei= und
Finanz-Gesetzen) von einem Gerichte desjenigen Staates, in welchem oder gegen
welchen das Verbrechen oder Vergehen begangen worden, verurtheilt oder in
Anklagestand versetzt sind, oder gegen die ein gerichtlicher Verhaftsbefehl dort
erlassen ist, diesem Staate auszuliefern, vorausgesetzt, daß nach den Gesetzen
des requirirten Staates die veranlassende strafbare Handlung gleichfalls als Ver-
brechen oder Vergehen anzusehen und die Strafe noch nicht verjährt ist.
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Ausnahmen treten nur ein:
1) wenn das betreffende Individuum ein Unterthan des um die Ausliefe-

rung angegangenen Staates ist;
2) wenn wegen derselben strafbaren Handlung, welche den Auslieferungs-=

antrag veranlaßt hat, die Kompetenz der Gerichte des um die Ausliefe-
rung angegangenen Staates nach den Gesetzen desselben begründet ist;

3) wenn der Auszuliefernde in dem um die Auslieferung angegangenen
Staate wegen anderer Handlungen einer Untersuchung oder Straphaft
oder wegen Schulden oder sonstiger civilrechtlicher Verbindlichkeiten einem
Arreste unterliegt.

Artikel II. In dem Falle des Artikels 1, Ziffer 3 hat die Ausliefe-
rung erst nach erfolgter Freisprechung oder erstandener Strafe, beziehungsweise
nach aufgehobenem Arreste, Platz zu greifen.

Artikel III. Mit der Person sind alle Gegenstände, welche sich in deren
Besitz befinden, wie auch andere, die zum Beweise der strafbaren Handlung
dienen können, zu übergeben.

Artikel IV. Die Auslieferung erfolgt auf Ansuchen der zuständigen Ge-
richtsbehörde, oder, wenn es sich um die Ergreifung eines entwichenen Straf-
gefangenen handelt, der Verwaltungsbehörde der betreffenden Strafanstalt, an
die Justiz= oder Polizei-Behörde des Bezirkes, in welchem sich der Angeschul-
digte befindet.

In dem Ansuchen ist das Verbrechen oder Vergehen, dessen das betreffende
Individuum beschuldigt wird, oder wegen dessen dasselbe verurtheilt worden, so-
wie die Zeit der verübten strafbaren Handlung, im letzteren Falle unter Bezeich-
nung des Gerichtes, welches die Verurtheilung ausgesprochen hat, und des we-
sentlichen Inhaltes des Erkenntnisses anzugeben.

Die um die Auslieferung angegangene Behörde hat sofort die nach den
Landesgesetzen erforderlichen Einleitungen zur Erwirkung der Prüfung und Be-
scheidung des Antrages zu treffen, und es wird sodanu die zugestandene Aus-
lieferung an dem der Verhaftung zunächst liegenden Grenzorte, an dem sich eine
zur Uebernahme geeignete Behörde befindet, vollzogen.

Artikel V. Ist die Auslieferung von mehreren Staaten nachgesucht wor-
den, so erfolgt dieselbe an den Staat, welcher das dießfallsige Ansuchen zuerst
gestellt hat.

Artikel VI. Die Kosten der Ergreifung und die des Unterhaltes des
verhafteten Individuums, wie der mit zu übergebenden Gegenstände werden
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dem ausliefernden Staate von dem Tage der Verhaftung an, in den Artikel I,
3 erwähnten Fällen aber vom Tage der Freisprechung oder beendigten Straf-
oder Arrest-Haft an, bis einschließlich dem der Auslieferung, unmittelbar nach
erfolgter Uebersendung der Kosten-Specifikation an das die Auslieferung nachsu-
chende Gericht, durch letzteres erstattet.

Artikel VII. Der Transport solcher, aus deutschen Bundesstaaten oder
auch aus anderen Ländern auszuliefernder Individuen wird in jenen Bundes-
staaten, welche sie als Zwischengebiet berühren, unbehindert gestattet werden;
übrigens unterliegt diese Verbindlichkeit zur Durchlieferung denselben Ausnah-
men und Beschränkungen, welche im Artifel I, Ziffer 1 bis 3 einschlüssig für
die Verpflichtung zur Auslieferung festgesetzt sind.

Artikel VIII. Die Verhafteten und die mit zu übergebenden Gegen-
stände werden auf dem Wege nach dem Bundesstaate, an welchen die Ausliefe-
rung erfolgt, eben so verpflegt und behandelt, und es wird in gleichem Maße
hierfür Vergütung geleistet, wie dieses für die eigenen Unterthanen in denjenigen
Staaten vorgeschrieben ist, von welchen die Auslieferung vollzogen wird, oder
durch welche der Transport fübrt.

Artikel IX. Von der ausliefernden Behörde ist ein Transport-Ausweis
auszufertigen und mit dem Verhafteten zu übergeben. Diejenigen Staaten,
durch welche der Transport führt, haben die auf ihrem Gebiete erwachsenen
Kosten vorschußweise zu bezahlen, dieselben auf dem Transport-Ausweise quitti-
ren zu lassen und so dem nächstfolgenden Staate in Anrechnung zu bringen,
welcher letztere bei der Auslieferung an die requirirende Behörde durch diese den
vollen Ersatz erhält.

Artikel X. Durch die vorstehende Uebereinkunft werden die zwischen ein-
zelnen deutschen Staaten bestehenden Auslieferungsverträge in so weit außer
Wirksamkeit gesetzt, als dieselben Bestimmungen enthalten, welche mit den durch
diese Uebereinkunft begründeten gegenseitigen Verpflichtungen im Widerspruche
stehen, oder nicht etwa besondere Verabredungen über den Vollzug von Auslie=
ferungen und die Kosten derselben in sich fassen.

Die Erneuerung der mit auswärtigen Staaten bestehenden Auslieferungs-
verträge wird in einer mit dem Inhalte dieser Uebereinkunft übereinstimmenden
Weise erstrebt werden.

Artikel XI. Auf das Gebiet des Herzogthumes Limburg findet dieser
Bundesbeschluß keine Anwendung.
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so bringen Wir diesen Bundesbeschluß hiermit zur allgemeinen Kenntniß und
befehlen, daß ihm überall nachgegangen werde.

So geschehen und gegeben Weimar am 13. März 1854.

J Carl Alexander.
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Patent,
den Bundesbeschluß vom 26. Januar 1854 wegen gegen-
seitiger Auslieferung von Verbrechern auf dem deutschen Bun-

desgebiete betreffend.
Ministerial--Bekanntmachung.

Auf dem Grunde höchster Genehmigung ist dem Nikolaus Schlum-
berger und Comp., Fabrik-Inhaber und Maschinen-Verfertiger, wohnhaft zu Gueb-
willer, Departement Oberrhein in Frankreich, auf dessen durch den Bangquier
Glaß zu Gera, als seinem Bevollmächtigten, geschehenes Nachsuchen, und in
Folge-darauf Statt gefundener Erörterung, auf Streck= und Flyer-Werke zur
Vor= und Fein-Spinnerei von Wolle, Floret und anderen Faser-Stoffen, nach
Maßgabe der bei dem unterzeichneten Staats-Ministerium niedergelegten Zeich-
nung und Beschreibung, ein Privilegium auf fünf hinter einander folgende
Jahre, vom heutigen Tage an gerechnet, mit der Wirkung, daß Niemand ohne
vorher erlangte Zustimmung des Privilegien-Inhabers diese verbesserten Ein-
richtungen zu benutzen berechtigt ist, ohne daß aber Jemand in der Benutzung
bekannter Einrichtungen behindert werden soll, für den Umfang des Großher-
zogthumes Sachsen-Weimar-Eisenach ertheilt worden, jedoch nur unter der
Bedingung, daß das Privilegium dann als erloschen zu betrachten seyn würde,
wenn die bleibende Ausführung und Anwendung der Erfindung im Großber-
zogthume nicht binnen Jahresfrist nachgewiesen seyn wird.

Auch ist bei Bewilligung des Privilegiums die Neuheit und Eigenthüm-
lichkeit der Erfindung im Sinne der, laut der Bekanntmachung vom 3. März
1843 (Regierungs-Blatt vom Jahre 1813, S. 13, 14, 15, 16) in den Zoll-
vereins-Staaten bei Ertheilung von Erfindungs-Patenten und Privilegien zu be-
obachtenden Grundsätze ausdrücklich vorausgesetzt worden.

Nachdem die diesfallsige Urkunde unter dem heutigen Tage ausgefertigt
worden ist, wird Solches hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Weimar am 8. März 1854.

Erstes Departement des Großhersoglich SächsischenStaats-Ministeriums, Abtheilung B.
von Watzdorf.



Uegierungs-PBlatt
Großherzogthum

I Sachsen. Weimar-Eisenach.
Nummer 17. Weimar. 29. Marz 1851.

Ministerial-Bekanntmachungen.
I. In Folge öfters wiederkehrender Beschwerden der Postverwaltung über

mißbräuchliche Anwendung der portofreien Rubrik durch die Diener Großherzog=
licher Behörden werden auf höchsten Befehl Sr. Königlichen Hoheit, des Groß-
herzogs, die über das Porto-Freithum bestehenden gesetzlichen Bestimmungen,
insbesondere die Uebereinkunft vom 6. August 1824 (Regierungs-Blatt vom
Jabre 1825, S. 23 folg.) hiermit wiederholt in Erinnerung gebracht. Zu-
gleich wird zu thunlichster Beseitigung der Beschwerden angeordnet:

daß bei denjenigen Behörden, bei welchen die Diener anstatt der Kanz-
lei-Beamten vermöge besondern Auftrages die Postsachen ganz oder theil-
weise zu expediren haben, den Konzepten der zur Post gehenden Ausfer-
tigungen die Bemerkung, ob sie mit portofreier Rubrik zu versehen seyen
oder nicht, bei perfönlicher Verantwortung der betreffenden Beamten,
welche die Konzepte zu signiren haben, niemals fehlen darf.

Dagegen bewendet es in den Fällen, wo besondere Kanzlei-Beamte
die Expedition besorgen, bezüglich der Kontra-Signatur portofreier Kor-
respondenzen, lediglich bei den bisherigen Einrichtungen.

Weimar am 15. März 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium.
von Watzdorf.

II. In Veranlassung mehrer zur Anzeige gekommenen Fälle, wonach Ge-
meindevorstände die Mittheilung der Weimarischen Zeitung und des Regierungs-
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Blattes an die Ortsgeistlichen unterlassen oder verzögert haben, werden die Ge-
meindevorstände des Großherzogthumes, zugleich mit Erinnerung an die Bekannt-
machungen der vormaligen Großherzoglichen Landes-Direktion vom 4. Juni 1817
und vom 28. Januar 1823 (Weimarisches Wochenblatt v. J. 1817, S. 211
und v. J. 1823 S. 35), hierdurch angewiesen, die gedachten Blätter, sobald
solche der Gemeinde publicirt worden (höchstes Patent vom 18. März 1817,
Bekanntmachung der Großherzoglichen Landes-Direktion vom 31. Juli 1834 in
Nr. 16 des Regierungs-Blattes vom Jahre 1834), an den Geistlichen des
Ortes zur Durchsicht abzugeben und sodann von demselben wieder abholen zu
lassen.

Gleiches Verfahren ist rücksichtlich des Eisenachschen Kreisblattes von den
Gemeindevorständen des Eisenachschen Kreises zu beobachten.

Weimar am 13. März 1854.

Erstes Departement des Großherzoglich Sächsischen
Staats-Ministeriums, Abtheilung B.

von Watzdorf.

III. Von dem unterzeichneten Ministerium wird zur Nachricht und Nach-
achtung hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß das Großherzogliche Steuer-
aufsichts= und Gensd'armerie-Personal angewiesen ist, bei sich ergebendem Ver-
dachte der verbotswidrigen Einführung ausländischen Salzes in das Großher-
zogthum, oder bei wahrgenommener erheblicherer Differenz der stattfindenden Salz-
Transporte mit der demselben beigegebenen vorschriftsmäßigen Bezettelung die
Ladung sowie bezüglich den Salzinhaber und Führer zu der zunächst befindlichen
Großherzoglichen Zoll= oder Steuer-Stelle, oder zu der nächsten auf dem Wege
zum Bestimmungsorte zu erreichenden Orts-Polizeibehörde zu begleiten, um
daselbst die nähere Untersuchung in Gegenwart des Vorstandes dieser Behörde
oder dessen Stellvertreters vorzunehmen, dadurch den Thatbestand festzustellen und
nach Befinden das Ergebniß zur gesetzlichen Bestrafung zur Anzeige zu bringen.

Dabei wird zugleich noch besonders darauf aufmerksam gemacht, daß nach
 .# 1 des Gesetzes, das Verfahren bei Zuwiderhandlungen gegen die Gesetze
über indirekte Steuern betreffend, vom 18. März 1836 die obengedachten, mit
der Wahrnehmung des Interesse der diesseitigen Salz-Regie beauftragten Steuer-
und Polizei-Beamten ermächtigt sind, in vorkommenden Kontraventions-Fällen
sich der Gegenstände des Vergehens, wenn es zur Sicherstellung der Abgabe,
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Straf= und Untersuchungs-Kosten erforderlich ist, auch der Transport-Mittel
durch Beschlagnahme zu versichern und daß von denselben fremde und unbekannte
Kontravenienten verhaftet und, bis sie sich legitimiren und Sicherheit bestellen,
an die nächste Gerichtsbehörde zur Verwahrung abgeliefert werden können.

Weimar am 13. März 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sächftschen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.

IV. Mit Beziehung auf die Bestimmung im Eingange zu der revidirten
Gemeindeordnung für das Großherzogthum Sachsen-Weimar-Eisenach vom
18. Januar 1854 und auf Art. 169 derselben wird als der Zeitpunkt, von
welchem ab dieses neue Gesetz in Wirksamkeit zu treten hat, der erste Juli 1854
vom unterzeichneten Staats-Ministerium andurch bestimmt und solches zur öf-
fentlichen Kenntniß hiermit gebracht.

Weimar am 14. März 1854.

Erstes Departement des Großherzoglich Sachsfischen
Staats-Ministeriums, Abtheilung B.

von Watzdorf.

V. Das zeither in Krippen bei Schandau bestandene Königlich Säch-
sische Nebenzollamt erster Klasse ist von jetzt an wieder aufgehoben worden,
was hierdurch mit Bezug auf die Ministerial-Bekanntmachung vom 7. April 1851
(Seite 106 des Regierungs-Blattes von demselben Jahre) zur öffentlichen Kennt-
niß gebracht wird.

Weimar am 15. März 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sächsischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.
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VI. Dem Kaufmann C. A. Dimme allhier ist auf Nachsuchen die Er-
laubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der Eisenbahn= und
allgemeinen Rückversicherungs-Gesellschaft Thuringia zu Erfurt, Behufs der
Versicherung beweglicher und unbeweglicher Eisenbahn-Objekte gegen Feuersge-
fahr, innerhalb der Grenzen des Großherzogthumes bis auf Widerruf ertheilt
worden.

Weimar am 11. März 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sachsfischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.

VII. Dem Gastwirthe Julius Marmuth zu Buttstädt ist auf Nach-
suchen die Erlaubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der Magde-
burger Feuerversicherungs-Gesellschaft innerhalb der Grenzen des Großherzogthu-
mes bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 16. März 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sachfischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.

VIII. Dem Kaufmann Gottlieb Wagner zu Apolda ist auf Nachsuchen
die Erlaubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der Feuerver-
sicherungs-Gesellschaft „deutscher Phönir“ zu Frankfurt a. M. innerhalb der
Grenzen des Großherzogthumes bis auf Widerruf ertheilt werden.

Weimar am 18. März 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sachsfischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.
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Uegierungs-Blatt
Großherzogthum

Sachsen·= Weimar.Eisenach.
Nummer 18.

Wir Carl Alerxander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-

Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
2c. 2.

Nachdem von einigen Unternehmern in der Absicht, eine Aktien-Gesellschaft
zur Wiederaufnahme des auflässigen Bergbaues auf Kupfer und andere Me-
talle in dem sudlichen Theile des dritten Verwaltungsbezirkes zu gründen, auf
das früher schon im Bau gewesene Kupferschieferflötz, welches sich von Neuhof
nach Lauchröden und weiter gegen Süden, bezüglich Süd-Osten, bis zur Mei-
ningenschen Grenze hinzieht, bei Unserem Staats-Ministerium Muthung einge-
legt und denselben hierauf die Beleihung ertheilt worden ist, so verordnen Wir,
zur Förderung dieses gemeinnützigen Unternehmens, auf Antrag des getrenen
Landtages:

Weimar. 1. April 1854.

.
Um die Beliehenen gegen etwaige ältere Berechtigungen Dritter an dem

verliehenen Felde, dessen nähere Beschreibung die denselben ausgefertigte Ver-
leihungsurkunde enthält, und in der ungestörten Benutzung der ihnen nach Aus-
weis dieser Urkunde ertheilten Bergbau-Berechtigungen sicher zu stellen, hat auf
deren Antrag Unser Kreisgericht zu Eisenach Alle, welche an diesem Felde oder
an einem Theile desselben Rechte auf das Suchen und den Bau von metalli-

32



196

schen Mineralien oder sonst mit den Bergbau-Befugnissen der jetzt Beliehenen
in Widerspruch stehende Berechtigungen zu haben vermeinen, sofort öffentlich,
nach Maßgabe des Gesetzes vom 1. Mai 1829, aufzufordern:

binnen längstens drei Monaten
ihre vermeintlichen Rechte an dem in der Ediktal-Ladung zu bezeichnenden Ge-
genstande der Verleihung bei dem Kreisgerichte anzuzeigen und zu bescheinigen,
mit der Verwarnung, daß sie außerdem mit jedem Widerspruche gegen die neue
Verleihung ausgeschlossen und ihrer Rechte an dem weiter verliehenen Felde
und Flötze verlustig seyn sollen.

Dieser Rechtsnachtheil tritt mit dem Ablaufe der vorbestimmten Frist ohne
Weiteres von selbst ein.

2.
Den Unternehmern des vorgedachten Bergbaues wird das Recht zur Ex-

propriation derjenigen Grundstücke eingeräumt, deren sie zu den Zwecken des
beabsichtigten Bergbaues bedürfen.

Ueber die Nothwendigkeit der Abtretung nach Ort, Umfang und Zeit hat,
mit Ausschluß der Berufung auf den Rechtsweg, zunächst der Berg-Inspektor,
nach Einbenehmen mit dem Bezirks-Direktor, in weiterer Instanz aber Unser
Staats-Ministerium zu entscheiden. Eine hiernach zulässige Berufung ist jedoch
binnen vier Wochen ausschließlicher Frist einzuwenden.

Für die durch das Gericht der belegenen Sache zu bewirkende Ermittelung
der Entschädigung des Eigenthümers sowohl, als anderer Berechtigter, treten
analog dieselben Vorschriften ein, welche für die zum Chaussee-Bau nöthig
werdenden Expropriationen nach den §.S. 7, 8, 9 des Gesetzes vom 10. April
1821 bestehen.

Von den drei Werthschätzern ist einer durch den Eigenthümer, ein zweiter
durch die Unternehmer, der dritte durch das Gericht zu ernennen.

Urkundlich haben Wir gegenwärtiges Gesetz höchsteigenhändig vollzogen
und solches mit Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel versehen lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 30. März 1854.

4 Carl Alexander.
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Gese,
ein Bergbau-Unternehmen im dritten

Verwaltungsbezirke betreffend.
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Uegierungs-Blatt
Großherzogihum

Sacksen-Keimar-Eisenach.
Nummer 19. Weimar. 5. April 1831.

Ministerial-Bekanntmachung.
Nachdem mit höchster Genehmigung Sr. Königlichen Hoheit, des Groß-

herzogs, zwischen dem Großherzoglichen Staats-Ministerium und dem Herzoglich
Sachsen-Altenburg'schen Ministerium wegen Vereinfachung und Erleichterung
des Verfahrens in gemischten Ablösungssachen eine Uebereinkunft abgeschlossen
ist und die betreffenden Urkunden am ** d. J. ausgewechselt worden
sind: so wird die diesseitige Ministerial-Erklärung nunmehr hierdurch öffentlich
bekannt gemacht, mit dem Bemerken, daß die einjährige Kündigung der frag-
lichen Uebereinkunft gegenseitig vorbehalten worden ist.

Weimar am 25. März 1851.

Erstes Departement des Großherzoglich Sachsischen
Staats-Ministeriums, Abtheilung B.

von Watzdorf.

Ministerial-Erklärung.
Nachdem die Großherzoglich Sachsen-Weimarische Regierung mit der Her-

zoglich Sachsen-Altenburg'schen Regierung übereingekommen ist, über die Grund-
sätze, nach welchen bei Provokationen auf Ablösung von Frohnden, Trift= und
Hutungs-Befugnissen und sonstigen Gerechtsamen in den Fällen verfahren wer-
den soll, wo die berechtigte Besitzung im Territorium des einen und die ver-
pflichtete im Territorium des andern Staats gelegen ist, nähere Bestimmungen
gemeinschaftlich festzustellen, erklären beide Regierungen Folgendes:
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L. In Rücksicht auf Frohnden, Trift- und Hutungs-Servituten.
Art. 1.

Wenn künftighin an der Grenze zwischen dem Großherzogthume Sachsen—
Weimar und dem Herzogthume Sachsen-Altenburg die Ablosung von Frohn—
diensten oder Trift= und Hutungs-Servituten, welche auf Grundstücken des ei-
nen Gebiets zu Gunsten von Gütern oder Grundstücken des andern Gebiets
haften, beantragt wird, so soll dieselbe in der Regel durch Kommissare beider
Staaten gemeinschaftlich regulirt werden.

Art. 2.

Ablösungen dieser Art werden auch auf einseitigen Antrag der Berechtig-
ten oder Verpflichteten eingeleitet werden, soweit nicht hinsichtlich der ersteren
der §. 9 des Großherzoglich Weimarischen Gesetzes über die Ablösung grund-
herrlicher Rechte vom 18. Mai 1848 entgegensteht. Ablösungsanträge sind bei
der General-Kommission des Staates, welchem der Antragsteller angehört, an-
zubringen, jedoch ist von dieser, wenn der Antragsteller der Berechtigte ist, die
Entschließung auf die Provokation zunächst der General-Kommission des Lan-
des zu überlassen, in welchem das verpflichtete Besitzthum gelegen ist.

Auch bleibt es dem Ermessen der General-Kommission des Staates, in
welchem die berechtigte Besitzung gelegen ist, vorbehalten, ob sie Konkommissare
bestellen oder von deren Beiordnung absehen will.

Art. 3.

Alle Verhandlungen unter den unmittelbar Betheiligten, welche zum Zwecke
haben, die abzulösenden Rechte und Verbindlichkeiten, deren Umfang, die Cnt-
schädigung dafür, die Bedingungen und Modalitäten der Ausführung der Ab-
lösungsgeschäfte, im Wege des gegenseitigen Anerkenntnisses oder der gütlichen
Einigung festzustellen, werden von den Kommissaren beider Staaten gemein-
schaftlich in den an Ort und Stelle anzusetzenden Terminen geleitet.

Art. J.

Das Directorium actorum hat die Kommission desjenigen Staates,
welchem die pflichtigen Grundstücke angehören. Dieselbe entwirft auch die Aus-
einandersetzungspläne oder Werthsberechnungen und Rezesse, theilt sie jedoch vor
der Vorlegung an die Interessenten der Kommission des andern Staates zur
Aeußerung ibrer etwaigen Bemerkungen mit.

Art. 8.
Die Vorladung der Interessenten, die Berichtigung der Legitimation, die

Herbeischaffung der etwa nöthigen Autorisationen, Approbationen oder Dekrete,
die Wahrnehmung der Rechte der entfernteren Interessenten (der dritten Per-
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sonen), als der Lehns= und Fideikommiß-Interessenten, Obereigenthümer, Erb-
verpächter, Nutznießer, Pächter u. s. w., endlich die Annotationen in den Hppothe=
ken= bezüglich in den Handels= und Konsens-Büchern, besorgt und vermittelt
jede Spezial= bezüglich General-Kommission binsichtlich der ihrem Staate ange-
hörigen Grundstücke und nach dessen Gesetzen.

Art. 6.
Alle bei den Ablösungen unter den unmittelbaren Theilnehmern vorkom-

mende, gütlich nicht zu beseitigende Streitigkeiten, sie mögen die angeblichen
Rechte, Verbindlichkeiten und deren Umfang, oder die Zulässigkeit der Provo-
kation und Ablösung, oder die Ablösungsmittel, oder den Betrag der Entschä-
digung, oder den Realisations-Termin, oder andere Gegenstände betreffen, wer-
den ausschlüssig von den Behörden desjenigen Staates, in welchem die pflich-
tigen Grundstücke liegen und nach dessen Gesetzen instruirt und entschieden, wo-
bei die Spezial-Kommission des andern Staates nur dann mitzuwirken hat,
wenn die instruirende Behörde wegen nöthiger Lokal-Besichtigungen, oder aus
anderen Gründen sie dazu auffordert.

Art. 7.

Alle Rezesse über die unter Art. 1 bezeichneten Ablösungen, auch wenn
diese ohne Mitwirkung eines Kommissars zu Stande gekommen, sind von der
General-Kommission beider Staaten zu bestätigen. Dieses gilt insbesondere
auch von den dermalen bereits anhängigen Ablösungen dieser Art, sofern sie
das Stadium der Rezeß-Bestätigung noch nicht überschritten haben.

Art. 8.
Werden bei den Ablösungen Kapital-Zahlungen stipulirt, so haben die Ab-

lösungsbehörden desjenigen Staates, welchem die Grundstücke der Empfänger
angehören, nach Maßgabe der Gesetze dieses Staates die zur Zahlung Ver-
pflichteten des andern Staates darüber zu belehren, was sie bei Leistung der
Zahlung zu beobachten haben, wenn sic durch die Zahlung, sie geschehe an die
Empfänger oder ad depositum, von ihrer Verbindlichkeit völlig befreit wer-
den und nicht den Real-Gläubigern, oder sonstigen Betheiligten verantwortlich
bleiben wollen. Wird die Deposition von Ablösungs-Kapitalen erforderlich, so
erfolgt dieselbe bei derjenigen Behörde, welche die General-Kommission des
oder der Empfangsberechtigten dem oder den Zahlungspflichtigen bekannt ma-
chen wird.

Art. 9.

Die Kosten liquidirt jede Spezial-Kommission nach den in ihrem Staate
gegebenen Regulativen bei ihrer als General-Kommission vorgesetzten Behörde.
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Die festgesetzten Kosten der beiderseitigen Kommissare werden von den Parteien
im Mangel einer besondern Einigung nach den Vorschriften aufgebracht, welche
über die Kosten-Repartition der Staat der pflichtigen Grundstücke ertheilt hat.

II. In Rücksicht auf die Ablösung anderer Grundgerechtsamec.
Art. 10.

Andere als die im Art. 1 bezeichneten Ablösungen werden ausschlüssig
von den Ablösungsbehörden desjenigen Staates, wo der verpflichtete fundus
liegt, nach dessen Geseben bis zur Konfirmation des betreffenden Ablösungsver-
trages durchgeführt. Vor Ertheilung der letzteren ist jedoch die General-Kom-
mission des Staates, in welchem das berechtigte Grundstück befindlich, bei aus-
fübrlicher Meldung dessen, was geschehen, zu einer Aeußerung darüber aufzu-
fordern, wie die Ablösungssumme mit der Wirkung völliger Befreiung legal zu
zablen sen.

Art. 11.

Die Vorladung der dem andern Staate angehörigen Interessemten zu den
in solchen Ablösungssachen vor den Ablösungsbehörden des Inlandes stebenden
Terminen hat mittelst Requisition der ordentlichen Obrigkeit jener Interessenten
zu erfolgen. Die beiderseitigen Gerichte haben diesen Requisitionen zu fügen
und sonst den Ablösungobebörden des andern Staates alle diejenige Rechtsbülfe
zu leisten, welche sie den Ablösungsbehörden des Inlandre nicht verweigern
dürfen.

Art. 12.

Ueberbaupt sollen die Bestimmungen der zwischen der Großberzoglich Wei-
marischen und der Herzoglich Sachsen-Altenburg'schen Regierung zur Beför-
derung der Rechtspflege getroffenen Uebereinfunft vom 1. August 1831, in-
soweit ee die Natur der Sache gestattet, auch auf das Verfabren in Ablö-
sungssachen angewendet werden.

Hierüber ist Großberzoglich Sachsen-Weimarischer Seits die gegenwärtige
Erklärung unter Vordruckung des Großherzoglichen Ministerial-Infiegels und
gewöhbnlicher Vollziehung ausgefertiget worden.

Weimar am 26. Januar 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium.
von Watzdorf.



Uegierungs- Blatt
Großherzogehum

Sachsen--Weimar.Eisenach.
Nummer 20. Weimar. 12. Abvril 1854.

Minißersal. S##an##wachungen.
1. Auf dem Grunde höchster Genehmigung Sr. Königlichen Hoheit, des

Großherzogs, ist dem Fabrikanten Jean David Labbez zu Sains in Frankreich
auf diesfallsiges Nachsuchen ein Erfindungs-Patent auf eine eigenthümliche, bei
dem unterzeichneten Staats-Ministerium durch Zeichnung und Beschreibung nach-
gewiesene Vorrichtung zum Noppen gewebter wollener Stoffe für die Dauer
von fünf Jahren, vom heutigen Tage an gerechnet, mit der Wirkung, daß Nie-
mand ohne vorher erlangte Zustimmung des Patent-Inhabers diese Vorrichtung
zu benutzen berechtigt ist, ohne daß aber Jemand in der Benutzung bekannter
Vorrichtungen zu dem fraglichen Zwecke behindert werden soll, für den Umfang
des Großherzogthumes ertheilt worden, jedoch nur unter der Voraussetzung, daß
das Patent dann als erloschen zu betrachten seyn würde, wenn die bleibende Aus-
führung und Anwendung der Erfindung im Großherzogthume nicht binnen Jah-
resfrist nachgewiesen seyn wird.

Auch ist bei Bewilligung des Patentes die Neuheit und Eigenthümlichkeit
der Erfindung im Sinne der laut der Bekanntmachung vom 3. März 1843
(Regierungs-Blatt vom Jahre 1843 S. 13, 14, 15) in den Zollvereins-Staa-
ten bei Erfindungs-Patenten und Privilegien zu beobachtenden Grundsätze aus-
drücklich vorausgesetzt worden.

Nachdem die diesfallsige Urkunde unter dem heutigen Tage ausgefertigt
worden ist, wird Solches hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Weimar am 25. März 1854.
Erstes Departement des Großherzoglich Sächfischen

Staats-Ministeriums, Abtheilung B.
von Watzdorf.
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II. Es'ist mehrmals vorgekommen, daß Gemeindevorstände die von dem
unterzeichneten Staats-Ministerium verfügte Einlieferung von Geisteskranken in
die Irren-, Heil= und Pflege-Anstalt zu Jena ohne Weiteres unterlassen
haben, wenn solche unnöthig geworden zu seyn schien. Da jedoch ein derarti-
ges Verfahren mit verschiedenen Unstatten verknüpft ist, so werden die Gemein-
devorstände hierdurch angewiesen, in jedem Falle, wo ihnen die angeordnete Ein-
lieferung eines Geisteskranken in die gedachte Irren-, Heil= und Pflege-Anstalt
später nicht mehr nothwendig oder zulässig erscheint, für ungesäumte berichtliche
Anzeige anher, bezüglich durch den Großherzoglichen Bezirks-Direktor zu sorgen
und dabei die Gründe, aus welchen von der Einlieferung abzustehen seyn möchte,
unter Beifügung eines geistlichen und eines ärztlichen Gutachtens, gehörig an-
zuführen.

Weimar am 30. März 1854.

Erstes Departement des Großherzoglich Sächfischen
Staats-Ministeriums, Abtheilung B.

Für den Departements-Chef.
von Helldorff.

III. Nach Artikel 169 der mit dem 1. Juli d. J. in Kraft tretenden
revidirten Gemeindeordnung vom 18. Jannar 1854 hat das Großherzogliche
Staats-Ministerium dafür zu sorgen, daß die Listen der Stimmberechtigten in
den Gemeinden mit Angabe der Zahl der jedem Einzelnen gebührenden Stim-
men zeitig aufgestellt werden und daß von den dermaligen Mitgliedern des Ge-
meinderathes so viele austreten, als erforderlich sind, um die Anzahl der Zu-
rückbleibenden auf die Hälfte des nach Artikel 66 jenes Gesetzes zulässigen
Maßes zurückzuführen.

Zu Ausführung dieser Bestimmung und sonst wird Folgendes hierdurch
verordnet:

8. 1.

Von denjenigen Gemeindevorständen, deren Bezirke bio zu 2000 Einwoh-
ner umfassen, ist nach Anleitung des Artikels 52 der revidirten Gemeindeord-
nung unverweilt ein Verzeichniß der Stimmberechtigten in der betreffenden Ge-
meinde unter Angabe des vollständigen Vornamens und Zunamens der einzelnen
Stimmberechtigten und der Zahl der ihnen gebührenden Stimmen dergestalt
aufzustellen, daß dasselbe durch Nachtragung der vorkommenden Veränderungen
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auf längere Zeit benutzt werden kann. Das angefügte Formular soll dieses
veranschaulichen.

Zu denjenigen Stimmberechtigten, welche vermöge Gesetzes bezuglich eine
Befreiung von Gemeindeabgaben genießen und deßhalb, sofern ihnen nicht we-
gen eines den Gemeindeabgaben unterliegenden Einkommens in der betreffenden
Gemeinde sonst schon ein Stimmrecht gebührt, nur eine Stimme bei Gemeinde-
beschlüssen und Gemeindewahlen abzugeben haben, gebören namentlich:

a) nach Artikel 172 der revidirten Gemeindeordnung die dermalen (d. i.
zur Zeit der Einführung des Gesetzes, 1. Juli 1854) angestellten Die-
ner der Kirche und die Volksschullehrer, soweit solche von Gemeindeab-
gaben für ihre Besoldungsbezüge thatsächlich bisher befreit waren, auf
so lange, als ihnen eine im Werthe wenigstens gleiche Verbesserung ih-
tes Diensteinkommens nicht gewährt ist;
nach Artikel 148 der Staat oder Domainen-Fiskus hinsichtlich der ihm
gehörigen, zum öffentlichen Dienste unmittelbar bestimmten Grundstücke,
Anlagen und Gebäulichkeiten;

) die Kirche und Schule rücksichtlich ihrer Grundstücke.
In Bezug auf solche Stimmberechtigte, welche, wie z. B. der Staats-

Fiskus, ein, zwar nicht der Staatssteuer, wohl aber den Gemeindeabgaben un-
terliegendes Einkommen beziehen, ist durch die Gemeindevorstände bei den be-
treffenden Großherzoglichen Rechnungsämtern bezüglich Steuer-Lokalkommissionen
unverzüglich zu beantragen, daß nach Maßgabe des Artikels 145 der revi-
dirten Gemeindeordnung der Betrag der von den gedachten Stimmberechtigten
in der Gemeinde zu entrichtenden fingirten Einkommensteuer von Grund und
Boden durch die in der Gemeinde bestellten Steuervertheiler ermittelt werde,
um nach dieser Grundlage die Stimmenzahl zu berechnen.

Uebersteigt die Zahl der Stimmen eines Einzelnen ein Dritttheil der Zahl
der Stimmen sämmtlicher Stimmberechtigten in der Gemeinde, so daß die
über jenes Dritttheil ansteigenden Stimmen auf die Dauer dieses Verhältnisses
ruhen, so ist nur das in Berechnung kommende Dritttheil der Stimmen in die
Stimmliste einzutragen.

b .

8. 2.

Die Stimmliste ist längstens bis zum 8. Mai d. J. an einem öffentlich
bekannt zu machenden Orte innerhalb des Gemeindebezirkes auf die Dauer von
zehen Tagen auszulegen und die gegen die Richtigkeit derselben etwa erhobenen
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Einwendungen sind in der durch Artikel 69 der revidirten Gemeindeordnung vor-
geschriebenen Weise zu erledigen. Die in dieser Gesetzesstelle zur Abgabe der
Entscheidungen der Gemeindebehörden und des Bezirksausschusses geordneten äu-
ßersten Fristen sind nicht nur auf das strengste einzuhalten, sondern thunlichst
abzukürzen, um das Reklamations-Verfahren so zeitig zu beendigen, daß die da-
mit im Zusammenhange stehende Wahl der Mitglieder des Gemeinderathes kei-
nen Aufenthalt erleidet.

Insbesondere sind die Gemeindevorstände hiermit angewiesen, alsbald nach
Verlauf der zu Einwendung von Reklamationen gegen die Entscheidung des
Gemeinderathes bezüglich des Gemeindevorstandes bestimmten zehentägigen Frist
die etwa eingewendeten Reklamationen mit den dazu gehörigen Akten an den
Bezirksausschuß einzusenden.

s5. 3.

Nach Artikel 66 der revidirten Gemeindeordnung besteht der Gemeinde—
rath aus:

4 Mitgliedern in Gemeinden bis 500 Einwohnern,
„ » » von 501 bis 1000 Einwohnern,

8 » » « „ 100! „ 2000 «

10 !77 77 77 77 2001 77 4000 77

und in stärker bevölkerten Gemeinden weiter aus je zwei Mitgliedern auf die
überschreitende Vollzahl von je 2000 Einwohnern.

Mit dem Eintritt der revidirten Gemeindeordnung vom 18. Jannar d. J.
scheiden von den dermaligen Mitgliedern des Gemeinderathes so viele aus, als
erforderlich sind, um die Anzahl der Zurückbleibenden auf die Hälfte des oben
bemerkten Maßes zurückzuführen, sonach

in Gemeinden bis zu 500 Einwohnern 4,
» » vo11501bi81000» 6,

5? « « 1001 77 1500 4 8,

7 « » 1501 77 2000 5 11,
» » „ 2001 „ 3000 „ 13,

» » „ 3001 „ 1000 „ 16,

2c. 1.

Da nach Artikel 72 der Gemeindeordnung vom 22. Februar 1850 in
jedem der seitdem verflossenen Jahre ein Dritttheil der Mitglieder des Ge-
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meinderathes ausgeschieden und durch neue Wahlen ersetzt ist, bei der dermali-
gen Erneuerung des Gemeinderathes aber nach Artikel 169 der revidirten Ge-
meindeordnung zunächst diejenigen, welche in Folge ihrer ersten Wahl die ver-
hältnißmäßig längste Zeit das Amt eines Gemeinderaths-Mitgliedes bekleidet ha-
ben, ausscheiden sollen: so treten die in den Jahren 1851 und 1852 gewöähl-
ten Mitglieder des Gemeinderathes, sowie die zum Ersatze außergewöhnlich
ausgeschiedener Mitglieder dieser Jahrgänge Eingetretenen aus. Wo die zurück-
dleibende Zahl der im Jahre 1853 Gewählten die Hälfte der nach der revi-
dirten Gemeindeordnung vorgeschriebenen Zahl der Mitglieder des Gemeinde-
rathes übersteigt, wie dieses z. B. in Gemeinden von 1501 bis 2000 Einwoh-
nern der Fall ist, in denen von den bisherigen 15 Gemeinderaths-Mutgliedern
11 auszutreten haben, entscheidet über den Austritt der im Jahre 1853 Ge-
wählten das Loos. Dieser Entscheidung durch das Loos unterliegen in dem
ebengedachten Falle auch solche Mitglieder mit, welche dem Gemeinderathe schon
früher angehört haben, allein durch eine Neuwahl im Jahre 1853 in der
gedachten Gemeindebehörde verblieben sind.

Haben seit der zu Ausgange des Jahres 1853 Statt gehabten regel-
mäßigen Ergänzung des Gemeinderathes außerordentliche Ergänzungswahlen Statt
gefunden, so daß die in Folge derselben eingetretenen Ersatzmänner eine kürzere
Zeit im Amte sind, als die aus den regelmäßigen Wahlen Hervorgegangenen,
so sind dieselben bei der Verloosung außer Berücksichtigung zu lassen.

8. a.

Die Gemeindevorstände haben den Termin zur Wahl der neu eintretenden
Mitglieder des Gemeinderathes, unter Beobachtung der in dem Artikel 51 u. flg.
der revidirten Gemeindeordnung gegebenen Vorschriften so zeitig abzuhalten,
daß die neuen Gemeinderäthe, so weit thunlich, mit dem 1. Juli d. J. vollstän-
dig konstituirt sind.

In den Gemeinden von mehr als 2000 Einwohnern, in denen wegen des
gleichen Stimmrechts zu Regulirung des Stimmverhältnisses (S. 1 §F. 2) keine
Vorerörterungen Statt finden, sind die Wahlen zu Ergänzung der Gemeinde-
räthe vom 1. bis 15. Juni d. J., in den Gemeinden bis zu 2000 Einwoh-
nern dagegen je nach Beendigung des Verfahrens über Feststellung der Stimm-
liste in der letzten Hälfte des Juni vorzunehmen.

8. 3.
In solchen Gemeinden, welche schon bisher durch Gemeinderäthe vertreten

waren, scheiden mit Ablauf des Jahres 1855 diejenigen Mitglieder des Ge-
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meinderathes, welche aus der Wahl im Jahre 1853 hervorgegangen sind, aus.
In den Gemeinden dagegen, welche erst in Folge der revidirten Gemeindeord-
nung durch einen Gemeinderath sich vertreten lassen, entscheidet über den Aus-
tritt der Hälfte der Mitglieder zu jenem Zeitpunkte das Loos.

8. 6.
Solche Gemeinden, welche in Gemäßheit des Artikel 65 der revidirten

Gemeindeordnung auch künftighin von Bestellung eines Gemeinderathes absehen
wollen, werden angewiesen, vom 1. Juli d. J. ab innerhalb längstens 14 Ta-
gen einen legalen Beschluß hierüber zu fassen und solchen bei dem Bezirksaus-
schusse zur Prüfung und Einholung landesherrlicher Bestätigung zu überreichen.

8. 7.
Diejenigen Gemeinden, welche eine an sich zulässige Vermehrung der im

Artikel 66 der revidirten Gemeindeordnung bestimmten Zahl der Mitglieder des
Gemeinderathes auf Grund eines Statuts beabsichtigen, haben zu Vermeidung
von Nachwahlen darauf Bedacht zu nehmen, daß die landesherrliche Bestätigung
vor der durch das Landesgesetz geordneten nächsten Erneuerung der Gemeinde-
räthe erfolgen kann.

Weimar am 31. März 1854.

Erstes Departement des Großherzoglich Sächfischen
Staats-Ministeriums, Abtheilung B.

von Watzdorf.

Formular
zu der Stimmliste.

Vorname und Zuname Zahl der Stimmen
des

Stimmberechtigten. im Jahre im Jahre im Jabre
1854. 1855. 1856.

l

s
l
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IV. In Gemäßheit der Bestimmung Ziffer 1 des unter dem 5. Januar d.
J. emanirten Nachtrages zu §. 6 des Gesetzes vom 28. August 1826 über
die öffentliche Anstalt der Brandversicherung wird zu den unter Ziffer 2 dieses
Nachtrages angegebenen Zwecken von jedem Thaler der von den Gebäudebesitzern
im Großherzogthume auf dem Grunde des Brandversicherungs-Katasters für das
laufende Jahr 1854 zu vergebenden Beitrags-Konkurrenzsummen, wie hiermit
geschieht, ein Beitrag von

Einem halben Pfennig Landeswährung
dergestalt ausgeschrieben, daß derselbe

am 1. künftigen Monats

von sämmtlichen Kontribuenten erhoben und beigebracht werden soll.
Indem daher solches sowohl den betheiligten Gebäudebesitzern, als auch

den betroffenen Ober= und Unter-Einnehmern zur Nachricht hiermit bekannt
gemacht wird, werden nicht nur die Ersteren dabei zugleich aufgefordert, die
fraglichen Beiträge zu dem bezeichneten Termine pünktlich abzuführen und zu
berichtigen, sondern es wird auch sämmtlichen Orts-Steuereinnehmern aufge-
geben, für die ungesäumte Beibringung und Einlieferung der diesfallsigen Gel-
der an die ihnen vorgesetzten Kassen und Einnahmestellen in den gesetzlich an-
nehmbaren Münzsorten, ohne erst weitere besondere Anweisung hierüber zu er-
warten, pflichtmäßig zu sorgen.

Die bezüglichen Großherzoglichen Behörden werden unvergessen seyn, bei
etwaiger Anzeige von Restanten nach Vorschrift des Gesetzes vom 11. Dezem-
ber 1850 das Erforderliche unverzüglich zu verfügen.

Weimar am 3. April 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sächsischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.

V. Da wahrzunehmen gewesen ist, daß in einzelnen Fällen der Bestimmung
im K. 1 des Sportelgesetzes vom 6. Dezember 1853 entgegen bei Liquidationen
über ein im vorigen Jahre vorgekommenes Kaufgeschäft die Bestätigungssportel
nicht nach den Bestimmungen des oben angeführten Gesetzes, sondern nach den
Ansätzen des Sportelgesetzes vom 1. Dezember 1840 berechnet worden ist, so wird
im Einverständnisse mit dem Finanz-Departement des Großherzoglichen Staats-
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Ministeriums hierdurch darauf hingewiesen, daß vom 1. Januar des gegenwär-
tigen Jahres an alle Sporteln, gleichviel, zu welchem Zeitpunkte dieselben er-
wachsen oder liquidirt sind, nur nach den Bestimmungen des Sportelgesetzes
vom 6. Dezember 1853 zu erheben sind, insoweit nicht die Liquidation schon
vor dem 1. Januar d. J. dem Zahlungspflichtigen zugestellt worden ist.

Weimar am 4. April 1854.

Zweites Departement des Großherzoglich Schfischen
Staats-Ministeriums.

von Wydenbrugk.

VI. Dem Kaufmann Friedrich August Stock zu Stadtsulza ist auf Nach-
suchen die Erlaubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der Aache-
ner und Münchener Feuerversicherungs-Gesellschaft innerhalb der Grenzen des
Großherzogthumes bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 6. April 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sächfischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.

Bekannutmachung.
In Gemäßheit hohen Ministerial-Beschlusses wird der Ansatz „5 Thlr.“

in der zehenten Zeile des §. 58 Ziffer 3 des Gesetzes über die Sporteln und
Gebühren der Gerichts= und Verwaltungs-Behörden vom 6. Dezember 1853
(Reg. Blatt v. J. 1853 S. 410)

in den Ausatz „5 Gr.“
hiermit berichtiget und öffentlich bekannt gemacht.

Weimar am 8. April 1854.

Die Redaktion des Großherzoglichen Regierungs-Blattes.
Ernst Müller.



Regierungs Blatt
Großherzogthum

Sachsen-Weimar-Eisenach.
Nummer21. Weimar. 26. April 1854.

Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-

Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. c

Um die Weimarische Bank in den Stand zu setzen, mit größerer Sicher-
heit Kredit und Darlehen gegen Bestellung von Pfändern bewilligen zu können,
verordnen Wir mit Zustimmung des getreuen Landtages, wie folgt:

8. 1.
Die Bank ist zur Auslieferung der ihr zur Sicherheit für bewilligte Dar-

leben bestellten Pfänder nur gegen vollständige Berichtigung ihrer Forderung
an Kapital, Zinsen und Kosten verpflichtet, ohne Rücksicht auf die Rechte,
welche dritten Personen an den Pfändern zusteben mögen.

g. 2.

Wird das Darlehen zur Verfallzeit nicht zurückgezahlt, so ist die Bank
derechtigt, das ihr bestellte Pfand an dem ihr geeignet erscheinenden Orte durch
einen verpflichteten Auktionator oder einen andern auf getreue Protokoll-Füh=
rung verpflichteten Beamten öffentlich versteigern oder durch einen verpflichteten

35
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Makler an einer Börse verkaufen zu lassen und sich aus dem Erlöse wegen
des Kapitals, der Zinsen und Kosten bezahlt zu machen, ohne vorher eine
Klage wider den Schuldner anstellen oder eine gerichtliche Ermächtigung oder
Mitwirkung nachsuchen zu müssen.

Auch können etwaige Ansprüche Dritter an das verkaufte Pfand (F. 1)
gegen den Käufer und dessen Rechtsnachfolger nicht geltend gemacht werden.

Reicht der Erlös zur Berichtigung der Schuld mit Einschluß aller Kosten
nicht hin, so ist der Schuldner das Fehlende nachzuzahlen verbunden.

Die Feststellung dieses Fehlbetrages von Seiten der Bank genießt vor den
Gerichten öffentlichen Glauben.

g. 3.

Bei eintretendem Konkurse über das Vermögen des Schuldners ist die
Bank zur Ablieferung des Pfandes an die Konkurs-Masse nicht verpflichtet.
Ihr verbleibt vielmehr auch in diesem Falle das Recht zur außergerichtlichen
Veräußerung desselben, mit der Verbindlichkeit, den nach ihrer Befriedigung
noch vorhandenen Rest des Erlöses gegen Zurückgabe des von ihr ausgestellten
Pfandscheines an die Konkurs-Masse abzuliefern.

Urkundlich unter Unserer höchsteigenhändigen Namensunterschrift und unter
Beidruckung Unseres Großberzoglichen Staatsinsiegels.

So geschehen und gegeben Weimar am 12. April 1854.

Carl Alexander.
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Gese ,
die Rechte der Weimarischen Bank an
den ihr bestellten Pfändern betreffend.



Bedingungen
für

Darleihung von Rentenkapitalien.

Die Weimarische Bank erklärt sich bereit, an inländische Grundbesitzer und
Gemeinden zum Behuf der Ablösung (F. 21 des Statuts) Kapitale unter fol-
genden Bedingungen darzuleihen.

1.

Der Antrag auf Darleihung eines Kapitals muß schriftlich bei der Bank-
Direktion eingereicht werden unter Beifügung

a) wenn eine ganze Gemeinde Schuldnerin wird:
1) des Protokolls aus der Gemeinderaths-Sitzung (Gemeinde-Versamm-

lung) über die Genehmigung zur Aufnahme des Kapitals,
2) des Ablösungs-Vertrags entweder im Original oder in beglaubigter

Abschrift;
b) wenn eine einzelne Person erborgt:

1) eines Taxations-Scheins der zu verpfändenden Grundstücke, welcher
rücksichtlich der Unterschriften von dem zusländigen Justizamt be-
glaubigt sein muß,

2) des Brandversicherungsscheins, wenn Brandgut verpfändet wird,
3) des Ablösungsvertrags im Original oder in beglaubigter Abschrift,
4) einer Katasterbeschreibung aller zu verpfändenden Grundstücke.



Rucksichtlich der Höhe des Unterpfandes gelten dieselben landesgesetzlichen
Bestimmungen, wie für Ausleihung von Mündelgeldern, und ist der Weimarischen
Bank überlassen, in einzelnen Fällen eine genauere Prüfung vorzunehmen.

Der schriftliche Antrag muß genau die Summe des Darlehns und die zu
verwilligende Rente im Procentsatz aussprechen.

2.

Das Kapital darf nicht unter 100 Thaler betragen, größere Summen
müssen immer mit 10 theilbar sein.

3.

Die Abtragung der Schuld findet in der Regel durch Jahresrenten statt,
in welchen

a) die Zinsen vom Kapital, bezüglich Kapitalrest, zu 3 /2 Procent,
b) die Verwaltungskosten und zwar auf ein Hundert Kapital —= 3 Sgr.

36/10 Pf.,
c) die Abschlagszahlungen aufs Kapital begriffen sind, so daß die ganze

Schuld bei * /oigen Rente im 67'ten4% » « «46»
5 11 77 77 37 77

5½ / » „ 31 „
6 „ „ „ 26 „ Jahre

getilgt ist.

Der Schuldner hat die Jahresrente halbjährlich auf seine Gefahr und
Kosten in den besonders von der Bank zu bestimmenden Zahlungsterminen
(6. 10) pünktlich bei der Bank, oder den etwa künftig zur Erleichterung für
die entfernter wohnenden Schuldner bestimmt werdenden Plätzen einzuzahlen.

Erfolgt die Einzahlung nicht pünktlich, so ist die Bank berechtigt, von der
Amortisations-Summe die gesetzlichen Verzugszinsen mit 5%, vom Tage der
Fälligkeit an gerechnet, zu erheben.

5.

Die Bank ist zur Kündigung und Einziehung des Kapitals berechtigt, wenn
der Schuldner mit zwei Terminen der Jahresrente im Rückstand ist, oder wenn



das bestellte Unterpfand wegen eingetretener Deterioration oder sonstiger Werths-
verminderung die gesetzliche Sicherheit für das Kapital und die Nebenforderungen
nicht mehr darbietet. Um hierüber eine Kontrole zu behalten, ist der Bank
überlassen, so oft es ihr nothwendig scheint, eine nochmalige Taxe der verpfän-
deten Grundstücke vornehmen zu lassen und wenn sich hierbei eine Werthsver-
minderung unter das Doppelte des Kapitals und der Nebenforderung ergiebt,
entweder das Kapital zu kündigen, oder die Bestellung einer Nachhypothek zu
verlangen.

Im Fall der wirklichen Kündigung ist der Kapitalrest dergestalt als zahl-
bar zu erachten, daß die Weimarische Bank solchen sammt den verfallenen Jah-
resrenten, sowie den 5% Verzugszinsen vom letzten Rentenverfalltermin an
mittelst Klagerhebung einzufordern berechtigt ist und erläßt die Gemeinde oder
der einzelne Schuldner der Weimarischen Bank den Beweis des zur Klagbe-
gründung erforderlichen Umstandes, daß die Jahresrente zur Verfallzeit nicht
pünktlich abgetragen worden sei.

6.

Dem Schuldner ist gestattet, im Laufe der Tilgungsperiode, sowohl die Jah-
resrente zu erhöhen, als auch Abschlagszahlungen, jedoch nicht unter 25 Thaler
und bei größeren Summen nur Mehrfaches von 10 auf das Kapital oder den
ganzen Kapitalrest abzuzahlen.

In jedem dieser 3 Fälle ist eine halbjährige Kündigungsfrist erforderlich.
Bei Abschlagszahlungen auf das Kapital ist die verminderte Rente das erste
Mal an dem auf die Einzahlung der Abschlagssumme folgenden Zahlungster-
min zu entrichten.

7.

Nach gänzlicher Tilgung der Schuld giebt die Bank den Schuldschein
quittirt zuruck und willigt in die Löschung der Hypothek in gehöriger Form.

S.

Die Bank ist berechtigt unter den im §. 22 des Statuts näher erwähn-
ten Umständen von denjenigen Darlehnen, welche sie in baarem Gelde macht,
eine Provision von zwei Procent zu nehmen.

9.

Die Ausfertigung der Urkunden, Taxen, das Eintragen der Hypothelen 2c.
geschieht auf Kosten des Darlehnsempfangers.



10.

Die Verzinsung und Tilgung des Kapitals beginnt mit dem ersten Tas
des Monats, in welchem der Vertrag zum Abschluß kommt, d. h. wo die Di-
rektion der Bank die Zusage schriftlich ertheilt hat, und ist die erste Rente
6 Monate später zu entrichten. Die Auszahlung des Kapitals selbst aber e.
folgt erst nach Aushändigung der Urkunde

a) bei Gemeinden an den Gemeinderechnungsführer, welcher darüber unter
Beifügung des Gemeindesiegels zu quittiren hat, in Gegenwart des Bür-
germeisters, welcher die Quittung mit unterzeichnet,

b) bei einzelnen Personen an den Ueberbringer der Urkunde ohne jede wei-
tere Verantwortlichkeit für die Identität der Personen zu übernehmen.

11.

Soll das Kapital durch die Post versendet werden, so erfolgt vieß für
Rechnung und Gefahr des Empfängers.

Weimar am 1. April 1854.

Bie Direktion der Weimarisehen Bank.
Polte. Callmann. Niemann.
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Ministerial--Bekanntmachungen.
I. Mit dem 1. April d. J. ist in der Residenz-Stadt Weimar an die

Stelle des gleichzeitig aufgebobenen Rentamtes ein Rechnungsamt getreten,
welchem die in den FK.#. 39 bie 41 des Gesetzes vom 5. März 1850, die
Neugestaltung der Staatsbehörden des Großherzogthumes betreffend, aufgeführ-
ten Geschäfte — mit Ausnahme jedoch der Geschäfte der Forstgelder-Ein-
nahme allhier, welche Stelle in der bisherigen Weise vorerst noch fortbesteht,
sowie mit Ausnahme der Steuerlokal-Kommissions-Geschäfte für die
Stadt Weimar, welche bis auf Weiteres vom Stadt-Gemeindevorstande
auch ferner besorgt werden — übertragen sind.

Die Zuständigkeit des gedachten Rechnungsamtes erstreckt sich über die
Bezirke des Großberzoglichen Justiz-Amtes und des Großhergogli-
chen Stadtgerichtes Weimar, wie solche unter Nr. 16 des der Ministerial=
Bekanntmachung vom 21. Juni 1850 beigegebenen Verzeichnisses (Seite 565
des Regierungs-Blattes vom gedachten Jahre) näber bezeichnet sind; der Ort
Döbritschen ist zum jetzigen Rentamte (künftigen Rechnungsamte) Jena vom
1. April d. J. ab, jedoch in Ansebung der Rechnungsführung schon vom 1.
Januar d. J. ab, übergegangen.

Da gleichzeitig die zeitherige Großherzogliche Kreis-Steuereinnahme
Weimar aufgebört hat, so sind vom 1. April d. J. ab von den Untereinnehmern
im Bezirke des neu errichteten Rechnungsamtes Weimar alle eingehobene direkte
Steuern, ingleichen die Hundesteuer und Brandkassebeiträge an die genannte
neue Stelle abzuliefern, welche sowohl hinsichtlich der laufenden Abgaben, als
auch hinsichtlich der bei dem Definitiv-Ablieferungstermine für 1853 bestande-
nen, ihr überwiesenen Reste in ein unmittelbares Ablieferungsverhältniß mit
der Großherzoglichen Haupt-Staatskasse und der Großherzoglichen Brandassekuranz-
Kasse tritt.

Zum Rechnungsamtmann ist der zeitherige Großherzogliche Steuer-Jnspektor
zu Eisenach Carl Schmidt, zum Rechnungsamts-Assistenten aber der, in gleicher
Eigenschaft bisher bei dem Großherzoglichen Rechnungsamte Buttstädt angestellt
gewesene, Hugo Kaiser ernannt worden, und es hat die Verpflichtung und
Einweisung Beider am 6. d. M. Statt gefunden.

Weimar am 15. April 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sachsischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.
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II. Nachdem mit dem 1. April d. J. die Großherzogliche Kreis--
Steuereinnahme allhier aufgehoben worden, bringen wir, bei Bezugnahme
auf unsere Bekanntmachung vom heutigen Tage, die Einrichtung eines Rech-
nungsamtes zu Weimar betreffend, hiermit weiter zur öffentlichen Kenntniß,
daß die Erhebung der direkten Steuern und der Hundesteuer von den Steuer-
einnehmern der nachbenannten Städte und Ortschaften, nämlich:

Jena, Lobeda, Coppanz, Cunitz, Döbritschen, Großschwabhausen
und Kleinschwabhausen,

nebst der Rechnungslegung vom 1. Januar d. J. ab, bis zur Einrichtung
eines Rechnungsamtes zu Jena, der Großberzoglichen Bezirks-Steuereinnahme
daselbst übertragen worden, bei dieser Gelegenheit auch die Brandkassebeiträge
aus den gedachten Städten und Ortschaften, welche bisber von den Orts-Steuer-
einnehmern unmittelbar zur Großherzoglichen Brandassekuranz-Kasse allhier abzu-
liefern waren, vom 1. April d. J. ab ebenfalls an die Großherzogliche Bezirks-
Steuereinnahme zu Jena, zur weiteren Berechnung an die Großherzogliche
Brandassekuranz-Kasse, überwiesen worden sind.

Die Ablieferung der Erträge an indirekten Steuern von den betreffenden
Hebestellen des Weimarischen Kreises erfolgt, mit Ausnahme der nach wie vor
an die Salzgelder-Obereinnahme einzuliefernden Salzgelder, unmittelbar an die
Großherzogliche Haupt-Staatskasse, mit welcher letztern auch die sämmtlichen
Rechnungsämter, sowie die Bezirks-Steuereinnahme zu Jena in einem unmittel-
baren Abrechnungsverhältnisse hinsichtlich der direkten Steuern stehen.

Demnächst ist dem dabei betheiligten Publikmu zu eröffnen, daß die bisber
von der Großherzoglichen Kreis-Steuereinnabme allhier besorgte Einlösung und
Wiederausgabe der dreiprozentigen Obligationen nu porteur der Anleihe vom
Jahre 1839 rom 1. April d. J. ab der Verwaltung der Großberzoglichen
Besoldungs= und Pensions-Kasse allhier übertragen worden ist.

Weimar am 15. April 1854.
Finanz-Departement des Großherzoglich Sächfischen

Staats.Ministeriums.Thon.III. Dem Nebensteueramte zu Wibenu, im Kurfürstenthume Hessen ist
die Befugniß zur Erledigung von Begleitscheinen II beigelegt worden, was
bierdurch mit Bezug auf die Bekanntmachung vom 24. Mai 1844 zur öffent-
lich Kenntniß gebracht wird. Weimar am 7. April 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sächfsischen
Staats Ministeriums.

G. Thon.



Uegierungs-Blatt
Großherzogthum

Sachsen-Weimar-Eisenach.
Weim ar. 3. Mai 1834.Nummer 22.

Ministerial-Bekanntmachungen.
1. Den Polizei-Behörden, insbesondere den Gemeindevorständen der

Marktorte wird hierdurch zur Nachachtung bekannt gemacht, daß in Gemähheit
des Artikels 18 des zwischen dem Zollvereine und Oesterreich abgeschlossenen
Handels= und Zoll-Vertrages vom 19. Februar 1853 denjenigen Oesterreich-
schen Unterthanen, welche mit ibren Waaren Jahrmärkte im Großherzogthume
beziehen, die Befreiung von der Entrichtung der mittelst des Gesetzes vom 27.
April 1844 eingeführten Gewerbesteuer zu gewähren ist, insofern dieselben mit
Legitimationen nach dem unten abgedruckten Formular versehen sind, deren
Ausfertigung allen Kaiserlich Königlich Oesterreichschen Bezirksämtern (in Dal-

matien den Präturen, im Lombardisch-Venetianischen Königreiche den Distrikts-
Kommissariaten) und allen den Stadthaltereien oder Kreisbehörden unmittelbar
untergeordneten Stadt-Magistraten zustebt.

Weimar am 6. April 1851.

Erstes Departement des Großherzoglich Sachsischen
Staats-Ministeriums, Abtheilung B.

Für den Departements-Chef.
von Helldorff.

Formu lar.
Dem N. JN., welcher mit seinen Fabrikaten (Produkten) die Messen und

Jahrmärkte im (Großherzogthume Sachsen, Königreiche Preußen u. s. w.) zu
besuchen beabsichtigt, wird Behufs seiner Legitimation bei den zuständigen Be-
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hörden andurch bezeugt, daß er zu N. wohnhaft sey und die seinem Gewerbe
entsprechenden gesetzlichen Steuern und Abgaben zu entrichten habe.

Gegenwärtiges Zeugniß ist galtig für den Zeitraum von .. Monaten.N. am. tenFertigung der brsthiemen i
Folgt das Signalement.

II. Nachträglich zu den Bekanntmachungen des unterzeichneten Staats-Mini-
steriums vom 25. Februar und vom 4. März d. J. (Seite 183 und 186 des
Regierungs-Blattes) werden die Fabrikanten und Gewerbetreibenden des Groß-
herzogthumes hiermit noch darauf aufmerksam gemacht, daß dieselben, wenn sie
in der dort näher angedeuteten Weise in einem anderen Zollvereins-Staate
oder im Oesterreichschen Kaiserstaate entweder selbst oder durch Handelsreisende
Geschäfte treiben wollen, die ihnen — zum Behufe der Erlangung von Ge-
werbefreischeinen und vertragsmäßiger Begünstigung hinsichtlich der Meß= und
Markt-Abgaben im Zollvereine oder in Oesterreich — von den Polizei-Behörden.
(Gemeindevorständen) ihrer bezüglichen Wohnorte ausgestellten Zeugnisse auch
den zuständigen Großherzoglichen Bezirks-Direktoren (Bekanntmachung des ersten
Departements des Großherzoglichen Staats-Ministeriums, Abtheilung B, vom
7. Oktober 1852 Ziffer 2 Seite 234 des Regierungs-Blattes) zur Beglaubigung
vorzulegen haben.

Weimar am 10. April 1854.
Finanz-Departement des Großherzoglich Sächfstsschen

Staats-Ministeriums.
G. Thon.

III. Wir haben, durch eingetretenen Dienstwechsel veranlaßt, angeordnet, daß
die Gegenbuchführung bei der Hauptstaatskasse mit Einschluß der Stammver=
mögenskasse, mit welcher zur Zeit der Großherzogliche Rent-Kommissar Saal
beauftragt ist, bei etwaiger Behinderung desselben von dem Großherzoglichen Kasse-
Registrator Kannewurf besorgt wird und bringen dieses mit Bezugnahme auf
unsere Bekanntmachung vom 4. April 1852 hiermit zur öffentlichen Kenntniß.

Weimar am 15. April 1854.
Finanz-Departement des Großherzoglich Sächsischen

Staats-Ministeriums.
G. Thon.

IV. Den Handel= und Gewerbetreibenden im Großherzogthume wird hier-
durch zur Kenntniß gebracht, daß ihnen das amtliche Waaren-Verzeichuiß
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zu den vom 1. Januar d. J. an im Zollvereine bei dem Verkehre mit Oester-
reich gültigen Tarif-Bestimmungen auf Verlangen nicht nur bei den Großher=
zoglichen Steuerämtern und Steuer-Rezepturen zur Einsichtnahme vorgelegt
werden wird, sondern daß auch einzelne Exemplare dieses Verzeichnisses bei der
Kanzlei des unterzeichneten Ministeriums verkäuflich zu haben sind und von da
aus, wenn es gewünscht wird, durch Vermittelung der betreffenden Steuerhebe-
stellen, die sich der Uebernahme und Ausführung diesfallsiger Bestellungen zu
unterziehen haben, um den Preis von 15 Sgr. für das Erxemplar bezogen
werden können.

Weimar am 22. April 1854.
Finanz-Departement des Großherzoglich Sächsischen

Staats-Ministeriums.
G. Thon.

V. Dem Kaufmann Heinrich Leutloff zu Stadtremda ist die nachge-
suchte Erlaubniß zur Betreibung einer Agentur der Feuerversicherungs-Gesellschaft
zu Leipzig innerhalb der Grenzen des Großherzogthumes bis auf Widerruf er-
theilt, dagegen aber die der Handlung „Rinders Erben“ allhier nach der
Ministerial-Bekanntmachung vom 15. Juni 1852 (Seite 153 des Regierungs-
Blattes) zeither zugestandene Befugniß zur Ausübung einer Agentur der schlesi-
schen Feuerversicherungs-Gesellschaft zu Breslau zurückgezogen worden, dergestalt,
daß diese Befugniß rücksichtlich des Abschlusses weiterer Versicherungs-Verträge
von jetzt an als erloschen zu betrachten ist.

Weimar am 24. April 1854.
Finanz-Departement des Großherzoglich Sachfischen

Staats-Ministeriums.
. Thon.

VI. Dem Kaufmann Richard Fritsch zu Ostheim ist die gebetene Er-
laubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der schlesischen Feuer-
versicherungs-Gesellschaft zu Breslau innerhalb der Grenzen des Großherzog=
thumes bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 27. April 1854.
Finanz-Departement des Großherzoglich Sächfischen

Staats-Ministeriums.
G. Thon.

VII. Indem die Entschließung gefaßt worden, eine Bezirks-Katasterführung
für die Ortschaften des Justiz-Amtes Ostheim, einstweilen mit Ausnahme von
Sondheim v. d. Rh., einzurichten und dieselbe vom 1. Mai dem Großherzog-
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lichen Rechnungsamte Ostheim zu übertragen: so wird solches andurch zur öf—
fentlichen Kenntniß gebracht.

Weimar am 22. April 1854.
Finanz-Departement des Großherzoglich Sächsischen

Staats-Ministeriums.
G. Thon.

VIII. Von der Königlich Preußischen Staatsregierung ist dem Nebengoll-
amte erster Klasse zu Schlaney in Schlesien widerruflich die unbeschränkte Be-
fugniß zur Ausstellung und Erledigung von Begleitscheinen 1 und II ertheilt
worden, was hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird.

Weimar am 23. April 1854.
Finanz-Departement des Großherzoglich Sachsischen

Staats-Ministeriums.
G. Thon.

IX. Der zwischen mehren deutschen Regierungen am 11. Juli v. J. zu
Eisenach abgeschlossenen Uebereinkunft wegen Verpflegung erkrankter und Beer-
digung verstorbener Staatsangehörigen ist auch die Großherzoglich Badensche
Regierung beigetreten.

Mit Beziehung auf die Bekanntmachung vom 12. November 1853 (Regie-
rungs-Blatt S. 346) wird solches andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Weimar am 24. April 1854.
Erstes Departement des Großherzoglich Sächfsischen

Staats-Ministeriums, Abtheilung B.
von Watzdorf.

X. Mit Bezugnahme auf die Ministerial-Bekanntmachung vom 15.
Januar 1852 (Ziffer 1 Seite 22 des Regierungs-Blattes) wird hierdurch zur
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß von Seiten der Königlich Preußischen Staats-
regierung die Waaren-Kontrole im Binnenlande, soweit solche in der Provinz
Westpfalen und den dieser Provinz angeschlossenen Fürstlich Waldeckschen und
Fürstlich Lippeschen Gebietstheilen noch aufrecht erhalten ist, nunmehr in Folge
der Statt gefundenen Vereinigung des Steuervereins mit dem Zollvereine mit
der Maßgabe aufgehoben werden wird, daß sie ferner nur noch für Kaffee im
Regierungsbezirke Münster fortbesteht.

Weimar am 26. April 1854. 4

Finanz-Departement des Großherzoglich Süchfischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.



Uegierungs-PBlatt
Großherzogthum

Sachsen-Weimar-Eisenach.
19. Mai 1831.Nummer 23. Weimar.

Ministerial-Bekanntmachungen.
I. Die Handel= und Gewerbe-Treibenden im Großherzogthume werden

biermit darauf aufmerksam gemacht, daß nach einer Mittheilung des Kurfürstlich
Hessischen Finanz-Ministeriums die von anderen Eisenbahnen, also auch von der
Thüringischen Eisenbahn auf die Main-Weser-Eisenbahn übergebenden Trans-
porte von übergangssteuerpflichtigen Gegenständen und zwar von Bier, Brannt-
wein, Obstwein und Wein, wenn dieselben nach dem Großherzogthume Hes-
sen, nach dem Gebiete der freien Stadt Frankfurt, nach Baden, Württem-
berg u. s. w. bestimmt sind, zu Verhütung der sonst für die Versender ent-
stehenden Nachtheile mit vorschriftsmäßigen Uebergangsscheinen, deren Ausfer-
tigung in den bezüglichen Fällen von Seiten der Betheiligten bei den zur Er-
theilung solcher Scheine ermächtigten Großherzoglichen Steuerstellen zu beantra-
gen ist, versehen seyn müssen.

Weimar am 28. April 1851.
Finanz-Departement des Großherzoglich Sachsfischen

Staats-Ministeriums.
G. Thon.

II. Bei den verschiedenen Departements des Großherzoglichen Staats-
Ministeriums besteht die Regel, daß auf alle Eingaben von Privat-Personen
und Korporationen, auf welche ihrer Natur nach überhaupt eine Bescheidung
erwartet werden darf, auch dann, wenn auf dieselben sonst Etwas nicht verfügt
werden soll, Erlasse entweder an die betreffenden unteren Behörden zur Beschei-
dung der Betheiligten oder an diese letzteren unmittelbar ergehen. Gleichwohl
ist es vorgekommen, daß die Entschließung auf Gesuche bei dem betreffenden

37
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Departement des Staats-Ministeriums erinnert wird, ungeachtet diese bereits
gefaßt und darnach verfügt worden ist und steht daher zu vermuthen, daß in
solchen Fällen die ertheilten Bescheidungen entweder gar nicht oder wenigstens
nicht zeitig eröffnet worden sind. Da nun das Großherzogliche Staats-Mini-
sterium einen besondern Werth darauf legt, daß Dieses jederzeit geschieht, so
werden sämmtliche Behörden hiermit angewiesen, den Inhalt solcher Verfügungen
immer rechtzeitig zur Kenntniß der Betheiligten zu bringen.

Weimar am 30. April 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium.
von Watzdorf.

IIII. Von der Großherzoglich Badenschen Staatsregierung ist statt des
bisher in dem Orte Rielasingen bestandenen Nebenzollamtes zweiter Klasse
vom 20. d. M. an ein Nebenzollamt erster Klasse daselbst errichtet und das
bisherige Nebenzollamt erster Klasse zu Neuenburg in ein Nebenzollamt zweiter
Klasse verwandelt worden.

Es wird solches mit Bezug auf die Bekanntmachung vom 24. Mai 1844
(Seite 41 des Regierungs-Blattes von demselben Jahre) hierdurch zur öffent-
lichen Kenntniß gebracht.

Weimar am 3. Mai 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sächsischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.

IV. Unter Beziehung auf die Bekanntmachungen des unterzeichneten
Staats-Ministeriums vom 15. Dezember 1851, 11. Jannar und 23. Dezem-
ber 1853, betreffend die Vereinbarung der Großherzoglichen Staatsregierung
mit mehren anderen deutschen Regierungen über die gegenseitige Verpflichtung
zur Aufnahme der Auszuweisenden, wird Folgendes weiter zur öffentlichen Kennt-
niß andurch gebracht: ·

1) Dem erwähnten Vertrage ist ferner beigetreten die Großherzogliche Re-
gierung von Baden.

2) Die zuständigen Behörden zur Ausstellung von Heimathscheinen für
Baden sind dermalen die Gemeinden. Die Heimathscheine müssen von dem
Bürgermeister und zwei Gemeinderathsmitgliedern unterschrieben und vom Bezirks-
(Stadt= oder Ober-) Amte beglaubigt seyn. Beurkundungen über die Unter-
thanseigenschaft und Zusicherungen über die Wiederaufnahme solcher Personen,
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welche ohne Unterthanen zu seyn, auf Verlangen eines andern Staates aufge-
nommen werden müssen (Uebernahme-Reverse), können nur von den Bezirks-
ämtern ausgestellt werden.

3) Die Ertheilung der Heimathscheine rücksichtlich des Gebiets der freien
Stadt Hamburg steht beziehungsweise zu: der städtischen Polizei-Behörde, den
Patronaten der beiden Vorstädte St. Georg und St. Pauli, den Landherren=
schaften der Geest= und Marsch-Lande und dem Amte Ritzebüttel, wogegen zur
Ausstellung der Uebernahmescheine für die Stadt, die beiden Vorstädte und die
Distrikte der Geest= und Marsch-Lande nur die städtische Polizei-Behörde und
für das Amt NRitzebüttel der dortige Amtmann zuständig sind.

4) An die Stelle der Kurfürstlich Hessischen Landrathsämter zu Cassel,
Marburg, Hanau und Fulda in Ansehung der Kompetenz zur Ertheilung von
Heimathscheinen und Uebernahme-Neversen sind die Kurfürstlich Hessischen Po-
lizei-Direktionen daselbst getreten.

Weimar am 8. Mai 1851.

Erstes Departement des Großherzoglich Sachsischen
Staats-Ministeriums, Abtheilung B.

Für den Departements-Chef.
von Helldorff.

V. Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung des Großherzoglichen
Appellations-Gerichtes zu Eisenach vom 28. April d. J. werden die Gemein-
devorstände des Großberzogthumes hierdurch angewiesen, von jeder in die Ir-
ren-Heil= und Pflege-Anstalt zu Jena erfolgten Einlieferung einer geisteskran-
ken, weder unter väterlicher Gewalt, noch unter Vormundschaft befindlichen
Person dem zuständigen Einzelgerichte zum Zwecke der Bestellung eines Kura-
tors alsbald Nachricht zu geben.

Weimar am 11. Mai 1854.

Erstes Departement des Großherzoglich Sächfischen
Staats-Ministeriums, Abtheilung B.

Für den Departements-Chef.
von Helldorff.

VI. Da der Werth der Fünf-Thalerstücke und Zehen-Thalerstücke (Louisd'or)
— mit Ausnahme der Königlich Preußischen Fünf-Thalerstücke und Zehen-
Thalerstücke (der Friedrichsd'or) — im Verkehre sehr gesunken ist, so kann die
bisher bei den Großherzoglichen Staatskassen bis auf Widerruf gestattete An-
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nahme dieser Münzsorte, den einfachen Louisd'or zu 5K/ Thaler Landeswäh=
rung gerechnet, vom 1. Juni d. J. an nicht mehr Statt finden, es wird
vielmehr — unter Bezugnahme auf K. 6 der Verordnung vom 17. November
1840 — deren Werth hierbei (mit Ausnahme der Preußischen Friedrichsd'or,
deren Valvirung noch unverändert, wie bisher, verbleibt) von dem gedachten
Zeitpunkte an und bis auf Weiteres auf

Fünf Thaler 8 Silbergroschen im Vierzehenthalerfuße
für den einfachen Louisd'or herabgesetzt.

Sämmtliche Großherzogliche Einnahmestellen, welche ihre erhobenen Gel-
der nicht unmittelbar an die Großherzogliche Haupt-Staatskasse und bezüglich an
die Großherzogliche Brand-Assekuranz-Kasse, sondern an die Großherzoglichen
Rechnungs= und Rent-Aemter, oder an die noch bestehenden Obereinnahmen
einzuliefern haben, werden dem zu Folge angewiesen, die im Werthe von 5
Thaler vorräthigen, nebst den bis zum 31. d. M. bei ihnen noch eingehenden
Louisd'or längstens bis zum 8. Juni d. J. an die betreffenden Oberhebestellen
einzuliefern, wogegen die an die Großherzogliche Haupt-Staatskasse und bezüglich
an die Großherzogliche Brand-Assekuranz-Kasse unmittelbar einrechnenden Kas-
sen und Einnahmestellen hiermit die Anweisung erhalten, die am 31. Mai
d. J. bei ihnen vorräthigen, bezüglich die bis zum 8. Juni d. J. noch von
den Unterhebestellen eingelieferten Louisd'or à 5 Thaler, zusammen bis zum
15. Juni d. J. mittelst gehöriger Lieferscheine an die Großherzogliche Haupt-
Staatskasse, bezüglich an die Großherzogliche Brand-Assekuranz-Kasse hier ab-
zuliefern.

Weimar am 12. Mai 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sachsischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.

VII. Von dem unterzeichneten Ministerium ist dem Apotheker Carl Fried-
rich Hildemann zu Triptis die nachgesuchte Erlaubniß zur Uebernahme und
Betreibung einer Agentur der schlesischen Feuerversicherungs-Gesellschaft zu Bres-
lau innerhalb der Grenzen des Großherzogthumes bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 29. April 1854.
Finanz-Departement des Großherzoglich Sachfischen

Staats-Ministeriums.
G. Thon.



Negierungs-Blatt
Großherzogthum

Sachsen--Weimar-Eisenach.
Nummer 24. Weimar. 28. Mai 18534.

Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-=
Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. c.

haben, in gnädigster Genehmigung der von Unserer General-Postdirektion
zu Frankfurt am Main gestellten Anträge, mit Zustimmung des getreuen Land-
tages, zur Abänderung und Vervollständigung einiger Vorschriften der Postord-
nung vom 26. November 1819 zu verordnen beschlossen, wie folgt:

8. 1.
Die Beförderung von Kindern unter vier Jahren mit den Fahrposten ist

unter der Bedingung, daß dieselben sich in Begleitung und unter Obhut er-
wachsener Personen befinden, gestattet:

1) unbedingt, wenn diejenigen Personen, unter deren Obhut die Kinder
reisen, mit den letzteren einen Raum im Wagen einnehmen, in welchem
sie von anderen Reisenden völlig getrennt sind;

2) wenn dieses nicht der Fall ist, nur bedingt und so lange, als andere
Mitreisende, welche ihren Platz in einem Raume mit den Kindern er-
halten haben, gegen die Mitfahrt der letzteren keinen Einspruch erheben.

38
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8. 2.
Wollen daher diejenigen Personen, welche Kinder unter vier Jahren begleiten,

ein besonderes Coupé nicht bezahlen, sondern in derselben Wagenabtheilung,
wie die übrigen Reisenden fahren, so müssen sie sich gefallen lassen, daß sie auf
derjenigen Station, wo etwa von einem der Mitreisenden aus triftigen von der
Postverwaltung anerkannten Gründen gegen die Mitfahrt der Kinder Wider-
spruch eingelegt wird, mit den letzteren von der Mitfahrt oder Weiterfahrt aus-
geschlossen werden.

In einem solchen Falle der Ausschließung ist das bereits gezahlte Fahr-
geld auf die noch nicht zurückgelegte Strecke aus der Postkasse sofort zu restituiren.

8. 8.
Personen, welche Kinder unter vier Jahren mit sich nehmen wollen, haben

dieses bei dem Einschreiben ausdrücklich zu melden und sind dann nicht nur
nach Inhalt des §. 2 zu bedeuten, sondern es ist auch auf den Passagier-Billets
der Vorbehalt des gedachten Paragraphen mit abzudrucken.

 ##.
Reiset eine erwachsene Person mit einem Kinde unter vier Jahren, so

ist für dieses ein besonderes Personengeld nicht zu entrichten; sie hat jedoch das
Kind so auf den Schooß zu setzen, daß Belästigungen oder sonstige Inkonve-
nienzen für die übrigen Reisenden möglichst vermieden bleiben.

Will aber eine erwachsene Person mit mehr als einem Kinde unter vier
Jahren reisen, so ist für je zwei Kinder das Personengeld für einen Platz
zu entrichten.

Freigepäck für Kinder, welche unentgeltlich befördert werden, ist überhaupt
nicht, für solche aber, die nur die Hälfte des Fahrgeldes bezahlen, auch nur

zur Hälfte des, anderen Reisenden achgo enen Betrages zulässig.
Für Kinder über vier Jahre 118 in 2 Regel das volle Personengeld zu

entrichten und dem gemäß auch ein besonderer Sitzplatz zu bestimmen. Nehmen
jedoch Familien einen der abgeschlossenen Wagenräume oder auch nur eine Sitz-
bank ganz ein, so kann ein Kind bis zu dem Alter von zehen Jahren unent-
geltlich, zwei Kinder aber können gegen das Personengeld für nur eine Person
befördert werden, insofern die betreffenden Personen mit den Kindern sich auf
die von ihnen bezahlten Sitzplätze beschränken. Es gilt jedoch diese Vergünsti-
gung nur für den Hauptwagen unbedingt, für Bei-Chaisen aber nur insofern,
als auf Beibehaltung der ursprünglichen Plätze zu rechnen ist.
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8. 8.
Dieses Gesetz tritt mit dem ersten Juni d. J. in Kraft und von glei-

chem Zeitpunkte an treten die entgegenstehenden Bestimmungen der Postord-
nung vom 26. Rovember 1819 außer Wirksamkeit.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzogen und mit
Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel versehen lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 24. Mai 1854.

1 Carl Alexander.
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Gesetzesnachtrag
zur Postordnung vom 26. November 1819, die Be-

förderung von Kindern mit der Post betreffend.

Minißterial-Bekanntmachungen.
I. Das unterzeichnete Staats-Ministerium findet sich veranlaßt, im Betreff

der Staatsprüfung derjenigen, welche die Fähigkeit zur Anstellung als ausüben-
der Arzt bezüglich als Physikus im Großherzogthume erwerben wollen, Folgendes
zur Nachachtung hierdurch bekannt zu machen:

8. 1.
Zweck dieser Prüfung ist, soweit es überhaupt durch solche geschehen kann,

zu bewirken, daß nur gründlich wissenschaftlich gebildete und mit möglichster,
mindestens hinreichender praktischer Fertigkeit ausgerüstete Aerzte zur Ausübung
ihrer Kunst, bezüglich zur Anstellung als Physiker gelangen.

8. 2.
Mit dieser allgemeinen Maßgabe ist die Großherzogliche Medizinal-Kom-

mission angewiesen worden, bei der Prüfung eines jeden Kandidaten, der sich
zur ärztlichen Praxis qualifiziren will, ohne Unterschied, ob er die Ausdehnung
der letztern auch auf die Chirurgie oder auf die Geburtshülfe, oder auf diese
beiden Fächer zusammen wünscht, oder nicht, die nachstehend genannten Dis-
ziplinen mit gebührender Strenge zu berücksichtigen:
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1) die normale und die pathologische Anatomie,
2) die Physiologie,
3) die allgemeine Pathologie und Therapie,
4) die Arzeneimittellehre, insbesondere auch hinsichtlich ihres pharmacog-

nostischen Theiles,
5) die Arzenei-Verordnungslehre nebst Pharmacie,
6) die spezielle Pathologie und Therapie, namentlich auch der Geisteskrankheiten,
7) die Chirurgie und "
8)dieGebutthshülfe,

bezüglich der beiden letzteren Fächer jedoch bei Kandidaten, welche dieselben nicht
ausüben wollen, mit Ausschluß der speziellen Operations-Lehre und der Lehre
von den Instrumenten, Verbänden, Apparaten und Maschinen.

8

Die Prüfung hat auch, namentlich durch geeignetes Eingehen auf die phi-
losophischen und naturwissenschaftlichen Disziplinen, vornämlich Logik, Metaphysik,
Psychologie, Zoologie, Botanik, Mineralogie, Physik und Chemie, bei jeder
passenden Gelegenheit zu erforschen, ob der Kandidat die einem tüchtigen Arzte
unentbehrliche Grundbildung besitze.

Die Physikats-Prüfung, zu welcher nur diejenigen zugelassen werden, welche
die Staatsprüfung als Aerzte und mindestens auch als Geburtshelfer mit gün-
stigem Erfolge schon bestanden haben, soll die Kenntnisse und Fertigkeiten der
Kandidaten in der medizinischen Polizei, sowie in der polizeilichen und in der
gerichtlichen Medizin ermitteln.

Anmeldungen zu dieser Prüfung können künftig jederzeit erfolgen.
Weimar am 13. Mai 1854.

Erstes Departement des Großherzoglich Sachfslischen
Staats-Ministeriums, Abtheilung B.

Für den Departements-Chef.
Julius von Helldorff.

II. Dem Bürgermeister Wilhelm von Obstfelder zu Lobeda ist auf
Nachsuchen die Erlaubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der
Feuerversicherungs-Gesellschaft Borussia zu Berlin innerhalb der Grenzen des
Großherzogthumes bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 5. Mai 1854.
Finanz-Departement des Großherzoglich Süchsfischen

Staats=Ministeriums.
G. Thon.
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Uegierungs-Blatt
für das

Großherzogthum
Sachsen-Weimar-Eisenach.

Nummer 25. Weimar. 31. Mai 1831.

Ministerial-Bekanntmachungen.
1. Seine Königliche Hoheit, der Großherzog, haben gnädigst beschlossen,

der von Ihrer Königlichen Hoheit, der Frau Großberzogin, unter dem Namen
„Sophienstift“ allhier gegründeten Erziehungsanstalt für Töchter aus den höhe-
ren Ständen die Rechte einer juristischen Person zu verleihen, auch die biefür
errichteten, nachstehend abgedruckten Statuten (den Prospektus vom 25. Dezem-
ber v. J.) zu genehmigen, was höchstem Befeble gemäß andurch öffentlich be-
kannt gemacht wird.

Weimar am 22. April 1854.

Zweites Departement des Großherzoglich Sachsischen
Staats Ministeriums.

von Wydenbrugk.

Prospektus
über die

Gründung einer Erziehungsanstalt fur Tochter hoherer Stände
in Weim ar.

1.
Mit Ostern 1854 wird in der Großherzoglichen Residenz-Stadt Weimar

eine Bildungsanstalt für Töchter höherer Stände unter dem Namen
„Gophienstift“

errichtet.
39



226

2.
Ihre Königliche Hoheit die Frau Großherzogin Sophie haben befohlen,

diese Anstalt zu gründen und das Protektorat, sowie die oberste Leitung der-
selben Höchstselbst zu übernehmen geruht.

3
Unter der hohen Protektion und Leitung Ihrer Königlichen Hoheit der

Frau Großherzogin wird eine Kommission, bestehend aus dem jeweiligen Chef
des Kultus-Departements, dem Ober-Hofprediger und dem von Ihrer König-
lichen Hoheit ernannten Stifts-Direktor die Einrichtung und Beaussichtigung
der Anstalt besorgen.

4.
Ihre Königliche Hoheit die Frau Großherzogin wollen huldreichst die Ver-

tretung der Anstalt in Beziehung auf die Verbindlichkeiten derselben, soweit solche
nicht durch die laufenden Einnahmen zu decken seyn sollten, übernehmen.

5
Der Stifts-Direktor ist mit der Ausübung der Rechte und Pflichten der

Anstalt in vermögensrechtlicher Beiehuns beauftragt.
Die Aufsicht über die Shürimn, sowie über das sämmtliche weibliche

Personal der Anstalt führt eine Stifts-Direktorin, welche bei der Entwerfung
des Unterrichtsplanes eine berathende Stimme hat.

In jeder Klasse stehen außerden die Schülerinnen unter der besondern
Aufsicht einer Dame, welche in allen Unterrichtsstunden zugegen ist, die französischen
(bezüglich englischen) Konversations-Uebungen leitet und in einzelnen Fächern
Unterricht ertheilen kann.

8.
Der Stifts-Direktor wird auf einen vom jeweiligen Chef des Kultus-De-

partements und vom Ober-Hofprediger ausgehenden gutachtlichen Vorschlag von
Ihrer Königlichen Hoheit der Frau Großherzogin angestellt. Die Stellen der
Stifts-Direktorin, sowie sämmtlicher Lehrer und Lehrerinnen werden auf einen
gutachtlichen Vorschlag der unter 3 genannten Kommission von Ihrer Königli-
chen Hoheit der Frau Großherzogin ke

Das Sophienstift soll die Bilbun der ihm anvertrauten Töchter vom sie-
benten Jahre an übernehmen und in seinen verschiedenen Abtheilungen bis zum
siebenzehenten Jahre vollenden.
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Es besteht aus drei Klassen mit den nöthigen Abtheilungen, in welchen
die Schülerinnen von dem siebenten bis fiebenzehenten Jahre, je nach der Stufe
ihrer Kenntnisse, ausgenommen und unterrichtet werden.

11.
Die Unterrichtsgegenstände sind:

1) Religion, durch Geistliche der verschiedenen Konfessionen ertheilt.
2) Deutsche Sprache, Sprechen, Lesen, Schreiben, Grammatik und
Literatur.
3) Französische Sprache, in denselben Abtheilungen.
4) Englische Sprache, in denselben Abtheilungen.
5) Rechnen, Kopf= und Ziffer-Rechnen mit Bezug aufdiepraktischen

Seiten des weiblichen Berufes.
6) Naturbeschreibung, Naturlehre, Geographie und Geschichte.
7) Klassische Alterthumskunde, Mythologie und Literatur.
8) Gesang und Pianoforte.
9) Zeichnen.

10) Weibliche Handarbeiten.
11) Tanz, a) vorbereitender gymnastischer Unterricht in Stellung, Hal-

tung, Bewegung, Gang; b) eigentlicher Tanzunterricht.
12.

Den Unterrichtsplan entwirft die unter 3 genannte Kommission mit Hin-
zuziehung der unter 6 genannten Stifts-Direktorin und legt ihn zu höchster
Genehmigung Ihrer Königlichen Hoheit der Frau Großherzogin vor.

13.

Das Honorar für den Unterricht beträgt jährlich:
1) in der dritten Klasse: 25 Thaler,
2) in der zweiten Klasse: 30 Thaler,
3) in der ersten Klasse: 40 Thaler.

Der Unterricht in der Musik, dem Gesang, dem künstlerischen Zeichnen
und in den weiblichen Handarbeiten, bei welchem die Theilnahme freigestellt
wird, muß besonders honorirt werden und zwar in den erstgenannten drei Fächern
mit je 20 Thalern und in Handarbeiten mit 5 Thalern für ein Jahr.

Ihre Königliche Hoheit die Frau Großherzogin haben sich vorbehalten eine
Anzahl Freistellen im Sophienstifte zu gründen und zu besetzen.
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14.

Die ganze Erziehung und der Unterricht in der Anstalt sollen geistbildend
seyn und auf dem Boden wahrer Religiosität die Intelligenz und das Gemuth
der ihr anvertrauten Töchter gleichmäßig entwickeln und ausbilden, fur ihren
hohen weiblichen Beruf im Leben ihre innere Erziehung vollenden und äußer—
lich ihnen die feine und schöne Haltung ganz zu eigen machen, welche ihre ge-
sellschaftliche Stellung erfordert.

Weimar am 25. Dezember 1853.
Anmerkung: Für auswärtige Töchter, welche dem Sophienstifte zur Bildung

anvertraut werden sollen, werden die Pensionate der Fräulein Käm-
pfer, der Madame Lichtenstein, der verwitweten Frau Sekretar Koch
und der Fräulein Steiner, welche sich unter die Aufsicht der unter 3
genannten Kommission, sowie der Stifts-Direktorin gestellt haben, geeig-
nete Aufnahme in Kost und Logis darbieten.

II. Dem Kaufmann Ernst Junge zu Apolda ist auf Nachsuchen die Er-
laubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der Aachener und Mün-
chener Feuerversicherungs-Gesellschaft innerhalb der Grenzen des Großherzogthu=
mes bis auf Widerruf ertheilt worden. Weimar am 6. Mai 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sachsischen
Staats-Ministeriums.

Thon.
III. Dem Friedrich Möller zu Crenzburg ist auf Nachsuchen die Er-

laubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der Feuerversicherungs-
Gesellschaft Borussia zu Berlin innerhalb der Grenzen des Großherzogthumes
bis auf Widerruf ertheilt worden. Weimar am 8. Mai 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sachfischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.
IV. Von dem unterzeichneten Ministerium ist dem Kaufmann Johannes

Roßbach zu Creuzburg die nachgesuchte Erlaubniß zur Uebernahme und Betrei-
bung einer Agentur der Magdeburger Feuerversicherungs-Gesellschaft innerhalb
der Grenzen des Großherzogthumes bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 11. Mai 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sächfischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.



Regierungs-Blatt
Großherzogthum

Sachsen-Weimar= Eisenach.
Nummer 26. Weimar. 11. Juni 1854.

Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-

Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. c.

Auf dem Grunde getroffener Verabschiedung mit dem in diesem Jahre
außerordentlich versammelt gewesenen getreuen Landtage treten hinsichtlich des
Eigenthums an dem nach dieser Vereinbarung von dem landschaftlichen Ver-
mögen seiner Substanz nach wieder abzutrennenden Kammervermögen die vor
dem 6. April 1848 bestehenden Rechte wieder ein.

Aus Anlaß dieser Verabschiedung verordnen Wir hierdurch:
I.

Das Finanz-Departement Unseres Staats-Ministeriums, welchem Wir die
verfassungsmäßige Verwaltung Unseres Kammervermögens, für Rechnung Unseres
Staats-Fiskus, ferner wie zeither, in Gemäßheit des F. 54 des Gesetzes vom
5. März 1850 über die Neugestaltung der Staatsbehörden, übertragen haben,
bleibt auch in Bezug auf die Substanz Unseres von demselben verwalteten Kam-
mervermögens mit dessen Vertretung in allen seinen rechtlichen Beziehungen be-
auftragt, dergestalt, daß das genannte Ministerial-Departement über Bestand-
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theile Unseres Kammervermognes namentlich auch Prozesse zu führen, Ablösungen
zu bewirken, Verträge jeder Art zu schließen oder sonst zu verfügen hat.

Diejenigen Angelegenheiten dieser Verwaltung, in welchen Unsere eigene
unmittelbare Entschließung in Unserem Gesammt-Ministerium einzuholen ist, be-
halten Wir vor, in Gemäßheit des §. 64 des angezogenen Gesetzes, im Wege
der Instruktion zu bestimmen.

II.

Der Unserem Großherzoglichen Hause zur eigenen Verwaltung und Be-
nutzung vorbehaltene Theil Unseres Kammervermögens, mit Einschluß der aus
den Revenüen des für Rechnung Unserer Staatskasse verwalteten Theils dieses
Vermögens zu gewährenden Domanial-Rente, soll für Rechnung und unter dem
Namen Unserer Hofkasse durch Unser Hof-Marschallamt, nach den von Uns zu
ertheilenden Instruktionen, verwaltet und in allen Beziehungen vertreten werden.

Insoweit in Bezug auf die Verwaltung dieser Vermögensgegenstände die
Mitwirkung Unseres Staats-Ministeriums nach der gedachten Verabschiedung und
nach Unseren Anordnungen einzutreten hat, gehört dieselbe zu dem Ressort des-
jenigen Ministerial-Departements, mit welchem die Angelegenheiten Unseres
Großherzoglichen Hauses verbunden sind.

Urkundlich ist gegenwärtige Verordnung von Uns hhöchsteigenhändig voll-
zogen und mit Unserem Großherzoglichen Staateinsiegel versehen worden.

So geschehen und gegeben Weimar am 4. Mai 1854.

6 Carl Alexander.
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon.

Verordnung,
die Verwaltung des Großherzoglichen

Kammervermögens betreffend.
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Ministerial-Bekanutmachungen.
I. Nachdem der nachstehend abgedruckte, unter dem 25. März d. J. zu

Meiningen abgeschlossene Staatsvertrag, betreffend die Erstreckung der Sachsen-
Meiningenschen Forst-Strafgesetzgebung auf die Zillbacher Receß-Waldungen,
gegenseitig ratifizirt worden ist, wird derselbe auf höchsten Befehl Sr. König-
lichen Hoheit, des Großherzogs, zur allgemeinen Nachachtung hierdurch bekannt
gemacht.

Weimar am 22. Mai 1854.

Erstes und Drittes Departement des Großherzoglich Sachfischen
Staats-Ministeriums.

von Watzdorf. G. Thon.

Staats-Vertrag
vom 25. März 1854,

die Erstreckung der Sachsen-Meiningenschen Forststraf-Gesetzgebungauf die Zillbacher Receß-Waldungen betreffend.
Zum Zwecke der Vereinbarung eines Staatsvertrages über die Erstreckung

der Sachsen-Meiningenschen Forst-Strafgesetzgebung auf die Zillbacher Receß-
Waldungen haben die Großherzoglich Sächsische und die Herzoglich Sachsen-
Meiningensche hohen Staatsregierungen durch Abgeordnete, nämlich:

den Großherzoglich Sachsen-Weimar-Eisenachschen Finanz-Rath D. Bern-
hard Emminghaus, Weimar-Eisenachischer Seits,

dun

den Herzoglich Sachsen-Meiningenschen Staatsrath D. Friedrich Eduard
Oberländer, Meiningenscher Seits,

Verhandlung pflegen lassen, in deren Folge, mit Vorbehalt höchster Genehmi-
gung, folgende Uebereinkunft abgeschlossen worden ist:

Art. I.

An die Stelle der seitherigen vertragsmäßigen Bestimmungen über die
Untersuchung und Bestrafung derjenigen Forstentwendungen und Forst-Polizei-
vergehen, welche von Einwohnern der recessirten Ortschaften der Herzoglich
Sachsen-Meiningenschen Aemter Wasungen und Sand in den zum Großherzog=
thume Sachsen-Weimar-Eisenach gehörigen Zillbacher Receß-Waldungen, oder
in Bezug auf diese Waldungen zu Schulden gebracht werden, treten sowohl in
Absicht auf die mit Strafe bedrohten Handlungen und Unterlassungen, als in
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Absicht auf die Gerichtszuständigkeit, das Untersuchungsverfahren und die zu
erkennenden Strafen die Vorschriften des Sachsen-Meiningenschen Gesetzes vom
23. Juni 1850, betreffend die Untersuchung und Bestrafung der Forstvergehen
und folgeweise die einschlägigen Bestimmungen des Sachsen-Meiningenschen
Strafgesetzbuches und der Sachsen-Meiningenschen Strafprozeßordnung nebst
dem Gesetze, betreffend die Einführung derselben vom Jahre 1850, sowie der
Sachsen-Meiningenschen Verordnung vom 28. Oktober 1850, jedoch mit fol-
genden Modifikationen und Erläuterungen.

Art. II.
Nach dem Worte „Wer“ im Art. 15 Ziffer 7 des Gesetzes vom 23. Juni

1850 soll das Wort „unbefugt“ für eingeschaltet angesehen werden.
Art. III.

Als ein „unbefugtes“ Eintreiben im Sinne des Art. 15 Ziffer 8 jenes
Gesetzes ist es namentlich nicht anzusehen, wenn, obschon fremdes Vieh in eine
Zillbacher Waldung eingetrieben, dadurch doch die, auf eine Sachsen-Weimar-
Eisenach bindende Weise, bestimmte Stückzahl des Weideviehes nicht überschrit-
ten ward.

Im Civil-Prozeß-Wege auszuführen, daß der mit einer bestimmten Stück-
zahl Huthberechtigte doch nur eigenes, nicht aber fremdes Vieh eintreiben dürfe,
bleibt Sachsen-Weimar-Eisenach jederzeit unbenommen.

Art. IV.
Der Schlußsatz: „Beim zweiten und weiteren Rückfällen“ u. s. w. im

Art. 15 Ziffer 16 des gedachten Gesetzes bleibt den Recessirten gegenüber außer
Anwendung.

Art. V.
Zu den im Art. 15 Ziffer 18 desselben Gesetzes erwähnten „verbotenen

Instrumenten“ sind die in den Aemtern Wasungen und Sand üblichen sichel-
förmigen, unten etwas scharfen Reißhippen nicht zu rechnen.

Art. VI.
Unter den im Art. 15 Ziffer 21 desselben Gesetzes erwähnten „Forstord-

nungen“ und unter den im Art. 16 daselbst erwähnten „allgemeinen und ört-
lichen Verboten“ sollen rücksichtlich der hier in Rede stehenden Vergehen diejeni-
gen Forstordnungen und diejenigen allgemeinen, oder örtlichen Verbote verstan-
den werden, welche zum Behufe des Forstschutzes, der Regelung des Forsthaus-
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haltes oder der Forst-Kultur für die Sachsen-Weimar-Eisenachschen Domanial-
Waldungen überhaupt bereits bestehen, oder künftig werden erlassen werden.

Art. VII.
Die im Art. 22 daselbst erwähnte Straflosigkeit tritt nur dann ein, wenn

die in diesem Artikel unterstellte Anzeige und Darbietung bei einer bei dem Forst-
wesen angestellten Person, welcher die Aufsicht über die betreffende Waldung
übertragen ist, geschah.

Art. VIII.
Was in den Artikeln 24 und 25 jenes Gesetzes von „Forstbedienten“,

von „bestellten Aufsehern“ und von „verpflichteten Offizianten“ geordnet ist, gilt
in Absicht auf die Zillbacher Receß-Waldungen von den Sachsen-Weimar-Ei-
senachschen Dienern und Beamten der hier in Rede stehenden Kategorien.

Als Fremder im Sinne des Art. 24 soll kein Bewohner der reressirten.
Ortschaften betrachtet werden können. Wohl aber dürfen die Sachsen-Weimar=
Eisenachschen Forstbedienten und Forstaufseher auch der Person ihnen unbe-
kannter Einwohner der recessirten Ortschaften, welche über einem Fostvergehen
in den Receß-Waldungen betreten werden, nach Maßgabe jenes Artikels sich
bemächtigen.

Art. IX.
In Absicht auf die Zuständigkeit des Gerichtes (Art. 27 des mehrerwähnten

Gesetzes) wird bei der Untersuchung und Bestrafung der hier in Rede stehenden
Entwendungen und Vergehen, mit Hinblick zugleich auf die einschlägigen Be-
stimmungen im Art. II des Hennebergschen Theilungs-Recesses vom 19. August
1661, die Vorschrift im Art. 53 der Sachsen-Meiningenschen Strafproceß=
ordnung als maßgebend anerkannt.

Art. X.
Rücksichtlich der in den Receß-Waldungen oder in Beziehung auf sie ver-

übten hier in Rede stehenden Entwendungen und Polizei-Vergehen sollen diese
Waldungen, hingesehen auf die Bestimmungen im §&amp;. 1 Ziffer IV und F. 11
der Sachsen-Meiningenschen Verordnung vom 28. October 1850, den Sachsen-
Meiningenschen Domainen-Waldungen, und die Sachsen-Weimar-Eisenachschen
den Sachsen-Meiningenschen Forstbeamten gleichgestellt seyn.

Was im §. 3 jener Verordnung von „zuständigen Ortsvorständen“ festge-
setzt ist, gilt für die Receß-Waldungen von den als Staatsanwalts-Vertreter
aufgestellten Sachsen-Weimar-Eisenachschen Forstbeamten.
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Art. XI.
Zur Erhebung der Schadenersatzposten (vergl. Art. 28 des Gesetzes vom

23. Juni 1850) wird Sachsen-Weimar-Eisenachscher Seits ein in der Stadt
Wasungen wohnbafter ständiger Einnehmer bestellt werden.

Art. XII.
Der Art. 32 des Gesetzes vom 23. Juni 1850 wird durch gegenwärtige

Uebereinkunft aufgehoben.
Art. XIII.

Durch das so eben erwähnte Gesetz und den gegenwärtigen Vertrag sollen
die von den Reressirten in Bezug auf die Zillbacher Waldungen wohlerworbenen
Privat-Rechte eben so wenig für beschränkt, für suspendirt, oder für aufgehoben
geachtet werden, als die in dem Staatsvertrage vom 17. November 1842 fest-
gesetzten eivilrechtlichen Folgen der von den Recessirten in jenen Waldungen,
oder in Bezug auf dieselben zu Schulden gebrachten Vergehen oder Zuwider=
handlungen, insbesondere auch nicht die civilrechtlichen Folgen- des verbotswidri-
gen Holzverkaufes.

Art. XIV.
Alle allgemeine auf das ganze Herzogthum Sachsen-Meiningen anwendbare

Abänderungen und Zusätze, welche das Sachsen-Meiningensche Gesetz vom 23.
Juni 1850 künftig etwaerleidet oder erhält, sollen von der Herzoglich Sachsen-
Meiningenschen Staatsregierung, so lange der gegenwärtige Staatsvertrag in
Kraft bleibt, auch auf die von Einwohnern der recessirten Orte der Aemter
Wasungen und Sand in den Zillbacher Waldungen begangenen Forstentwen-
dungen und Forst-Polizeivergehen erstreckt werden.

Art. XV.
Die Dauer der vorstehenden Uebereinkunft wird vorläufig auf die nächsten

drei Jahre, vom Tage ihrer Publikation an, festgesetzt, dergestalt, daß inso-
fern nicht während dieser Zeit und spätestens sechs Monate vor Ablauf dersel-
ben von dem einen oder dem anderen kontrahirenden Theile eine Kündigung
eintritt, dieselbe als auf noch drei Jahre, und sofort von drei Jahren zu drei
Jahren, verlängert anzusehen ist.

Von Zeit des Ablaufes des Vertrages an treten bezüglich der Untersuchung
und Bestrafung der von den Einwohnern der rercessirten Ortschaften in den
Receß-Waldungen verübten Forstentwendungen und Forst-Polizeivergehen die
receßgemäßen früheren Einrichtungen und Bestimmungen alsbald wieder in Kraft.
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Art. XVI.
Das durch gegenwärtiges Uebereinkommen Vereinbarte leidet auch Anwen-

dung auf die vor dem Tage der Publikation des Vertrages von den Einwoh-
nern der reressirten Ortschaften in den Zillbacher Waldungen begangenen Forst-
entwendungen und Forst-Polizeivergehen, insofern, was die Höhe der Strafe be-
trifft, das Sachsen-Meiningensche Gesetz gelindere Strafbestimmungen enthält,
als die receß= und staatsvertragsmäßigen seitherigen Satzungen sie enthalten
und nicht das letzte, ein Rechtsmittel weiter nicht zulassende, Erkenntniß bereits
gesprochen ist.

Art. XVII.
Vorstehender Vertrag soll den beiden höchsten Höfen zur Ratifikation vor-

gelegt werden und die Auswechselung der Ratifikations-Urkunden binnen sechs
Wochen erfolgen.

Meiningen am 25. März 1854.

1 Bernhard Emminghaus. 6 D. Friedrich Eduard Oberländer.
II. Mit Beziehung auf die Bekanntmachung vom 6. Januar 1853 (Nr. 1

des Regierungs-Blattes vom vorigen Jahre) wird hierdurch zur Kenntniß der
betreffenden Behörden gebracht, daß im Einverständniß mit dem dritten Ministe-
rial-Departement das Formular zu dem nach F§F. 34 der Instruktion für die
Sportel-Einnehmer der Großherzoglichen Einzelgerichte vom 1. Dezember 1850
zu führenden Repertorium zu dem Einnahme-Manual (Sportel-Manual) zu
dem Preise von 4 Thlr. 15 Sgr. für das Ries von der von Göckelschen Hof-
buchdruckerei in Eisenach zu beziehen ist.

Weimar am 24. Mai 1854.

Zweites Departement des Großberzonlich SachsischenStaats-Ministeriums
von Wydenbrugk.

III. Nachdem dem Herzoglich Sachsen-Meiningenschen Steueramte zu
Römhild die Befugniß zur Erledigung von Begleitscheinen II ertheilt, auch
dahin Einleitung getroffen worden ist, daß diese Kompetenz-Erweiterung vom
1. Juli d. J. in das Leben treten wird: so wird solches hierdurch zur öffent-
lichen Kenntniß gebracht. Weimar am 26. Mai 1854.

Finanz-Departement de- Srosberzoglich SächsischenStaats-Ministeriu
G. Thon.
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IV. Dem Carl Weidler allhier ist auf Nachsuchen die Erlaubniß zur
Uebernahme und Betreibung einer Haupt-Agentur der Magdeburger Feuerver-
sicherungs-Gesellschaft innerhalb der Grenzen des Großherzogthumes bis auf
Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 28. Mai 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sächfischen
Staats-Ministeriums.

G. Thon.

V. Se. Königliche Hoheit, der Großherzog, haben zu bestimmen gnädigst
geruhet, daß die zeither im Gebrauch gewesene Bezeichnung der einzelnen Depar-
tements des unterzeichneten Staats-Ministeriums künftig in Wegfall kommen
und statt derselben von jetzt an das zeitherige Departement I Abtheilung A
„Departement des Großherzoglichen Hauses und der auswärtigen Angelegen-
heiten“, das zeitherige Departement 1 Abtheilung B „Departement des In-
nern“, das zeitherige Departement III „Departement der Finanzen“, das
zeitherige Departement II „Departement der Justiz und des Cultus“ be-
zeichnet werden solle.

Höchstem Befehle gemäß wird Solches zu Jedermanns Nachachtung hier-
durch bekannt gemacht.

Weimar am 31. Mai 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium.
von Watzdorf.

Bekanutmachung.
Auf Anordnung des Großherzoglichen Staats-Ministeriums werden die

Großherzoglichen Justiz-Behörden hierdurch angewiesen, sich, wenn sie einer Aus-
kunft über den Gesundheitszustand einer in eine Landes-Heilanstalt aufgenom-
menen Person bedürfen, nicht sowohl an den Physikus des Amtsbezirkes, in
welchem sich die Landes-Heilanstalt befindet, sondern vielmehr an das Direktorium
der letztern zu wenden.

Eisenach am 30. Mai 1854.

Großherzoglich Sächsisches Appellations-Gericht.
von Mandelsloh.



Regierungs-BGlatt
Großherzogthum

Sachsen--Weimar-Eisenach.
Nummer 27. Weimar. 15. Juni 1834.

Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-
Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. 2c.

Da die zeither in Anwendung gekommenen Vorschriften wegen der bei
Mißwachs oder anderen ähnlichen, den Ertrag des Einkommens aus Grund und
Boden oder aus Gebäuden schmälernden Kalamitäten nach Befinden zu erthei-
lenden Steuererlasse, den gegenwärtigen Verhältnissen nicht mehr entsprechen:
so verordnen Wir in dieser Beziehung hiermit anderweit, wie folgt:

8. 1.
Wenn Feldfrüchte, Futterkräuter, Gras oder Gartengewächse von Mißwachs

betroffen, oder vor der Einerntung durch Hagelschlag, Ueberschwemmung oder
andere zufällige Ereignisse beschädigt werden: so haben zum Behufe des deshalb
etwa zu bewilligenden Erlasses an alter Landsteuer und an Grundeinkommen-
steuer die Besitzer derselben, und zwar in den zuletzt bezeichneten Fällen alsbald
nach Eintritt der Beschädigung und so lange der Umfang und die Größe des
erlittenen Verlustes mit Sicherheit sich beurtheilen und feststellen lassen, dem
Rechnungsamte des Bezirkes Anzeige davon zu machen.
8 Beschädigungen an Obstbäumen und deren Fruchten bleiben hierbei außer

etracht.
8. 2.

Erfolgen dergleichen Anzeigen erst später, nachdem in dem ursprünglichen
Zustande der Beschädigung schon Veränderungen Statt gefunden, oder erreicht
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der Schaden nicht einmal ½ des Ganzen: so sind die Betheiligten mit dem
Anspruche auf Steuererlaß-Bewilligung abzuweisen, auch sind dieselben die Kosten
der etwa veranstalteten Lokal-Expeditionen aus eigenen Mitteln zu tragen schul-
dig, wenn hiernach die von ihnen erstatteten Anzeigen nachträglich als verspätet
sich ergeben, oder die festgestellte Schaden-Quote weniger als ½ betragen sollte.

. 3.

Dagegen hat im anderen Falle das Rechnungsamt unverzüglich aus der
Zahl der im Amtsbezirke vorhandenen verpflichteten Taxatoren zwei genugsam
qualificirte Sachverständige, von denen jedoch keiner dem Gemeindebezirke ange-
hören darf, in dessen Flur der angezeigte Schaden sich ereignet, auszuwäh-
len und mit denselben, nachdem sie auf die von ihnen bereits geleistete Pflicht
wiederholt verwiesen worden, unter Zuziehung des betreffenden Gemeinde-
vorstandes, des Orts-Katasterführers und zwei Feldgeschwornen die beschädigten
Grundstücke an Ort und Stelle genau zu besichtigen und das von den Werth-
schätzern abgegebene Gutachten über den Befund der Beschädigung neben kürz-
licher Angabe der dasselbe motivirenden Gründe in das über die Verhandlung
aufzunehmende Protokoll einzutragen.

Vorbehalten bleibt jedoch hierbei ausdrücklich, nach Befinden in geeigneten,
bezüglich besonders wichtigen und schwierigen Fällen

a) Werthschätzer aus anderen Amtsbezirken und außerhalb des Kreises der
gewöhnlichen Taxatoren statt der Letzteren zu jenen Besichtigungen und
Schadenwürderungen zuzuziehen, nicht minder

b) nach der ersten Schadenwürderung noch eine zweite dergleichen Würde-
rung später — kurz vor der Ernte — eintreten zu lassen.

 e
In einer der im K. 3 erwähnten Protokolle beizufügenden tabellarischen

Zusammenstellung sind die beschädigten Grundstücke mit Angabe der betreffenden
Fundbuchs-Nummern und des Traktus, ingleichen mit Namhaftmachung der
Besitzer einzeln aufzuführen und bei jedem derselben die Ergebnisse der vorge-
nommenen Besichtigung und Schadenwürderung zu bemerken.

. B.

In Unglücksfällen der im F. 1 #echneten Art können Erlasse an den be-
züglichen Jahressteuern nach Verhältniß des wirklich erlittenen Schadens, jedoch
mit Ausnahme derjenigen Fälle gewährt werden, wo letzterer überhaupt unter
½ des Ganzen sich beläuft.

Geringere Bruchtheile als ½, /8, ¾ und ½/8 bleiben außer Berücksich-
tigung. Eine Schätzung nach anderen als den hier angeführten Schaden-Quoten
darf nicht Statt fünden.



239

In allen Fällen, wo es zweifelhaft bleibt, ob der Schaden die eine oder
die andere von zwei einander zunächst stehenden Quoten erreicht, ist die kleinere
Quote z. B. bei einem Zweifel zwischen 34 und 18 nur /i8 anzunehmen.

8. 6.
Stellt der Mißwachs in Feldfrüchten, Futterkräutern, Gras oder Garten-

gewächsen, sey es in allen, oder einzelnen Gattungen derselben, als eine weitere
verbreitete Kalamität sich heraus, worüber dast Finanz-Departement Unseres
Staats-Ministeriums zu entscheiden hat: so wird ein Steuererlaß überhaupt
nicht gewährt.

Dasselbe gilt auch in denjenigen Fällen, wo Mißwachs durch eigenes Ver-
schulden der betreffenden Grundstücksbesitzer entstanden ist.

. 7.

Bei Gärten und einschürigen Wesen ist ebenfalls in der im F. 5 vorge-
schriebenen Weise zu verfahren; bei zweischürigen Wiesen aber kann, wenn nicht
Heu und Grummet verloren gehen, höchstens nur ein der Hälfte der Jahres-
steuer gleichkommender Erlaß zugestanden werden.

8. 8.
Sind Brachfelder in der Maße beschädigt, daß sie der Bestellung im

Laufe des betreffenden Jahres in einer oder der andern Weise nicht unterliegen
können: so kann die darauf ruhende Steuer ganz erlassen werden.

8. v.
In Ansehung der beschädigten Gebäude tritt ebenfalls verhältnißmäßiger

Steuererlaß ein, wenn und insoweit durch die ihnen zugefügte Beschädigung die
zeitweise Benutzung derselben behindert wird.

Hinsichtlich der Beiträge zur Landes-Brandversicherungsanstalt bewendet es
jedoch lediglich bei dem §. 43 des Gesetzes vom 28. August 1826.

8. 10.
Nach geschehener vollständiger Ermittelung und Feststellung des Schadens

hat das Rechnungsamt auf dem Grunde des aufgenommenen Würderungs-
Protokolles eine Tabelle nach dem hier beigefügten Muster aufzustellen, zu dem
Ende, dafern ihm die Kataster-Führung über den bezüglichen Gemeindebezirk
nicht selbst übertragen und soweit es (F. 3) nicht schon geschehen ist, die erfor-
derlichen Nachweisungen und Notizen hinsichtlich des Besitzstandes und der Steuer-
verhältnisse von dem Orts-Katasterführer einzuziehen und diese Tabelle nebst
den Akten demnächst dem Bezirks-Direktor mitzutheilen, welcher solche zur weitern

zerfügung an das Finanz-Departement Unseres Staats-Ministeriums bericht-
lich einzusenden hat.

417
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Die Rechnungsämter haben in den Fällen, wo der Jahresertrag eines

oder mehrer beschädigten, demselben Eigenthümer zustehenden Grundstücke nicht
besonders, sondern in Verbindung mit anderen dergleichen Objekten in der Ein-
kommen-Steuerrolle zur Einschätzung gebracht sind, die Größe dieses Ertrages
unter Zuziehung des betreffenden Gemeindevorstandes möglichst genau zu ermit-
teln und festzustellen und den Betrag des zu gewährenden Grundeinkommen-
Steuererlasses darnach zu ermitteln und festzustellen.

In gleicher Weise ist zum Behufe des Erlaßauswurfes auch wegen Ermitte-
lung und Feststellung des terminlichen Betrages der alten Landsteuer dann zu
verfahren, wenn einzelne Grundstücke Beschädigungen erlitten haben, die zu ge-
bundenen, nur summarisch besteuerten Gütern oder anderen derartigen Kom-
plexen gehören.

s. 12.
Die Kostenaufwände, welche durch die im F. 3 gedachten Lokfal-Expeditionen

an Diäten, Gebühren der Taxatoren und sonstigen baaren Auslagen entstehen,
werden mit Ausnahme des im F. 2 angedeuteten Falles nach Maßgabe der des-
halb in Anwendung kommenden gesetzlichen Bestimmungen aus den Mitteln der
Staatekasse bestritten und wie zeither mit den Erlassen zusammen verausgabt.

Gebühren der Gemeindevorstände, der Kataster-Führer und Feldgeschwornen
für die von denselben zum Zwecke der fraglichen Steuererlaß-Bewilligungen ge-
leisteten Arbeiten finden nicht Statt.

13.

Dem Finanz-Departement Unseres Staats-Ministeriums bleibt vorbehalten,
den Rechnungsämtern weitere, etwa nöthige Vorschriften zur Ausführung der
gegenwärtigen Verordnung im Wege der Instruktion zu ertheilen.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung höchsteigenhändig vollzogen und
mit Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel bedrucken lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 1. Juni 1854.

Carl Alexander.
von Watzdorf. G. Thon. von Wintzingerode.

Verordnung
wegen der Stenererlasse bei Mißwachs,
Hagelschaden oder anderen Kalamitäten.
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Formular
zur

Darstellung und Berechnung der wegen Mißwachs, Wet-
terschaden 2c. zu gewährenden Steuererlasse.
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Erlaß=
im Verhältniß

Einkommensteuer
Grund- Acker- Alte Landsteuer erster Abtheilung.

ses gehalt. rnminlich jahrlich s GBoden/ Renie
r.

Alte Landsteuer

6 22

jährliche Steuer
Er. SchadenQuote.

A#r. 6. vr 4 4nus

4 20
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Betrage
der Schedenwürdernug. Summa Namen Eigenhändige

Qinkommensteuer des Erlasses. der Erlaßempfe Namensunterschrift
er Erlaßempfanger. als Quittung geltend.II. Thl. 1. Abthlg.

S TFTS3#

— — 4 Friedrich Nurnberger.
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Ministerial-Bekanntmachungen.
I. Auf dem Grunde höchster Genehmigung Seiner Königlichen Hoheit,

des Großherzogs, ist dem Mechaniker H. Völker, zu Großmölsen, auf diesfall-
siges Nachsuchen ein Erfindungs-Patent auf ein eigenthümliches, bei dem unter-
zeichneten Staats-Ministerium durch Zeichnung und Beschreibung nachgewiesenes
verbessertes Gewehrschloß für die Dauer von fünf Jahren vom heutigen Tage
an gerechnet, mit der Wirkung, daß Niemand ohne vorher erlangte Zustimmung
des Patent-Inhabers diese Vorrichtung zu benutzen berechtigt ist, ohne daß aber
Jemand in der Benutzung bekannter Vorrichtungen behindert werden soll, für den
Umfang des Großherzogthumes ertheilt worden, jedoch nur unter der Voraus-
setzung, daß das Patent dann als erloschen zu betrachten seyn würde, wenn
die bleibende Ausführung und Anwendung der Erfindung im Großherzogthume
nicht binnen Jahresfrist nachgewiesen seyn wird.

Auch ist bei Bewilligung des Patentes die Neuheit und Eigenthümlichkeit
der Erfindung im Sinne der laut der Bekanntmachung vom 3. März 1843
(Regierungs-Blatt vom Jahre 1843, S. 13, 14, 15) in den Zollvereins=
Staaten bei Erfindungs-Patenten und Privilegien zu beobachtenden Grundsätze
ausdrücklich vorausgesetzt worden.

Nachdem die dießfallsige Urkunde unter dem heutigen Tage ausgefertigt
worden ist, wird Solches hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Weimar am 1. Juni 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement des Innern.

G. Thon.

II. Dem Kaufmann Chemnitius zu Jena ist auf Nachsuchen die Erlaub-
niß zur Betreibung einer Agentur der Aachener und Münchener Feuerversiche-
rungs-Gesellschaft innerhalb der Grenzen des Großherzogthumes bis auf
Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 6. Juni 1854.

Finanz-Departement des Großherzoglich Sachsischen
Staats-Ministeriums

G. Thon.



negierungs - Blatt
Großherzogthum

Sachsen--Weimar-Eisenach.
Nummer 28. Weimar. 29. Juni 1854.

Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-
Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. c.

Nachdem die Vorschriften der Verordnung vom 9. November 1821, die
Erhebungsweise der alten Landsteuer und der allgemeinen direkten Steuer be-
treffend, in Folge der Neugestaltung der Staatsbehörden und der Reviston der
Steuergesetzgebung ihre Anwendbarkeit zum Theil verloren haben: so ertheilen
Wir in Folge dessen, unter Aufhebung jener Verordnung, hiermit über die Er-
hebung der direkten Steuern, sowie auch der Beiträge zu der Landes-Brand-
versicherungsanstalt die nachfolgenden Vorschriften:

Erster Abschnitt.
Von den Dienstverhältnissen der Orts-Steuereinnehmer.

8. 1.
Die Erhebung der direkten Steuern und der Landes-Brandversicherungs-

beiträge und deren Ablieferung an das Rechnungsamt des Bezirkes findet in
jedem Gemeindebezirke durch einen besonderen Einnehmer Statt, welcher

a) in Ortschaften über 2000 Einwohner nach dem Ermessen Unserer Staats-
regierung (Ziffer1I des unter dem 17. Dezember 1853 ergangenen Nach-
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trages zu den §.S. 5 und 67 des Gesetzes über die Neugestaltung der
Staatsbehörden vom 5. März 1850, Seite 1 des Regierungs-Blattes
v. J. 1854);

b) in allen übrigen Orten des Landes aber von Seiten der betreffenden
Gemeinden, nach Maßgabe der §.86. 5 und 67 des vorerwähnten Ge-
setzes vom 5. März 1850 (Regierungs-Blatt v. J. 1850 S. 103 fg.),

zu bestellen ist.
. 2.

Auf die hiernach (F. 1, a) vonunserer Staatsregierung angestellten Orts-
Steuereinnehmer und deren Dienstverhältnisse finden die Bestimmungen des Ge-
setzes über den Civil-Staatsdienst vom 8. März 1850 (Seite 127 fg. des Re-
gierungs-Blattes) Anwendung.

8. 3.
Die Anstellung der von den Gemeinden zu erwählenden (G. 1, b) Orts-

Steuereinnehmer ist jederzeit widerruflich.
*

Jeder Steuereinnehmer, mit Ausnahme der in dem F. 1,a gedachten,
welcher die ihm übertragene Stelle niederzulegen beabsichtiget, hat den Gemein-
devorstand des Ortes hiervon zu benachrichtigen.

In diesem Falle sowohl, als auch dann, wenn der Orts-Steuereinnehmer
mit Tode abgegangen ist, oder seiner Stelle schon früher verlustig wird, liegt
es dem Gemeindevorstande ob, sofort die Wahl eines anderen, von der Ge-
meinde zu ernennenden und zu vertretenden Stenereinnehmers durch den dazu
berufenen Gemeinderath (Artikel 102 der Gemeindeordnung vom 18. Januar
1854 im Zusammenhalte mit Artikel 62, 63, Ziffer 1, 65, 97 und 98,
Seite 55 fg. des Regierungs-Blattes) und, wo nach ortsstatutarischer Bestim-
mung ein Gemeinderath nicht besteht, durch die dazu berufene Gemeindever-
sammlung (Artikel 65, zweiter Absatz) zu veranlassen und hierauf das Ergeb-
niß dieser Wahl mittelst einer deßhalb zu erstattenden Anzeige Behufs dem-
nächstiger weiterer Verfügung zur Kenntniß des Finanz-Departements Unseres
Staats-Ministeriums zu bringen.

Diese Anzeige, welche die ausdrückliche Bezugnahme auf den Beschluß des
Gemeinderathes und bezüglich der Gemeindeversammlung zu enthalten hat, muß
von dem Bürgermeister, falls aber dieser selbst zum Steuereinnehmer auser-
sehen worden seyn sollte, durch dessen Stellvertreter, unter Mitunterschrift des
Vorsitzenden des Gemeinderathes, bezüglich der Gemeindeversammlung vollzo-
gen und von dem betreffenden Bezirks-Direktor beglaubiget seyn.
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Die Forderung einer Kaution von dem Steuereinnehmer bleibt lediglich
der Gemeinde überlassen, welche denselben zu vertreten hat.

Die Verpflichtung des von der Gemeinde gewählten Steuereinnehmers nach
der beigefügten Eides-Rotul unter A, ingleichen dessen Diensteinweisung und &amp;
die Uebergabe der Einnahme an denselben erfolgt —wenn gegen die Wahl—
und den Gewählten nichts Erhebliches zu erinnern ist — auf Anordnung des
Finanz-Departements Unseres Staats-Ministeriums, als der obersten Dienstbe-
hörde des Steuereinnehmers, in der Regel durch das betreffende Rechnungsamt.

8. 5.
Der Gemeindevorstand ist mit Rücksicht auf die Vertretungspflicht des

Steuereinnehmers durch die Gemeinde befugt, von der Dienstverwaltung des
Steuereinnehmers Einsicht zu nehmen, um sich zu überzeugen, daß dieselbe ge-
setzmäßig und ordnungsmäßig geführt wird und eine unstatthafte Anschwellung
von Resten nicht Statt findet.

8. 8.
Die vorgesetzten Dienstbehörden des Orts-Steuereinnehmers sind:

a) in erster Instanz das Rechnungsamt,
b) in höherer Instanz das Finanz-Departement Unseres Staats-Mini-

steriums.
Der Orts-Steuereinnehmer hat deren dienstlichen Anordnungen pünktlich

Folge zu leisten, und es sind diese Behörden befugt, ihn nöthigenfalls durch
Disziplinar-Maßregeln hierzu anzuhalten, auch sich von der Gesetzmäßigkeit
seiner Verwaltung und der Ordnung seiner Dienstführung durch anzuordnende
Revisionen und Kasse-Visitationen zu überzeugen.

**
Zeigt sich ein von der Gemeinde ernannter Steuereinnehmer für dieses

Geschäft unfähig, läßt sich derselbe ungeachtet über ihn verhängter Disziplinar=
Strafen wiederholt Säumnisse und Unordnungen zu Schulden kommen, so hat
das Finanz-Departement Unseres Staats-Ministeriums die Gemeinde zur Ent-
lassung desselben und zur Wahl eines anderen tauglichen Mannes für dieses
Geschäft anzuhalten. Ebenso kann die sofortige interimistische Stellung eines
anderen Steuereinnehmers verlangt werden, wenn der im Dienste befindliche
wegen eines Vergehens oder Verbrechens in Untersuchung geräth. Erfolgt des-
sen Verurtheilung, so ist derselbe seines Amtes als Steuereinnehmer von der
Gemeinde definitiv zu entlassen.

So lange eine erledigte Orts-Steuereinnahme durch ordnungsmäßige
Wahl eines geeigneten Einnehmers von Seiten der Gemeinde nicht besetzt ist,
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hat nöthigenfalls das Finanz-Departement Unseres Staats-Ministeriums für
einstweilige Verwaltung der Stelle, nach Befinden auf Kosten der Gemeinde,
Verfügung zu treffen (Punkt II des Nachtrages vom 17. Dezember 1853 zu
dem Gesetze über Neugestaltung der Staatsbehörden, Seite 1 des Regierungs-
Blattes v. J. 1854).

Zweiter Abschnitt.
Von dem Geschäftsbereiche der Orts-Steuereinnehmer.

8. 8.

Den Orts-Steuereinnehmern liegt die Erhebung
1) sämmtlicher direkter Steuern, als:

a) der alten Landsteuer,
b) der allgemeinen Einkommensteuer ersten und zweiten Theiles der Orts-

Quoten, und
c) der Erwerbsteuer von fremden Handel= und Gewerbe-Treibenden, so-

weit sie dazu besonders beauftragt sind,
2) der Hundesteuer,
3) der Landes-Brandversicherungsbeiträge

ob, welche innerhalb des Gemeindebezirkes ihres Ortes (und zwar zu 1 auch
von den im Orts-Kataster eingetragenen eximirten Grundstücken, oder von
außerhalb des Gemeindebezirkes wohnenden, aber in der Orts-Steuerrolle ein-
gezeichneten Personen) aufzubringen sind, nach den nachstehend hinsichtlich der
einzelnen Steuergattungen angegebenen Grundlagen.

8. 9.
Die alte Landsteuer wird von sämmtlichen im Gemeindebezirke liegenden,

ingleichen von den in dem Kataster des Ortes eingetragenen auswärtigen steuer-
baren Grundstücken erhoben, nach Maßgabe der darüber aufgestellten Steuer-
Kataster mit dem Betrage von jährlich zehen Terminen (C. 7 fg. des revidir-
ten Gesetzes über die Steuerverfassung des Großherzogthumes vom 18. März

1851, S. 58 fg. des Regierungs-= *
8. 10.

Die Erhebung der allgemeinen Einkommensteuer erfolgt nach Maßgabe des
Gesetzes über die allgemeine Einkommensteuer vom 19. März 1851 (S. 63 fg.
des Regierungs-Blattes) und der Verordnung zur Ausführung dieses Gesetzes
vom 19. November 1851 (S. 375 fg. des Regierungs-Blattes) auf der Grund-
lage der von dem Rechnungsamte oder der verordneten Steuer-Lokalkommission
darüber aufgestellten und an dieOrts-Steuereinnehmer abgegebenen Steuerrollen
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zum ersten und zweiten Theile der Orts-Quote mit den darin ausgeworfenen
jährlichen Steuerbeträgen.

s. 11.
Die Erwerbsteuer von fremden Kauf= und Handels-Leuten (Gesetz vom

27. April 1844 S. 33 fg. des Regierungs-Blattes) wird nur von solchen
Orts-Steuereinnehmern erhoben, welche sich am Sitze derjenigen Orts-Polizei-
behörde befinden, die zur Ertheilung von Gewerbescheinen — auf deren Grunde
jene Erhebung Statt zu finden hat — befugt sind (Ministerial-Verordnung
vom 22. Mai 1850 F. 32, Seite 541 des Regierungs-Blattes).

s. 12.
Die Erhebung der Hundesteuer ist zu bewirken nach Maßgabe des Gesetzes

vom 12. Mai 1852 (S. 115 fg. des Regierungs-Blattes) mit dem Nachtrage
dazu vom 15. Dezember 1853 (S. 353 fg. des Regierungs-Blattes) und der
dazu gehörigen Ausführungsverordnung vom 12. Mai 1852 (S. 117 fg. des
Regierungs-Blattes) mit dem Nachtrage zu derselben vom 15. Februar 1854
(S. 173 des Regierungs-Blattes) auf dem Grunde der von der Orts-Polizei-
behörde aufgestellten und der Orts-Steuereinnahme von dem ihr vorgesetzten
Rechnungsamte zugefertigten Verzeichnisse.

s. 13.

Die Landes-Brandversicherungsbeiträge werden nach Maßgabe des Ge-
setzes vom 28. August 1826 (S. 195 fg. des Regierungs-Blattes) auf dem
Grunde der revidirten Individual-Register erhoben, welche nach Berichtigung der
eingetretenen Versicherungsveränderungen alljährlich aus dem Brandversicherungs-
Kataster aufgestellt und den Orts-Steuereinnahmen von den Rechnungsämtern
zugesendet werden.

8. 14.

Die Orts-Steuereinnehmer haben sich ferner der Kataster-Führung nach
Vorschrift des Gesetzes vom 11. März 1839, die Fortführung der Steuer-
Kataster betreffend, und der unterm 9. September 1839 dazu erlassenen In-
struktion für die zur Führung und Erhaltung der Steuer-Kataster verpflichteten
Beamten zu unterziehen, wenn ihnen dieselbe vom Finanz-Departement Unseres
Staats-Ministeriums übertragen werden sollte.

8. 15.
Die Orts-Steuereinnehmer sind verbunden, an die vorgesetzten Staatsbe-

hörden auf Erfordern Bericht zu erstatten und ihrem Amte angemessene Auf-
träge derselben auszuführen. Insbesondere haben dieselben die ihnen zugehenden
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Stundungs= und Erlaß-Gesuche unter wahrheitsgetreuer Angabe der Verhältnisse
der Bittsteller gewissenhaft zu begutachten.

Dritter Abschnitt.
Von den Anfall= und Entrichtungs-Terminen der direkten Steern, der Hunde-

steuer und der Landes-Brandv
8. 186.

ine 8 8

Anfällig werden
1) von den 10 Terminen alter Landsteuer

a) zwei Termine am ersten Tage eines jeden der Monate Januar und
November,

b) ein Termin am ersten Tage eines jeden der Monate Februar, April,
Mai, Juli, August und Oktober,

so daß diese Termine jedesmal vor Ablauf desjenigen Quartals, in welchem
sie anfällig geworden, zu erheben sind.
Eine Ausnahme hiervon findet jedoch in denjenigen Ortschaften der
sonst Erfurtschen Gebietstheile Statt, wo die frühere Form der Ent-
richtung mittelst Anfertigung neuer, auf Altweimarische Termine einge-
richteter Kataster noch nicht umgewandelt und daher der Betrag der 10
Termine alter Landsteuer mit

Vier und Zwei Dritttheil Geschossen
aufzubringen ist, so daß dort

Ein Geschoß am ersten Tage eines jeden der Monate Januar, April,
Juli und Oktober.

Zwei Drittheile Geschoß am ersten Tage des Monats November
verfallen und im Laufe der bezüglichen Jahres-Ouartale zu erheben sind;
die allgemeine Einkommensteuer ersten und zweiten Theiles der Orts-Quoten

am 1. Januar für das erste Semester
2

und
am 1. Juli für das zweite Semester jedes Jahres,

so daß an diesen Tagen jedesmal der Steuerbetrag des laufenden Seme-
sters als angefallen zu betrachten und für jedes Quartal im Laufe des-
selben zur Hälfte zu erheben ist.

Die Steuer vom Einkommen aus Grund und Boden, für welche zur
Zeit besondere Orts-Quoten (zweiten Theils erster Abtheilung) bestehen
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(Steuergesetz für die Jahre 1854, 1855 und 1856 vom 16. Dezember
1853, Regierungs-Blatt S. 361), wird jedoch

am 1. Januar für das ganze Jahr
anfällig so, daß im Laufe jedes Jahres-Quartals der vierte Theil derselben
zur Erhebung kommt.

3) Die Erwerbsteuer von fremden Handels= und Gewerbe-Treibenden bei der
Aushändigung des ausgefertigten Gewerbescheines, welche nur gegen Zah-
lung des betreffenden Steuersatzes zu bewirken ist.

4) Die Hundesteuer jedesmal mit dem 1. April und 1. Oktober dergestalt,
daß der halbjährige Betrag derselben, je in den ersten 14 Tagen des
Monats April und des Monats Oktober voraus erhoben werden muß.

5) Die Landes-Brandversicherungsbeiträge an dem Tage, welchen die des-
halb erlassenen besonderen Ausschreiben als Entrichtungs-Termin festsetzen,
so daß innerhalb von vier Wochen, von diesem Tage an gerechnet, die
Erhebung der Beiträge vollständig zu erfolgen hat.

8. 17.
Die Entrichtung der Grundsteuer ist von demjenigen zu fordern, auf dessen

Namen das Grundstück im Kataster eingetragen steht und so lange bis die Ab-
schreibung im Kataster geschehen ist. Wenn der angeschriebene Eigenthümer ab-
wesend ist, ohne einen Bevollmächtigten bestellt zu haben, wenn derselbe die
Steuerentrichtung verweigert, oder aus sonst einem Grunde die Steuern von
ihm nicht beigebracht werden können: so hat der Steuereinnehmer der ihm vor-
gesetzten Obereinnahme Anzeige zu machen, damit sich diese, wo nöthig, an das
für die Grundsteuern haftende Grundstück selbst, bezüglich an die Früchte und
Erträge desselben halte.

Verlassen zum ersten Theile, oder zum zweiten Theile der Einkommensteuer-
Ortsquote beitragspflichtige Personen in der ersten Hälfte des Jahres nach er-
folgter Aufstellung und Publikation der bezüglichen Steuerrollen ihren bisherigen
Wohnort oder Aufenthaltsort: so ist von denselben (F. 16 Ziffer 2) in diesem
Orte nur der Steuerbetrag für jene Jahreshälfte zu erheben.

Findet aber der Wegzug solcher Beitragspflichtigen nach dem 1. Juli
Statt: so ist von denselben die volle Jahressteuer ebenfalls an die Steuerein-
nahme des Ortes, den sie verlassen, noch zu bezahlen.

Hinsichtlich der Steuer von Einkommen aus Grund und Boden sind jedoch
die Steuerpflichtigen (zur Einkommensteuer-Ortsquote zweiten Theils der Orts-
Quote erster Abtheilung) in allen Fällen für die Abentrichtung des vollen Jah-
res-Steuerbetrages in Anspruch zu nehmen.
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8. 18.

Zur Zahlung der zur Ausschrift kommenden Landes-Brandversicherungs-
beiträge sind diejenigen anzuhalten, welche bei dem Eintritte des bestimmten Fäl-
ligkeits-Termines als Eigenthümer der versicherten Gebäude im Brand-Kataster
angeschrieben sind.

Vierter Abschnitt.
Von der Buchführung der Orts-Steuereinnehmer.

8. 19.

Die Orts-Steuereinnehmer sind verbunden, über ihre Verwaltung derge-
stalt Buch und Rechnung zu führen, daß jederzeit daraus vollständig ersehen
werden kann:

1) der Sollertrag der verschiedenen Steuern
a) für den ganzen Ort und
b) für jeden einzelnen Kontribuenten;

2) die wirkliche Erhebung darauf,
ebenfalls

a) für den ganzen Ort,
b) für jeden einzelnen Kontribuenten und
c) auf welche Termine und

3) die sich durch die Vergleichung von 1 und 2 berechnende Gewährschaft.
8. 20.

Zu dem Zwecke (F. 19) wird hiermit die Fuührung folgender Heberegister
verordnet:

B. 1) Für die alte Landsteuer nach dem angefügten Muster B.
5) Für die allgemeine Einkommensteuer und zwar den ersten Theil der Orts-
C. Quote in Form des Musters C, dagegen aber für den zweiten Theil

der Orts-Quote durch Benutzung der entsprechenden Kolumnen der be-
treffenden Steuerrolle.

3) Für die Erwerbsteuer von fremden Kauf= und Handels-Leuten nach dem
D. Muster D.

4) Für die Hundesteuer durch Benutzung des der Orts-Steuereinnahme zu-
gehenden Verzeichnisses (G. 12).

5) Für die Landes-Brandversicherungsbeiträge durch entsprechende Vervoll-
ständigung des Individual-Registers G. 13), welches zu dem Behufe
mit den nöthigen Kolumnen zu versehen ist.



253

s. 21.

In den Heberegistern unter 1, 2 und 3 GG. 20) müssen die Jahres-,
Quartals= oder Termins-Beträge vollständig berechnet vorliegen und wenn darauf
eine Zahlung erfolgt ist: so wird dieselbe durch ein #Zeichen in der entsprechenden
Termins-Kolumne bemerkt und ausgethan.

8. 22.
Erreicht die jährliche Erhebung der direkten Steuern in einem Orte die

Summe von eintausend Thalern: so ist der Orts-Steuereinnehmer überdies noch
zur Führung eines Tagebuches über die erhobenen Abgaben nach dem Muster
B. verbunden. E.

Den Rechnungsämtern bleibt es vorbehalten, auch bei anderen Steuerein-
nahmen, dafern sie es für zweckmäßig erachten, die Führung dieses Tagebuches
anzuordnen.

Fünfter Abschnitt.
Von der Steuererhebung.

8. 23.
Der Orts-Steuereinnehmer ist verpflichtet, jedem Steuer-Kontribuenten

über die von demselben gezahlten Steuern und Brandkasse-Beiträge in ein
von dem letztern auf dessen eigene Kosten zu haltendes Steuer-Quittungsbuch
zu quittiren.

8. 24.
Die von dem Orts-Steuereinnehmer auszustellende Quittung muß noth-

wendig enthalten:
1) die Bezeichnung der bezahlten Steuerart, ob Landsteuer oder allgemeine

Einkommensteuer rc.,
2) den Betrag derselben,
3) die Angabe der bezahlten Quartale bezüglich Termine

und, im Falle mehre Steuerarten zugleich von demselben Kontribuenten für sich
entrichtet werden, die Summirung derselben in einen Betrag.

Weitere Ausführungen in den Quittungen, z. B. Angabe der steuerpflich-
tigen Grund-Objekte, des Steuer-Kapitals, der Konkurrenz-Summe der Beitrags-
pflichtigkeit hinsichtlich der Brand-Versicherungsbeiträge u. s. w. ist die Steuer-
einnahme zu geben nicht verbunden, dagegen aber gehalten, hierüber auf Er-
suchen der Kontribuenten mündliche Auskunft zu ertheilen.
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s. 28.

Der Steuereinnehmer hat zu verlangen, daß von jeder Steuerart in der
Regel der Betrag eines Quartals oder Termins voll entrichtet werde. Es ist
jedoch den Orts-Steuereinnehmern gestattet, nach Befinden auch Abschlagszah-
lungen auf solche Beträge anzunehmen.

s. 28.
Bruchpfennige sind von den Steuer-Kontribuenten an den Einnehmer mit

einem vollen Pfennige zu entrichten; doch gilt dieses nur von demjenigen Bruch-
pfennige, welcher sich an dem Gesammtbetrage der Steuersumme herausstellt,
die von einem Kontribuenten an demselben Tage auf ein Mal entrichtet wird.

. 27.

Die Geltung der bei den Steuerzahlungen annehmbaren Münzsorten be-
ruht auf dem Gesetze über die Münzverfassung des Großherzogthumes vom 27.
Oktober 1840 (S. 189 fg. des Regierungs-Blattes) und der dazu gehörigen
Verordnung über den Umlauf fremder Münzen im Großherzogthume vom 17.
November 1840 (S. 241 fg. des Regierungs-Blattes).

Welche von den in dieser Verordnung als geduldet bezeichneten Münz-
sorten bis auf Widerruf in Steuerleistungen bei den diesfallsigen Einnahmen
und Kassen und in welcher Weise anzunehmen sind, ist hinsichtlich der Silber-
münzen durch die Bekanntmachung vom 19. April 1843 in der Valvations=
Tabelle unter A (S. 21 des Regierungs-Blattes) und hinsichtlich der Gold-
münzen durch die Bekanntmachung vom 12. Mai 1854 (S. 219 des Regie-
rungs-Blattes) bestimmt. Dem Finanz-Departement Unseres Staats-Ministe-
riums bleibt vorbehalten, Abänderungen dieser Bestimmungen nach den Umständen
zu treffen.

. 28.

Hinsichtlich des Papiergeldes 98 es sein Bewenden bei der Annahme
Unserer Großherzoglichen und der Herzoglich S. Gothaischen Kassenanweisungen
nach dem Gesetze vom 27. August 1847 und der Ministerial-Bekanntmachung
vom 4. Februar 1848 (Regierungs-Blatt v. J. 1848 S. 3 fg. und S. 7).

Auf den nach dem Gesetze vom 28. April 1848 (S. 70 des Regierungs-
Blattes) an Unsere Staatskassen in Kassenanweisungen zu leistenden Zwangs-
zahlungen ist vorerst und bis auf weitere Anordnungen nicht zu bestehen.

Dem Finanz-Departement Unseres Staats-Ministeriums bleibt jedoch zu
bestimmen, vorbehalten, ob und welche Papiergeldsorten anderer Staaten, Kor-
porationen und Institute je nach den Umständen bei Zahlungen an die Einnahmen
und Kassen des Staates und in welcher Weise sie anzunehmen sind.
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8. 20.

Eintretende Veränderungen in den Bestimmungen der §.#S. 27 und 28
werden durch das Finanz-Departement Unseres Staats-Ministeriums zur Kennt-
nißnahme und Nachachtung für die Steuereinnahmen und das Publikum bekannt
gemacht werden.

Sechster Abschnitt.
Ueber die Ablieferung der Steuern.

##30.
Spätestens vier Wochen nach Ablaufe des Quartals haben die Orts-

Steuereinnahmen die auf diesen Zeitraum zu erheben gewesenen direkten Steuern
an das Rechnungsamt abzuliefern. Abschlägliche Lieferungen sind aber auch im
Laufe des Quartals so oft zu bewirken, als erheblichere Vorräthe bei der Orts-
Steuereinnahme sich ansammeln, und ist dieses durch das Rechnungsamt be-
sonders zu überwachen.

#K 31.
Sind bis zum Tage der Ouartal-Ablieferungen Steuern oder bezüglich

Brand-Versicherungsbeiträge in Rückstand verblieben, so hat der Steuereinnehmer
dem Rechnungsamte ein vollständiges und spezielles Verzeichniß aller außen-
stehenden Reste zu überreichen und mit den in diesem Verzeichnisse spezifizirten
Steuerrückständen dergestalt zu gewähren, daß die Summe der nachgewiesenen
Reste und die Summe des abgelieferten baaren Geldes oder der diesem gleich-
zuachtenden Gewährschaftspapiere der vollen Summe des von der Orts-Steuer-
einnahme zu gewährenden Quartal-Betrages gleich ist, widrigen Falles das
Fehlende als Proprerest angesehen und behandelt wird.

Hinsichtlich der Ablieferung der Hundesteuer bewendet es bei der Vor-
schrift des Artikels 5 der Ausführungsverordnung zu dem Gesetze über die
Besteuerung der Hunde vom 12. Mai 1852 (Seite 117 des Regierungs-Blat-
tes), wonach solche bis zum 1. Mai bezüglich bis zum 1. November zu erfol-
en hat.

6 Auch bei diesen Ablieferungen ist zugleich dem Rechnungsamte ein speziel-
les Verzeichniß der etwa verbliebenen Reste zu übergeben.

8. 32.
Die Orts-Steuereinnehmer sind verbunden, die abzuliefernden baaren Gel-

der dem Rechnungsamte vorschriftsmäßig verpackt zu überbringen oder durch
die Post gegen Postschein zu übersenden.
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Diese Packete sollen jedoch nur enthalten:
in 16 Thalerstücken die Summe von 10 Thalern oder 15 Thalern,
I 1 t t - 20 - * 30 *

“-ö 1/1 2 * - 2 50
-293 - - 100

Andere Münzsorten und Kassenanweisungen werden einzeln vorgezählt und
bezüglich nachgezählt. ·

Hase-.
Die Verpackung der Gelder geschieht durch Einrollen in Papier.

Auf der Rolle müssen mit deutlicher Schrift die Angaben:
1) der eingezählten Summe,
2) der Münzsorte,
3) der Firma der Steuereinnahme,
4) des Namens des Einzahlers

enthalten und dieselbe an beiden Enden mittelst Siegellack durch das Dienst-
siegel oder Gemeindesiegel dauerhaft verschlossen seyn.

Siebenter Abschnitt.
Von der Steuerresten-Beitreibung.

a) Durch die Orts= Steuerelnnahmen.

8. ga.
Längstens vierzehen Tage nach Ablauf eines jeden Quartales haben die

Orts-Steuereinnehmer alle diejenigen Kontribuenten, welche bis dahin Zahlung
nicht geleistet haben, durch den Gemeindediener oder einen anderen besonders
dazu bestellten und verpflichteten Diener G. 5 des Gesetzes vom 5. März 1850,
Seite 105 des Regierungs-Blattes) gegen die in dem Sportelgesetze vom
6. Dezember 1853, K. 150, Ziffer 4 (Seite 474 des Regierungs-Blattes)

aesrirenn Gebühren ein Mal an die Abtragung der schuldigen Reste erinnernzu lassen.
S 35.

Demnächst aber haben die Orts-Steuereinnehmer längstens bis zum
Schlusse der Monate April, Juli, Oktober und Januar, in Ansehung der
Hundesteuer-Reste aber bis zum 1. Mai bezüglich bis zum 1. Oktober die be-
reits oben im F. 31 gedachten Verzeichnisse über die bis dahin noch in Rück-
stand gebliebenen Steuergefälle und Landes-Brandversicherungsbeiträge, genau
und vollständig gefertiget, aufzustellen und an die ihnen als Obereinnahme
vorgesetzten Rechnungsämter abzugeben, welche Verzeichnisse zugleich mit dem
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Zeugnisse darüber versehen seyn müssen, daß die vorgeschriebene Erinnerung der
Restanten (S. 34). Statt gefunden habe.

# 36.

Von der Aufnahme in die mehrerwähnten Restenverzeichnisse über direkte
Steuern und Landes-Brandversicherungsbeiträge bleiben diejenigen Rückstände
ausgeschlossen, hinsichtlich deren Stundung ertheilt und die Zahlungsfrist noch
nicht abgelaufen ist, ingleichen hinsichtlich deren bereits Auspfändung oder Sub-
hastation verfügt ist. Es sind jedoch von den Orts-Steuereinnehmern über
diese Rückstände besondere detaillirte Nachweisungen aufzustellen und gleichzeitig
mit obigen Verzeichnissen an das Rechnungsamt einzureichen.

5) Durch die Rechnungsämter.

8. 37.

Die Rechnungsämter haben darauf zu sehen, daß von den ihnen unter—
geordneten Orts-Steuereinnehmern die in dem g. 35 bezeichneten Restenver—-
zeichnisse pünktlich eingehen.

Erfolgt die Einsendung oder Ueberreichung dieser Verzeichnisse innerhalb
der deßhalb festgesetzten Fristen nicht: so hat das Rechnungsamt solche durch
Warteboten auf Kosten der säumigen Einnehmer abholen zu lassen.

Bleibt auch diese Maßregel ohne Erfolg: so ist davon bei dem Finanz-
Departement Unseres Staats-Ministeriums zur weiteren Verfügung gegen die
betreffenden Orts-Steuereinnehmer alsbald Anzeige zu machen.

8. 38.

Alsbald nach Eingang jedes Restenverzeichnisses hat das Rechnungsamt
durch seinen Diener oder durch einen besonders bestellten und verpflichteten Exe-
kutor, welcher auf Bezug der eingehenden gesetzlichen Erinnerungsgebühren an-
zunehmen ist, die sämmtlichen Restanten zur Abtragung ihrer Reste binnen
vierzehen Tagen auffordern zu lassen. Der Exekutor ist zu diesem Behufe mit
einem schriftlichen Exekutions-Befehle, welcher die Namen der Restanten und
die Angabe der Reste, sowie die Bestimmung der Exekutions-Gebühren (H. 150,
Ziffer 4 des Sportelgesetzes vom 6. Dezember 1853) enthält, zu versehen.
Derselbe hat jedesmal, bevor er sein Geschäft beginnt, das Restenverzeichniß
dem betreffenden Orts-Steuereinnehmer vorzulegen und von demselben diejeni-
gen Restanten, welche immittelst bezahlt haben, in dem Verzeichnisse austhun
zu lassen.
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s. a9.

Ist die exekutivische Erinnerung erfolglos geblieben, so ist alsbald nach Ab-
lauf der gesetzten Zahlungsfrist zur Auspfändung nach Maßgabe der Bestim-
mungen in den §.S. 7 bis 12 des Gesetzes vom 11. Dezember 1850, die
Beitreibung der Abgaben an den Staat betreffend (Seite 679 fg. des Regie-
rungs-Blattes), zu schreiten. Zu diesen Auspfändungen ist, soweit der Diener
oder der besondere Exekutor der Einnahmebehörde nicht ausreicht, die Diener-
schaft des Einzelngerichtes des Bezirkes bei diesem zu requiriren. Der zur Aus-
pfändung abzuordnende Diener ist mit einem schriftlichen Auftrage dazu zu
versehen, auch anzuweisen, dem Orts-Steuereinnehmer das Verzeichniß der
auszupfändenden Restanten zuvörderst vorzulegen, damit derselbe diejenigen darin
austhue, welche inzwischen noch gezahlt haben.

Ergeben sich Anstände bei den Auspfändungen, namentlich wegen der in
dem F. 11 des vorgedachten Gesetzes berührten Frage, so hat sich das Rech-
nungsamt deßhalb im Falle eines Bedenkens mit dem Dirigenten des Einzeln-
gerichtes zu benehmen.

8. 40.

Sowohl zu den auszufertigenden Exekutions-Verordnungen, als auch zu
den zu ertheilenden Auspfändungsbefehlen sind gedruckte Formulare zu verwen-
den, welche von der Kanzlei des Finanz-Departements Unseres Staats-Mini-
steriums zu beziehen sind.

Die Exekutoren haben bei der Vollziehung der ihnen übertragenen Funk-
ti onen nach Maßgabe der deßhalb ertheilten besonderen Instruktion zu verfahren.

*
Fehlt es dem Rechnungsamte an geeigneten Räumen zur sicheren Ver-

wahrung der abgepfändeten Gegenstände, so ist der Diener anzuweisen, diesel-
ben zur Aufbewahrung an den Gemeindevorstand gegen Empfangsbescheinigung
abzuliefern, welcher deßhalb von dem Rechnungsamte im Voraus zu benach-
richtigen ist.

5# 2.

Nach Ablauf der in dem §. 13 des Gesetzes vom 11. Dezember 1850
bestimmten Frist ist alsbald mit der Versteigerung der abgepfändeten Gegen-
stände in dem im §F. 41 gedachten Falle durch den darum anzugehenden Ge-
meindevorstand zu verfahren.



259

Das Rechnungsamt hat den Versteigerungs-Termin durch das amtliche
Nachrichtsblatt bekannt zu machen oder, wenn derselbe durch den Gemeindevor-
stand abzuhalten ist, diesen zum Erlaß der Bekanntmachung zugleich unter Be-
stimmung der Frist, binnen welcher die Versteigerung von ihm zu vollziehen,
zu veranlassen, auch dahin zu instruiren, daß die versteigerten Gegenstände nur
gegen Baarzahlung an die Ersteher zu verabfolgen sind.

s. as.

Mit den Erstehungsgeldern ist nach §. 22 des Gesetzes vom 11. Dezem-
ber 1850 zu verfahren.

#. .

Wegen derjenigen Rückstände, welche durch Auspfändung auch insbesondere
durch Beschlagnahme von noch nicht abgeernteten Früchten und Bodenerzeug-
nissen G. 15 des angezogenen Gesetzes) nicht beigetrieben werden können, sind
von dem Rechnungsamte, sobald dieser Fall vorliegt, die geeigneten Anträge
nach den K.. 16 und 17 des Gesetzes vom 11. Dezember 1850 bei dem zu-
ständigen Einzelngerichte zu stellen und das Rechnungsamt hat darauf, daß dem-
selben zeitig und gehörig entsprochen werde, hinzuwirken, von Verzögerungen
aber Anzeige zu machen.

Ist die Hülfsvollstreckung in einem. Außenstande des Restanten verfügt
(K. 16 des angezogenen Gesetzes): so hat das Rechnungsamt der Finanz-Pro-
kuratur zur Einziehung des Außenstandes Nachricht zu geben und gleichzeitig
Anzeige davon an das Finanz-Departement Unseres Staats-Ministeriums zu
erstatten.

8. 35.

Wenn über das Vermögen des Restanten etwa Konkurs erkannt worden
ist, so sind von dem Rechnungsamte die von dem Gemeinschuldner zu entrich-
tenden Steuern und Brand-Versicherungsbeiträge insoweit, als dieselben bis dahin
anfällig geworden (F. 16), zu liquidiren, und es ist über den Betrag dieser
Rückstände die Spezifikation der Orts-Steuereinnahme zeitig vor dem Liquida-
tions-Termine beizubringen.

Gehören in Konkurs-Fällen Grundstücke zur Masse: so ist die Bezahlung
der denselben aufruhenden, während des Konkurses fällig werdenden Steuern,
ingleichen der Landes-Brandversicherungsbeiträge von den darunter mit begriffe-
nen Gebäuden, von der Konkurs-Masse zu fordern.
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Kommen dergleichen Grundstücke im Laufe des Jahres zur Veräußerung,
so hat das Rechnungsamt

a) die Berichtigung der alten Landsteuern bis zur Zeit der erfolgten gericht-
lichen Uebereignung derselben an den Erwerber,

b) die Berichtigung der Einkommensteuer aber für das ganze Jahr, in wel-
chem die Veräußerung Statt findet (F. 16),

aus der Konkurs-Masse zu beanspruchen.
Würde für Rechnung der Masse ein Gewerbe des Gemeinschuldners fort-

getrieben, so ist auch die fernere Entrichtung der Einkommensteuern davon aus
der Masse in Anspruch zu nehmen.

8. as.

Insbesondere hat aber auch das Rechnungsamt in Fällen der vorbemerkten
Art bei den zuständigen Einzelngerichten darauf anzutragen, daß die Abführung
der im Konkurse liquidirten, sowie die von der Masse zu tragenden laufenden
Steuern und Landes-Brandversicherungsbeiträge nicht bis zur gänzlichen Aus-
schüttung der Masse ausgesetzt, vielmehr nach den deshalb eintretenden Fällig-
keits-Terminen bewirkt werde. ·

§.-7.
Nicht minder ist bei Statt findender Verpfändung von Grundstücken an

das zuständige Einzelngericht der Antrag zu richten, daß nach §. 146 der Ver-
ordnung vom 12. März 1841 zur Ausführung der Gesetze über das Recht an
Faustpfändern und Hypotheken und über die Vorzugsrechte der Gläubiger (Seite
69 des Regierungs-Blattes) die Berichtigung der auf solchen Grundstücken etwa
haftenden Steuerreste von der Pfandschuld thunlichst berücksichtigt werde.

8. AB.
Die Rechnungsämter sind wie alle übrige Staatskassen verpflichtet, bei

der von ihnen zu leistenden Auszahlung von Besoldungen, Pensionen, Dienst-
und Wochen-Löhnen, die Steuern, welche die Empfänger zu entrichten haben,
gegen Aufrechnung der von den betreffenden Orts-Steuereinnahmen darüber
ausgestellten Quittungen, in Abzug zu bringen.

Wegen gleichmäßiger Beibringung der Einkommensteuern, welche Gemeinde-
beamte von ihren Dienstbezügen zu zahlen haben, ist bei den betreffenden Ge-
meindekassen das Erforderliche zu beantragen und da nöthig die gerichtliche Ver-
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botlegung der von jenen Beamten zu beziehenden Gehalte und sonstigen Emo-
lumente auszubringen.

Behufs der Abentrichtung der Einkommensteuer-Rückstande von Privat- Die-
nern jeder Art und Ordnung haben die Rechnungsämter sich eventuell an deren
dafür verhafteten Brot= und Lohn-Herren zu halten (C. 97 des Gesetzes über
die allgemeine Einkommensteuer vom 19. März 1851, Seite 88 des Regie-
rungs-Blattes).

8. Aas9.

Da diejenigen Staatsangehörigen, welche im ersten Semester des Jahres
nach erfolgter Aufstellung und Publikation der Einkommensteuer-Rollen zweiten
Theils der Orts-Quote erster und zweiter Abtheilung auswandern und das Groß-
herzogthum verlassen, die Einkommensteuer vom Einkommen aus Grund und
Boden, auch wenn sie des letztern sich entäußert haben, dennoch für das ganze
Jahr, die Einkommensteuern vom Geschäfts= oder Gewerbs-Betriebe aber nebst
den zur Orts-OQuote ersten Theils zu entrichtenden Steuerbeträgen für die erste
Jahreshälfte vollständig abzuführen schuldig sind G. 16): so hat, sobald die
beabsichtigte Auswanderung durch den Bezirks-Direktor in den amtlichen Nach-
richtsblättern bekannt gemacht worden, das Rechnungsamt die nach dem Vor-
bemerkten noch zu berichtigenden Steuern durch die Orts-Steuereinnahme gehörig
spezifiziren zu lassen und dann unverweilt bei dem zuständigen Gerichte den An-
trag auf Beibringung derselben und insbesondere auf gerichtliche Beschlagnahme
der Auswanderungs-Legitimationen bei dem Bezirks-Direktor zu stellen.

In gleicher Weise ist in den fraglichen Fällen auch wegen der zur Zeit
der Auswanderung bereits angefallenen und in Rückstand gebliebenen alten Land-
steuern und Landes-Brandversicherungsbeiträge zu verfahren.

Sollte ein Rechnungsamt den vorstehenden Vorschriften nachzukommen un-
terlassen und dadurch die anfällig gewordene Steuer u. s. w. eines Ausgewan-
derten nicht mehr beigebracht werden können: so hat der säumige Beamte für
diese Steuern selbst einzustehen und dieselben aus eigenen Mitteln an Unsere
Staatskasse zu zahlen.

**

Sollten sich, wider Verhoffen, Spuren absichtlicher Restlassung und sonstigen
bösen Willens hierbei, oder wohl gar von Ungehorsam und Widersetzlichkeit der
Steuerpflichtigen zeigen: so haben die Rechnungsämter solches dem Finanz-De-
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partement Unseres Staats-Ministeriums alsbald anzuzeigen, damit nach Befinden
durch Requisition Unserer Militär-Behörde ein angemessenes Exekutions-Kom-
mando abgeordnet und bei den renitirenden Restanten auf deren Kosten so lange
eingelegt werde, bis die Zahlung erfolgt.

8. 1.

Ueber die Restenbeitreibung haben die Rechnungsämter für jeden zu ihrem
Bereiche gehörigen Ort ein besonderes Akten-Stück zu führen.

# 2.

Gleichwie die Rechnungsämter für die rechtzeitige und sträckliche Vollziehung
der ihnen obliegenden Beitreibung der rückständigen Steuern und Brand-Ver-
sicherungsbeiträge in der gesetzmäßigen Weise überhaupt verantwortlich sind: so
werden dieselben insbesondere auch noch daran erinnert, die durch das Gesetz
vom 26. März 1839 (S. 88 fg. des Regierungs-Blattes) bestimmte abgekürzte
Verjährungsfrist von vier Jahren sorgfältig zu beobachten und in jedem Falle
dafür Sorge zu tragen, daß diese Verjährung in Bezug auf ihr unterliegende
Forderungen an Steuergefällen und Brand-Versicherungsbeiträgen rechtzeitig
durch schriftliche oder mündliche Auflage zur Zahlungsleistung, oder durch wirk-
liche Exekution (Gesetz vom 6. September 1844, Seite 147 des Regierungs-
Blattes) unterbrochen werde.

# #.

Ebenso liegt den Rechnungsämtern ob, bei eigener Verantwortlichkeit darauf
zu sehen, daß das unbedingte Vorzugsrecht, welches dem Steuer-Fiskus G.. 51
und 52 des Gesetzes über die Vorzugsrechte der Gläubiger vom 7. Mai 1839
Seite 343 fg. des Regierungs-Blattes) hinsichtlich derjenigen direkten Steuern und
Landes-Brandversicherungsbeiträge zusteht, die innerhalb der letzten zwei Jahre
vom Ausbruche eines Konkurses an gerechnet erwachsen sind, in den geeigneten
Fällen durch Versäumniß nicht verloren geht.

c) Durch die Gerichtsbehörden.

s. Ba.

Werden den Einzelngerichten von den Rechnungsämtern rückständige Steuern
oder Landes-Brandversicherungsbeiträge zum Behufe der gerichtlichen Beitreibung
angezeigt: so habendieselben dieserhalb nach Maßgabe der Bestimmungen der
K. 16, 17 und 18 des Gesetzes vom 11. Dezember 1850 zu verfahren.
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8. gu.

Bei ausbrechenden Konkursen genugt in Rucksicht der Rechnungsämter die
allgemeine Ediktal-Ladung der Gläubiger nicht, vielmehr sind dieselben zum Liqui-
dations-Termine besonders vorzuladen.

8. 36.

In jedem Falle, wo Grundstücke von einem Eigenthümer auf einen andern
übertragen werden, ist das betreffende Rechnungsamt, zur Liquidirung der von
den bezüglichen Objekten erwachsenen Reste an Steuergefällen und Landes-
Brandversicherungsbeiträgen, mittelst Umlaufes davon in Kenntniß zu setzen.

8. 7.

Die hierauf liquidirten Rückstände sind von Gerichtswegen aus den Kauf-
geldern zu berichtigen und so lange dieses nicht geschehen, darf die Aushändigung
der ausgefertigten Uebereignungs-Urkunden nicht erfolgen.

Achter Abschnitt.
Von der Stundung der Steuerreste, den Steuererlassen und den Kaduzitäten.

s 8.

Alle Gesuche um Stundung oder Erlaß von direkten Steuern und Landes-
Brandversicherungsbeiträgen sind bei den Orts-Steuereinnahmen anzubringen,
welche solche in die zur Aufnahme von dergleichen Gesuchen eingeführten ge-
druckten Stundungs= und Erlaß-Tafeln einzutragen und diese Tafeln alodann,
mit dem Zeugnisse des Gemeindevorstandes über die Vermögensumstände und
sonstigen Verhältnisse der Bittsteller und dem Gutachten des Steuereinnehmers
versehen, unverweilt an das ihnen vorgesetzte Rechnungsamt abzugeben haben.

S 69.

Die Rechnungsämter haben die hiernach eingegangenen Stundungs= und
Erlaß-Tafeln, soweit ihnen von dem Finanz-Departement Unseres Staats-
Ministeriums nicht besondere Instruktion deshalb zugehen wird, zu sammeln
und dieselben unter Beifügung ihres Gutachtens monatlich an den betreffenden
Bezirks-Direktor gelangen zu lassen, der sie, wenn er etwa dazu Veranlassung
findet, seinerseits ebenfalls mit den geeigneten Bemerkungen zu versehen und
demnächst schleunig an das Finanz-Departement Unseres Staats-Ministeriums
zur Beschlußfassung und Verfügung an das Rechnungsamt einzusenden hat.

44
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Erlaß= oder Stundungs-Gesuche sind nur dann geeignet, die Beitreibung
bis zur Eutschließung darüber aufzuhalten, wenn nach pflichtmäßigem Ermessen
des Rechnungsamtes erhebliche Gründe für den Erlaß oder die Stundung vor-
handen sind und nicht Gefahr im Verzuge vorliegt.

5. 60.

Wegen des Steuererlasses bei Schäden, welche Steuerpflichtige an ihren
Gebäuden oder Feldfrüchten durch Hagelschlag, Mißwachs, Feuer oder Ueber-
schwemmung erlitten haben, kommen die Vorschriften der Verordnung vom 1.
Juni 1854 (S. 237 des Regierungs-Blattes) in Anwendung.

5. 61.

Falls Rückstände auf direkte Steuern und Brand-Versicherungsbeiträge auch
auf dem oben §. 54 fg. angedeuteten Wege von dem Schuldner nicht beizu-
bringen sind: so hat das Rechnungsamt die Ausstellung und Aushändigung eines
Kaduk-Scheines durch das Gericht zu beantragen.

Dagegen ist in denjenigen Fällen, wo die im Verwaltungswege verfügte
Auspfändung erfolglos geblieben und anderes Vermögen des Restanten nicht
vorhanden ist, die Unbeibringlichkeit des bezüglichen Rückstandes von dem Rech-
nungsamte selbst auf Grund der Akten zu bezeugen.

Beiderlei Kaduk-Scheine sind vierteljährlich zum Behufe der deshalb zu tref-
fenden weiteren Verfügung an das Finanz-Departement Unseres Staats-Mini-
steriums berichtlich einzusenden.

8. 62.

Die rücksichtlich der Steuerpflichtigen zu den Einkommensteuer-Ortsquoten
zweiten Theiles für das zweite Semester des Jahres sich ergebenden Steuerab-
fälle kommen auf von Seiten der Orts-Steuereinnahmen an das Rechnungs-
amt deßhalb erstattete und von diesem an das Finanz-Departement Unseres
Staats-Ministeriums zu befördernde, mit einem Zeugnisse des Gemeindevor=
standes versehene Anzeigen im Wege der Kaduzirung zur Erledigung G. 50
der Ausführungsverordnung vom 19. November 1851 zu dem Gesetze über
die allgemeine Einkommensteuer, S. 393 des Regierungs-Blattes).
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Neunter Abschnitt.
Von den Emolumenten der Orts-Steuereinnehmer.

a) Für die Erhebung der direkten Steuern.

8. 63.
Die Orts-Steuereinnehmer haben für die Erhebung der alten Landsteuer

und der allgemeinen Einkommensteuer eine Kollektur-Gebühr von
Zehen Pfennigen

für jeden Thaler bis auf weitere Bestimmung zu erhalten, soweit nicht hin-
sichtlich der von dem Staate angestellten Steuereinnehmer Fixirung dieser Ge-
bühren eingetreten ist.

5S. 61.
Liefert ein Orts-Steuereinnehmer sämmtliche direkte Steuern des letzten

Rechnungsjahres bis
zum 15. März des darauf folgenden Jahres

ohne Restlassung an das Rechnungsamt ab: so wird ihm eine Prämie, welche
Ein Prozent von dem Betrage der zehen Termine alte Landsteuer beträgt,

dafür gewährt, unter der Bedingung, daß er für die trotz der Reinablieferung
etwa noch außenstehenden Steuerreste selbst einstehe und hafte und wegen deren
Erlangung eine Vertretung von der Staatskasse nicht beanspruche, daß er die-
ses in der über den Empfang der Prämie auszustellenden Quittung ausdrücklich
erkläre und daß mithin dergleichen Rest-Posten bei seiner Gewährschaft nicht
weiter passirlich sind.

44. 65.
Insofern jedoch der Einnehmer nachzuweisen vermag, daß er noch beste-

hende Steuerrückstände, z. B. wegen über das Vermögen des Restanten ver-
hängten Konkurses oder sonstiger Hindernisse in der bestimmten Zeit beizubrin-
gen unvermögend gewesen und daß er überhaupt hinsichtlich solcher Reste kei-
nerlei Versäumniß in Befolgung der bestehenden Vorschriften hinsichtlich der
Restenbeitreibungsichhabe zu Schulden kommen lassen, so kann demselben auf
besonderes Nachsuchen innerhalb einer vierzehentägigen Frist nach Verlauf des
Ablieferungs-Termines, nach Befinden der Umstände und nach dem Ermes-
sen des Finanz-Departements Unseres Staats-Ministeriums, die
Prämie von der zu dem vorbezeichneten Termine auf den Ertrag der zehen
Termine alte Landsteuer wirklich abgelieferten Summe ausnahmsweise zu Theil
werden, ohne daß er für die hierbei in Frage stehenden Reste zu haften ver-
pflichtet wird.
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b) Für die Erhebung der Gewerbesteuer von fremden Handel= und GewerbeTreibenden.

8. 66.
Die mit der Erhebung dieser Steuer besonders beauftragten Orts-Steuer-

einnehmer haben von jedem Thaler des Ertrages eine Kollektur-Gebühr von
Zehen Pfennigen

zu beziehen.
) Für die Erhebung der Hundestener.

8. 67.
Mit der Erhebung dieser Steuer ist der Bezug einer Kollektur-Gebühr von

Acht Pfennigen
von jedem Thaler verbunden.

d) Für die Erhebung der Landes, Brandversicherungsbeiträge.

S# 68.
Für die Erhebung der Brandkassebeiträge erhält der Orts-Steuereinneh=

mer an Kollektur-Gebühren

Acht Pfennige von jedem Thaler.
e) Wegegelder.

. 60.

Für die Wege, welche die Ons--Stenzereinnehmer zum Zwecke der Ablie-
ferung zum Rechnungsamte zu machen haben, erhalten dieselben für jeden
Monat des Jahres ein Wegegeld von

Vier Silbergroschen
für jede Meile der Entfernung ihres Wohnortes vom Sitze des Rechnungs-
amtes.

8. 70.
Beträgt die Entfernung überhaupt nicht eine Meile, so wird dieselbe für

voll vergütet.
Weitere Entfernungen werden nur bis zur Viertelmeile herab berechnet

unddie letzte nicht ganz erfüllte Viertelmeile als erfüllt angenommen.
Wenn und insoweit die Ablieferung durch die Post geschehen kann, wird

nur eine angemessene Vergütung für Emballage-Kosten und bezüglich Bestel-
lungsgebühr gewährt.

8. 71.
Die Einrechnung des Betrages der Kollektur-Gebuhren und der Wege—

gelder erfolgt von Seiten des Orts-Steuereinnehmers nicht eher, als bis der-
selbe die Schlußlieferung der Steuer für das ganze Rechnungsjahr bewirkt, auf
welche er diese Emolumente zu beziehen hat.
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s) Wegen der Kataster-Führung.

s. 72.
Ist dem Orts-Steuereinnehmer die Führung des Steuer-Katasters mit

übertragen, so hat derselbe dafür und für die daraus zu ertheilenden Nachwei-
sungen die im §K. 139 des Gesetzes vom 6. Dezember 1853 (S. 459 fg. des
Regierungs-Blattes) bestimmten Gebühren zu beziehen.

Orts-Steuereinnehmern, die nicht zugleich Kataster-Führer sind, ist von
den letzteren die Hälfte der bei vorkommenden Besitzstands-Veränderungsfällen
zu erhebenden gesetzlichen Ab= und Zuschreibe-Gebühren zu gewähren (C. 10
des Gesetzes vom 11. März 1839, die Fortführung der Steuer-Kataster betref-
fend, Seite 62 des Regierungs-Blattes).

8. 73.
Fur die mit dem Geschäftskreise der Orts-Steuereinnahme in nothwendi-

gem Zusammenhange stehenden Offizial-Arbeiten ist die Vergütung in den vor-
angeführten Emolumenten mit enthalten.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung höchsteigenhändig vollzogen und
mit Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel bedrucken lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 2. Juni 1854.

1 Carl Alexander.
von Watzdorf. G. Thon. von Wintzingerode.

Verordnung
über die Erhebung der direkten Steuern
und der Landes-Brandversicherungsbei-

träge im Großherzogthume.
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Schema A.

Eides--Notul
für die von den Gemeinden des Großherzogthumes bestellten

Orts-Steuereinnehmer.

Ich schwöre hiermit, daß ich Seiner Königlichen Hoheit, dem Großherzoge,
treu und gehorsam seyn, die Verfassung mit strenger Gewissenhaftigkeit halten

und beachten, das mir übertragene, sowie jedes mir noch zu übertragende Amt,

auch alle mit jenem oder diesem verbundene und daneben mir aufgetragene

Geschäfte nach meinem besten Wissen und Gewissen gesetzmäßig verwalten und

mich in allen Beziehungen so verhalten will, wie es einem redlichen, ehrliebenden

und treuen Orts-Steuereinnehmer zukommt; so wahr mir Gott helfe!
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die alte Landsteuer.
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Terminliche

Grundsteuer.

 145//2
I
19

Fol. 81 des Grundsteuer-Katasters.

.KX 14. Ernst Friedrich Rang.

vom 1. August 1854 an.

8
— 1

Bestand, am 1. Mai 1854 davon ab:
durch Verkauf auf das Konto

übergegangen, verbleiben
6

Bestand am 1. Juli 1854. Hierzu:
durch Kauf vom Konto wird

—G — 1— Bestand am 1. August 1854.

Jannar2Teim. Fedruar1Term. April1Term. Mai1Teim.Juli1Term.  Oktoder1Teim.November2Term. Augun1Term.

Terminliche

Grundsteuer.

————
 Januar2Term Februar1Teim. Awil1Term.  August1Term. MatTerm.Inli1Term  Oktober1Term.

1!

*V—
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Fol.

Nummer
des

Hauses.

—
8
Es ..

·»45.;Jahrltcher
USE-.- B

—
Tell.

Steuer;—

Name
des

Kontribuenten.

Quartals-

Betrag.

*“ Ostern. Johannis. Michaelis. Weihnachten.
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e be Registe

über

die von fremden Kauf= und Handels-Leuten zu entrichtende
Erwerbssteuer.
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Datum. Nummer. Klasse.
Steuer-

Betrag.

 .

Name und Geschäftsbezeichnung
des

Debenten.
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Nach Zifer 1y Wirklich ge-
Name des Tarifs k

in Zurechnung leisteter
der gebrachte Steuerbetrag. Bemerkungen.» Stenerzahlung.

ausstellenden Behördel
W % 

i
i
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Uegierungs-PBlatt
Großherzogthum

Sachsen-Weimar-Eifenach.
Nummer 29. Weimar. 5. Juli 1854.

Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-
Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
2C. WK.

verordnen hierdurch mit im Voraus ertheilter Zustimmung des getreuen Land-
tages zur Ausführung einer unter den Regierungen der zum Zollvereine gehö-
renden Staaten deshalb erfolgten Uebereinkunft wegen Erhöhung des Eingangs-
zolles für Hefe, wie folgt:

Vom 1. August d. J. ab wird der Eingangszoll für Hefe aller Art, mit
Ausnahme der Bier= und Wein-Hefe, von 8 Thalern auf den Satz von 11 Thalern
für den Zentner erhöhet.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz höchsteigenhändig vollzogen und mit
Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel versehen lassen.

So geschehen und gegeben Wilhelmsthal am 21. Juni 1854.

1 Carl Alexander.
G. Thon.

Gesetz,
die Erhöhung des Eingangszolles für Hefe betreffend.

46
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Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-

Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,
gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
c. c.

verordnen auf dem Grunde des Vorbehaltes im §F. 5 des Gesetzes über die
Besteuerung der Branntwein-Fabrikation vom 13. Dezember 1833 und in
Folge einer mit den übrigen hierbei betheiligten Staatsregierungen deshalb ge-
troffenen Vereinbarung wegen Berichtigung des bei Erhebung der Branntwein-
steuer zur Anwendung kommenden Maischsteuer-Satzes, wie folgt:

8. 1.
Es werden

1) die zuletzt mittelst der Verordnung vom 17. Juli 1838 (Seite 123 des
Regierungs-Blattes von demselben Jahre) in ihrem Betrage berichtigten
Sätze der von der Bereitung des Branntweins aus Getreide und anderen
mehligen Stoffen zu entrichtenden Abgabe und zwar:

a) der allgemeine Satz für jede zwanzig Quart der zur Einmaischung
oder Gährung der Maische benutzten Gefäße und für jede Einmai-
schung, von 2 Sgr. für die Zeit vom 1. August 1854 bis 31. Juli
1855 bis auf 2 Sgr. 6 Pf. und vom 1. August 1855 ab bis
auf 3 Sgr.,
der Satz für landwirthschaftliche Brennereien, welche nur vom
1. November bis 16. Mai, diesen Tag mit eingerechnet, im Be-
triebe sind, nur selbst gewonnene Erzeugnisse verwenden und an ei-
nem Tage nicht über 900 Quart Bottigraum bemaischen, von
1 Sgr. 8 Pf. für 20 Quart Maischraum für die Zeit vom
1. August 1854 bis 31. Juli 1855 bis auf 2 Sgr. 3 Pf. und
vom 1. August 1855 bis auf 2 Sgr. 6 Pf. erhöhet; auch soll

2) die bei der Ausfuhr von Branntwein, oder bei dessen Verwendung zu
gewerblichen Zwecken bisher gewährte Steuervergütung ferner in einem
der Steuer entsprechenden Betrage bewilligt werden.

b—
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Urkundlich haben Wir diese Verordnung höchsteigenhändig vollzogen und
mit Unserem Großherzoglichen Staateinsiegel bedrucken lassen.

So geschehen und gegeben Wilhelmsthal am 21. Juni 1854.

Carl Alexander.
G. Thon.

Verordnung
wegen Berichtigung des bei der Erhebung

der Branntweinsteuer zur Anwendung
kommenden Maischsteuer= Satzes.

Ministerial-Bekanutmachungen.
I. Mit Bezugnahme auf die Ministerial-Bekanntmachung vom 6. Januar

1853 (Seite 11 des Regierungs-Blattes) wird hierdurch zur öffentlichen Kennt-
niß gebracht, daß nach einer Mittheilung des Königlich Württembergschen Fi-
nanz-Ministeriums in Bezug auf den Verkehr mit Wein, Obstmost, Brannt-
wein, Bier und Malz

1) die den dortigen Haupt-Zollämtern und Neben-Zollämtern I. Klasse
eingeräumte Befugniß zur Ausfertigung von Uebergangsscheinen nunmehr auch
den Kameral-Aemtern zu

Altensteig, Backnang, Balingen, Bietigheim, Crailsheim, Dornstatten,
Güglingen, Horb, Kirchheim, Ludwigsburg, Maulbronn, Mergentheim,
Neussen, Oberndorf, Oehringen, Schönthal, Schorndorf, Urach und
Vachingen

verliehen und
2) die den Haupt= und Neben-Zollämtern und den Grenz-Aceiseämtern,

an deren Sitz sich keine Zollstelle befindet, zugestandene Befugniß zur Erhebung
der Uebergangssteuer und Erledigung der Uebergangsscheine jetzt auch auf die
Stadt-Acciseämter zu

Aalen, Böblingen, Crailsheim, Ellwangen, Künzelsau, Ludwigsburg,
Mergentheim, Schorndorf und Wangen

erstreckt worden ist. Weimar am 6. Juni 1854.
Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,

Departement der Finanzen.
G. Thon.
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II. Sämmtliche von den Großherzoglichen Rechnungsämtern getrennt
bestehende Steuer-Lokal-Kommissionen und sämmtliche Großherzogliche Rech-
nungsämter, welche bezüglich einzelner Orte oder Grungstücke, rücksichtlich wel-
cher die rentamtlichen Funktionen zum Geschäftskreise eines benachbarten
Großherzoglichen Rechnungs= bezüglich Rent-Amtes gehören, die
Geschäfte der Steuer-Lokal-Kommisston zu besorgen haben, erhalten hierdurch
die Anweisung:

1) so oft bei ihnen entweder zum Zwecke der Feststellung des Stimmver-
hältnisses in Gemeindeangelegenheiten (vergleiche Artikel 53 der revidir-
ten Gemeindeordnung vom 18. Januar 1854), oder zum Zwecke der
Behufs der Erhebung von Gemeindeanlagen (vergleiche Artikel 145 eben
daselbst) erforderlichen Abschätzungen des Grundeinkommens, Verzeichnisse
von dem Großherzoglichen Staats= und Kammer-Fiskus ge-
hörigen Liegenschaften von Gemeindevorständen eingereicht werden, diese
Verzeichnisse jederzeit zunächst dem für die rentamtlichen Verrich-
tungen zuständigen Rechnungs= bezüglich Rent-Amte zu dem Ende
mitzutheilen, damit von dieser Stelle ungesäumt die Gemeindebezirks-
Angehörigkeit der fraglichen Liegenschaften geprüft und sich über das
Ergebniß bei ihnen ausgesprochen, auch das Erforderliche rücksichtlich der
Benutzungsweise der betreffenden Liegenschaften und über den der
Großherzoglichen Staatskasse daraus zukommenden Pachtzins oder An-
schlagspreis beibemerkt werdez nicht minder aber

2) sobald hierauf die Abschätzung des Grundeinkommens der fraglichen
Liegenschaften durch die Orts-Steuervertheiler bewirkt worden ist, die
Schätzungsliste, noch vor deren Eröffnung, der oben erwähnten Stelle
vorerst weiter, und zwar zu dem Ende zu kommuniciren, damit letzterer
— zu möglichster Vermeidung außerdem etwa nöthiger Reklamationen —
Gelegenheit zur vorläusigen Aeußerung ihrer Erinnerungen und Zweifel
im Betreff der vorliegenden Abschätzung gegeben und diesen Erinnerun-
gen, wenn die Steuer-Lokal-Kommission, bezüglich das zuständige Rech-
nungsamt, sie begründet findet, bevor die Liste zur Publikation gelangt,
im Einbenehmen mit den Steuervertheilern alsbald noch abgeholfen werde.

Weimar am 12. Juni 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
epartement der Finanzen.

G. Thon.



Regierungs-Blatt
Großherzogthum

Sachsen--Weimar-Eisenach.
Nummer 30. Weimar. 6. Juli 1854.

Ministerial-Bekanutmachungen.
I. Unter Bezugnahme auf den in Nr. 26 des Regierungs-Blattes vom

11. d. M. zum Abdruck gebrachten zwischen dem Großherzogthume und dem
Herzogthume Sachsen-Meiningen abgeschlossenen Staatsvertrag vom 25. März
d. J., die Erstreckung der Sachsen-Meiningenschen Forst-Strafgesetzgebung auf
die Zillbacher Receß-Waldungen betreffend, wird hierdurch weiter zur Nachach-
tung bekannt gemacht, daß bei Gelegenheit der Statt gefundenen Konferenzen
über diesen Staatsvertrag in dem Schluß-Protokolle vom 29. März d. J.
unter Ziffer 9, unter nunmehr erfolgter beiderseitiger höchster Ratifikation, noch
weiter Folgendes bestimmt worden ist:

die Bestimmung im Art. II des Recesses vom 19. Juni 1661, wonach
die Sachsen-Meiningenschen Unterthanen, wenn sie als Raubschützen in
den dort beschriebenen Distrikten betroffen werden, vor die Sachsen-Wei-
marische Behörde zur Untersuchung und Bestrafung zu stellen sind, tritt
auf die Dauer der Gültigkeit des Staatsvertrages vom 25. März 1854
außer Kraft.

Weimar am 12. Juni 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement des Großherzoglichen Hauses und der

auswärtigen Angelegenheiten
und Departement der Justiz und des Kultus.

G. Thon. von Wintzingerode.
47
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II. Dem Tuchhändler Eduard Thalmann allhier ist auf Nachsuchen
die Erlaubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der Feuerver-
sicherungs-Anstalt Borussia zu Berlin innerhalb der Grenzen des Großher-
zogthumes bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 16. Juni 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,epartement der Finanzen.
Für den Departements-Chef.

Bergfeld.

IIII. Dem Tischlermeister August Martin zu Bärgel ist auf Nachsuchen
die Erlaubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der Feuerver-
sicherungs-Gesellschaft zu Magdeburg innerhalb der Grenzen des Grohherzog-
thumes bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 21. Juni 1854. ·

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
epartement der Finanzen.hon.

IV. Dem Bürgermeister Carl Heinrich Thomas zu Berga ist auf Nach-
suchen die Erlaubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der Aachener
und Münchener Feuerversicherungs-Gesellschaft innerhalb der Grenzen des Groß-
herzogthumes bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 23. Juni 1884.
Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,

Departement der Finanzen.
G. Thon.

V. Mit Bezug auf die Bekanntmachung des vormaligen Großherzoglichen
Landschafts-Kollegiums vom 11. Juni 1849 (Seite 138 des Regierungs-Blattes)
wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß der dem Ober-Kontrole-
Bezirke Jena zeither einverleibt gewesene Steuerbezirk Blankenhayn vom
1. Juli d. J. an wieder mit dem Ober-Kontrole-Bezirke Weimar vereinigt
werden wird.

Weimar am 22. Juni 184.

Eroßbergoglich Sächsisches Staats-Ministerium,epartement der Finanzen.
G. Thon.
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VI. Von der Königlich Preußischen Staatsregierung ist mit Rücksicht auf
die Bestimmung im PL. 3 des Zollgesetzes vom 23. Januar 1838 die Durch-
fuhr von Waffen, Kriegs-Munition aller Art, ingleichen von Blei, Schwefel
und Salpeter durch Preußen vorläufig verboten und sind die Zollbehörden zu
Ausführung dieses Verbots angewiesen worden.

Es wird solches hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.
Weimar am 22. Juni 1854.

Großberzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,epartement der Finanzen.
G. Thon.

VII. Mit Beziehung auf die Bekanntmachungen des unterzeichneten Staats-
Ministeriums vom 15. Dezember 1851, 11. Januar und 23. Dezember 1853
und vom 8. Mai d. J., betreffend die Vereinbarung der Großherzoglichen
Staatsregierung mit mehren anderen deutschen Regierungen über die gegenseitige
Verpflichtung zur Aufnahme der Auszuweisenden, wird weiter zur öffentlichen
Kenntniß andurch gebracht, daß im Landgrafenthume Hessen-Homburg

a) zur Ertheilung von Zusicherungen auf die Wiederaufnahme solcher Per-
sonen, welche, ohne Unterthanen desselben zu seyn, auf Verlangen eines
andern Staats aufgenommen werden müssen, nur die landgräfliche Lan-
desregierung, zweite Deputation, kompetent ist,

b) die Heimathscheine lediglich von den landgräflichen Verwaltungsämtern
(zu Homburg vor der Höhe und zu Meisenheim), nach vorgängiger be-
richtlichen Vernehmung des betreffenden Bürgermeisters, ausgestellt wer-
den und

P) die Heimathscheine auf einen bestimmten Zeitraum der Gültigkeit nicht
beschränkt sind.

Weimar am 23. Juni 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement des Innern.

Für den Departements-Chef.
Schambach.

VIII. Von der Königlich Sächsischen Staatsregierung ist das Nebengoll-
amt 1 in Ebmath, Haupt-Amtsbezirks Eibenstock, ermächtigt worden, mit al-
len kompetenten Königlich Bayerschen Aemtern in unbeschränkten Begleitschein-
wechsel zu treten.
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Mit Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 7. Februar d. J. (Seite

144 7 Regierungs-Blattes) wird solches hiermit zur öffentlichen Kenntnißgebracht.
Weimar am 28. Juni 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,epartement der Finanzen.
Für den Departements-Chef.

Bergfeld.

Bekanutmachung.
Nach unserer Bekanntmachung vom 23. April v. J. (Reg. Bl. S. 117)

fand bisher die Befugniß, nicht bestellte Loose zu verbotenen Lotterieen auch
nach erfolgter Eröffnung der Briefe an die Postverwaltung gegen Erstattung
des etwa verlegten Porto zurückzugeben, in denjenigen Fällen nur in sehr be-
schränktem Umfange Statt, wenn die Aufgabe der fraglichen Briefe bei einer
Fürstlich Thurn und Taxisschen Poststelle erfolgt war. Um num die hiernach
für das Publikum noch möglichen Belästigungen durch Zusendung von Loosen
zu verbotenen Lotterieen aus dem Fürstlich Thurn und Taxisschen Postbezirke
in gleicher Weise zu beseitigen, wie dieses nach Nr. 2 unserer angezogenen Be-
kanntmachung für den postvereinsländischen Postverkehr bereits geschehen ist, hat
die Fürstliche General-Postdirektion zu Frankfurt a. M. mit Genehmigung der
betreffenden hohen Staatsregierungen allen ihr untergebenen Poststellen die nach-
stehende, mit dem 1. Juli d. J. in Kraft tretende Verordnung zugehen lassen:

die Zurückweisung von Briefen mit Loosen zu Lotterieen, bezüglich deren
das Spielen oder Kollektiren landesgesetzlich verboten ist und die bei ei-
ner Fürstlich Thurn und Taxisschen Poststelle aufgegeben worden sind,
kann auch nach deren Eröffnung durch den Empfänger Statt finden.
Die Rückgabe eines solchen Briefes an die Abgabe-Poststelle muß jedoch
ohne Verzug spätestens innerhalb vier und zwanzig Stunden nach der
Aushändigung unter Beifügung des vollständigen Inhalts geschehen, in
welchem Falle dann das von dem Adressaten für unfrankirte Briefe ge-
zahlte Porto restituirt und von dem Absender eingezogen wird.

Wir bringen diese Bestimmung, als Nachtrag zu unserer Bekanntmachung
vom 23. April 1853, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß.

Weimar am 18. Juni 1854.

Großherzoglich 5432 Ober-Postinspektion.elbig.



Uegierungs-Blatt
für das

Großherzogthum
Sachsen-Weimar-Eisenach.

Nummer 31. Weimar. 15. Juli 1854.

Ministerial--Bekanntmachungen.
I. Dem Handels-Konzessionisten August Kritzmann zu Stadtsulza ist

auf Nachsuchen die Erlaubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur
der Feuerversicherungs-Anstalt Borussia zu Berlin innerhalb der Grenzen des
Großherzogthumes bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 29. Juni 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministeriums,
Departement der Finanzen.

Für den Departements-Chef.
Bergfeld.

II. Von dem unterzeichneten Ministerium ist dem Kaufmanne Friedrich
Füchsel zu Stadtbürgel die Erlaubniß zur Uebernahme und Betreibung einer
Agentur der Feuerversicherungs-Bank für Deutschland zu Leipzig innerhalb der
Grenzen des Großherzogthumes bis auf Widerruf ertheilt worden, was zur Be-
richtigung der Bekanntmachung vom 15. November 1853 (Seite 359 des Regie-
rungs-Blattes) hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird.

Weimar am 29. Juni 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.
Für den Departements-Chef.

Bergfeld.
48
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IIII. In Folge einer Verabschiedung mit dem Landtage des Großherzog=
thumes soll zur Sicherung des Zweckes einer regelmäßigen Kataster-Führung
überall, wo neue Kataster aufgestellt worden sind, deren Führung an dem Orte
des Justizamts-Sitzes Statt finden und es sollen die zu diesem Zwecke allmäh-
lig einzurichtenden Bezirkskataster-Führungen in der Regel den Großherzoglichen
Rechnungsämtern übertragen werden, wie bereits in mehren Amtsbezirken die
Einrichtung besteht. In Bezug auf die den Gemeindevorständen wünschens-
werthe Kenntniß von allen Besitzveränderungen, behufs der Gemeindeanlagen,
Grundeinkommensteuer-Schätzung u. s. w. werden dieselben darauf hingewiesen,
daß hinsichtlich aller Orte, wo die Real-Lasten durch die Gemeinden erkauft
worden sind, die schon gesetzlich bestehende Einrichtung, wonach sowohl die Um-
läufe, als auch demnächst die Urkunden dem Zinsbuchführer der Gemeinde zum
Abschreiben und Zuschreiben vorgelegt werden, dem Bedürfnisse entspricht, während
in Orten, wo die Real-Lasten in solcher Weise nicht abgelöst sind, die Kenntniß
der vorgekommenen Besitzveränderungen aus den monatlichen Verzeichnissen zu
entnehmen ist, welche der Kataster-Führer dem Steuereinnehmer zufertigt. In-
sofern jedoch diese Verzeichnisse nur die Namen der Besitzer und die Steuer-
beträge nachweisen, bleibt den Gemeinden überlassen, die Acquirenten zu Vor-
legung der ihnen ausgehändigten Urkunden anzuhalten. Mittelst Einsichtnahme
der monatlichen Verzeichnisse bei der Steuereinnahme vermag der Gemeinde-
vorstand sich von jeder Säumniß Kenntniß zu verschaffen und derselben durch
Einforderung der Urkunde abzuhelfen.

Die Gemeinden, welche behufs Uebersicht der Besitzverhältnisse in ihrer
Flur, oder zu eigener Buchführung ein Eremplar des Fundbuchs oder des
Katasters bedürfen, haben sich wegen Abschrift an den Großherzoglichen Bezirks-
kataster-Führer zu wenden, wo ihren Wünschen gegen billigmäßige Gebühr ent-
sprochen werden wird.

Weimar am 2. Juli 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

G. Thon.

IV. In den mit Gemeinden abgeschlossenen Verträgen über gemeinde-
weise Ablösung der fiskalischen grundberrlichen Berechtigungen in ihrem Orte
und ihrer Flur gegen Uebernahme einer Rente ist nachgelassen, daß auch wäh-
rend des Laufes der Tilgungs-Periode sowohl die Gemeinden selbst Zahlungen
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auf das Ablösungs-Kapital neben der vertragsmäßigen Rente leisten, als auch
einzelne Pflichtige das auf ihren Antheil treffende Ablösungs-Kapital abzah-
len können.

Die näheren Bestimmungen hierüber sind in der Bekanntmachung vom
1. März 1850, Ziffer 19, enthalten und es ist daselbst namentlich vorgeschrie-
ben, daß die Einzahlung solcher Kapitale stets an einem Renten-Zahlungs-
Termine erfolgen muß.

Zur Sicherung der Großherzoglichen Staatskasse gegen Zinsenverluste ist
in den seit dem Monat März 1850 abgeschlossenen Verträgen solcher Art auf
dem Grunde des den Groößherzoglichen Justiz-Aemtern und Stadtgerichten zu-
gefertigten Formulars weiter vereinbart, daß die Abschreibung vom Kapital in
diesem Falle erst von dem auf die Einzahlung folgenden nächsten Ren-
ten-Zahlungs-Termine an erfolgt, so daß nach der Einzahlung des Kapi-
tals noch eine halbjährige Rente an die Staatskasse zu entrichten ist.

Bei dieser Bestimmung muß es nun zwar sowohl hinsichtlich der abge-
schlossenen, als der wenigen noch in Verhandlung begriffenen Verträge der be-
zeichneten Art auch ferner bewenden.

Da jedoch die Großherzogliche Staatskasse seit Eröffnung der Weimarischen
Bank die Gelegenheit erlangt hat, disponible Gelder bis zu einem gewissen Be-
trage gegen vierprozentige jährliche Verzinsung jederzeit bei derselben anzulegen:
so hat das unterzeichnete Ministerial-Departement zur Begünstigung der Kapi-
tal-Ablösungen beschlossen, von der oben gedachten vertragsmäßigen Berechtigung,
nach Abzahlung des Kapitals noch eine halbjährige Rente zu fordern, für die
von jetzt an erfolgenden Kapital-Einzahlungen auf Ablösungs-Renten bis auf
Weiteres keinen Gebrauch zu machen, vielmehr die Abschreibung solcher Zah-
lungen vom Ablösungs-Kapital der Gemeinden und der durch jene getilgten
Rente von der Jahres-Rente der Gemeinde alsbald mit dem Einzahlungs-
tage des Kapitals eintreten zu lassen.

In denjenigen Fällen, wo ausnahmsweise nachgelassen worden ist, daß die
Renten nicht an den Fälligkeits-Terminen (gewöhnlich den 1. April und 1. Ok-
tober), sondern erst später (z. B. den 1. Juli und den 31. Dezember) gezahlt
werden, sind jedoch die Einzahlungen solcher Ablösungs-Kapitale nicht an dem
Renten-Zahlungs-Termine, sondern an den eigentlichen Renten-Fälligkeits-
Terminen einzuzahlen, da die Abschreibung nur von einem solchen Termine an
erfolgen kann.
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Verspätet sich die Zahlung und wird dieselbe erst nach Ablauf des Ter-
mines bewirkt, für welchen sie angemeldet und auf welchen die Berechnung ge-
stellt ist: so sind gleichzeitig fünfprozentige jährliche Verzugszinsen vom berech-
neten Kapital auf die Zeit von diesem Termine bis zum Zahlungstage zu ent-

richten.
Es wird dieses hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, und es haben

die Großherzoglichen Rechnungs= und Rent-Aemter bei der nach Ziffer 19 der
Bekanntmachung vom 1. März 1850 ihnen obliegenden Berechnung der Ab-
lösungs-Kapitale einzelner Pflichtigen und sonst sich hiernach zu richten.

Weimar am 3. Juli 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
epartement der Finanzen.

G. Thon.

V. Bei anderweiter Regelung des zeither in Kosten-Stundungs= und
Erlaß-Angelegenheiten Statt gehabten Verfahrens ist zu bestimmen für ange-
messen erachtet worden:

daß alle Gesuche um Stundung oder Erlaß gerichtlicher Kosten nicht
mehr, wie zeither, an das Großherzogliche Staats-Ministerium zu rich-
ten, sondern, wenn die Kosten-Licuidation von einem Großherzoglichen
Einzelngerichte ausgefertigt ist, bei diesem (dem betreffenden Justiz-
Amte, Stadtgerichte 2c.) und, wenn die Liquidation von einem Großher-
zoglichen Kreisgerichte ausgefertigt ist, bei der Sporteleinnahme-
Verwaltung desselben anzubringen sind.

Solches wird zur allgemeinen Nachachtung mit dem Bemerken veröffent-
licht, daß bei Gesuchen der erwähnten Art die Kostenbeträge, um welche es sich
handelt, mit genauer Bezeichnung der Angelegenheit, in welcher — und der
Behörde, bei welcher sie erwachsen, sowie der Nummer, unter welcher— und
des Jahres, in welchem sie liquidirt worden sind, angegeben oder aber die Li-
quidationen selbst beigefügt seyn müssen.

Weimar am 3. Juli 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

G. Thon.



Regierungs-Blatt
Großher jogthum

Sachsen-Weimar-Eisenach.
Nummer32. Weimar. 5. August 1854.

Ministerial-Erklärung.
Die Großherzoglich Sächsische und die Königlich Sächsische Regierung sind

miteinander übereingekommen, den Artikel 45 der unter dem 2. und 31. Ja-
nuar 1847 abgeschlossenen Konvention über die Leistung gegenseitiger Rechts-
hülfe in Betreff der in Kriminal= und Polizei-Untersuchungen erwachsenden Ko-
sten dahin abzuändern:

Art. 1.

Wenn in strafrechtlichen Untersuchungen durch die Requisition einer Ge-
richtsbehörde des einen Staates an eine solche des anderen bei letzterer baare
Auslagen nothwendig werden, oder sonst Gebühren und Kosten entstehen, so
soll der requirirenden Behörde eine Vergütung dieser Auslagen und Kosten nie-
mals angesonnen werden und zwar ohne Unterschied, ob das endliche Erkennt-
niß die Tragung der Kosten einer Untersuchung der Staatskasse, oder dem An-
geschuldigten oder sonst einem Verpflichteten zuweisen wird. (Vergl. jedoch Art.
2). Zu solchen baaren Auslagen und sonstigen Kosten werden insbesondere
gerechnet: alle Auslagen für Verpflegung, Transport und Bewachung der Ge-
fangenen, Botenlöhnungen, dann Protokollirungs-, Schreib= und Abschrift-Ge-
bühren, Stempel-Taxen, sowie alle an Gerichtspersonen, Zeugen und Sach-
verständige oder an Gerichtskassen sonst zu entrichtende Gebühren und andere
Kosten dieser Art.

Art. 2.

Die in dieser Weise erwachsenen Kosten sind von der requirirten Behörde
nach den im Inlande geltenden Normen in gehöriger Weise anzusetzen und
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gleich den anderen durch die öffentlichen Kassen zu berichtigenden Kosten in
Verrechnung zu bringen und in Ausgabe dekretiren zu lassen.

Da übrigens durch diese Uebereinkunft die Verbindlichkeit derjenigen an-
geschuldigten Privaten, welche die Kosten zu tragen verurtheilt werden, nicht
aufgehoben seyn soll, so wird die requirirte Gerichtsbehörde ein Verzeichniß der
durch Erfüllung der Requisition erwachsenen Kosten der requirirenden Behörde
mittheilen, welche ihrerseits diese Kosten in die allgemeine Kosten-Liquidation
der betreffenden Sache aufnehmen und geeigneten Falles zur Vereinnahmung
dekretiren, auch, dafern sie von dem hierzu Verpflichteten erlangt werden, der
requirirten Behörde kostenfrei übermitteln wird.

Art. 3.

Die Königlich Sächsischen Behörden werden die dergleichen Requisitionen
betreffenden Korrespondenzen mit entsprechender Aufschrift als Offizial-Sachen be-
zeichnen, die Großherzoglich Sächsischen Behörden dagegen nach Maßgabe der
mit dem Fürstlich Thurn und Taxisschen Hause bestehenden Verträge sich beneh-
men, jedoch so, daß in keinem Falle den Königlich Sächsischen Behörden Post-
geld angesonnen wird.

Art. .

Dieselben Grundsätze sollen bezüglich der Requisitionen in polizeilichen Un-
tersuchungsfällen zur Anwendung kommen.

Art. 8.
Vorstehende Bestimmungen sollen vom Tage ihrer Bekanntmachung an in

Vollzug gesetzt werden und ihre Gültigkeit eben so lange behalten, als die obge-
dachte, wegen Leistung gegenseitiger Rechtshülfe im Allgemeinen abgeschlossene
Konvention.

Weimar am 22. Juli 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium.
von Watzdorf.

Ministerial-Bekanntmachungen.
I. Zur Förderung und Erleichterung des Steueraussichts-Dienstes in den

Staaten des thüringischen Zoll= und Handels-Vereines ist wegen gegenseitiger
Befreiung des Steueraussichts-Personals von Chaussee= und Wegegeld-Abgaben
unter den betreffenden hohen Vereinsregierungen Folgendes vereinbart worden:

1. Jeder zum Steueraufsichts= und Kontrole-Personal eines der Vereins-
staaten gehhrenden höheren oder niederen Beamten ist innerhalb des
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ganzen ihm angewiesenen Aufsichts- und Kontrole-Bezirks auf Dienstreisen
von denjenigen Chaussee-, Brücken-, Pflaster-, Damm= und Wege-Ab-
gaben, welche für Rechnung der Staatskasse erhoben werden, befreit,
mag er zu Pferde, zu Wagen oder zu Fuße reisen.

2. Hat ein Beamter der oben angeführten Kategorie auf seinen Dienstreisen
nach und aus einzelnen Orten seines Inspektions-Bezirkes das Gebiet
eines andern Vereinsslaates, als desjenigen, in welchem er angestellt ist,
zu berühren, so genießt er auch in diesem die unter Ziffer 1 festgestellte Be-
freiung.

3. Der Beamte, welcher die Befreiung in Anspruch nehmen will, hat an
jeder Hebestelle anzuhalten und sich durch Vorzeigung seiner Freikarte zu
legitimiren. Letztgedachte Verbindlichkeit liegt ihm auch gegenüber dem
zur Kontrole der Chaussee= und Brückengeld-Erhebung nach der Landes-
gesetzgebung berufenen Aufsichts-Personal ob.

4. Der General-Inspektor des thüringischen Zoll= und Handels-Vereines
wird jeder betheiligten Staatsregierung diejenigen ihr untergebenen Er-
hebestellen bezeichnen, für welche einem in einem andern Vereinsstaate
angestellten nach Namen und Dienst-Charakter zu bezeichnenden Beamten
gemäß den vorstehenden Grundsätzen eine Freikarte auszustellen ist.

Höchster Anordnung zufolge wird Solches hierdurch zur öffentlichen Kennt-
niß gebracht und haben die bezüglichen Betheiligten den getroffenen Bestim-
mungen allenthalben genau nachzugehen.

Dabei wird als Erläuterung zu Ziffer 1 noch bemerkt, daß es für das
Großherzogthum auch fernerhin bei der Bestimmung des am Schlusse des durch
das Gesetz vom 28. Oktober 1840 bestätigten Regulatives vom 19. Dezember
1829 bewendet, wornach den durch das Letztere von Chaussee-Geld Befreiten in
gleichem Umfange auch Befreiung von den Wege-, Damm-, Brücken= und
Pflastergelder-Abgaben an Gemeinden und Privaten zukommen soll.

Weimar am 4. Juli 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement des Innern.

von Watzdorf.

II. Mit Bezugnahme auf unsere Bekanntmachung vom 4. April 1852
bringen wir hierdurch zur Kenntniß der betheiligten Behörden und des Publi-
kums, daß in Folge eingetretenen Dienstwechsels die Führung des Gegenbuches
bei der Haupt-Staatskasse und der mit derselben vereinigten Stammvermögens-
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kasse (bei letzterer über eingehende Ablösungsgelder, Kautionen, Aktiv-Kapitale
und Kaufgelder) vom heutigen Tage an dem Großherzoglichen Finanz-Buchhalter
Ferdinand Krumbholz übertragen worden ist und daß denselben (Bekannt-
machung vom 15. April d. J.), in Behinderungsfällen zu vertreten, der Groß-
herzogliche Kasse-Reqgistrator Franz Kannewurf ermächtigt worden ist.

Dabei wird zugleich wiederholt, daß jede Quittung über an die Großher=
zogliche Haupt-Staatskasse eingezahlte Gelder nur dann als gültig angesehen
werden kann, wenn sie außer der Unterschrift des Kassirers auch die des Ge-
genbuchführers, mit Angabe des Blattes, auf welchem die Zahlung im Gegen-
buche eingetragen ist, enthält.

Weimar am 6. Juli 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

G. Thon.

III. In dem deutschen Texte des mittelst Ministerial-Bekanntmachung vom
22. Juni vorigen Jahres publizirten, zwischen der diesseitigen und der Kaiser-
lich Französischen Staatsregierung wegen gegenseitigen Schutzes gegen Nachdruck
und Nachbildung von schriftstellerischen und künstlerischen Werken abgeschlossenen
Staatsvertrages ist im Artikel 1 Absatz 2 (Reg. Blatt v. J. 1853, S. 137)
statt der irrthümlich ausgenommenen Worte „die gesetzlichen Vertreter oder Sach-
walter der Urheber“ zu setzen „die Rechtsnachfolger der Urheber kraft des Gesetzes
CGesetzliche Erben) oder kraft besondern Titels (Käufer, Cessionarien 2c.)“ und wird
dieß zur öffentlichen Kenntnißnahme und Nachachtung hiermit bekannt gemacht.

Weimar am 8. Juli 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement des Großherzoglichen Hauses und der auswärtigen

Angelegenheiten.
von Watzdorf.

IV. Dem Sfribenten Carl Fiedler allhier ist auf Nachsuchen die Erlanbniß
zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der schlesischen Feuerversicherungs-
Gesellschaft zu Breslau innerhalb der Grenzen des Großherzogthumes bis auf
Widerruf ertheilt worden. Weimar am 12. Juli 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
epartement der Finanzen.

G. Thon.



Regierungs- Blatt
für das

Großherzogthum
Sachsen. Weimar-Eisenach.

Nummer 33. Wreimar. 11. August 1834.

Ministerial-Bekanntmachungen.
1. Um Misverständnissen vorzubeugen, zu welchen die Fassung der in

Nr. 74 der Beilage zur Weimarischen Zeitung vom Jahre 1842 abgedruckten
Bekanntmachung der vorhinnigen Großherzoglichen Kammer vom 3. Sep-
tember 1842 etwa Anlaß geben könnte, finden wir uns bewogen, die Pachtin-
haber triftberechtigter Großherzoglicher Kammergüter hierdurch anzuweisen: so oft
von ihnen wahrgenommen wird, daß Besitzer huth= oder trift-pflichtiger Grund-
stücke diese, behufs der Umwandlung in Holzgrundstücke, ganz oder theilweise
mit Holz angesäet oder bepflanzt haben, ohne daß vorher dem Triftberechtigten
Anzeige gemacht und die Umwandelung von hieraus genehmigt worden, davon
sofort bei dem zuständigen Großherzoglichen Rechnungsamte Anzeige zu machen
und geeigneter Entschließung zu gewärtigen, ohne inzwischen in die junge
Ansaat oder Pflanzung eintreiben zu lassen.

Bei jeder solchen Anzeige ist zugleich dasjenige anzugeben, was bei der
fraglichen Ansaat oder Anpflanzung auf dem Grunde der bestehenden gesetzlichen
Vorschriften (vergl. §. 23 flg. desHuth= und Trift-Gesetzes vom 3. April
1821 und Satz XII des Nachtrages dazu vom 19. Mai 1826) etwa zu
erinnern gefunden werde.

Die Großherzoglichen Rechnungsämter haben diese Anzeigen jedesmal, so-
weit nöthig, näher zu erörtern und darüber eben so wie über jeden Antrag,
welcher von den Eigenthümern huth= oder trift-pflichtiger Grundstücke wegen
Genehmigung einer solchen Ansaat oder Anpflanzung bei ihnen gestellt wird,
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schleunigst anher zu berichten, damit das weiter Erforderliche von hier aus ver-
fügt, insbesondere geeigneten Falles die Stellung gerichtlicher Anträge von uns
veranlaßt werde.

Weimar am 10. Juli 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

G. Thon.

II. Dem Kaufmanne Dönigus allhier ist auf NachsuchendieErlaubniß
zur Uebernahme und Betreibung einer Haupt-Agentur der schlesischen Feuerver-
sicherungs-Gesellschaft zu Breslau innerhalb der Grenzen des Großherzogthumes
bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 13. Juli 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

G. Thon.

III. Von dem unterzeichneten Staats-Ministerium ist dem Kaufmanne
Carl Rein hard allhier auf Nachsuchen die Erlaubniß zur Uebernahme und Be-
treibung einer Agentur der Preußischen National-Versicherungsgesellschaft zu
Stettin innerhalb der Grenzen des Großherzogthumes bis auf Widerruf er-
theilt worden.

Weimar am 19. Juli 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

G. Thon.

IV. Dem Kaufmann und Pulver-Fabrikanten Karl Wellendorf zu Tann-
roda ist auf Nachsuchen die Erlaubniß zur Uebernahme und Betreibung einer
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Agentur der Magdeburger Feuerversicherungs-Gesellschaft innerhalb der Grenzen
des Großherzogthumes bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 29. Juli 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

G. Thon.

V. Das Königlich Sächsische Nebenzollamt erster Klasse zu Ebmath,
Hauptzollamtsbezirk Eibenstock, ist auch zum Begleitscheinwechsel mit dem König-
lich Preußischen Hauptzollamte in Wittenberge und mit dem Königlich Hanno-
verschen Zollamte in Bremen ermächtigt worden.

Mit Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 7. Februar d. J. (Seite
174 des Regierungs-Blattes) wird solches hiermit zur öffentlichen Kenntniß
gebracht.

Weimar am 27. Juli 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

G. Thon.

VI. Nachdem die Verwaltung der Sportelneinnahme des Großherzoglichen
Justiz-Amtes zu Kaltennordheim vom 1. Juli d. J. an dem Großherzoglichen
Rechnungsamte daselbst mit übertragen worden ist: so wird dieses hierdurch zur
öffentlichen Kenntniß gebracht.

Weimar am 22. Juli 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

G. Thon.

VII. Nachdem mit höchster Genehmigung Seiner Königlichen Hoheit, des
Großherzogs, das Großherzogliche Justiz-Amt Ilmenau unter Bestellung
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1) des Großherzoglichen Justiz-Amtmanns Johann Friedrich Blaufuß in
Ilmenau als Bergamts-Dirigenten cum directorio actorum,

2) des Großberzoglichen Amts-Aktuar Carl Fitzler daselbst als Stellver-
treters desselben für Verhinderungsfälle,

3) des Großherzoglichen Amts-Aktuar Bernhard Friedrich Wilhelm Gottbold
Weißleder daselbst als Bergschreibers
constituirt, dem so gebildeten Bergamte auch

4) der Großherzogliche Berg-Inspektor Johann Christian Mahr in Kam-
merberg als Bergmeister, und

5) und 6) der Großherzogliche Berg-Inspektions-Assistent Hermann Mahr
in Gehren, sowie der herrschaftliche Steiger Andreas Herrmann in
Kammerberg als Berggeschworene

beigegeben worden sind: so wird dieses hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.
Weimar am 4. August 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Justiz und des Cultus.

von Wintzingerode.

VIII. Da zeither fortwährend der Fall vorgekommen ist, daß Besoldungen,
Gehalte, Wartegelder und Pensionen aus Grohherzoglichen Hof= und
Staats-Kassen, überhaupt aus öffentlichen Kassen im Großherzogthume, nament-
lich auch aus den Kassen der Gemeinden und anderer öffentlichen Anstalten,
Auszüge aus landwirthschaftlichen Gütern, ingleichen Erbzinsen und
andere grundherrliche Gefälle von Seiten der Bezugsberechtigten den des-
halb bestehenden gesetzlichen Vorschriften entgegen zur Einkommensteuer-Entrich-
tung nicht angemeldet worden sind: so werden diese Vorschriften §.S. 5, Ziffer
1 und 2, 15 — 28 des Gesetzes über die allgemeine Einkommensteuer vom
19. März 1851 (Seite 63 — 90 des Regierungs- Blattes) hiermit nochmals
in Erinnerung gebracht, mit dem Bemerken, daß in Zukunft gegen die Zuwi-
derhandelnden unnachsichtlich mit der für dergleichen Fälle im F. 38 des vor-
erwähnten Gesetzes angedrobeten Strafe vorgeschritten werden wird.

Weimar am 7. August 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

G. Thon.



Regierungs-BGlatt
für das

Großherzogthum
Sachsen. Weimar-Eifenach.

Nummer 34. Weimar. 30. August 1854.

Ministerial-Bekanntmachungen.
II. Von dem unterzeichneten Ministerium wird mit Bezug auf die Be-

kanntmachung vom 15. Oktober 1844 (Seite 163 des Regierungs-Blattes) die
nachstehend abgedruckte anderweite Uebersicht der Steuersätze, welche in denje-
nigen Jollvereins-Staaten 2c., wo innere Steuern auf die Hervorbringung oder
Zubereitung gewisser Erzeugnisse gelegt sind, von den gleichnamigen vereinslän-
dischen Erzeugnissen erhoben werden, zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Weimar am 18. August 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

G. Thon.
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Uebersicht der Steuerfätze,welche

in denjenigen Vereinsstaaten 2c., wo innere Steuern auf die Hervorbringung
oder Zubereitung gewisser Erzeugnisse gelegt sind, von den gleichnamigen ver-

einsländischen Erzeugnissen erhoben werden.

Vereinsstaaten rc., Maaßstab Steuersatz im Ben üde die det
 22½2 , ir di 14 Thaler. 1211 Gul, iranttdine dtS. 9 für die 10 een, err dem

in welchen die Erhebung stattfindet. Erzebung. P(°% %. " **r verluie
tF. 1 lar. #c Bzr

I. Von Wein und Trauben=
most.

1. Preußen (ausschließlich der Hohen-
gollernschen Lande ?). 4 .
Außerdem im engerenVereine mit Preußen (nach 1 Wm.
der Zeitfolge der Verträge oumern wird elne

a. Von Schwarzburg=Sondershausen: Uebergangs Abgabe
i von Weln und Trau-die Unterherrschaft. benmest nichrerhobrn.S  . Von Schwarzburg-Rudolstadt:

die Unterherrschaft.
Vom Großherzogthume Sachsen:
das Amt Allstedt mit Oldisleben.

u Anhalt-Bernburg.

. Vom Fürstenthume Lippe:
die Ortschaften Lipperode, Cappel
und Grävenhagen.
Von Mecklenburg-Schwerin:
die Ortschaften Rossow, Netzeband
und Schöneberg.

. Anhalt-Dessau.

. Anhalt-Köthen.

. Von Sachsen-Koburg-Gotha:
das Amt Volkenrode.

k.Von Hessen-Homburg:

2

8.

#

das Oberamt Meisenheim. Zeniner
1. Vom Großherzogthume Oldenburg: Lurhusd

das Fürstenthum Birkenfeld. Jentner. 255 27
m. Waldeck und Pyrmont. Wein 20 1 1

[Traubenmoftn. Von Hannover:
die Grafschaft Hohenstein und das
Amt Elbingerode.

o. Von Braunschweig:
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Vereinsstaaten 2c.,

in welchen die Erhebung stattfindet.

Maaßstab
für die

Erhebung.

Steuersatz im
14 Thaler,24 Gul.

Fuß. den-Fuß.

Einsen öbrr Ge BP
Btnt 8 xAuslande dewilllsten1und

#..

5.

6.

8.

 Sachsen.

 [Kurhessen (ausschließlich der Kondo-

das Fürstenthum Blankendurg, das
Stistsamt Walkenried und das Amt
Calvörde.

P. Lippe.

Hannover.

minat-Dörfer Obersinn, Mittelsinn und
Züntersbach).

[Thüringischer Verein.
Dazu gehört außer den demselben zugewiesenen

Preußischen Gebietstheilen:
a. Von Bayern:

die Enklave Kauledorf.
b. Von Kurhessen:

der Kreis Schmalkalden.
. Das Großherzogthum Sachsen, aus-

schließlich der Aemter Ostheim und
Allstedt mit Oldisleben, aber ein-
schließlich des zum Amte Ostheim
gehorenden Ortes Melpers.

d. Das Herzogthum Sachsen-Meinin=
gen-Hildburghausen.

e. Das Herzogthum Sachsen-Altenburg.
f. Das Herzogthum Sachsen-Koburg-

Gotha, ausschließlich der Aemter Kö-
nigsberg und Volkenrode (siehe 1. i.)

städt'sche Oberherrschaft.
h. Die Fürstlich-Schwarzburg-Sonders-

hausen'sche Oberherrschaft.
i. Das Fürstenthum Reuß älterer Linie.
k. - - jungerer Linie.

Braunschweig.
Oldenburg.
Luxemburg.

Jentner
(Preuß.) =

4s ZJentner.
g. Die Fürstlich Schwarzburg-Rudol-(Wein

Traubenmost.

Anmerkbotuns-D#4% Dlei *nmaae andenmost
Eil W“ni u. findet frelerieineWden vorauVirdeldehrmitWein teubd#mmost

 onsoss Joll-

25 2720 *10
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Vereinsstaaten 2c., Maaßstab Steuersatz im Aureekerhe über tedan
 HäIin welchen die Erhebung stattfindet für die 11 ern ar- nri r

8 stanfindet. jarhebung. nrusl.rodee
#thlr. far. 1 fl. ! kr

II. Von Tabacksblättern und
Tabacks-Fabrikaten.

1.Preußen (gusschließlich der Hohen-
zollernschen Lande7). ) In den Hoben.

Außerdem die bei Preußen vorstehend zu 1. 1. gollzrusdee Fürsten-
von à—p aufgeführten Länder und bandes- thbümern wird eine
theile, welche mit Preußen im engeren Ver- Uebergangs = Abgabe

eine stehen. von Wdi l——5uud Tabacks-Fabrika=

2. Sach sen. ten nicht erhoben.,
 Hannover. Zeniner 20 1

4.Kurhessen (wie zu I. 4.) Gr.) 10
5.Thüringischer Verein (wie zu I. 5.)
6.]Braunschweig.
7.Oldenburg.
8Luxemburg.

Anmerk. Die in diesen Vereinsstaaten 2c. auf-
kommende Uebergangs-Abgabe von Tabacksblät-
tern und Tabacks- Fabrikaten ist eine gemeinschaft
liche und wird getheilt. Zwischen diesen Vereins-
staaten rc. findet freier Verkehr mit Taback statt.

III.. Vom Bier.
taspreußen (ausschließlich der Hohen- Zentner

zollernschen Lande). (Preuß.) 76.261
Heßerdem die bei Preußen vorstehend zu I. 1I.

— p aufgeführten Vereinsländer und
Vereinslene Theile, welche mit Preußen im
engeren Vereinestehen. Cimer (Würt=

1b Hohenzollernsche Lande. btembergisch) u isse heran3
a. Hohenzollern-Sigmaringen. Senz dem aus Hechingenein-

#a. braunesg gehenden Biererhoben
 waune 1 4 37 2 vi neregesaheronw er aus Hohenzollern=

. theißesBieksTL 103 120 Sigmatingen Pinver

2 b. bamalsmeHeckinge- Lsh 2n. teuer-it iese

3 Sa desgl. Seurr beträgt zurKeberw- ereian- zu I. 5.) Jeit 131 IXr. vom
Braun wei Simri des einge-5. Kthakn . k Wi*t .17 6 261 %rengten Malzes.

Anmerk. Die in den vorstehend zu 1. a. 2—5
aufgeführten Vereineländern aufkommende Ueber-
gangs-Abgabe von Bier ist eine gemeinschaftliche.
welche getheilt wird. Es findet zwischen diesen

Vereinsländern 2c. freier Verkehr mit Bier statt.
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Steuersatz im
. Vereinsstaaten 2c1½ „% % Maaßstab Bemer kungen* in welchen die Erhebung stattfindet. für die 14 Thaler.24s Gul- oarn nia

Erhebung. 4½ el. .#913 ——

6. Bayern, rechts des Rhei i Eeines und Ei
engeren Vereine mit FSehns insrepse 7 1t “.-
a. das Großherzogli : 0-»»--Ohsi ."·’"«"«"·W«"«

Ost-,.sOgschSachsischsA-mgis-»wich- kxxsxvmstsstMsa

Melbrr“; mit Ausschluß des Ortes wird, b
b. das Herzoglich Sach ,

" ogli a sen - Koburg · Diee1 6 .. hobene Malz-

„Gothaische Amt Königsberg. Kaw steuer wiro oe# *
7.Württemberg. „½ Ohm Btmoem, Ber nachdaßgabe des d

6. i 1.21 51 3 verwendeten at 8
8. Baden. brwe Hier 1 4 3 jedem einzelnen Falle

rn 8 ier 22 3 2 ermtelt und danachObmeBa . die St

9. Kurhessen (aussch — 5½15 süügefeh h
. hessen (ausschlietlich des zum kres «Khüringischen Vereine gehörigen Kse es- 76 ..6 /sß"sr-

Schmalkalden). ks6O zuest· wird, bettägt 74 Sgr.

10| Großherzogthum Hessen. Ohn (Groß- Shrhgt 113r.
herzglHesüisch) " 22 102 1 20 P % enr sftr

" * z5½44 % d11 Freie Stadt Frankfurt a. M. ibt E0(*B# Fuisne
"„ 5 für di

1 furter) — 17 1 bliiche rutrel
IV. Vom Branntwei W “

" ein. «

IsPreußeHausschließciver ohe
lnschen ##nde) ch der Hohenzolodr Grns) 10 30 Bei det Ausfahrbei 50 Prozent wird eine St

Außerdem die bei Preußen vorstehend zu I. 1. Alkohol nach gütung von 5
r aufgeführten Vereinsländer und Tralles. 1 Ouart zu 50 —
engeren aeitenwelche mit Preuben im gulsniren154
e# Besu auf die Uebergangsabgabe *’i

—— “ 8 bessische Grasschaft
1b — Lande.

a. Hohenzollern-Sigmaringen Oimer (Würt, 11 2b. Haeengolen.Hnn leberzisch %%" desgl.

2. Sacl en.3. hüringischerVerei ; Ohm (Prin (wiezu l. ö.) -!
4. Braunschwei Mei 50 Brozent 10. It Zo«

5. Luremburg. 9 zoholnoch Wie zu I.-a.
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2 Vereinsstaaten rc., Maaßstab 1 „Sieu euisasm —— —
 in welchen die Erhebung stattfindet. für die rNx n n 3

Erhebung. Buß. den · duß. Sicuerdergutungen.
thlt. n fl. kr.

Anmerk. Die in den vorstehend zu 1. a., 2., 3.
und 5. aufgeführten Vereinsländern und Ver-

anelondes beilen aufkommende Uebergangsab.be von Branntwein ist eine Gemeinschastücht,LArlche getheit wird. Zwische zu1.a.,, S., 4.,5.aufgeführten on den z finder
freierVerkehr mit Branntwein statt.

6.Bapern, rechts des Rheines. # ayt. 1 1 45
Außerdem die bel Bayers vorstehend unter III.
6. aufgeführten Landestheile anderer Vereins-

7. Hannov er. *+P Bei der Ausfuhr
Außerdem im engeren Verbande mit Hannover: S H zeihn, giu s her.

a. Schaumburg- Lippe. 7 Aue- 624 1 10 30 r ür debne
« « ol na Hbannov narller zub. Die Braunschweigischen Enklaven. rWmii reben ar rn

8. Oldenburg. les gewährt.

r—N

— 1

12

Anmerk. Die in den vorflehend unter 7 und 8

agebbertenVereineländern auffommende Ueber-n Branntwein ist eine gemein?!Wn kalst getheilt wird.
Wurttemberg.

Baden.

Kurhessen (mit Ausschluß des Krei-
ses Schmalkalden und der Grasschaft

Eimer (Würk-
tembergisch)
ei 50 Prozent
Alkohol nach

Tralles.

Ohm (Badisch)

b. Welngeist

Ohm (Kurhes-
sisch) —

a. Branntwein

Schaumburg.

Großherzogthum Hessen.

V. Vom geschroteten Malze.
1. Bapern, rechts des Rheines.

Außerdem die bei Bayern unter III. 6. aufgeführ-
len Landestheile anderer Vereinsstaaten.

2. Wörttemberg.

l Ohm
Preußisch

bei 50 Prozen!
Alkohol nach

Tralles.

Ohm (Groß-

Prozent Allo-
ol na

Tralles.
Metzen (Baye,

risch) =
o, 674208

Scrlgprus.Simri (Wört=
tembergisch)=

Seorose

ScheffelPreuß.

1

6

28
21

28

103 10

12

92

—

2

Vuenatwen

Bei der Ausfuhr
werden des Betrages
der Uebergangs= Ab-
gabe, also 8 Fl.
den Württembergt=
schen Cimer vergbtet.

der Ausfuhr
von mindestens 50
Maaß Badisch wird

 bie Hälfte des Betra-
ges der Uebergangs=
abgaben vergütet.

Die Rückvergütung
der Steuer für den aus
Kurhessen (mit Aus-
schluß aus dem Kreise
Schmalkalden und der
Grafschaft Schaun-
burg) auszufübrenden

beträg
4 Thlr.
hessische Ohm zu 50
r— Allohol nach
Tralles.

Bei der MAusfahr
von 20 Maaß und
mehr werden 4 Fl. für
die Großherzoglich
7 ssische Obm bel 50
1½ ent Alkohol naches rückvergötet.
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II. In Dessau ist ein Haupt-Steueramt mit Niederlage errichtet wor-
den, was hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird.

Weimar am 8. August 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

G. Thon.

III. Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß der Ort
Stregda von dem Steuerbezirke Kreuzburg, welchem er zeither angehörte,
abgezweigt und in allen die Verwaltung der indirekten Steuern betreffenden
Beziehungen vom 1. Oktober d. J. an, dem Steuerbezirke Eisenach einverleibt
worden ist.

Weimar am 10. August 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

G. Thon.

IV. Von der Kurfürstlich Hessischen Staatsregierung ist anstatt der, bei
dem Steueramte Wannfried bestandenen, Niederlage mit unbedingtem Nieder-
lagerechte eine solche mit bedingtem Niederlagerechte angeordnet worden, was
hiermit unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 24. Mai 1844 (Re-
gierungs-Blatt Seite 58). zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird.

Weimar am 10. August 1854.
Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,

Departement der Finanzen.
G. Thon.

V. Von dem unterzeichneten Ministerium ist dem Kaufmanne Ernst Schö-
nerstedt zu Ollendorf, nachdem derselbe die bisher ausgeübte Agentur der Magde-
burger Feuerversicherungs-Gesellschaft aufgegeben hat, die gebetene Erlaubniß
zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der Aachener und Münchener
Feuerversicherungs-Gesellschaft innerhalb der Grenzen des Großherzogthumes, bis
auf Widerruf, ertheilt worden.

Weimar am 5. August 1854.
Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,

Departement der Finanzen.
G. Thon.
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VI. Von dem unterzeichneten Ministerium ist dem Kaufmanne J. F. Kah-
lenberg zu Allstedt auf dessen Nachsuchen die Erlaubniß zur Uebernahme und
Betreibung einer Agentur der Feuerversicherungs-Anstalt Borussia zu Berlin
innerhalb der Grenzen des Großherzogthumes, bis auf Widerruf, ertheilt
worden.

Weimar am 8. August 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

G. Thon.

VII. Dem Kaufmanne J. C. Nette zu Remda ist auf Nachsuchen die
Erlaubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der Leipziger Feuer-
versicherungs-Gesellschaft innerhalb der Grenzen des Großherzogthumes, bis auf
Widerruf, ertheilt worden.

Weimar am 8. August 1854.

Großherzoglich Süchsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

G. Thon.

VIII. Dem Fabrikanten Louis Oels zu Blankenhayn ist auf Ansuchen
die Erlaubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der Leipziger
Feuerversicherungs-Gesellschaft innerhalb der Grenzen des Großherzogthumes,
bis auf Widerruf, ertheilt worden.

Weimar am 14. August 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Miunisterium,
Departement der Finanzen.

G. Thon.



liegierungs - Blatt
für das

Großherzogthum
Sachsen-Weimar.-Eisenach.

Nummer 35. Weimar. 13. September 1834.

Ministerial-Bekanutmachungen.
I. Nachdem Se. Königliche Hoheit, der Großherzog, die nachstehenden

Statuten der in der Residenz-Stadt Weimar auf Aktien errichteten Gasberei-
tungs-Gesellschaft unter den Bedingungen: daß

die Beschaffung des erforderlichen Anlage-Kapitales durch gehörig bindende
Aktien-Zeichnung auf Grund der Statuten binnen Einem Vierteljahre
nachgewiesen werde,

die Eröffnung des Geschäftsbetriebes der Gesellschaft binnen Jahresfrist er-
folge und

die verfassungsmäßige Beaufsichtigung desselben durch die zuständigen Po-
lizei-Behörden vorbehalten bleibe,

landesherrlich zu bestätigen, auch der gedachten Gesellschaft die Rechte einer
juristischen Person gnädigst zu verleihen geruhet haben: so wird dieses hierdurch
öffentlich bekannt gemacht.

Weimar am 23. August 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
epartement des Innern.

Für den Departements -Chef.
Schambach.

52
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Statut
der

Gasbereitungs Gesellschaft
zu Weimar.

I.

Allgemeine Bestimmungen.
8. 1.

Zweck der Gesellschaft.
Mit Genehmigung der Großherzoglichen Staatsregierung besteht in Wei-

mar unter dem Namen „Gasbereitungs-Gesellschaft“ ein mit den Rech-
ten einer juristischen Person versehener Aktien-Verein.

Zweck derselben ist Bereitung und Verkauf von Leucht= und Brenn-Gas,
sowie der hierbei zu gewinnenden Neben-Produkte.

8. 2.
Mittel des Vereines.

Zu diesem Zwecke werden 800 Altien, jede zu 100 Thalern, ausgegeben.
5. 3.

Mitgliedschaft.
Jeder Inhaber einer oder mehrer Aktien ist Mitglied der Gesellschaft und

nimmt am Gewinn und Verlust derselben nach Maßgabe dieser Statuten und
nach dem Verhältnisse seiner Aktien Theil; er ist jedoch nur bis zum Neunwer-
the der Aktien zur Bezahlung der Schulden verpflichtet.

K. 4.
Akti:e:en.

Die Aktien selbst werden auf den Inhaber gestellt.
Bis zur völligen Einzahlung des Aktien-Kapitales werden über die Theil-

zahlungen Interims-Aktien-Scheine ausgefertiget, welche auf die Person des
Zeichners lauten und bis zur Vollzahlung in jeder Beziehung die Stelle der
Aktien vertreten.

g. 5.
Einzahlungen.

Die Einzahlungen werden mit Genehmigung des Verwaltungsrathes durch
das Direktorium ausgeschrieben. Die Aktien werden von dem Vorsitzenden des
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Verwaltungsrathes und dem Direktor, die Interims-Aktien und Dividenden-
Scheine dagegen von dem Direktor und einem Mitgliede des Verwaltungs-=
rathes, unterzeichnet.

Die erste Einzahlung wird auf fünf Prozent festgesetzt, die weiteren Ein-
zahlungen dürfen zehen Prozent auf einmal nicht überschreiten und müssen min.
destens vierzehen Tage vorher öffentlich ausgeschrieben werden.

. 6.

Cession der Interims- Aktien-Scheine.
Bis zur vollständigen Einzahlung ist dem ersten Zeichner die Cession ei-

nes Interims-Aktien-Scheines nur mit Genehmigung des Verwaltungsrathes
gestattet.

S. 7.
Verfahren bei unterlassener Einzahlung.

Wenn auf eine Aktie eine der ausgeschriebenen Theilzahlungen zur be-
stimmten Zeit nicht geleistet wird, so ist der Inhaber (stehe §. 6) für jede
Aktie in zwei Thaler Strafe verfallen und hat diese Strafe, nebst der verfalle-
nen Theilzahlung und fünf Prozent Verzugszinsen, in einer hierzu zu setzenden
vierzehentägigen Frist, welche unter Angabe der betreffenden Nummer ohne Na-
men des Inhabers in den hierzu bestimmten öffentlichen Blättern bekannt zu
machen ist, sammt den antheiligen Einrückungsgebühren an die Kasse des Ver-
eines abzuentrichten.

Zahlt der säumige Aktionär auch in dieser Frist nicht, so ist auf seine
Kosten eine anderweite Aufforderung zur Zahlung der fälligen Quote nebst Ver-
zugszinsen und verwirkter Strafe binnen endlichen vierzehen Tagen unter der
Verwarnung zu erlassen, daß die Aktie zu Gunsten der Gesellschaft für ungül-
tig erklärt werde, wenn diese nicht vorzieht, den Schuldner auf Bezahlung sei-
ner Schuld und Strafe gerichtlich zu belangen, was der Gesellschaft jedoch
nur so lange, als noch nicht funfzig Prozent auf die Aktie eingezahlt sind,
freisteht.

Wird eine solche Aktie für ungültig erklärt, so wird an deren Stelle ein
anderer Interims-Aktien-Schein mit neuer Nummer ausgefertiget und dieser
wird Eigenthum der Gesellschaft.

g. 8.
Reserve-Fonds.

Zur Bestreitung unvorhergesehener Ausgaben und nach Befinden zur Ver-
besserung und Erweiterung der Anstalt wird ein Reserve-Fonds von 8000 Tha—
lern gebildet.

52*
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Sollte das festgestellte Aktien-Kapital von 80,000 Thalern zur Begrün-
dung und vollständigen Einrichtung der Anstalt nicht ganz in Anspruch genom-
men werden, so wird der übrig bleibende Theil des Aktien-Kapitales bis
zu dem Betrage von 8000 Thalern zur Gründung des Reserve-Fonds ver-
wendet.

Kann jedoch der Reserve-Fonds auf diese Weise gar nicht oder nicht voll-
ständig beschafft werden, so wird von dem jährlichen Reinertrage der Anstalt
der zehnte Theil so lange zum Reserve-Fonds eingezahlt, bis hierdurch, so-
wie durch die Zinsen des letztern, dieser bis auf die angegebene Höhe ge-
bracht wird.

Sobald der Reserve-Fonds die Höhe von 8000 Thalern erreicht hat, wer-
den die davon zu gewinnenden Zinsen bei der Gesellschafts-Hauptkasse in Ein-
nahme gebracht.

Wird dagegen der Reserve-Fonds durch Verwendungen unter diese Höhe
geschwächt, so tritt eine Ergänzung dadurch ein, daß nicht nur die Zinsen wie-
der dazu geschlagen, sondern auch der zehnte Theil des Reinertrages bis zur
Erfüllung wieder dazu verwendet wird.

g. 9.
Dividenden und deren Verfall.

Der reine noch übrig bleibende Gewinn wird unter die Aktionäre alljähr-
lich vertheilt.

Die diesfalls ausgegebenen Dividenden= Scheine legitimiren den Inhaber
zur Erhebung der Dividenden.

Die Dividenden, welche innerhalb vier Jahren vom Zahlungstage an nicht
erhoben worden sind, verfallen ohne Weiteres der Gesellschaftskasse.

 #.10.

Amortisations-ondé.
Sobald die durchschnittliche Höhe der bezahlten Dividenden auf zehen Jahre

sechs Prozent, auf alle übrige Jahre seit Beginn des Geschäftsbetriebes aber
fünf Prozent betragen haben wird, werden den Aktionären in keinem Jahre mehr
als sechs Prozent Dividende gewährt. Der überschießende Reinertrag wird zur
Bildung eines Amortisations-Fonds verwendet, mittelst welches die Aktien nach
und nach ausgeloost und durch Bezahlung ihres Neunwerthes eingelöst werden.

Ist auf diese Weise auch die letzte Aktie eingelöst, so geht die ganze An-
stalt an Gebäuden, Einrichtungen, außenstehenden Forderungen sammt etwai-
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gen Reserve-Fonds unentgeltlich an die Stadtgemeinde Weimar eigenthüm-
lich uber.

8. 11.
Mortifitations-Verfabren.

Geht eine Aktie oder ein zur Zeit der Anmeldung des Verlustes noch
nicht fälliger Dividenden-Schein verloren, so soll zu deren Mortifikation das
folgende Verfahren eintreten:

1) Der Verlust einer Aktie oder eines Dividenden-Scheines ist bei dem
Direktorium anzumelden und von der den Verlust anmeldenden Person,
nach Ermessen des Direktoriums, der Erwerb genügend nachzuweisen.
Das Direktorium hat hierauf den angemeldeten Verlust in den für die
Gesellschaft gewählten Blättern dreimal in Zwischenräumen von vier-
zehen Tagen zu vierzehen Tagen mit der Aufforderung bekannt zu machen,
daß diejenigen, welche ein besseres Recht an der als verloren angemel-
deten Aktie oder des Dividenden-Scheines zu haben behaupten, sich
innerhalb dreier Monate an einem endlich dazu festgesetzten Tage bei
dem Direktorium anzumelden haben, unter der Verwarnung, daß außerdem
die Aktie nebst Dividenden-Scheinen für ungültig erklärt und andere
Dokumente für denjenigen, welcher den Verlust angezeigt hat, werden
ausgestellt und diese allein für gültig werden betrachtet werden.

2) Meldet sich Niemand, so wird die Aktie und werden die Dividenden=
Scheine für ungültig erklärt und dieses nur einmal in den Blättern der
Gesellschaft öffentlich bekannt gemacht.

3) Geschieht die Anmeldung besserer Rechte, so wird der Antragsteller auf
den Rechtsweg verwiesen.

4) Nach erfolgter Anmeldung des Verlustes eines Dividenden-Scheines be-
züglich einer Aktie ist deren Bezahlung bis zum Schlusse des Mortifika-
tions-Verfahrens durch das Direktorium zu sistiren.

Tritt nach Ziffer 3 eine Verweisung auf den Rechtsweg ein, so
wird die Sistirung der Auszahlung nach Ablauf von vier Wochen auf-
gehoben. Unbenommen bleibt jedoch dem Antragsteller hierbei, unter
den gesetzlichen Voraussetzungen bei Gericht Arrest= oder sonstige Anträge
zu seiner Sicherung zu stellen.

5) Die Kosten des Mortiflkations-Verfahrens trägt in jedem Falle der
Extrahent.
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. 12.

Oeffentliche Bekanntmachungen.
Alle an die Aktionäre zu richtende Einladungen und Bekanntmachungen

erfolgen durch den Abdruck in der Weima rischen Zeitung und dem hier erschei-
nenden Tageblatte Deutschland. Geht eins dieser Blätter ein, so bat das Di-
rektorium an dessen Stelle ein anderes zu wählen und dieses in dem verbleibenden
Blatte bekannt zu machen.

. 13.

Rechnungssabr.
Das Rechnungsjahr der Gesellschaft läuft vom 1. Juli bis zum 1. Juli.

II.
Verwaltung der Gesellschoftsangelegenheiten.

14.— Geschäfte.
Die Geschäfte und Angelegenheiten der Gesellschaft werden durch

a) die Hauptversammlungen der Gesellschaftsmitglieder,
b) den Verwaltungsrath und
c) das Direktorium

besorgt.
A. Hauptverssammlung.

15

Zeit der Hauptversammlungen.
Alle Jahre wird spätestens bis zum 1. Oktober eine Hauptversammlung

abgehalten. Der Verwaltungsrath hat das Recht, auch außerdem Hauptver-
sammlungen auszuschreiben.

. 16.

Einladungen zu den Hauptversammlungen.
Die Einladung zu einer Hauptversammlung geschieht durch den Vorsitzenden

des Verwaltungsrathes wenigstens vier Wochen vor dem dazu bestimmten Tage.
Eine Angabe der Berathungsgegenstände ist nur dann erforderlich, wenn Abän-
derungen der Statuten, Auflösung der Gesellschaft, Umbau der ganzen Anlage,
die Emission neuer Aktien oder die Aufnahme neuer Darlehen zum Vortrag
kommen sollen.

g. 17.
Theilnahnme.

Jeder Aktionär ist an der Hauptversammlung Theil zu nehmen und die
ihm zustehende Anzahl Stimmen abzugeben berechtigt.
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Der Besitz von
1 bis 2 Aktien berechtigt zu einer Stimme,

der von 3 bis 5 Aktien zu zwei Stimmen,
der von 6 bis 9 Aktien zu drei Stimmen,
der von 10 bis 20 Aktien zu vier Stimmen,
der von 21 bis 40 Aktien zu fünf Stimmen,
der von 41 bis 60 Aktien zu sechs Stlmmen,
der von 61 bis 80 Aktien zu sieben Stimmen,
der von 81 bis 100 Aktien zu acht Stimmen und
der von 101 und mehr Aktien zu neun Stimmen.

18.

degitimation.
Gegen Vorzeigung seiner Aktien oder Interims-Scheine erhält jeder Aktionär

vor dem Eintritte in die Hauptversammlung eine gestempelte Eintrittskarte, auf
welcher die Anzahl der von ihm abzugebenden Stimmen bemerkt ist.

19.

Leitung der Hauptversammlung und Protokoll-Führung.

Der Vorsitzende des Verwaltungsrathes oder dessen Stellvertreter leitet die
Hauptversammlung, vertheilt die Vorträge und setzt das bei der Abstimmung
zu beobachtende Verfahren fest.

Ueber die Verhandlungen und Beschlüsse der Hauptversammlung wird von
einem in öffentlicher Pflicht stehenden Schriftführer ein Protokoll aufgenommen,
welches vorgelesen und zum Zeichen der Genehmigung von dem Schriftführer,
dem Vorsitzenden und von noch drei Aktionären, welche den Verhandlungen bei-
gewohnt haben, unterzeichnet werden muß.

Ein so abgefaßtes Protokoll hat für die Gesellschaft und deren Mitglieder
volle Beweiskraft.

g. 20.
Geschäftskreis der Hauptversammlung.

I. In den jährlich anzuberaumenden Hauptversammlungen wird
1) die Wahl des Verwaltungsrathes, soweit sie nicht dem Großherzoglichen

Hause und der Stadtgemeinde hier zusteht, vorgenommen;
2) von dem Vorsitzenden des Verwaltungsrathes Bericht über die Ergeb-

nisse des abgelaufenen Rechnungsjahres erstattet und
3) von demselben die Höhe der Dividende bekannt gemacht.
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II. Außerdem ist die Beschlußfassung der Hauptversammlung nothwendig:
1) um eine etwa zu beantragende Entlassung von Mitgliedern des Ver-

waltungsrathes vor Ablauf der Dienstzeit zu entscheiden und die nöthig
werdende Neuwahl vorzunehmen;

2) zur Emission neuer Aktien oder Aufnahme neuer Darlehen;
3) zur Ergänzung oder Abänderung der Statuten;
4) bei Vorlagen zum Umbau der ganzen Anlage oder der wesentlichsten

Theile derselben aus dem Reserve-Fonds;
5) zur Auflösung der Gesellschaft.
Ob die unter II 1 bis 5 aufgefübrten Gegenstände in der nächsten or-

dentlichen Hauptversammlung zum Vortrag kommen sollen, oder ob eine außer-
ordentliche Versammlung anzuberaumen, bleibt dem Ermessen des Verwaltungs-

rathes überlassen.
Der Verwaltungsrath hat das Recht, auch andere Gegenstände der Haupt-

versammlung zur Beschlußfassung vorzulegen.
S. 21.

Anträge der Aktien-Inbaber.

Wenn einzelne Aktionäre in der Hauptversammlung einen Antrag stellen
wollen, so müssen sie ihr Vorhaben mit ausführlicher Angabe des Gegenstandes
acht Tage vor der Hauptversammlung dem Vorsitzenden des Verwaltungsrathes
schriftlich anzeigen. In diesem Falle muß der Gegenstand zur Verhandlung
zugelassen werden, wenn der Antrag, von wenigstens fünf Aktionären unter-
stützt, eingebracht wird und wenn die Berathung in der nächsten Hauptver-
sammlung noch zulässig ist (vergl. §. 16 am Ende).

g. 22.
Beschlubfassung.

Die Beschlüsse der Hauptversammlung haben ohne Rücksicht auf die Zahl
der Anwesenden für alle Aktionäre verbindliche Kraft und werden in der Regel
durch absolute Mehrheit der in der Versammlung vertretenen Stimmen gefaßt.
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

Ausnahmsweise ist jedoch zu dem Beschlusse über Abänderung der
Sta tuten oder zur Auflösung der Gesellschaft (§F. 20 II, 3 und 5)
eine Majorität von zwei Dritttheilen der in der Versammlung vertretenen Stim-
men nothwendig.
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Die Wahl mehrer Mitglieder des Verwaltungsrathes erfolgt in unge-
treunten Stummzetteln. Auch bei den Wahlen ist regelmäßig absolute Majo-
rität erforderlich. Wenn und insoweit eine solche bei der ersten Abstimmung
nicht erzielt wird, findet eine zweite Wahl Statt, bei welcher relative Mehr-
heit und bei Stimmengleichheit das Loos entscheidet.

Lehnt ein Aktionär die Wahl ab, oder scheidet ein Mitglied im Laufe des
Geschäftejahres aus, so rückt derjenige Aktionär ein, der nach dem Gewählten
die meisten Stimmen gehabt hat.

8. Verwaltungsrath.
8. 23.

Zusammensetzung und Wäblbarkeit.

Der Verwaltungsrath besteht aus sieben Personen, wovon fünf von der
Hauptversammlung, einer von dem Großherzoglichen Hause und einer von dem
Gemeinderathe hiesiger Stadt gewählt werden. Wählbar ist jeder in der Stadt
Weimar wohnende Aktionär, welcher der staatsbürgerlichen Rechte nicht ganz
oder theilweise verlustig geworden ist und mit der Gesellschaft nicht in Kontrakts-
Verhältussen steht. Die Namen der Mitglieder sind zu veröffentlichen.

g. 24.
Dauer der Amtsführung.

Die von der Hauptversammlung zu bestimmenden Verwaltungsraths-Mit-
glieder werden auf drei Jahre gewählt.

Nach der ersten Wahl scheiden jedoch schon nach Verlauf eines Jahres
ein Mitglied, nach Verlauf zweier Jahre zwei Mitglieder und nach Verlauf
dreier Jahre abermals zwei Mitglieder nach dem Loose aus.

Die austretenden Mitglieder sind wieder wählbar.
Das Amt eines Verwaltungsraths-Mitgliedes erlischt von selbst, sobald ihm

die Eigenschaft der Wählbarkeit verloren geht.
Macht sich an die Stelle eines vor Ablauf seiner Amtsdauer ausscheidenden

Mitgliedes eine Neuwahl nothwendig, so erfolgt dieselbe nur auf den Rest der
Wahlzeit des Ausscheidenden.

g. 26.
Vorsise.

Die gewählten Verwaltungsraths-Mitglieder wählen unter sich einen Vor-
sitzenden und einen Stellvertreter.

53
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g. 26.
Geschäáäftekreié.

Der Verwaltungsrath hat im Allgemeinen die Gesellschaft in allen Ange-
legenheiten, welche nicht ausdrücklich den Hauptversammlungen vorbehalten sünd,
in ihrem Verhältnisse zum Direktorium zu vertreten.

Insbesondere hat er
a) das Direktorium zu wählen und zu honoriren;
b) darüber zu wachen, das dasselbe nur innerhalb der ihm durch diese

Statuten und etwa zu ertheilende Instruktionen vorgeschriebenen Grenzen
handelt;

c) die von dem Direktorium zu entwerfenden Wirthschaftspläne zu prüfen
und festzusetzen und deren Einhaltung zu überwachen;

d) die Hauptrechnungen zu prüfen und zu justificiren;
e) die Bücher, die Kasse, das Inventarium und die Vorräthe der Gesell-

schaft zu kontroliren und zu revidiren;
Ddie alljährlich zu vertheilende Dividende festzusetzen;
##) die Wahl der Gesellschaftsbeamteten zu bestätigen;
b) die Tarife und Preise für die von der Gesellschaft zu übernehmende

Gasbeleuchtung zu genehmigen, wobei jedoch bestimmt wird:
an) daß eine Preiserhöhung des Leuchtgases ohne Zustimmung des hiesigen

Gemeindevorstandes in seiner Eigenschaft als Polizei-Behörde nicht
eintreten kann, wenn die Dividende vier Prozent oder darüber beträgt,

bb) daß größere Konsumenten bei einem jährlichen Verbrauche von 500,000
Kubik-Fuß Gas Sächsisches Maß und darüber das Gas stets um den
achten Theil des gewöhnlichen Verkaufspreises billiger erhalten sollen;

1) zu jeder Verwendung, durch welche der Reserve-Fonds angegriffen wird,
sein Einverständniß zu erklären;

k) die Genehmigung zur Prozeß-Führung und zu Vergleichsabschlüssen für
die Gesellschaft zu ertheilen;

9 über Erwerbung und Veräußerung von Grundstücken, sowie über die
Verpachtung der ganzen Anstalt Beschluß zu fassen.

g. 27.
Versammlungen.

Der Verwaltungsrath versammelt sich so oft als nöthig und wenigstens
alle drei Monate.
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So oft das Direktorium oder die Mehrzahl der Mitglieder des Verwal-
tungsrathes darauf anträgt, ist von dem Vorsitzenden des letztern binnen der
nächsten acht Tage nach gestelltem Antrage eine außerordentliche Versammlung
anzuberaumen.

K. 28.
Be sch l ü s see.

Bei den Beschlüssen des Verwaltungsrathes haben sämmtliche Mitglieder
desselben gleiches Stimmrecht.

Zur Fassung eines Beschlusses ist die Anwesenheit von fünf Mitgliedern
erforderlich. Die Beschlüsse werden durch Stimmenmehrheit gefaßt und bei
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

Dem Vorsitzenden bleibt es nachgelassen, in dringenden Fällen auch schrift-
liche Vernehmungen und Abstimmungen Statt finden zu lassen.

g. 29.
Proteoko (I.

Ueber die Verhandlungen des Verwaltungsrathes ist durch ein Mitglied
desselben oder eine sonst hierzu geeignete Person ein Protokoll aufzunehmen und
von dem Vorsitzenden, sowie mindestens noch von einem Mitgliede des Verwal-
tungsrathes, mit zu unterschreiben.

K. 30.
Ersatz der Auslagen.

Die Verwaltungsraths-Mitglieder verwalten ihr Amt unentgeltlich, erhalten
jedoch etwaige baare Auslagen aus der Gesellschaftskasse vergütet.

C. Direktorium.

31.

Zusammensetzung und Amtsdauer.

Der Verwaltungsrath wählt
einen Direktor

und

einen Stellvertreter desselben,
welche beide ihren Wohnsitz in Weimar zu nehmen haben.

53“
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Die Wahl erfolgt auf drei Jahre und kann jeder Ausscheidende sofort wieder
gewählt werden. Die Bedingungen der Wählbarkeit sind dieselben, wie bei den
Verwaltungsraths-Mitgliedern (s. F. 23). Die Namen der Mitglieder sind
öffentlich bekannt zu machen.

#". 32.
Sicherheiteêleistung.

Der Direktor und dessen Stellvertreter haben Sicherheit zu leisten. Die
Eflimmung des Betrages bleibt dem Ermessen des Verwaltungsrathes über-assen.

. 33.

Geschäftskreis.

Das Direktorium hat die Angelegenheiten der Gesellschaft nach Maßgabe der
gegenwärtigen Statuten und etwa zu ertheilender besonderer IJnstruktionen zu
leiten, auszuführen und zu verwalten.

Es hat insbesondere:

a) die Gesellschaft nach Außen und gegen einzelne seiner Mitglieder, ins-
besondere auch in allen und jeden Rechtsangelegenheiten, aktiv und passiv
zu vertreten (s. jedoch §. 26 lit. k) und genügt zu seiner Legitimation
die im §. 31 vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachung;

b) das Unternehmen selbst auszuführen und bezüglich ausführen zu lassen;
) Verträge mit dritten Personen und Anstalten abzuschließen und zu voll-

ziehen, soweit sie nicht der Genehmigung des Verwaltungsrathes oder
der Hauptversammlung ausdrücklich vorbehalten sind (s. §S.S. 20, 26);

d) dem Verwaltungsrathe alljährlich einen möglichst vollständigen Betriebs-
plan für das folgende Wirthschaftsjahr gegen Ende des Jahres vor-
zulegen;

e) die Hauptkasse und Hauptrechnung zu führen, dafern nicht über die
Führung der Hauptkasse von dem Verwaltungsrathe anderweite Bestim-
mung getroffen wird;
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H das Spezial-Rechnungswesen zu beaufsichtigen;

8) die Beamteten der Gesellschaft mit Genehmigung des Verwaltungsrathes
anzustellen und zu entlassen. Beamteten, welchen eine Kasseführung.oder
eine Einkassirung von Geldern anvertraut ist, ist eine im Einverständ-
nisse mit dem Verwaltungsrathe zu bestimmende angemessene Kaution
aufzuerlegen;

h) die Beschlüsse, welche die Hauptversammlung oder der Verwaltungsrath
gefaßt hat, auszuführen;

8. 34.
Honorar.

Der Direktor erhält für seine Bemühungen ein von dem Verwaltungs-
rathe zu bestimmendes Honorar.

III.

Auflösung der Gesellschaft.

K. 35.

Wenn die Gesellschaft ihre Auflösung beschließt, so hat sie dazu vorerst
die Genehmigung der Großherzoglichen Staatsregierung einzuholen. Erfolgt
diese, dann hat auf Antrag die zuständige Gerichtsbehörde dieses dreimal in der
gesetzlichen Weise bekannt zu machen, mit der Aufforderung, etwaige Ansprüche
an die Gesellschaft binnen sechs Monaten anzumelden, unter dem Präjudize,
daß die nicht angemeldeten Ansprüche bei dem Uebergange der Anstalt an die
Stadtgemeinde, oder bei einer andern Veräußerung derselben, soweit sie nicht
in Pfandrechten bestehen, nicht berücksichtiget werden können. Werden solche
Ansprüche angemeldet, so sind dieselben vor der wirklichen Auflösung der Ge-
sellschaft zuvörderst zur Erledigung zu bringen. Findet eine solche Anmeldung
nicht Statt, so tritt eine Berücksichtigung der fraglichen Ansprüche bei der vor-
liegenden Vermögens-Regulirung nicht ein und die ganze Anstalt geht, wie
nach §. 10, in das Eigenthum der Stadtgemeinde über, sobald diese sich zur
Uebernahme der noch vorhandenen Aktien gegen Bezahlung des Nennwerthes
bereit erklärt.
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Lehnt die Stadtgemeinde diese Uebernahme ab, dann steht den noch vor-
handenen Aktionären frei, die Anstalt nebst Zubehör auf jede andere beliebige
Weise zu veräußern und den Ertrag nach Bezahlung aller Passiven und gegen
Röckgabe der Aktien und Dividenden-Scheine nach Verhältniß der Aktien-Zahl
unter sich zu vertheilen. Erst nach abgelegter und juftiflzirter Schlußrechnung
ist die Gesellschaft als aufgelöst zu betrachten.

Weimar am 26. Juni 1854.

A. Interims-Aktie
der Gasbereitungs-Gesellschaft zu Weimar.

Nr.

Von

sind gegen diese Interims-Aktie

Fünf Thaler im Vierzehnthaler-Fuße
als erste Einzahlung auf eine in Ein hundert Thalern bestehende Aktie der
Gasbereitungs-Gesellschaft zu Weimar an das unterzeichnete Direktorium dieser
Gesellschaft baar bezahlt worden, welches unter Aushändigung eines
Exemplars der Statuten, welchen nachzuleben hat, quittirend bekennet wird.

Weimar am 185

Fär den Das Direktorium
Verwaltungsrath. der Gasbereitungs-Gesellschaft daselbtst.

s8sss8s8T6

Fernere Einzahlungen:
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B. Aktie
der Gasbereitungs-Gesellschaft zu Weimar.

Nr.

Ein hundert (100) Thaler im Vierzehnthaler-Fuße sind auf diese Aktie
zur Kasse der Gasbereitungs-Gesellschaft zu Weimar eingezahlt worden und
hat der Inhaber derselben dadurch in Gemäßheit der Statuten, welchen er al-
lenthalben unterworfen ist, verhältnißmäßig gleichen Antheil an dem Eigenthum,
Gewinn und Verlust der gedachten Gesellschaft erlangt.

Weimar am 185

Die Gasbereitungs-Gesellschaft zu Weimar
und in deren statutenmäßigem Auftrage:

Der Vorsitzende des Verwaltungsrathes. Der Direktor.

C. Oividenden-Schein
zur Aktie VWr. der Gasbereitungs-Gesellschaft zu Weimar.

Ueberbringer dieses Scheines erhält gegen dessen Ausantwortung aus der
Kasse der obengenannten Gesellschaft die Dividende auf das Jahr 18. nach
der Höhe und zu der Zeit, welche das Direktorium bekannt machen wird,
ausgezahlt.

Weimar am

Fäür den Das Direktorium
Verwaltungsrath. der Gasbereitungs-Gesellschaft.

Auszug aus dem Statut §. 9.
„Die Diovidenden, welche innerhalb pler Jahren vom Zahlungstage an nicht erhoben worden

find, verfallen ohne Weiteres der Gesellschaftskasse“.
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III. Die durch die Ministerial-Bekanntmachung vom 27. Januar v. J.
(Seite 57 des Regierungs-Blattes) eingeleitete Maßregel zur Beförderung der
noch rückständigen Ablösungen, welche nach jener Bekanntmachung und nach der
höchsten Propositions-Schrift vom 7. April v. J. (Seite 6 des Schriften-
wechsels) dem Landtage zur Genehmigung vorgelegt werden sollte, hat, wie dieß
dem Landtage mittelst Ministerial-Dekrets vom 23. November v. J. (Seite 582
des Schriftenwechsels) eröffnet worden ist, durch die Errichtung der Weima-
rischen Bank und insbesondere durch die, im §. 21 der Bank-Statuten getrof-
fenen, Bestimmungen ihre Erledigung gefunden, was hiermit auf höchsten Be-
fehl zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird.

Weimar am 23. August 1854.

GroßherzoglichSäfsches Staats-Ministerium.. Thon.

III. Nachträglich zu der Ministerial-Bekanntmachung vom 3. Januar 1853
(Regierungs-Blatt vom Jahre 1853 Seite 10) wird hierdurch zur öffentlichen
Kenntniß gebracht, daß die Kataster-Führung in nachbenannten eilf Ortschaften,
als: Kleinneuhausen, Oberreisen, Großneuhausen, Leutenthal,
Nirmsdorf, Willerstedt, Eßleben, Rastenberg, Ködderitzsch, Ruders-
dorf und Ellersleben vom 1. Oktober d. J. an dem Großherzoglichen Rech-
nungsamte Buttstädt, welches bereits das Kataster der Stadt Buttstädt führt,
übertragen worden ist.

Weimar am 25. August 1854.
Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,

Departement der Finanzen.
Für den Departements-Chef.

Bergfeld.
IV. Die unterzeichneten Ministerial-Departements sehen sich veranlaßt,

daran zu erinnern, daß alle Verträge und letztwillige Verordnungen, welche ein
ganzes Vermögen oder einzelne Theile desselben zu einem gemeinnützigen oder
frommen Zwecke bestimmen, nach §. 1 des Gesetzes vom 22. April 1833 über
die bei Errichtung von Fideikommissen und ähnlichen Stiftungen zu beobachtende
Form erst durch landesherrliche Genehmigung verbindende Kraft erlangen.

Weimar am 31. August 1854.
Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,

Departement des Innern und Departement der Justiz und des Cultus.
Für den Chef des Departements des Innern. von Wintzingerode.

Julius von Helldorff.



Uegierungs-Blatt
für das

Großherzogthum
Sachsen-Weimar Eisenach.

Nummer36. Weimar. 21.September1854.
Ministerial- Bekanntmachungen.

I. Zur Ausführung des §&amp;. 38 des Gesetzes vom 16. Februar 1854 über
den Schutz gegen fließende Gewässer und über die Benutzung derselben wird
in Bezug auf die Setzung der Aich= oder Sicher-Pfähle und die Beurkundung
der die Wassernutzung betreffenden Verhältmsse von dem unterzeichneten Staats-
Ministerium Folgendes verordnet:

I. Allgemeine Vorschriften.
Die Veranlassung zur Setzung diuns Aich= oder Sicher-Pfahles kann in

dem Antrage der Orts-Polizeibehörde, eines oder mehrer Betheiligten, oder
auch in den Verfügungen zu finden seyn, welche der Bezirks-Direktor oder das
Staats-Ministerium aus Gründen der Wasser-Polizei zur Ausführung des Ge-
setzes vom 16. Februar 1854 zu treffen hat.8.Zur Setzung eines Sicherpfahles sind ourn Bezirks-Direktor vorzuladen:

1) der Eigenthümer des betreffenden Trieb= oder Stau-Werkes;
2) der Gemeindevorstand und die Feldgeschwornen der Flur;
3) die Eigenthümer der zunächst gelegenen unteren und oberen Trieb= oder

Stau-Werke;
und zwar alle diese Personen durch Umlauf oder besondere Ladung;

4) die Uferanlieger und sonstigen Betheiligten durch einen, acht Tage in
der Gemeinde auszuhängenden Anschlag.

Das Ausbleiben einer oder der andern der oben unter Ziffer 2, 3 und 4
genannten Personen hindert den rechtlichen Fortgang des Geschäftes nicht und
ist diese Bemerkung in der Ladung als Präjudiz mit aufzunehmen; die unter
2 genannten Personen sind nach Befinden unter Strafandrohung zu laden.

54
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Erscheint der Eigenthümer des betreffenden Trieb= oder Stau-Werkes auf
die Ladung nicht in dem anberaumten ersten Termine, so ist er die Kosten des-
selben zu tragen schuldig, von dem Bezirks-Direktor aber ein zweiter Termin
zu bestimmen, zu welchem der Eigenthümer unter dem Präjudiz vorzuladen ist,
daß im Falle seines Nichterscheinens mit dem Geschäfte dennoch werde vorgeschritten
werden, und ist eintretenden Falles dieser Androhung entsprechend zu verfahren.

Als technischen Gehülfen zieht der Bezirks-Direktor stets einen geprüften
Bau-Offizianten oder Vermessungsbeamten zu.

3

In das Protokoll ist zuvörderst eine allgemeine Beschreibung des Trieb-
oder Stau-Werkes aufzunehmen, namentlich in welcher Flur, an welchem Flusse
oder Bache oder an welchem daraus abgeleiteten Mühlgraben es liegt, ob es
Mahlmühle oder Oelmühle oder für welchen sonstigen Geschäftsbetrieb es bestimmt
ist, wie viele Wasserläufe, Räder und Gänge es hat, ob das Stauwerk aus
Holz oder Steinen besteht u. s. w.

 .
Hiernächst ist nach der Legitimatn des Eigenthumers als solchen und nach

dem Grunde der Betriebsberechtigung zu fragen und über die dießfallsige Beschei-
nigung ausreichende Nachricht zu Protokoll zu bringen. Ebenso ist für Bei-
bringung der gehörigen Legitimation von Seiten derjenigen dritten Personen zu
sorgen, welche bei dem Geschäfte als Betheiligte Anträge stellen oder Erklä-
rungen abgeben.

II. Verfahren beiSetzung der Sicherpfähle.
Z 7. 4. Der Sicherpfahl wird aus gesundem

— und hartem, wo möglich eichenem Holze,
Ausriss. 10 bis 12 Zoll stark im Gevierte herge-

stellt. Die Länge desselben (gewöhnlich 6
bis 12 Fuß) richtet sich nach der Boden-
beschaffenheit und nach der für diese zu
wählenden Konstruktion.

In der Regel genügt es, wenn der
Sicherpfahl in einem Abstande von etwa
4 Fuß unter dem Kopfe desselben nach
nebenstehender Handzeichnung Fig. A mit
zwei sich kreuzenden Querriegeln, 4 Zoll
stark im Quadrat und 4 Fuß lang, ver-
sehen wird.



Derchschnict nach a 5.

Vig. H.

—rff—

zugerichtet seyn kann,
 Pfahles noch 10 Zoll
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Muß aber der
Sicherpflahl in ei-
nen morastigen,
unsichern Boden
gesetzt werden, so

ist anstatt der
bezeichneten Kon-
struktion, zur Si-
cherstellung des
Sicherpfahles ein

besonderer
Schwell= oder

auch wohl nach
nebenstehender

HandzeichnungFig.BeinPfahl-
Rost anzuordnen und in demselben
der Sicherpfahl zu befestigen.

Nach Einsetzung des Sicherpfah-
les (F. 7) wird der Kopf desselben
oben mit einer 1/12 bis  Zoll
starken Kupferplatte (auf welcher der
Name des Triebwerksbesitzers und die
Jahreszahl gravirt seyn kann) in der
Art beschlagen, daß sie auf dem Pfahl-
kopfe nach allen vier Seiten um etwa
2 Joll vorsteht und um so viel, gleich-
sam zur Bildung einer Haube, um-
gebogen werden kann.

Diese Haube, welche nach der Qua-
drat-Stärke des Pfahles schon vorher
auch allenfalls an den Seiten des

lange, mindestens 1 Zoll breite Fe-
Lern erhält, wird durch Nägel befestigt, welche je nach den

Umständen entweder mit vorstehenden ader mit versenk-
 #en Köpfen versehen sind.

Im erstern Falle wird die kupferne Platte nach anlie-
gender Zeichnung I# 1 oben mit fünf und an jeder Seite
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mit wenigstens zwei kupfernen Nägeln befestigt. Der mittlere Nagel auf
dem Kopfe des Sicherpfahles erhält mindestens eine Länge von 6 Zoll
und einen platten, 1½ Zoll im Durchmesser haltenden Kopf, welcher sich
möglichst genau auf die kupferne Platte auflegen muß.

Von dem, nach seiner Höhe über der Kupferplatte zu messenden, Kopfe
dieses Nagels aus sind dann alle Abmessungen vorzunehmen.

 2 Im andern Falle wird die kupferne
Platte nach anliegender Zeichnung M2
oben nur mit einem und an jeder Seite
mit drei kupfernen Nägeln, deren Köpfe

rersenkt sind, befestiget. Der Nagel auf
dem Kopfe des Sicherpfahles erhält auch

hier mindestens eine Länge von 6 Zoll
und einen etwa 3/4 Zoll im Durchmes-

 ser haltenden Kopf, welcher vor dem
Eintreiben in den Pfahl an der untern
Fläche des Kopfes mit Harz oder Theer
bestrichen seyn kann.

Sämmtliche zur Befestigung des Be-
s schlages dienende Nägel sind, damit das

s w Herausziehen derselben erschwert wird,
/ vor dem Einschlagen an der Spitze auf-

zuhacken.

8. 6.

Der Sicherpfahl soll an einer zugänglichen Stelle eingesetzt werden, an
welcher derselbe gegen die Gewalt des Wassers und sonst möglichst geschützt, zu-
gleich aber für vorkommende Abwägungen möglichst bequem steht.
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8. 7.

Der Sicherpfahl (§. 5) muß, wenn er mit Querriegeln versehen ist, bis
zur möglichsten Festigkeit (absoluten Festigkeit) eingerammt werden, die Querriegel
werden untermauert und übermauert, so daß die unrechtmäßige Hebung oder Ver-
senkung des Sicherpfahles nicht zu besorgen ist; wird dieser dagegen auf einem
liegenden oder stehenden Roste mit Zapfen oder verdünnter Spitze eingesetzt, so
find nicht allein die Pfähle zum stehenden Rost möglichst bis zur absoluten
Festigkeit einzurammen, sondern der Sicherpfahl muß auch (nach Fig. B bei
S. 5) mit eisernen Winkeln auf dem Nost befestigt werden.

Der Kopf des Pfahles wird mit einer Steinplatte, am zweckmäßigsten mit
einem Mühlsteine, bedeckt, bei welchem letztern das Auge über dem Kopfe zu
liegen kommt und mit einer Steinplatte bedeckt wird.

Die Grube wird dann vollständig eingeebnet und noch einen Fuß hoch
mit Erde überdeckt. Zuletzt wird über dem Sicherpfahle ein fester Stein wie
ein Grenzstein eingesetzt, um den Standort des erstern leicht wieder finden zu
können.

8. 8.

Das über die Einsetzung des Sicherpfahles aufzunehmende Protokoll muß
außer den Namen der gegenwärtigen Beamteten, Sachverständigen und Bethei—
ligten (S. 2), den allgemeinen Nachrichten über das Trieb- oder Stau-Werk
(§. 3) und der Legitimation (F. 4), eine genaue Beschreibung der äußern Be-
schaffenheit des Sicherpfahles nach allen seinen Theilen (S. 5), die genaue An-
gabe des Standortes (G. 6) und der Art und Weise der Einsetzung desselben
(6+. 7) enthalten. Namentlich dient zur sorgfältigen Beschreibung die Angabe
des Abstandes des Pfahles von dem rechten oder linken Ende des Fachbaumes,
der Abstand von Festpunkten an Gebäuden, Felsen, Grenzsteinen 2c. in dessen
Nähe. Auch ist es räthlich, dem Protokolle einen Situations-Plan beizufügen,
aus welchem der Standort des Pfahles ersehen werden kann.

IIII. Verfahren zur Beurkundung der die Wassernutzung
betreffenden Verhältnisse.

8. 9.
Nach der vorschriftsmäßigen Herstellung und Beschreibung des Sicherpfah-

les ist zur Erörterung und Beurkundung aller auf die Wassernutzung des frag-
lichen Werkes sich beziehenden Verhältnisse zu schreiten. Hierzu gehört die An-
gabe, Messung und Beurkundung folgender Gegenstände, soweit sich solche bei
einem Triebwerke vorfinden:
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1) der Wasserstau-Vorrichtungen (Wehre), wobei als wesentlich hervor-
zuheben ist

a) der vertikale Unterschied des Rückens der Stauvorrichtung (Wehrfach-
baumes) und des Sicherpfahles, wenn deren horizontale Uebereinstim-
mung nicht vorhanden oder nicht zu erreichen ist;

b) die Länge des Rückens der Stauvorrichtung (Wehres);
c) die Höhenlage des Wehrrückens (Wehrfachbaumes) gegenüber der Höhe

des Wehrrückens an der Untermühle.
Daneben sind die auf die Stauvorrichtungen bezüglichen Nachrich-

ten, ob dieselben aus Holz oder Stein bestehen, ob und wie weit das
Wehr ein Aufzieh= oder Schleusen-Wehr, ob es mit einem Vor= oder
Abschuß-Boden (Vorder= und Hinter-Heerd), oder nur mit einem von
beiden versehen ist u. s. w., zum Protokoll zu nehmen.

s. 10.
2) der Schleusen Einrichtungen (Grundschleusen, Freiarchen, Freige-

rinne). Hier kömmt es, die Vorrichtungen mögen sich nun in oder ne-
ben dem Wehre oder als Freischutz unter der Stauvorrichtung (dem Wehre),
am Gerinne finden, hauptsächlich auf die Messung und Feststellung der
lichten Weite sämmtlicher Durchflußöffnungen an. Es sind daher zu er-
mitteln und zu bemerken:

a) die lichten Oeffnungen der Schleuse;
b) die Tiefe des Fachbaumes derselben unter dem korrespondirenden Sicher-

pfahlez
IO)die zulässige Höhe der Schutztafeln.

Findet sich eine besondere Einlaßschleuse vor, so wird auch diese nach der-
selben Anleitung gemessen und beschrieben.

8. 11.
3) des Betrages des Gefälles im Obergraben von der Stamorrich-

tung bis zum Mühlfachbaume im Gerinne oder der sogenannten Rösche
(Risch).

8. 12.
4) des Mühlgerinnes. Bei diesem ist zu messen und zu bemerken:

a) die Länge und durchschnittliche Breite des Wasserbettes vom Möhlfach-
baume bis zur Stauvorrichtung;
dder Höhennnterschied zwischen dem Wehr= und Mühl-Fachbaum, wo-

durch sich nach Abzug der Rösche (P. 11) die dem Werke rechtlich zu-
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stehende Wasserstandshöhe über dem Mühlfachbaume herausstellt (nasser
Fall):

c) der Höhenunterschied des Mühlfachbaumes und des Sicherpfahles für
denselben, wenn ein solcher vorhanden ist, oder deren horizontale Ueber-
einstimmung.

Durch Vergleichung mit dem zu b gefundenen Maße wird der Höhen-
unterschied zwischen beiden Sicherpfählen festgestellt.

d) die lichten Oeffnungen im Gerinne und zwar
a) jedes einzelnen Wasserlaufes,
6) des Leerlaufes, bei welchem wie bei jeder andern Schleuse zu ver-

fahren ist.
s. 183.

5) der Wasserräder. Bei diesen ist zu messen und zu bemerken:
a) die Zahl der Räder und ob dieselben neben oder hinter einander liegen,

auch welche Bauart dieselben haben;
b) die Höhe der Räder;
c) bei oberschlächtigen Rädern ist festzustellen, wie viel dieselben uber dem

legalen Unterwasserspiegel (F. 14) frei hängen;
d) bei Pansterrädern ist zu bemerken, ob dieselben als Zieh-, Ketten- oder

Stock-Panster ausgeführt sind.
Endlich ist festzustellen:

e) ob das Wasser bei Rücken-halb= und unterschlächtigen Rädern über oder unter
das Schutz in die Schaufeln des Rades fällt und ob das Mühlgerinne
noch mit einem Vorfluther versehen ist; auch muß bestimmt werden, ob
und mit welchen Rädern oder Gängen zur Zeit der Fluth gemahlen
werden kann, und welchen Schützen der Müller aufzuziehen oder zuzu-
stellen hat.

8. 14a.
6) des vertikalen Unterschiedes zwischen dem Mühlfachbaume und

dem Spiegel des unter den Mühlrädern liegenden Wassers,
wenn dasselbe so liegt, daß der Wasserspiegel am Wehrfachbaume des
Untermüllers streicht oder mit dem Wehrrücken in einer Höhe liegt.
Unter Hinzurechnung der nach §. 12 ermittelten rechtlichen Wasserstands-
höhe (nasser Fall) wird der allein maßgebende vertikale Abstand des Ober-
und Unterwassers gefunden, wonach die Müller die Höhe ihrer Mühlräder
und Wehre richten müssen.
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Anmerkung: Es ist einleuchtend, daß die Wasserstandshöhe bei kleinem Wasser,
welches noch unter dem Wehrrücken steht, kleiner, bei größerem Wasser aber,
wo dasselbe über den Wehrrücken abfließt, größer als der gesetzliche ist, wo“
hingegen der Höhenunterschied zwischen dem Mühlfachbaume und dem gesetz-
lichen Unterwasserspiegel oder der sogenannte trockene Fall, bei kleinem Was-
ser größer, bei großem Wasser kleiner als der gesetzliche ist.

Da die Wasserstandshöhe über dem Fachbaume, oder der sogenannte trockene
Fall, bei kleinem und großem Wasser verschieden ist, so folgt daraus, daß, wenn
man das Total-Gefälle einer Mühle untersucht, solches bei kleinem Wasser, der
sogenannten Hegezeit, geschehen müsse und zwar, wo irgend thunlich, dann,
wenn der Spiegel des Oberwassers mit dem Wehrrücken streicht. Ist dieses nicht
der Fall und steht der Wasserspiegel niedriger, so findet man die wahre gesetz-
liche Wasserstandshöhe über dem Fachbaume, wenn man den vorgefundenen Hö-
henunterschied zwischen Wehrrücken und dem vor demselben stehenden Wasser-
spiegel zu dem auf dem Mühlfachbaume gemessenen Wasserstand addirt, oder
wenn man die Niveau-Differenz zwischen Wehrrücken und Fachbaume durch ein
Nivellement bestimmt und hiervon bei größerer Entfernung des Wehres von der
Mühle die sogenannte Rösche im oberen Zuleitungsgraben abzieht.

Den wahren gesetzlichen trockenen Fall findet man dagegen, wenn man
den vorgefundenen Höhenunterschied zwischen dem Wehrrücken des Untermüllers
und dem vor demselben stehenden Wasserspiegel von dem gemessenen trockenen
Falle abzieht.

s. 18.

Bei den in den g.H. 9 bis 14 vorgeschriebenen Messungen ist überall die
strengrechtliche Höhe der Fachbäume und die nach denselben rechtlich bestehende
Wasserstandshöhe zum Grunde zu legen und zu der erstern der außerdem nach-
gelassene, sogenannte Zehrzoll nicht hinzuzurechnen, auch ist in dem Protokolle
ausdrücklich zu bemerken, daß die festgesetzte Höhe den Zehrzoll nicht mit in
sich begreift, oder daß nach der vorgefundenen Beurkundung über den bisherigen
Zustand das Gegentheil Statt findet.

5. 16.

Die Ergebnisse aller dieser Erörterungen sind in das Protokoll aufzuneh-
men und dieses ist von dem Bezirks-Direktor und dem Schriftführer zu unter-
zeichnen, auch auf Ansuchen den Betheiligten, dem Eigenthümer aber in jedem
Falle (S. 38 des Ges.) auf deren Kosten in Abschrift mitzutheilen.
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8. 17.

Bei Anlegung neuer Mühlen oder anderer Triebwerke und Stauvorrich—
tungen werden die zuständigen Großherzoglichen Verwaltungsbehörden nach dem
hierfur besouders vorgeschriebenen Verfahren (z. B. F. 2, F. 34flg. des Ges. vom
16. Februar 1854) die Wasserrechtsverhältnisse des neuen Werkes durch Ge—
nehmigung spezieller Projekte festsetzen. Ist aber die Konzession ertheilt worden,
so hat der Bezirks-Direktor daruber zu wachen und dafur zu sorgen, daß die
Ausführung des neuen Werkes genau nach den vorgeschriebenen Bedingungen
geschieht und die nöthige Ausführung bei der diesfallsigen Revision so beurkun—
det wird, wie die oben ertheilte Instruktion hierzu die Anleitung giebt; nur ist
der Sicherpfabl in einem solchen Falle sofort nach ertheilter Konzession und in
Gemäßheit derselben vor der Ausführung des Werkes einzusetzen, damit diese
nach einem gegebenen festen Punkte sich richten und später nach demselben sicher
kontrolirt werden kann.

Weimar am 29. August 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement des Innern.

Für den Departements-Chef.
Schmitb.

II. Nachdem Seine Königliche Hoheit, der Großherzog, die von der Gene-
ral-Versammlung der Aktionäre der allhier bestehenden Lebens-, Renten-, Aussteuer-
und Begräbniß-Versicherungs-Bank „Vorsicht“ beschlossene Streichung des F. 12
der Statuten und die nachstehenden Nachträge, bezüglich Erläuterungen zu
den ersteren:
A. Nachtrag. (Berechnung der Reserven und der reinen Ueberschüsse.)

Bei der Lebensversicherung nach Tab. II und der Sterbekasse nach
Tab. I ist die Reserve derjenige Theil der Prämien-Einnahme, welcher nach
Maßgabe der angenommenen Sterblichkeit zur Deckung der
Sterbefälle bis zum letztverflossenen Rechnungsjahre nicht erforderlich ge-
wesen wäre. Sie dient, um die Ausfälle in späteren Jahren der Ver-
sicherten zu decken, wo dieselben mit ihren jährlichen Prämien weniger zu
den Sterbefällen ihres Alters beitragen, als die angenommene Sterblich-
keit erfordert.
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Was nach Zurücklegung der Reserven und nach Abzug der Unkosten
von der Jahreseinnahme noch übrig ist, bildet den reinen Ueberschuß oder
die Dividende des letztverflossenen Rechnungsjahres, in welchen natürlich
außer den Prämien-Einnahmen auch alle andere zufälligen Emolumente,
als Zinsenüberschüsse über die, den Versicherten zu vergütenden drei Pro-
zent, verfallene Poligen, Strafgelder u. s. w. mit inbegriffen sind. —

. Nachtrag. (Dividenden-Vertheilung betreffend.)

Die Ansprüche der nach Tub. II Versicherten an den zu verthei-
lenden reinen Ueberschüssen wachsen von Jahr zu Jahr und richten sich in
ihrem Verhältnisse nach dem Beitrage, welchen der Versicherte nach Maßgabe
der versicherten Summe und zu Folge seines Alters im Anfange desjenigen
Jahres, für welches er die Dividenden erhält, würde zahlen müssen, um
sein Leben für den Zeitraum von einem Jahre zu versichern. Wenn da-
bei die Prämien nur bis zu einem bestimmten, z. B. nur bis zum 59.
Lebensjahre gezahlt werden, so erhält der Versicherte Dividenden nur von
der Normal-Prämie in Tab. II, nicht aber von der jährlichen Mehrzah-
lung, durch welche die Abkürzung der Prämien-Zahlung bewirkt wird. Auch
werden hier für das Jahr, in welchem die letzte Prämie gezahlt wird,
eben so wenig Dividenden vergütet, als für dasjenige Jahr, in welchem
eine versicherte Summe fällig wird.

. Nachtrag. (Zur Rückvergütung für Abgehende.)
Wenn Militärs oder andere Personen durch unfreiwillig veränderte

Umstände, die ihr Stand oder Geschäft mit sich bringt, ihre Versicherung
aufzugeben genöthigt sind, so wird ihnen, falls sie dieselbe nicht gegen er-
höhte Prämien fortbestehen lassen wollen, der ganze Betrag ihrer nach
dem angenommenen Sterblichkeitsgesetze berechneten Reserve zurück gewährt.
In allen anderen Fällen wird, wenn die Direktion und der Verwaltungs-
ausschuß aus ganz besonderen Gründen nicht eine besondere Vergünsti-
gung eintreten lassen, nur die Hälfte oder 50 Prozent der Reserve zu-
rück vergütet, wenn dieselbe nicht mehr als 20 Prozent der versicherten
Summe beträgt. Für jedes Prozent, welches die Reserve über 20 Pro-
zent der Versicherungssumme ausmacht, wird auf ein halbes Prozent der
ersteren mehr zurück gewährt. Bei allen Rückvergütungen der Art hören
alle Ansprüche auf Dividenden sofort auf. —
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zu bestätigen gnädigst geruht haben: so wird Solches mit Beziehung auf die
Bekanntmachung vom 5. Mai 1852 (Regierungs-Blatt vom Jahre 1852,
S. 142) hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Weimar am 23. August 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement des Innern.

Für den Departements-Chef.
J. v. Helldorff.

III. Dem Bürgermeister, Oekonomen Wilhelm Dattan zu Magdala ist auf
Nachsuchen die Erlaubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der
Magdeburger Feuer-Versicherungsgesellschaft innerhalb der Grenzen des Groß-
herzogthumes bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 5. September 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

G. Thon.

Bekanunutmachungen.
I. Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß in Beziehung

auf die Beigabe von Frachtbriefen zu den Fahrpostsendungen und
die Signirung der letzteren vom 1l. Oktober d. J. an, insoweit nicht bei
Sendungen nach dem Postvereinsauslande besondere Festsetzungen bestehen, mit
höchster Genehmigung Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs, die folgenden
Bestimmungen zur Anwendung kommen sollen.

1.

Jedem Packete (Kiste, Faß, Koffer c.) mit Geld, oder anderen Gegen-
ständen, muß ein Begleitbrief beigegeben seyn, sofern das Gewicht des Pac-
kets rc. ein Pfund übersteigt.

Der Begleitbrief einer Sendung muß. mindestens aus einem zusammenge-
legten Viertelbogen Papier bestehen; derselbe kann auch aus einem förmlich
verschlossenen Briefe bestehen.

Auf dem Begleitbriefe muß die äußere Beschaffenheit der Sendung, ob
es eine Kiste bloß (ohne Emballage), eine Kiste in Leinen, ein Koffer, ein Faß,
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ein Kober und so weiter ist, ferner die Signatur des Packets und, wenn der
Werth und Inhalt angegeben wird, die Werths= und Inhalts-Deklaration ent-
halten seyn.

Der Begleitbrief muß mit einem Abdrucke des Petschaftes, mit welchem
die Sendung verschlossen ist, versehen seyn.

Zu einem Begleitbriefe können mehre Sendungen gehören. Wenn der
Werth von mehren zugehörigen Packeten deklarirt wird, so ist derselbe auf
dem Frachtbriefe von jedem solchen Packete besonders anzugeben.

2.
Die Signatur der Sendung muß aus mehren großen lesbaren Buchsta—

ben oder Nummern oder Zeichen bestehen und den Bestimmungsort, übereinstim-
mend mit der Bezeichnung desselben auf dem Begleitbriefe, ergeben. Die Sig-
natur muß dauerhaft und haltbar seyn; sie muß bei Wild, bei Geflügel in
Netzen, bei Fleischwaaren, welche leicht Fett absetzen, und bei Bärme= oder
Hefe-Sendungen in Beuteln auf einem hinlänglich großen und gut befestigten
Stück Holz oder Leder angebracht seyn. Ein Aufkleben von Signaturen mit-
telst eines Stückes Papier u. s. w. auf Packete 2c. ohne weitere Befestigung
durch Verschnürung 2c. ist unzulässig.

3.

Zu Gegenständen, welche in Briefform vorschriftsmäßig verpackt mit der
Fahrpost befördert werden (Geldbriefe, kleine Werthstücke c.), ist die Beigabe
von Frachtbriefen nicht erforderlich.

Weimar am 16. September 1854.

Großherzoglich Sächsische Ober-Postinspektion.
Helbig.

III. In Gemähheit eines hohen Ministerial-Beschlusses sind in der neunten
Zeile der Bekanntmachung des Ministerial-Departements der Justiz und des
Cultus vom 4. August dieses Jahres, die Errichtung eines Bergamtes zu Il-
menau betreffend, (Reg. Blatt Seite 296) dem Worte „konstituirt“ noch die
Worte „als Bergamt“ vorzusetzen, welches hiermit zur öffentlichen Keontmiß
gebracht wird.

Weimar am 12. September 1854.

Die Redaktion des Großherzoglichen Regierungs-Blattes.
Exrnst Müller.



Regierungs-GBGlatt
Großherzogthum

Sachsen-Weimar-Eisenach.
Nummer 37. Weimar. 30. September 1854.

Ministerial-Bekanntmachungen.
II.Da das unter dem 24. Mai 1844 (Seite 41 des Regierungs-Blattes) bekannt

gemachte Verzeichniß der im Zollvereine vorhandenen Hauptzoll= und Hauptsteuer-Aemter 2c.
im Laufe der Zeit theils aus Anlaß von Verwandlungen und Verlegungen einzelner Zoll-
stellen, theils aus Anlaß der Erweiterung, Beschränkung oder Einziehung von Befugnissen
zur Erledigung oder Ertheilung von Begleitscheinen, insbesondere aber in Folge der Ver-
einigung des vorhinnigen Steuervereines mit dem Zollvereine vielfache Aenderungen erlitten
hat: so ist ein neues dergleichen Verzeichniß aufgestellt worden, welches nachstehend zur öf-
fentlichen Kenntniß gebracht wird.

Weimar am 8. September 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

G. Thon.

Verzeichnißs
der im Zollvereine vorhandenen Haupt-Zollämter (Grenzämter), Hauptämter im In-
nern mit Niederlage (Packhofsstädte, Hallämter), Hauptsteuerämter im Innern
ohne Niederlage (auch Steuerämter oder Neben-Zollämter im Innern genannt) und der
Neben-Zollämter Il. Klasse an der Grenze, mit der Angabe, welchen von letzteren
Aemtern, in Bezug auf Begleitschein-Ausfertigung oder Erledigung erweiterte Befugnisse,

bei welchen ein anderer Vereinsstaat betheiligt ist, zustehen.
56
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Hauptamter im In z -

Zpitpekkiuke»T«Z·"ZI:’:;»NOFFYFYFWkzskzsispstlåkvzzsYo«««’«·k".’.s"«»73"äskssäkiäTitIII-EIT-
Staaten. mit E—W Nlederlage. E ausge. werden können.

— (Vackhof)l. fellt werden kônnen. Ort. Haurlam's-Bezerk.
1. 2. 2. 4. 5. 6.

I. Preußen.
a. Provinz Preußen. 1 Villau. 1 Königsberg. 1| Gumbinnen.

Provinzial Steuer.emel.““ 2 Braunsberg.Gutstadt.
Direktor zu Königs.3 Tilfit.? 3 Kriedland.
berg. 4 Schmalening-

ken.
5 Stallupönen.
6 Jodannisburg.
7 Neidenburg.

b. Prov. Westpreußen.8Danzig. "“ 3 Elbing. 4| Jastrow.
Provinzial-Steuer.Thorn.“ 5 Marienwerder.
Direktor zu Danzig. 6 Stargardt.

(Preuß.)

e. Provinz Posen. 10 Strzallkowo. 4Bromberg. 7Cbodiiesen.
Provinzial-Steuer.ogorzelize.5 Hosen. 8 Lifsa.

Direktor zu Posen.2Skalmierzyce. 9Meseritz.
13 Podzamcze.

d. Provinz Pommern.##olpmünde. tetiin. 10 Schiefelbein.
Provinzial-Steuer.5 Rügenwalde. 11 Staorgardt.
Direktor zu Stettin.46 Colbergermän.

de.
17Swinemünde.“
18Wolgast.
19 Stralfund. '
20 Tribsees.
21Oemmin.“
22 Cavelpaß.

Re. Provin Schlesien. 23 Landsberg. 7 Ratibor. 12 Oppeln.
rovinzial- Steuer.4Mislowitz. 8Breslau. 13Oeils.
irektor zu Breslau.25 Neustadt. 9Glogau. 14 iegnitz.

26 Mittelwalde. 10|Görlip 15 Schweidnitz
27 Liebau. 16/Wohlanu.
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Nebenzellämter I. Klasse
an der Grenze. Bemerkungen

über besondere Befugnisse.Ort. [Oauvtamts-Bezirk.
3 # 7

1|Nimmersatt.
2 Bojohren-Görge. 6lc
3 Ggalten4|Kolleszischken.
5 Laugszargen. Tilftt.
6Schirwindt. [Schmaleningken.
7 Epdkuhnen.
8Mirunsken. Stollupönen.
9Prostken. ,

10Dlottowen.Jobmmsbukss
llOpaliaiecz. .

UNCPFMM Neidenburg.

13 Strasburg. Thorn.

14 Bodcn Strzalkowo.15 kon. ·PRIZYOTPIAOWM
17 Boguslaw. Skalmierzyce.
18Grabow.
19 Boleslawiec. Podzameze.

0Greifgwald. Solaak. 3#2 20. Mtenzollemt 1. Kase u G «-
3 - Stcalsund. und Grledigungbeftegtunhat nsssns tnt Begleltschein, Kusfertigung

ammgarten. libsees.
23Treptowad.T. .
24Neu-Wpukpip..D«W"s

Zg Fassule Fandsbekæ d P 5 rt Nebenzellamt 1.ZI.zukissau ist befugt, Begleitscheine über Transit-Ger nach
7Ofstrosnitza. em Koönigreiche Polen u erledigen

4 1 « « Ju 28. DasNebenzollamt 1. zu Neu-B 4
Serun B und GErthetlung von Ne#lhesschriner. in Neu-Berun hat unbeschränkte Befagniß zur Erlediung.

30|Pawlowiß.
56
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· Hauplamter im In- . .
. tämt . . Nebenzollämter im Innern, auf welche

Zollvereinte an — im utsmer lernechneievv #tsr mit Begleitschein II. obgefertig,
Staaten. mit Niederlage Niederlage. geustoeine II. ausge- ——

(Vackbopll. 9 3 vhlausg =ellt werden können. Ort. 1 Hauptamts-Bezirk.
–– In T —. J. r. 5. 6.

Noch 1. Preußen.

Noche Provinz Schle!"
fien. x

l

s

I

(

I .

k. Provinz Branden 11Derlin 17 Berlin. .·... ..«
burg. (für ausländi- (für inländische

"% sche Gegen- Gegenstände.)
· stande.) o blos dienneren Eteuern

zu verwalten.)

a) Regierung zu 28|Gransec. 12 Potedam. 18Brandenburg.
Potsdam. 129 Warnow. 19 Neustadt-

30 Witrtenberge. Eberswalde.
W) Prenzlow.
21 Zofsen.

l

a. Regierung zu ... . 1... 1. . . 1.
Potsdam.

b) Regierung zu 113#Cottbus. 22 Crossen. ..... .-..
Frankfurt. 14 ranffurta.O.23Landsberg.

24|übben.
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Nebengollämter I. Klasse
n der Grenze.

Ort. Houptamts-Bezirk.

Bemerkungen
über besondere Befugnisse.

7. I 8. 9.

46
47
48
49

52
53
54

55

Deutsch Oder-

9
Hultschin.
Klingebeutel.
Tropplowiß.
Ziegenhals.

alkau.
Patschkau.
Schlaney.

Reustadt.

Tunschendorf. Mintelwalde.
dorf.

Friedland.
Schreiberau.

chwerta.
Seidenberg.

l
Strasburg.
Wolfshagen.
Fürstenwerder.
Eychen.
Ravensbrück.
Bredereiche.
Rheinsberg.
Dransee.
Wittstock.

Ober-Giers-

Sanedii.
Liebau.
Görlitz.

D4

Prenzlow.

sorntt.
Meyenburg.
Puttlitz.
WendischWarnow.
Lenzen.

2
Iiwenberg.5

Zu 32. Das Nebenzollamt 1. zu Oesterreichisch Oderberg ist zur Ausfertigung von
Begleitscheinen über Gilgbter und zu den Abkertigungen nach Maßgabe des §. 13 ff. des allge-
meinen Regulatives über die Behandlung des Güter= und Effekten-Transportes auf den Eisenbah=
nen (Beilage l. zu S.7 des Haupt, Protofolles der neunten General-Konferenz in Zollvereins-Angele-
genheiten vom Jahre 1851) befugt.

Zu 34. Das Nebenzollamt l. zu Klingebeutel hat unbeschränkte Befugniß zur Erledie
gung und Grtheilung von Begleitscheinen.

u 36 und 38. Die Rebenzollämter I. zu Ziegenhals und Patschkau dürfen tran-
sitirende Fabrik-Materialien nach Oesterreich abfertigen und die Begleitscheine erledigen.

Zu 45. Das Nebenzollamt 1. zu Seidenberg ist befugt:
a) Jur Aussertigung von Begleitscheinen über alle aus Böhmen eingehende Waaren, die nach

den Packhofsstädten Berlin, Frankfurt a. O., Stettin, Cottbus, Glogau, Görlitz, Bauztzen,
Dresden und Leiyzig oder zur virekten Durchfuhr nach Hamburg bestimmt find;
Zur Erledigung der Begleikscheine über solche Waaren, welche von den Königlich Preußlschen
Hauptämtern zu Llebau, Glogau, Görlitz, Cottbus, Frankfurt a. O., Cavelpaß, Demmin,
Swinemünde und Stettin, sowie sämmtlichen zur Grtheilung von sgieitscheinc befugtenKöniglich Sächsischen Hauptämtern oder direkt von Hamburg über Berlin nach Böhmen ab-
geferligt werden.

b

Zu 37. Oas Nebenzollamt I. zu Wendisch-Warnow ist zu den Abfertigungen nach
Maßgabe des 8. 13 f. des allgemeinen Regulatives über die Behandlung des Güter und Ef-
fekten-Transportes auf den Gisenbahnen (Beilage I. zu §6. 7 des Haupt-Protokolles der 9. General=

Konferenz in Jollvereins-Angelegenheiten vom Jahre 1851) befogt.
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Hauptämter [Hauptamter im In- Nebenzollämter im Innern, auf welche
Zollvereinte an der Grenze im B ccne rbnnNiedoog. Waaren mit Begleitschein II. abgeseriigt

Staaten. (“ , Aee ss Aleplchnn Prlcerg., Werden kbanen-
(Lackbeffhl. lellt werden können. Ort. 1I Hauptamis-Bezirk.

1. 9r 1 4. 3. « i.

Noch l. Preußen.
K. Provinz Sachsen. 15 Magdeburg. Müblberg.

Provinzial- Steuer- 16 Halle. 26 Langensalza.
Direktor zu Magde- 17 Naumburg.Nordhausen.
burg. 18Halberstandt. 16 Burg.

19 Salzwedel. 29 Wittenberg.
Außerdem in 30 Stendal.

den Heriogthümern Desffau.
Anhdalt- Dessau- (Gemeinschaft.
Cötden und Anhalt- Lichens Baust-
Berndurg. ·

Jolldirektor in Mag-
deburg.

h. Provinz Westphalen.31 Minden.20|Münster. 31 Dortmund. 1 Corbach.
Provinzial- Steuer: 32 Breden. 21 Lemgo. 32Arnsberg. (Untersteueramt
Direktor zu Münster. 22 ippstadt im Waldeck-

23|Rheinc. swen.)

i. Rheinprovinz. 33 Emmerich. 124 Cöõln. 33Coln. 2 Bonn. Cöln.
Provinzial- Stener.34 Cranenburg. (für ausländische (kürinländische (Untersteuer- (lür inländische
Direktor zu Cöln. Gegenstände.) Gegenstände.) anit.) Oegenftnde.)

35 Kaldenkirchen. 34 Creuznach.
36| Wassenberg. Coblenz. 35Elberfeld.
37 Aachen. * 26Düsseldorf. 36 Neuwied.
38| Malmedy. 27 Duisburg. ...
39Sqatbtücken.·28Nc-uß.

209 Trier.
30 Uerdingen.
31 Wesel.

Außerdem:
Großbberzogtbum

Luxemburg.
Joll-Direktion zu Luxen-“1.
burg.

Luxemburg.
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Rebenzollämter I. Klasse
an der renze. Bemerkungen

über besondere Befugnisse.Ort. Oouptamts-Bezirl.
7 . g-

« Za25.Sv-lte4.DashauviflkunqstlzaMühlbekgistbefugt,Beqleitscheiuehdci
Königl. Sächsischen Nebenzollamtes 1. zu Bodenbach über Gewebe, welche die Fabrikanten Bode-
mer &amp; Co. zu Cilenburg zum Bedrucken aus Oesterreich begiehen, zu erlerigen und dergleichen
über die zum Wiederausgange in berrucktem Justande gestellten Gewobe auf das gedachte Neben-
sollamt I. auszustellen.

Zu 26. Spvalte 4. Das Hauptsteueramt zu Langensalza ist befugt, Begleitscheine I.
über Wein, Rum, Arrak und Thee, sowie Garne und Manufaktur-Waaren zu erlerigen.

50Gronau. Zu Spalte 5. Das Untersleneramt zu Corbach ist zur Crledigung der von dem König-

60| Kotten. lich Baverschen Nebengollamte I. 4 Schirnding über rehe Schaaswolle zur Sortirungs-Anstalt61 Bochold. „Vreden. der Haudlung Wittgenstein ausgestellten Begleitscheine I. befugt.
62|Anholt.
63Vloto. · ZuSpslte7·Pof.63.DasNebeasollamtLIUIIlothoistbefastzuksuscetligua
62 Beverungen Minden. und Erledigung von Begleitscheinen I. und II., ledoch ausschließlich von Begleitscheinen über W.
65 Erder " Lemgo nufaltur· Waaren.
66Hörter.

f. Ema-eri.
5 Slen. humercchl. Zu 35. Spolte c. Das Hauptsteueramt zu Elberfeld ist ermächtigt, Begleitscheine 1.

4 " Kaldenki Höber baumwollene, wollene, seidene und halbseldene Waaren, rohe Seide, Leinen, und Wollen=
69|Dammerbruch. Kaldenkirchen. arn, kurge Waaren, Glas, Glas= und Töpfer-Waaren, feine Eisen., Stahl, Kupfer Messing.,

70 Karken. Wasserbers Zinn-, Holz- und Leder-Waaren zu erledigen.71| Wehr. "·

Ju 75. Svalte 7. Das Nebengollamt 1. Klasse zu Herbestahl ist zu den Abfertigungen nach
72,Herzogenrath. Maaßgabe des §. 13 ff. des allgemeinen Regulatives über die Behandlung des Güter, und Effek-
73 Bälserquartier. ten: Transpors auf den Eisenbahnen (Beilage 1I. zu §. 7. des Haupt, Protokolles der 9. General,

ul *&amp; HKonferenz in Jollvereins-Angelegenheiten vom Jahre 1851) defugt.74 Tülje. achen. Zu 77. Doas Nebenzolsamt 1. Klasse zu Perl ist befugt:
75 Herbestahl. a) Begleitscheine I. auf das Hauptzollamt zu kuremburg auszußtellen;
76 Eupen. b) die von diesem Hauptamte und dem zu Trier auf Perl ausgestellten Begleitscheine über Tran-
77.Peril Trier. flt= Güter, sowle ehne Ginschränkung die in Beziehung auf den Waarenausgang mosel-
7 1 Saarbrück wärts, auf dosselbe gerichteten Begleitscheine I. zu erledigen;8 Sels erg. qarbrucken. ) die mit Dampf, und Segel-Schiffen eingehenden Güter und Passagier-Effekten, welche für Perl,

Saardurg und Umgegend, ingleichen für die Preußischen und Loremburgschen Moselorte zwi-
schen Perl und Trier beftimmt find, in unbeschränkter Gattung und Menge zur Eingangs=
verzollung und die öbrigen für Trier und weiter bestimmten in Segel= und Damofschiffen
elngehenden Güter als Ansageamt unter Schissodegleitung, bezüglich Raumverschluß auf Grund
vorschriftsmäbiger Deklarationen oder Manifeste mit Ansagescheinen abzufertigen;

1|Donkols. 4) über das von der französtschen Soline Dieuze für Rechnung der Königlich Großberzoglich
2 Steinfort. Luxemburg. kuremburgschen Reglerung nach dem Salz-Magazin zu Remich ringehende Salz Uebergangs-
3Frifingen. scheine zu ertheilen.8.u Das Nebenzollamt zu Frisingen darf Begleitscheine des Hauptzollamtes zu Wassen-

berg über tranfitirendes Vleh erledigen. '
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nn im In
Nebenzollämter im Innern,auf welcht· Hsuvtåmtec .

Zollvereinte an der Grenze sim GHouptmier! * ehnrie. Waaren# micegleitschein II. abgefertigt
Staaten. l) intedt ns e 4•½ werden können.

 5# stelltwerden können HOrt. Hauptamts-Bezirk
1. . -. s. ——s.

II. Bayern.

General-Zoll- Admini.Waldsassen. 1 Hof. 1/Anebach. Nürnber
stration zu München. 2 Woidhaus. 2 Baireuth. 2| Erlangen. 9.

« Waldmünchen. Bamberg. 3/AUmberg.
4 Eschlkam. 4|Nürnberg. 4 Straubing. Regensburg.
5 Passau. 5 Fürtb. 5 Landehbut. München.
6 Simbach. 6 Regensburg. 6 Nördlingen. Augskurg.
7 Freilassing. 7 München. 7 Kaufbeuern. Kempten.
8 Rosenheim. 8Augsburg. 8Landau. Neuburg a. R.
9 Mittenwald. 9/Donauwörth. 9Kaiserslautern. Zweibrücken.

(0 Bitonten. 10 Zenpten. 10|Frankenthal. Ludwigsbafen.indau. emmingen. am Rhein.
12 Neuburg a. R.2Aschaffendurg. 11 Neustadt. Sem bh
13 Zweibrücken.3LKitzingen.

14/ Marktbreit.
15 Marktsteft.
16Schweinfurt.
17 Würzburg.
18 Miltenderg.
19 Reichenball.
20|Ludwigsbafen

am Rhein.
21 Speyer.
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Nebenzollämter 1. Klasse
an der Grenze. Bemerkungen

über besondere Befugnisse.Ort. Gauptamts · Bezirl.
1 B. 9.

A. In Bezug auf die Nebenzollämter lI. Klasse an der Grenze.

In Das Nebengollamt zu Oberneubaus hat die Befugniß zum unbedingten Begleit-Ober neuhaus. (Hof. rtn mil nen soupelrnten Aemtern des Jollvereine fuß os es2 Schirnding. Ju Das Nebenzollamt zu Schirnding hat die V. sugnis·
3Mähring. Waldsassen. a) zur m von Begleitscheinen 1. auf das Hauptsteueramt zu Cob
4Bärnau. b) uar Ausfertigung von Begleitscheinen I. über rohe Schaaswolle auf die Ohtämter zu Offen-
5 Zwiesel Eschlkam. ch und Frankfurta.M.;; c) nn r von Vegleitscheinen 1. auf das Steueramt zu Corbach im Fürstenthum Wal-
6 Schärding a. deck für rohe Schaafwolle zur Sortirungsanstalt der Handlung Witigenstein;

Th. d) zur Erledigung von Begleitscheinen 1. des Hauptsteueramtes zu Coburg
7 Wagscheid. Passau e) zur Erledigung von Begleitscheinen I. d% Hauptsteucramtes zu Frankfia. a. M. über auslän-
8 Kleinphilipps- " dischen unverzollten Wein, Rum und al; jum Begleitscheinwechsel mit dem Voupthieuksamte: zu Stuttq
9 Oben th.u. n u 4. Dasu„eellann R. ###n au Vetzdie * Durchgangsabferilgung vonernze ampen zuf die Hauptämter zu deburg und Wittenberge

10 Mar. Simb ZJu 5. Das Nebenzollamt zu Iwiesel hat die besondere Ermächtigung zur Jollabfertigung
11 Burghausen im ach. oon Tafelglas und Glaswaaren in unbeschränkten Quantitäten vom Inlande durch das Ausland

« Inn-Mo (Böhmen) nach dem Vereinsinlande (Sachsen) auf Deklaratlonsscheine über das Hauptzollamt zu12 Laufen. g. Schandau und das Nebenzollomt zu Hellendorf; dasselbe ist auch befugt, die ausgehenden Glas-
13 Kiefersfelden. · TransnoktewelchethkeBefltmmungaufdeketadenSthßedukch Bohnen nach Schleflen erhal-
14 Kreuth im Rosenheim. ten, auf das Hauptzollamt zu Liebau mit Deklarations. Scheinen abzusertige

Achenthal. Zu 6. Das Nebenzollamt zu Schärding a. Th. hat die Besug *8
· . a) zur Ausfertigung von Begleikscheinen I. auf alle Aemter desJollvereinen, welche zur Grledigung von

15| Griesen. [Mittenwald. dergleichen Begleitscheinen ermächtigt find, # t der ½5 der Oder gelegenen;
16 Oberstorf. b) zur Grledigung von Begleitscheinen I. dieser Aemter, insoweit sie zur Ausfertigung von Ge-

Pfronten. leitscheinen I. befugt sind
17 Hindelang. 35 18. Das lar zu Füßen hat die Befugn
18 Fühen. a) gant sertigung von Begleitscheinen I. auf smmilichse —n sche, Badensche, Kurfürst-
19 Niederstaufen. seinden. lic und Großherzoglich Hessische, Nassauische und auf die Preußischen in der Provinz
20 Oberstaufen. E und in der Rbeinprovinz gelegenen Hauytzoll= und Haupestleuer= und mit Begleit-

21 Neulauterburg. Neuburg a. R eienevisung, Besuan Feisemmn Nebenzollämter I. Klasse und Untersteuerämter; dann: .R. auf das Hauptsteueramt zu Fran ;

2 Schweigen. 5) r *— von unr dieser Aemter.
23/Hablirchen. Zweibrücken. 9. Dos Rehenteltant zu Niederstaufen ist befugt 4 Ausstellung von Begleitscheinen 1.
24 Schwarzbach. über 1n und Wessteine, die zur Verschiffungsablage bestimmt Und, auf das Hauptsteucramt zu Um.
25|Melleck. « n 2. DasSibetenhollammt zu Oberstaufen ist befugt Begleitschelne I. auf das Haupt-eichenhall. nnern m auszustellen
26 Schellenberg. chenh Ju 21 Dess Mebenzollamt zu Neulauterburg hat die Befugniß:
27 Reit imWinkel. #a) zur Erledigung von Begleitscheinen I. der Hauptämter zu Ofenboc, Frankfurt a. M., Lelpzig,

Stuttgart, Ulm, Canstadt und Heilbronn über rohe Schaafwo#“#
b) zur Erledigung von Begleitscheinen I. ohne Beschrönhung auf *“ Gegenstände und Mengen,

der Hauptämlser zu Mannheim, Frankfurt a. M., inz u
D) zur Abfertigung vonwtBaumwollenwaaren auf Beleitschelh, 1. auf die Hauptämter zu Mann-

helm, Frankfurt a. M. und Mainz in unbeschränkter Menge;
d) zur Abfertigung von Baumwollenwaaren in einer Menge bis zu drei Zentnern in einem Traus-

porte auf Begleitschein II. auf alle zu deren Grledigung berechtigte Aemter des Jollvereines;
e) zum 2sleisheinwe mit dem Hauptsteueramte zu Car#erhe in unbeschränkter Weise.

Zu * Rebenzollamt zu Schweigen hat die Befugniß:
#a) zur — Ertbeilung von aglestchenen. 1. auf die Hauptämter zu Mannheim,

Frankfurt a. M., Mainz, Cöln und Carlsruh
b) zur Erlediguug von Begleitscheinen I. ehnt Befüränkung auf gewisseGegenstände und Mengen

von den t zu Mannheim, Frankfurt a. M., Mainz und Cöln
-p) jur Absertigung aller Waarengattungen bis aufQuanitöten von 900Gulden Zollbetrag in einer

ost auf Begleitschein 11. auf alle zu viee, Erledigung befugte Aemter des Jellverelnesd) zur Abfertigung von Baumwollenwaarenbiszu 12 Zentner in einem Transporte auf —
schein II. auf die zu deren Grledigungbesugien Aemter des Zollvereines.

57
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Hauptämter Dauplamter im S Nebenzollämter im Innern, auf welche
Zollvereinte der G Hauptémiter# nohne Nieder. it Begleisschein II. abgefertizt
stt———]]Ns.*“ I°·

(Va I Ko# — ônnen. Ort. Hauptamts-Bezirk.
L 2. L r 6.

Noch HU. Bayern.
General-Zgolladministra-
tion in München.

III. Sachsen.
Zoll= und Steuer-Direk.) 1 Zittau.? 1|Pirna. 1 Freiberg. ....
tion zu Dresden. 2 Schandau. 2|Bautzen. 2 Zwickau.

3 Marienberg..3Dresden. 3|Grimma.
4 Annabergeißen.
5 Elbenstock. 5 Riesa.

6 Chemnit.
7 Plauen.
6 Leipzig.



Nebentelan I. Klassean der Grenze.

343

Bemerkungen
über besondere Befugnisse.

11 Hellendorf.

Zu

Fbserigunge " esosaif

Ort. Gauptamts-B.
L K. *

Zu 23. Dos Nebenzollamt zu Habkirchen hat die Befugniß zum Begleitscheinwechsel mist
den Württembergschen, Badenschen undHroßberzeoglich Hessischen Hauptgoll= und Lonpesteuer, Aemtern,
sowie mit dem Hauptsteueramte zu FrankfurB. In Bezug auf die /unnellanter im Inner

Zu 2. Das MNebeuzollamt zu Erlangen darf Begleitscheine I. “E—; PHaptzollamtes zu
Waldmünchen über unverzollte Böhmische Scube erledlgen und diese Spiegelgläser mit Be-
i 1. auf das Hauptkoltamt zu Mainz abfertigen.Zu 7. Das Nengeltame zu Raufbeuern bet in Ansebung der für die dortigen Mann-

solturisten ags dem Auslande eingehenden rohen Baumwollenkbcher zurVeredlung und Wiederaus=
fuhr im veredelten Justande die volle Befugniß eines Hauptzollamtes im Innern mit Niederlage-
recht und die unbeschränlte Begleitscheinerledigung und Ausfertigung umeer Mitwirkung des
Ober, Inspektors in Kempten.

1 Großschönau. Zu 1. Dos Nebenzollamt I. zu Großschnau ist befugt Begleltscheine I.
2Neugersdorf. zittau r*18½ d Hauptsteuerämter zu Dresden, Berlin, Cottbus und Gerlitz über zum Durchgange nach

men besiimmtes Baumwollen= und einen. arn, un
ersbach. b) der Fangrnn Dresden, Berli leichen Schaafwollengarn, zuerledigen.

4 Neustadt bei Schandau. Zu Das Nebenzollamt I. zu Neugersdorf ißt befugt:Stolpen. a) zur F von Begleitscheinen I. auf sämmtliche zu deren sm—is befugte Jollstellen5 Bärenstein. Annaberg. in den Königreichen Sachsen und Preußen, dem P. be3Hessen und dem Herzog-

6 Johanngeor- thume Braunschweig, sowie auf die Großherzoglich Ssüichen Hauptämter zu Mainz, Osfen-9 bach und Gießen und das Hauptsteueramt zu Frankfurt a.
genstadt. h) zur Erledigung von Begleitscheinen I. derseiben böesin

7 Brambach. Eibenstock. c) zur Ausstellung von Begleitscheinen II. bis zu einem Jollbetcag. von 100 Thlrn. ohne Be-

8 Klingenthal. schránkung in den Gegenständen;
9 Eb th d) 2frenigang von Schoefwolle für Sortirungslager ohne Beschränkung.

# math. 3. Das Rebenzeltemt 1 .lzu Cbersbach hat dieselben Befugnisse wie vorstehend das10 Bodenbach (in Mebenzellamt. I. zu MeBohmen). Pirna. Zu 4. Das mra denrl. I. zu Neustadt b. St. is befugt:u
a) zur *——*s—–. von Begleitscheinen 1. auf sämmtliche zu deren Erledigung befugte Königlich

Sächstsche Hourtzoll= und Hauptsteuer-Aemter, ingleichen auf die Königlich Preußischen Haupt-
olle und Hauptsteuer-Aemter zwischen der Oder und dem Mhein, sowie auf die Herzoglich

Braunschweigschen Hauptämter zu Braunschweig und Wolfenbüttel;
b) zur Crledigung von Begleitschelnen I. der vorgedachten Horrtemierc) zut Aresteh#ns von Begleitscheinen II. ohne Beschränkung,u
4) ar Abfertigung von Schaafwolle für Sortlrungs-La 7 ohne acheink.

DasNebenzollamt I. 4 Brambach ist bea) ur Absstellung von Begleitschelnen I. auf #nmtlichen u deren Erledigung befagte Königlich
Sächsische Zell, und Steuer= Aemter, sowie auf die Hauptämter zu Altenburg,Magdeburg,
Berlin, Warnow, Salzwedel, Braunschweig und Welfenten:b) zur Crledigung von Begleltscheinen I. der vorgedachten Aem

) jur Ausstellung von Begleitscheinen II. über unbearbeitete ebustter. in —1n
Mengen, über andere Waoren dagegen nur bis zu einem Jollbetrage von 100 Thlrn

d) zur brusn von Schaafwolle für Sortleungs, Keßrr ohne Beschränkung.55 Das Nebenzollamt 1. zu Gbmath ist besug
2) und von agleielcheinen. auf allelezuderenbeinab c Bayersche und Kö-

niglich Sächfische Aemter,a ittenberge, MagdeburgundCöln, sowie auf eeealh e Soll- Abferkigungsstelle ais ven hose zu Bremen;
5) ur Erledigung von #legheuscheisen der Königlich Baverschen und Königlich Sächfischen Haupt-

ämter, der Königlich Preußischen Hauptämker zu Wittenberge und a r sowie derKöniglich Hannsverschen upscen apatn auf dem BahnhofezuBremen.
H0. Das nTollamtI1. zu Vodenbach (in Böhmen) hat lanteschränite Hebe und

F“ms ollamt I. zu Hellendorf ist befn
#a) zur u vo Pegleliscbeiken I. auf alle zu derenfoet befugte Joll= und Steuer

Uraterl.im Jollvereine;
d) zur Grledigung n Begleitscheinen I. in demselben Umfange;
T) zur MAsstellung von Begleltscheinen II. ohne Beschränkung.

57“
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Hutänter
[Hauptämter im In= Nebenzollämter im Innern, auf welche

Zollvereinte an der Grenz Hauptämter uernohne Rieder:Waaren mit Begleitschein 11. abgefertigt
m Innern mit age, au 1Staaten. l ie: de kn,ibe ve, weren lönnen.

stelltwerden können. —tt. t. Hauptamts-Bezlrk
1. 2. 3. 1. 5. 

Iv. Dannover Steueramter imsmnern.

Ober-Zollkollegium zu 1 Nordhorn. 1 Celle. 1Fallersleben.
Hannover. 2 Leer. 2 Hannover. 2 Ochsendorf.

3 Emden. 3.Hildesheim. 3Gifborn.
(auch Porto- 4 üneburg 4 Soltau.

1 fürene) 5 Münden. 5 Uelzen. Celle.
5% 6 Oenabrück. 6Bevensen.

*8 ustrow.
56 Neuhaus an 9Dannenberg.
7 SderOste. 10| Rehburger
8 Horburg. * Brunnen. Ü
9 bigzacker II Böckeburg. Hannover.

12| Wunstorf am
Bahnhofe.

3 Alfeld.14 Peine. .läBockeneak Phlwwham16|Goslar.
17 Hameln Münden.

2 Aurich.
Wittmund.

mit Jolllager
für Dampfschiffs-

üter.
Bodenwerder.
Göttingen.
Einbeck.
Northeim.
Osterode.
Duderstadt.
Uslar.
Clausthal.
Bodenfelde.
Quakenbrück.

Bassum. "Syke.
Diepholz.
Lemförde.

Osnabrück.

D Emden.
Rotenburg. Vor Geeste-
Beverstedt. münde.
Lingen.Meppen. Nordhorn.
Bremervörde. Stade.
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Nebenzollämter I. Klasse
an der Grenze. Bemerkungen

über besondere Befugnisse.
Ort. Hauptamts-Bezirk.

6. T

1Gildehaus.
33 br Nordhorn. A. In Bezug auf die Nebenzollämter J. Klasse an der Gtenze.

Vennebrügge. Zu 4. Das Nebenzollamt zu Laar ist zur Ausfertigung und Erledigung von Begleitschei-
4 Laar. n#en I. über die auf der Vechte zu transportirenden Güter ermächtigt.
5 Bunderneu-

land. Ju 6. Das Nebenzellamt zu Pavenburg hat die Befugnis zur Erledigung von Beglelt=
6 Papenburg. Leer. scheinen I. im Allgemeinen, sowie auch zur Ertheilung von Begleitscheinen I. und II. über Schiffs-
7 Halte. bau-Materialien.
8Weener. ug ebenllan N. i# brint zu de itscheinwechsel mit den Hauptäm-- Norden. tern zu Rheine, Munster, Oenabrück, beer, Emden und Nordhorn.

10 Vere Zu 9. Das Nebenzollamt zu Norden ist besugt zur Ausfertigung und Erledigung von Be-
; Emden. aleitsweinen J. und II. duf die Hauptämter zu Emden und Delmenhorst innerhalb der GErhebungs-

11 Carolinensyhl. befugnisse, welche für Wein und Thee in unbeschrönkter Menge bestehen, in Bezug auf die übrigen
12 Nordernev. zollpstichtigen Gegenstände bis auf 500 Thlr. für den einzelnen Transport beschränkt find.
13Dreye.
14|Hemelingen
15Achim.
16 Lilienthal.
17 Ovterdamm.
18|Burgdamm. rinkum.
19|Grohn am al- Zu 19. Das Nebenzollamt zu Brohn am alten Tief ist zum Wechsel von Begleitscheinen

ten Tief. mit den Hauptzollämtern zu Brale und Geestemünde, sewie mit den an der Weser, Lesum, Leine
20|Grohn an der und Aller belegenen Hauplsteuer= und Steuer-Aemtern befugt.

Vegesacker 8. In Bezug auf die Steuerämter im Innern.
Chaussee. Zu 17. Das Steueramt zu Hameln ist rücksichtlich der Wesergüter mit den Befugnissen

21Rönnebeck. eines Nebenzollamtes I. verseben und zur Ausstellung von Begleitscheinen I. auf die an der Weser

22 Dedesdorf Piegentn zu deren kltiguns bonshigten 321len SteuerF Aemter, sowie zur Grledigung von" Begleitscheinen I. über die fraglichen Güter ermächtigt.
23 Lehe. P ° Geeste- Zu 18. Dem Steueramte zu Bodenwerder ist rücksichtlich der Wesergüter die Befugniß
24/ Wremen. ind eines Nebengollamtes I. beigelegt.
25Dorumertief. munde. Zu 19. Das Steueramt zu Göttingen i#Kt zur Erledigung von Begleitscheinen I. ermächtigt-
26Altenwalde Zu 26. (#en Steueramte zu Bodenfelde find rücksichtuch der Wesergüter die Befugnisse

« ein«Nebenzolamtesl.heigeleat.
27 Altenbruch. u 27. Das Steueramt zu Qualkenbrück ist zur Erledigung von Begleitscheinen I. über
28|Outerndorfer. Neuhaus an Wein, Taback, Zucker und sonstige Colonial-Waaren ermächtigt.

schleuse. der Oste. 4 Zu 39, 11, 4 2 n 4½. d ** p Beraen, —. (Heya und Stolzenau
20 Freiburg. iind rückfichtlich der Wesergüter die Befugnisse eines Nebengollamtes I. beigelegt.
30 Wischhafen. Von dem in Spalle 2 zu 4 ausgeführten Hauptzollamte zu Brinkum refsortirt die
31| Gauensiek. Zoll-Abfertigungsstelle auf dem Bahnbofe zu Bremen.
32 Assel. Dieselbe ist außer der Eingangszoll-Erhebung von den Passagier= Effekten befugt:
33 Brunshausen. a) zur Abfertigung von Frachtgut für den Transport auf der Eisenbahn in das Jollverelnsgebiet
34 Twielenfleth. Stade. auf dadeverzeichnisse, oder Ansagezettel, oder auf Begleitschelne I., sowie zur Erledigung
35 Lühe an der von Begleitscheinen, Erportations= und Uebergangs-Scheinen über Eisenbahngüter;

Weseite 5) auf den Deklarations-Scheinen, welche übrigens den dort eingehenden Deklarationsschein-Gü-
« tern schon vor ihrer Aufgabe zur Eisenbahn beigegeben seyn müssen, den Ausgang zu attesti-

36 Borstel. ten, dagegen die Deklarations, Scheine über solche auf der Eisenbabn wieder in das Vereins-
37 Cranz. ) gebiet zu versendende Güter mit einem Oingangs= oder Passage-Aiteste zu versehen.
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Hauptamter im In- Nebenzollämter im 3 „ el

Zollvereinte an 6 Haupttmier nernohne Kleder- Waard ain Deeische n. ud
Staaten ½zmrt Niederlage Rn it EWW ½33 — werden lonnen.

"6 (Lackbeofl. " telt werwen lönnen. Ort. ! Hauptamts-Bezirk
I.  . 4.G 5. 

Noch IV. Hannover. P
Ober-Zollkollegium « . 39 Verden.

zu Hannover. 40 Verden am
Bahnhefe.

41 Nienburg.
42/Nienburg am Brinkum.

Bahnhofe.
11 Hoya.4 Stolzenau.

V. Württemberg. 45 Osterholz. )
Steuer-Kollegium zu Friedrichshafen. Hellbronn. 4Efflingen.

Stuttgart. 2 Canstatt. 2N Gmünd. Pcernen.
3Stuttgart. 3| Göppingen.
4 Ulm. 4 Calw.

5 Tübingen. jeutten
6 Reutlingen.
7 Heidenheim.
8 Biberach. Ulm.

ttli . ..

Vl. Baden 10 suttngen2 Friedrichshofen
. . Steuerämter.

oll-Direktion zu CarlsHeufreistett.“]ertheim. . ...1Bkuchiac.
sah-. n 2 Kehl. 2 Heidelberg. 2 Pforzbeim. Carlsruhe.

3/Altbreisacbe.nheim. 3 Rastatt. Neufreistent
4 be Schuster. 4#antrah. 4 Baden. #ur ett.nsel. ahr. 5Offenburg. ehl.
5 bei Rheinfelden 6 Freiburg.
6 Thiengen.
7 Stühlingen.
8|Randegg.
9 Constanz.“

10|Ludwigsha-
fen.

VII. Kurfürstenthum
Hessen.

Finanz-Ministerium, 1b1 Carlshafen.Cassel. Marburg. 1|zutde., „ Hanan.
thellungfür die indirektes2inteln. 2|Hanau. S
Abgaben zu Cassel. 2|Wannfried Cassel.
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Nebenzollämter 1. Klasse
an der Grenze. Bemerkungen

über besondere Befugnisse.Ort. BSauptamts · Bezirl.
T J T T

38 Hoopte. Harburg.
39 Artlenburg.
40 Beeckede.
41reten. Hitzacker.
42 Schnackenburg-

Die Nebenzollämter im Innern von 3—10 haben bedingtes Niederlagerecht. — Auf Verlan-=
Langenargen. Friedrichsha= ssen der Deklaranten können demnach die dahin an Handlungshäuser und Gewerbetreibende zu ver-

fen sendenden Waaren, nach vorausgegangener spezleller Revision, mit Begleitscheln. I. abgelassen wer-
· den, gleichwie, wenn aus diesen dedingten Niederlagen ein Ausgang über die Grenze des Jollver-

sinds Statt ih hccheileeper svezielle —— an der Grenze oder bei einemvorliegenden Hauptzollamte konstatirt werden muß.

A. In Bezug auf dle Rebenzollämter I. Klasse an der Grenze.
30. (5 Nebenzollamt zu Au hat die Befugniß zur Ausgangsbehandlung transttirender. roher aafwolle.

1|Au. Neufreistett. ZJu 2. Das Nebenzollamt zu Lörrach hat die Befugniß:
2 Lörrach. bei Schuster-. zur Ausstellung und Erledigung der über Postgüter sprechenden Begleitscheine;
3|Grenzacher- insel. d) zum Begleikscheinwechsel mit dem Hauptzollamte zu Ulm; desgleichen mit den an der Grenze gegen

Oesterreich gelegenen Könlglich Bayerschen Hauvtzollämtern und dem Königlich Sächstschen Haupt-Horn. a
Säckhi bei amte zu Dresden und Nebenzollamte 1. zu Bodenbach über solche Gegensténde, welche zur

" Kei uzefe 1 ei Reinfelden. Verchelung * Seherrelch ein, und in veredeltem Naltene dahmn zurückgeführt werden.HKleinlaufen- Zu 6. as Nebenzollamt zu Kadelburg hat die Befuaniß zurBegleitschein Abfertigung au
urg. Aemter im Innern r* wenerlakerecht in Bayern, Württembers und Baden. sung auf

und 9. Die Nebenzollämter zu Riedern ezingen und Blumberg haben
6 K#delburg. Thiengen die unbeschränkte Besugniß zur Ausslellung und Erledigung von Begleitscheinen I. *

vern gen. u 14. Das Nebenzollamt zu Ueberlingen hat die Befugniß zur Erledigung von Be-
8Erzingen. gleitscheinen II.
9 Blumberg. 1 Stühlingen. 3. In Bezug auf die Steuerämter im Innern.

10 Gailingen Zu 3. Das untersteueramt zu Rastatt hat bedingtes Niederlagerecht. — Auf Verlangen
O - « können demnach die dahin an Handlungshäuser und Gewerbetreibende zu versendenden Waaren nach

11 Oehningen. Randegg. Ivotausgegangenet spezieller Revifion mit Begleitscheinen I. abgelassen werden, gleichwie, wenn aus
12 Rdolstel. dieser broinptenottenerlae en uagong über die Grenze des Gesammtvereines iti auch dieserielafingen. durch spezielle Ausgangs-Revision an der Grenze, oder bei einem vorliegenden Hauptzollamte kon-
13 Relalngen ,„ statirt. ron muß. T

Meerêb Ludwigshafen. Das Untersteueramt zu Offenburg hat die Befugniß zur Erledigung von Begleit-15 Meersburg. scheinen I., welche über Rohzucker für die dortige Zucker-Fabrik, nach vorherigerspezieller. Reviflon,
von den Grenzzollämiern ausgefertigt worden find.

Ferner die Befugniß, in den Fällen, in welchen dort ankommende Transporte von roher Baumwolle,
oder von Gisen gelbeilt werden müssen, die betreffenden Begleitscheine einzuziehen und zu erledigen, die
getbeilten Ladungen aber zum Zwecke des Weiter, Transportes mit neuen Begleitscheinen zu versehen.

1 Srcherhagen. GFrlehafen- Das Previnzial- Steueramt zu Fulda hat auch die Befugniß zur Ausfertigung und Grledi-
2 den orff. inteln. gung von Beglelischeinen 1. über rohe Wolle, welche von dem Wo „. Sortitungslager des B. J.

68 u * wird, bezüglich für dastine eingehet.
Das Steueramt zu Wannfried hat bedingtes Niederlagerecht.
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Hauptämter Hauplamter im In= HNebenzollämter im Innern, auf welcke' auptämter nernohne Nieder. - - - -

ZoSUtpektelllte kkälktkmaäeekklsazgee imeJnsulm mit l?ge' Fir e, Waaren mit egleischein 11 abgesertigt
[ d age. itschein ausge-

aaten Wachofy]. itdertas zu. konnge. Ort. Hauvtamts-Bezirk.
L 2. L . I 6.

VIII. HaagertogthumHesEber-aanilenoon zzuu . . 1 Mainz. 1| Worms.
Darmstadt. 2 Offenbach. 2 Bingen. Mainz.
 3 Gießen. 3Darmstadt. Offenbach.

IX. Thüringscher 4 Alefeld. Gießen.
Verein.

General-Inspektion zu
Erfurt. Sleuerämter.
a. 5 Preußischen 1 Erfurt.Gebiete -

b. d ühibess ihen . lSchmalkalden.Gebiete
e. Im Großherzog- . . ... . 2Weimar. .

thume Sachsen. 3Jena.
4Weida.
5 Neustadt a. O.
6 Eisenach .
7 Vacha.
8Berka a. W

4d. Im Herzogthume 9 Meiningen.
Sachsen-Meiningen. 10|Hildburg

hausen.
11|Römhild.
12|Saalfeld.
13/Sonneberg.
14 Salzungen.

e. Im Herzogtbume 2/|Altenburg. . 15 Roda.
Sachsen-Altenburg. 16, Ronneburg.

f. Im Herzogthume 3 Coburg. . .....
Sachsen-Coburg. 486Gotha.
Gotha.

#. Im Fürstenthume 17 Rudolstadt.
Schwarzburg- 18 Königsee.
Rudolstadt.

h. Im Fürstenthume . . .119 Arnstadt. s-
Schwarzbukgs
Sondershausen.

i. Im Fürstenthume . .. .. . 20 Greiz.
Reuß-Greiz. 21 Zeulenroda.

k. Im Fürstenthume 22 Schleiz.
Reuß-Schleiz.

1. Im Fürstenthume ... 23 Lobenstein.
Reuß · Lobenstein- 24 Hirschberg.

Ebersdorf. l
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Nebenzollämter 1. Klasse
amiher renze. . Bemerkungen

Ort. s#ruptomte-Begirl über besondere Befugnisse.
7. s S. 9.

Zulaud2.DieRebeazollämtekznWotmsuadBingenhabeaRiedeklapekecht.—-Iaf
Verlangen können dabin von den dazu berechtigten Aemtern Waaren mittelst Begleitschein I., nach
vorheriger spezleller Revision, unter Verschluß abgelassen werden, gleichwie, wenn aus diesen
Riederlogen ein Ausgang öber die Grenze des Jollvereines Statt findet, auch dleser durch spezielle
Ausgangs-Revifien aon der Grenze oder bei einem vorliegenden Hauptzollamte konstatirt werden muß.

Zu 4. Dos Nebenzollamt zu AlsselddarfBegleitscheine I. über rohen Taback fürdie Privatkre=
dit= Lager der dortigen Tabacks Fabrikonten erledigen, welche, auf vorausgegangene spezielle Revifion,
von den Hauptämtern zu Münden, Cassel, Carlshafen und Frankfurt a. M. ausgesertigt werden.

3 u 2. Das Steueramt zu Weimar hat die Befugniß, Begleitscheine I. zu erledigen.

Zu 6. Das Steueramt zu CEisenach ist ermächtigt, Begleitscheine I. und II. auszufertigen
und zu erledigen.

IZu 19. Das Steueramt zu Arnstadt ist befugt, Begleitscheine I. über Garne und Sü#-
früchte zu erledigen.

58
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Hauptamter Nebenzollamter im Innern, auf welche
ollvereinte Hauptämter W it Begleilschein Il. abgeferti

P-esee réé beg s——— bereici
(Veckbos . Ort. Haupsamss-Bezirk

1.6) 1. H K 4.

Noch IX. Thüringi-
scher Verein.

m. Im Fürstenthume . . Gera. .

RenßsGeka.

X. Herzogthum
Braunschweig.

Zoll- und Steuer-Direk. 1 Braunschweig. 2
tion zu Braunschweig. 2|Molfenbüttel.

XI. Oldenburg.
Ober-Zollkollegium zus! Varel. . Oldenburg. 1Wildeshausen.
Hannover. 2 Brake. 2.Bechta.

3, Delmenhorst. 3 Cloppenburg. Oldenburg.
4| Damme.
5 Löningen.
6 Jever. Varel.

XII. Nassau. Stenerämter.

Soll-Direktion zu Wies.!. . . 1 Biebrich. 1 Höchst. *-vaden. 2 Limburg. 2|Rüdesheim. ] Biebrich.
3, Wiesbaden.

4 Dich p5 Dillenburg.XIII. Freie Stadt 1 n
a 7 Ni .

Frankfurt a. M. iebetlahnstein
. Franlfurt a. M. . .Zoll-Direktion zu Frank-

furt a. M"



Nebenzellämter I. Klasse
an der Grenze. Bemerkungen

über besondere Befugnisse.
Ort. [Geuptamts-Bezirk.

L I K. 9.

 25. Das Steueramt zu Gera ist befugt, Begleitscheine I. zu erledigen und Begleit-. o E nl. auszufertigen.

; s Nebenjollamt J. zu Golzminden, mit welchem ein Niederlagerecht verbunden ist
1 Holzminden. Braunschweig- # Gchrbefogusg und zur unbeschränkten Begleuschein-en Aigung ermächiigt, 8

——

 —2Ê

Wangerooge.
Horummerstel.

Rüsterfsiel.
Ellenserdam-

merfiel.

mel.

Großenfiel.
Strohausen.

Marienflel. “
rake.

elmenhorst.5P
Braksfiel.
Elssleth.
Berne.
Mohßen.
Lemwerder.
Varrelgraben

daher die volle Befugulß eines Hauptamtes im Innern mil Niederlagerecht.

Zu 15. Das Nebenzollamt 1. zu Varrelgraben ist zur Ausstellung von Deklarations-
Scheinen für die von der Fabrik des —“ und Compagnie in Stickgras über Bremen in
das Bereinsgebiet versandten Cigarren b

Zu 1. Das SteveramtzuHöchstistFrren Begleitscheine I. über halbgahre Ziegen und Schaaf-
Felle, welche für inländische Gasfen und Leder-Pabrikanten unter Kontrole zur allgemeinen Eingangsab-
Jabe eingeführt werden, nach vorausgegangener spezieller Revision bel einem Hauptamte, zu erledigen.

Zu 5. Mit dem Steueramte zu Dilleburg ist eine Niederlage mit bedingtem Nleverlage-
rechte verbunden; dasselbe ist daher befugt, Beleit cheine I., nach vorheriger spezieller Revision derWaaren bei einem Hauptamte, zu erledigen
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II. Von der Großherzoglich Badenschen Staatsregierung ist dem Nebenzoll-
amte I. Klasse zu Pforzheim die Befugniß zur Erledigung von Begleitschei-
nen I. über Bisjouterie-Waaren ertheilt worden, was unter Bezugnahme auf
die Ministerial-Bekanntmachung vom 8. d. M. hiermit zur öffentlichen Kennt-
niß gebracht wird.

Weimar am 11. September 1854.
Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,

Departement der Finanzen.
Für den Departements-Chef.

Bergfeld.
III. Von der Königlich Sächsischen Staatsregierung ist die den dortigen

Nebenzollämtern I. Klasse zu Neugersdorf, Ebersbach, Neustadt bei Stolpen
und Brambach verliehene Befugniß zum vollständigen Begleitschein-Wechsel mit
dem Hauptzollamte in Braunschweig nunmehr auf die zur unbeschränkten Be-
gleitschein-Ausfertigung und Erledigung kompetenten Hannoverschen und Olden-
burgschen Zollämter ausgedehnt worden.

Es wird solches mit Bezugnahme auf die Ministerial-Bekanntmachung vom
8. d. M. hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Weimar am 11. September 1854.

Großherzoglich Sachsisches Staats-Ministerium,epartement der Finanzen.
Für den Departements-Chef.

Bergfeld.
IV. Nachdem unter den Regierungen des deutschen Zoll= und Handels-

Vereines mit Rücksicht auf die fortwährend hohen Preise der Lebensmittel eine
Vereinbarung dahin erfolgt ist, daß die zeitherige Einstellung der Erhebung
des Eingangszolles für Getreide und Hülsenfrüchte, Mehl daraus und andere
Mühlen-Fabrikate, namentlich: geschrotene und geschälte Körner, Graupe,
Gries und Grütze, gestampfte oder geschälte Hirse, bis Ende Dezember
dieses Jahres ausgedehnt werde: so wird solches hierdurch zur öffentlichen
Kenntniß gebracht.

Weimar am 28. September 1854.
Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,

Departement der Finanzen.
Für den Departements-Chef.

Bergfeld.



legierungs-Blatt
Großherzogehum

Sachsen--Weimar. Eisenach.
Nummer 3233. Geimar. 11. Oktober 1851.

Ministerial-Bekanntmachungen.
I. In Folge einer Personal-Veränderung ist

a. die im Auftrage der hiesigen Talons-Debit-Stelle für den Eisenachschen
Kreis Statt findende Abgabe der Talons und Zins-Koupons zu den in
Obligationen au porteur verbrieften Großherzoglichen Staatsanleihen vom
1. Oktober d. J. an dem Großherzoglichen Rechnungsamte zu Eisenach
und zwar bei demselben bis auf Weiteres speziell dem Großherzoglichen
Rentmeister Schmidt, und

b. die Führung des Gegenbuches über die Salzgelder-Obereinnahme zu Ei-
senach vom 1. Oktober d. J. an dem Grohherzoglichen Rechnungsamts-
Assistenten, Forst-Rendanten Feierstein, für Verhinderungsfälle desselben
aber dem Großherzoglichen Rechnungsamtmann Kuhn übertragen worden.

Es wird dieses hierdurch mit dem Bemerken zur Kenntniß der betheiligten
Behörden und des Publikums gebracht, daß jede Quittung über an die Groß-
herzogliche Salzgelder-Obereinnahme zu Eisenach eingezahlte Gelder nur dann
als gültig angesehen werden kann, wenn sie außer der Unterschrift des Kassi-
rers, auch die des Gegenbuchführers mit Angabe des Blattes, auf welchem die
Zahlung im Gegenbuche eingetragen ist, enthält.

Weimar am 22. September 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.
Für den Departements-Chef.

Bergfeld.
59
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II. Mit dem 1. d. M. ist an die Stelle des zeitherigen Großherzogli-
chen Rentamtes zu Jena, sowie der dasigen Bezirks-Steuereinnahme und der
Steuer-Lokal-Kommission für den Amtsbezirk Jena ein Rechnungsamt getre-
ten, dessen Zuständigkeit sich über alle Ortschaften des Großherzoglichen Justiz-
Amtsbezirkes Jena, wie solche in dem Anhange (unter I, 1I) zu der Be-
kanntmachung des Grohherzoglichen Staats-Ministeriums, Departement der
Justik und des Kultus vom 21. Juni 1850 (Regierungs-Blatt S. 563 v. J.
1850) benannt sind, sowie hinsichtlich der sonst rentamtlichen Geschäfte über
den zum Justiz-Amtsbezirke Dornburg gehörigen Ort Lehesten wegen des
dortigen, zum Kammergute Zwäten gehörigen Vorwerkes, erstreckt.

Mit Ausnahme vorerst der Steuer-Lokalkommissions-Geschäfte für die
Stadt Jena, welche bis auf Weiteres bei dem dasigen Gemeindevorstande ver-
bleiben, gehen die in den §.S. 39 bis 41 des Gesetzes vom 5. März 1850,
die Neugestaltung der Staatsbehörden betreffend, bemerkten Funktionen vom
1. Oktober d. J. an auf das neue Rechnungsamt über.

Die von der Bezirks-Steuereinnahme seither besorgten Zahlungen für
hiesige Zentral-Kassen übernimmt von demselben Zeitpunkte an das Rechnungs-
amt Jena.

Nur die Erhebung der bis zum Schlusse dieses Jahres anfällig geworde-
nen direkten Steuern, Hundesteuern und Brandkasse-Beiträge verbleibt noch bis
zum Definitiv-Ablieferungs-Termine für das Jahr 1854 der bis dahin noch
fortbestehenden Bezirks-Steuereinnahme Jena.

Zum Rechnungsamtmann ist der zeitherige Großherzogliche Steuer-Kom-
missar Ernst Eduard Erbert, zum Rechnungsamts-Assistenten der zeitherige As-
sistent bei der Bezirks= und Stadt-Steuereinnahme, Christian Friedrich Voigt,
beide zu Jena, ernannt worden und es hat die Verpflichtung und Einweisung
Beider am 28. v. M. Statt gefunden.

Weimar am 2. Oktober 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

Für den Departements-Chef.
Bergfeld.

III. Da die Weimarische Bank durch den F. 13 Ziffer 7 ihres unter dem
17. September v. J. bestätigten Statuts zur Ausgabe von Banknoten ermäch-
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tigt ist und die Bank-Direktion jetzt dergleichen Banknoten über Beträge von
je 10 Thalern in Umlauf zu setzen beabsichtigt: so wird die nachstehende Be-
schreibung dieser Noten hierdurch zur öffentlichen Kunde gebracht.

Weimar am 6. Oktober 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement des Innern.

Für den Departements-Chef.
Schambach.

Beschreibung
der Weimarischen Banknoten à 10 Thaler.

Die Noten zu 10 Thalern der Weimarischen Bank sind 5½ Zoll lang
und 3 Zoll 6½ Linien hoch, oben und unten beschnitten, an den Endseiten
mit natürlichem Papierrande versehen. Das zur Ausführung verwandte Hanf-
papier ist weiß und mit Wasserzeichen versehen, die am obern und untern Rande
in der Bezeichnung „Weimarische Banknote“ in heller Schrift, an beiden End-
seiten in der Bezeichnung „10 Thlr. 10“ in hellen, mit Schatten versehenen
Zeichen auf guillochirtem und hellem Grunde bestehen. Der Aufdruck auf die
mit guillochirtem Grunde in grauer Farbe bedruckte Schauseite ist mit schwarzer
Farbe in Buchdruck-Manier gemacht, und enthält oben: zwischen den beiden
Werthzahlen „10“ ein verziertes Wappenschild mit einem gekrönten springenden
Löwen, dar unter in sieben Zeilen:

Die Weimarische Bank
zahlt gegen diese Note

Zehn Thaler
im Vierzehn-Thalerfuße.

Weimar, den 4. Februar 1854.
Der Verwaltungsrath. Der Regierungs-Commissar. Die Direction.

Stichling. Rathgen. Polte.
worauf zwei mit kleinen Perlenrändern verzierte Felder mit kleiner Diamant-
schrift folgen, von denen das linkseitige:

Der Bankgesellschaft ist die Einziehung der Banknoten gestattet, wenn die
Großherzogliche Staatsregierung die diesfallsigen Gründe für genügend
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erachtet. In einem solchen Falle muß sie unter Bestimmung einer aus-
schließlichen Frist von mindestens Einem Jahre mittelst öffentlicher Be-
kanntmachung (C. 69 des Bank-Statuts), welche in angemessenen Zwi-
schenräumen dreimal zu wiederholen ist, die Noten einrufen. Die nicht
zur bestimmten Zeit eingelieferten Banknoten sind in den Händen des
Inhabers annullirt.

das rechtseitige dagegen in dreifacher Wiederholung:
Die Nachahmung, Verfälschung und wissentliche Verbreitung verfälschter
Banknoten wird nach Maßgabe der Strafgesetze bestraft.

enthält.
Die linkseitige obere Ecke zeigt eine der Littern A. B. C. oder D. nebst

der Ser., während die rechtseitige obere Ecke die Fol. des Stammbuches giebt.

Der Aufdruck auf die mit einem Tondrucke versehene Rückseite ist mit
schwarzer Farbe in Kupferdruck-Manier ausgeführt und zeigt in der Mitte:
einen die Thuringia darstellenden weiblichen Kopf mit einem Diadem geschmückt,
das in Form der Wartburg mit dem gekrönten springenden Löwen ausgeführt
ist, und umgeben von, mit Bändern umwundenen und mit Ephen umrankten
Getreidehalmen, links und rechts seitwärts vom Kopfe befinden sich unten
die verzierten Werthzahlen 10 auf guillochirtem Grunde; über demselben links
in Typen gedruckt die litt. und die laufende Nummer der Note, rechts dagegen
aber auf schraffirtem Grunde der Name des eintragenden Beamten.

Bekanutmachung.
In Gemäßheit eines hohen Ministerial-Beschlusses wird das Wort „na-

mentlich“ in der fünften Zeile der Bekanntmachung des Ministerial-De-
partements der Finanzen vom 28. September 1854 (Reg. Blatt Seite 352)

in das Wort „nämlich“

hiermit berichtiget und solches öffentlich bekannt gemacht.
Weimar am 6. Oktober 1854.

Die Redaktion des Großherzoglichen Regierungs Blattes.
Ernst Müller.



Uegierungs-Blatt
Großherzogthum

Sachsen-Weimar. Eisenach.
Nummer 39. Weimar. 12. November 1854.

Ministerial-Bekanntmachungen.
I. Mit Bezug auf die Ministerial-Bekanntmachung vom 18. v. M.,

Seite 297 des Regierungs-Blattes, wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß ge-
bracht, daß von Seiten der Kurfürstlich Hessischen Staatsregierung die Ueber-
gangsabgabe von dem Branntweine, welcher aus den übrigen Zollvereins-Staaten,
sowie aus der Grafschaft Schaumburg und der Herrschaft Schmalkalden nach Kurhessen
(mit Ausschluß dieser beiden Bezirke) eingeführt wird, vom 1. Oktober d. J. an von
6 Thlr. 28 Sgr. 8 Pf. auf Vier Thaler Zwanzig Silbergroschen für
die Ohm Kurhessisch bei 50 Procent Alkohol nach Tralles herabgesetzt worden ist.

Weimar am 23. September 1854.
Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,Lepartement. der Finanzen.

Für den Departements-Chef.
Bergfeld.

III. Von dem unterzeichneten Ministerium wird mit Bezug auf die Be-
kanntmachung vom 15. Oktober 1844 (Seite 163 des Regierungs-Blattes)
hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß der Großherzoglichen Steuer-
Receptur zu Apolda vom 1. Oktober d. J. an die Befugniß zur Erledigung
von Uebergangsscheinen über Uebergangssteuerpflichtige Gegenstände aller Art er-
theilt worden ist. Weimar am 28. September 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

Für den Departements-Chef.
Bergfeld.

60
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III. Nach einer unter den betheiligten Zollvereins-Regierungen deshalb
getroffenen Vereinbarung ist die für ausgehenden inländischen Branntwein aus
Getreide und anderen mehligen Stoffen in den dazu geeigneten Fällen zu ge-
währende Steuervergütung mit Rücksicht auf die in Folge der höchsten Verord-
nung vom 21. Juni d. J. (Seite 278 des Regierungs-Blattes) für die Zeit
vom 1. August 1854 bis 31. Juli 1855 eingetretene Berichtigung des bei
der Erhebung der Branntweinsteuer in Anwendung kommenden Maischsteuer-
Satzes vom 1. November d. J. ab von acht Pfennigen (Bekanntmachung
vom 20. November 1851 S. 485 des Regierungs-Blattes) auf zehen Pfen-
nige für das Quart Branntwein von funfzig Procent Alkohol nach Tralles er-
höht worden.

Von dem unterzeichneten Ministerium wird solches daher hierdurch zur
öffentlichen Kenntniß gebracht.

Weimar am 3. Oktober 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.
Für den Departements-Chef.

Bergfeld.
IV. Es wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß dem neu

errichteten Großherzoglichen Rechnungsamte zu Jena die Kataster-Führung von
den Ortschaften seines Bezirks übertragen worden ist, mit Ausschluß von Groß-
schwabhausen, Kleinschwabhausen, Döbritschen, Kunitz, Kleinkröbitz und Leutra,
auch der Wüstung Liskau bei Schorba, wo die Kataster-Führung vorerst noch
bei den Ortssteuer-Einnahmen verbleibt. Auch das Kataster der Stadt Jena
wird fernerhin bei der Stadtsteuer-Einnahme daselbst geführt.

Weimar am 4. Oktober 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
epartement der Finanzen.

Für den Departements-Chef.
Bergfeld.

V. Seine Königliche Hoheit, der Großherzog, haben anzuordnen gnä-
digst geruhet, daß das flskalische Interesse künftig in allen Fällen, wo es sich
um Ersatz von einem Aufwande handelt, welcher aus der Staatskasse für ei-
nen Pflegling irgend einer der Landes-Heilanstalten bestritten worden ist, lediglich
durch das Großherzogliche Staats-Ministerium, Departement des Innern, ver-
treten werden, daß dieses Departement darum auch zu den erforderlichen Ver-
handlungen und Prozessen activ und passiv legitimirt seyn solle.
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Hiernach haben sich die betheiligten Behörden und Privat-Personen ge-
bührend zu achten.

Weimar am 7. Oktober 1884.
Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium.

von Watzdorf.
VI. Nach der Bestimmung unter Position 11, d, Abtheilung II des

Vereins-ZJolltarifs find „Ziegenhaare“ vom Eingangszolle frei, während „An-
gorahaare“ und „Teftik (feines Ziegenhaar) als Material“ nach dem amt-
lichen Waarenverzeichnisse zu jenem Tarife der allgemeinen Eingangsabgabe un-
terstellt sind.

Nachdem sich die Regierungen der Zollvereins-Staaten dahin verständigt
haben, daß „Angorahaare“ und „Teftik“ gleich den gemeinen Ziegenhaaren
nach Position 11, d, Abtheilung II des Zoll-Tarifes vom Eingangszolle frei ge-
lassen und daß hiernächst auch die „Kameelhaare“ der vorgedachten Tarif-
Position unterstellt werden sollen: so wird solches als Berichtigung und bezüglich
Vervollständigung des gedachten amtlichen Waarenverzeichnisses hiermit zur öffent-
lichen Kenntniß gebracht.

Weimar am 9. Oktober 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,Departement der Finanzen.
Für den Departements-Chef.

Bergfeld.
VIII. Dem Apotheker Adolph Sänger zu Neustadt a. O. ist auf Nach-

suchen die Erlaubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der Feuer-
Versicherungsbank für Deutschland zu Gotha innerhalb der Grenzen des Groß-
herzogthumes bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 24. Oktober 1854.
Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,

epartement der Finanzen.
Für den Departements-Chef.

Bergfeld.
VIIII. Auf Grund der Bestimmung im F. 44 des Gesetzes vom 5. März

1850 über die Neugestaltung der Staatsbehörden ist auf Sr. Königlichen Ho-
heit, des Großherzogs, höchsten Befehl das Großherzogliche Ober-Forstamt Neu-
stadt in Dreitzsch mit dem 23. Oktober dieses Jahres aufgehoben und aus des-
sen Bereiche mit den Forst-Revieren von Auma, Großebersdorf, Schömberg,
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Strößwitz, Cronspitz eine Forst-Inspektion, vorläufig mit dem Sitz in Auma,
gebildet worden. Die Verwaltung dieser Forst-Inspektion wird interimistisch
von dem Großherzoglichen Förster Voigt in Auma besorgt.

Weimar am 25. Oktober 1854.
Großherzoglich Süächfisches Staats- Ministerium,

epartement der Finanzen.
Für den Departements-Chef.

Bergfeld.
IX. Nachdem die Entschließung gefaßt worden, eine Bezirks-Kataster-

führung für den Amtsbezirk Bürgel und zwar vorerst für die Ortschaften, wo
neue Kataster eingeführt worden sind, einzurichten, so wird andurch zur öffent-
lichen Kenntniß gebracht, daß die Kataster-Führung von nachbenannten dreizehen
Ortschaften: Dothen, Frauenprießnitz, Grabsdorf, Graizschen, Groß-
löbichau, Jenalöbnitz, Mertendorf, Poppendorf, Poxdorf, Rockau,
Tautenburg, Wetzdorf und Wogau vom Anfange dieses Monats dem
Großherzoglichen Justizamts-Sporteleinnehmer Edmund Moritz Wilibald Krauße
zu Thalbürgel übertragen worden ist.

Weimar am 27. Oktober 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

Für den Departements-Chef.
Bergfeld.

X. Mit Bezugnahme auf die Ministerial-Bekanntmachung vom 28.
September d. J. (Regierungs-Blatt Seite 352) und auf deren Berichtigung
vom 6. Oktober d. J. (Regierungs-Blatt Seite 356) wird hierdurch zur öf-
fentlichen Kenntniß gebracht, daß nach einer unter den Regierungen des deut-
schen Zoll= und Handels-Vereines Statt gefundenen weiteren Vereinbarung die
Einstellung der Erhebung des Eingangszolles für Getreide und Hülsenfrüchte,
Mehl daraus, und andere Mühlen-Fabrikate, nämlich: geschrotene und ge-
schälte Körner, Graupe, Gries und Grütze, gestampfte und geschälte Hirse bis
Ende September künftigen Jahres ausgedehnt worden ist.

Weimar am 1. November 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

Für den Departements-Chef.
Bergfeld.



Uegierungs-Blatt
Großherjogthum

Sachsen-Weimar-Eifenach.
Nummer 40. Weimar. 25. November 1854.

Ministerial-Bekanntmachungen.
I.Mit Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 17. November 1852

(Regier. Blatt S. 245) wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß
die dem Großherzoglichen Rechnungsamte Allstedt mit übertragene Bezirks-Ka-
taster-Führung sich auf sämmtliche Ortschaften des Amtsbezirkes, mit Ausnahme
der Stadt Allstedt, erstreckt, daß dagegen die Kataster-Führung über letztere
der Großherzoglichen Stadt-Steuereinnahme daselbst bis auf Widerruf über-
tragen worden ist.

Weimar am 28. Oktober 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,epartement der Finanzen.
Für den Departements-Chef.

Bergfeld.
II. Da von dem Ertrage der auf dem Grunde des Ausschreibens vom

3. April d. J. zu entrichten gewesenen Brandversicherungs-Beiträge, welche
am 1. Mai d. J. zahlbar waren, nach Deckung des laufenden Bedarfs der
Landes-Brandversicherungsanstalt, den hierüber vorliegenden Nachweisungen zu
Folge, die Hälfte für den bei jener Anstalt zu bildenden Reserve-Fonds
nicht übrig bleibt: so wird in Gemäßheit der Bestimmung unter Ziffer 3 des
unter dem 5. Januar 1854 erlassenen Nachtrages zu §. 6 des Gesetzes vom
28. August 1826 über die öffentliche Anstalt der Brandversicherung von jedem
Thaler der von den Gebäuvdebesitzern im Großherzogthume auf Grundlage des
Brandversicherungs-Katasters für 1854 zu vergebenden Beitrags-Konkurrenz=
Summen ein weiterer Beitrag von

61
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Einem Viertel Pfennig Landeswährung
hiermit dergestalt ausgeschrieben, daß derselbe mit

dem 15. kunftigen Monats
von sämmtlichen Kontribuenten erhoben und beigebracht werden soll.

Indem daher solches sowohl den betheiligten Gebäudebesitzern, als auch
den betroffenen Ober- und Unter-Einnehmern zur Nachricht bekannt gemacht
wird, werden nicht nur die Ersteren dabei zugleich aufgefordert, die fraglichen
Beiträge zu dem vorbezeichneten Termine pünktlich abzuführen und zu berichti-
gen, sondern es wird auch sämmtlichen Orts-Steuereinnehmern aufgegeben, für
die ungesäumte Beibringung und Einlieferung der diesfallsigen Gelder an die
ihnen vorgesetzten Einnahmestellen in den gesetzlich annehmbaren Münzsorten,
ohne erst weitere besondere Anweisung hierzu zu erwarten, pflichtmäßig Sorge
zu tragen.

Wegen der etwa verbleibenden Restlassungen ist übrigens allenthalben nach
Anleitung der bezüglichen Vorschriften der höchsten Verordnung über die Erhe-
bung der direkten Steuern und Landes-Brandversicherungsbeiträge vom 2. Juni
dieses Jahres §.S. 34—57 zu verfahren.

Weimar am 7. November 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

Für den Departements-Chef.
Bergfelv.

III. Wir bringen hiermit unter Rückbezug auf die Bekanntmachungen
vom 4. Oktober 1850 und vom 3. Oktober 1851 zur öffentlichen Kenntniß,
daß auf Sr. Königlichen Hoheit, des Großherzogs, höchsten Befehl die Verwal-
tung der Forst-Inspektion Berka dem Herrn Landjägermeister, Kammer-
herrn von Häseler übertragen worden ist und daß die Expedition der Forst-
Inspektion sich zur Zeit wieder in Berka befindet.

Weimar am 8. November 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

Für den Departements-Chef.
Bergfeld.

IV. Auf dem Grunde höchster Genehmigung Sr. Königlichen Hoheit, des
Großherzogs, ist dem Advokaten Herrn Albert Schreuel, zu Dresden, auf dies-
fallsiges Nachsuchen für die Herren S. C. Lister und Comp. in Addingham
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ein Erfindungs-Patent u) auf eine eigenthümliche, bei dem unterzeichneten
Staats-Ministerium durch Zeichnung und Beschreibung dargestellte Kämm= und
Krempel-Maschine für Woll= und andere faserige Stoffe, sowie b) auf Vor-
richtungen zur Vorbereitung und Kämmung derselben Stoffe, für die Dauer
von fünf Jahren, vom heutigen Tage an gerechnet, mit der Wirkung, daß Nie-
mand ohne vorher erlangte Zustimmung des Patent-Inhabers diese Maschine,
bezüglich Vorrichtungen, zu benntzen berechtigt ist, ohne daß aber Jemand in
der Benutzung bekannter Maschinen oder Vorrichtungen behindert werden soll,
für den Umfang des Großherzogthumes ertheilt worden, jedoch unter der Vor-
aussetzung, daß das Patent dann als erloschen zu betrachten seyn würde, wenn
die bleibende Ausführung und Anwendung der Erfindung im Großherzogthume
nicht binnen Jahresfrist nachgewiesen seyn wird.

Auch ist bei Bewilligung des Patentes die Neuheit und Eigenthümlichkeit
der Erfindung im Sinne der laut der Bekanntmachung vom 3. März 1843
(Regierungs-Blatt vom Jahre 1843 S. 13, 14, 15, 16) in den Zollvereins=
Staaten bei Erfindungs-Patenten und Privilegien zu beobachtenden Grundsätze
ausdrücklich vorausgesetzt worden.

Nachdem die diesfallsige Urkunde unter dem heutigen Tage ausgefertigt
worden ist, wird Solches hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Weimar am 8. November 1854.

Großherzoglich Saächsisches Staats-Ministerium,Departement des Innern.
von Watzdorf.

V. Mit dem 1. Oktober d. J. ist an Stelle des aufgehobenen Rent-
amtes Vacha, zu Völkershausen, und der Amts-Steuereinnahme zu Vacha ein
Rechnungsamt Vacha mit Beibehaltung des Sitzes in Völkershausen einge-
setzt worden, welchem die in den H.F. 39 bis 41 des Gesetzes vom 5. März 1850
über die Neugestaltung der Staatsbehörden aufgeführten Geschäfte übertragen
worden sind. Die Zuständigkeit dieses Rechnungsamtes erstreckt sich auf den
Bezirk des Großherzoglichen Justiz-Amtes Vacha, wie derselbe in dem der
Ministerial-Bekanntmachung vom 21. Juni 1850 beigegebenen Verzeichnisse
(Seite 568 des Regierungs-Blattes v. J. 1850) näher bezeichnet ist.

Die Veränderungen hinsichtlich der Ablieferung der Steuern und Brand-
kasse-Beiträge von den Orts-Steuereinnehmern an das Rechnungsamt treten
jedoch erst mit dem 1. Januar k. J. dergestalt ein, daß die Ablieferung der
bis dahin fällig werdenden Abgaben noch an die zeitherige Obereinnahme und
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zwar bis zum Definitiv-Ablieferungs-Termine für das Jahr 1854 zu bewirken
ist. Mit dem 1. Januar k. J. endigt auch das zeitherige Geschäftsverhältniß
der erwähnten Obereinnahme in denjenigen Beziehungen, deren die Bekannt-
machungen des Großherzoglichen Finanz-Departements vom 13. Dezember 1852
(Regierungs-Blatt v. J. 1852 S. 254) und vom 18. Jannar 1853 (Regie-
rungs-Blatt v. J. 1853 S. 28) gedenken, indem alsdann das Rechnungsamt
Vacha an deren Stelle tritt.

Auch in der Stadt Vacha wird das Großherzogliche Rechnungsamt jähr-
lich einige Expeditions-Tage abhalten und das Nähere darüber noch bekannt
gemacht werden.

Zum Vorstande des Rechnungsamtes ist der bisherige Großherzogliche
Rentamtmann Heinrich Weber zu Völkershausen als „Rechnungsamtmann“ er-
nannt, derselbe auch am 13. d. Monats verpflichtet und eingewiesen worden.

Weimar am 18. November 1854.
Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,

epartement der Finanzen.
Für den Departements-Chef.

Bergfeld.
VI. Dem Handels-Koncessionisten Carl Friedrich Scheffel zu Culmitzsch

ist die ihm von dem vormaligen Großherzoglichen Landschafts-Kollegium bis
auf Widerruf ertheilte Koncession zur Betreibung einer Agentur der Magde-
burger Feuerversicherungs-Gesellschaft wieder entzogen worden.

Weimar am 3. November 1854. 6

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

Für den Departements-Chef.
Bergfeld.

VIII. Dem Friedrich Bernhard Deinhardt zu Niederzimmern ist auf
Nachsuchen die Erlaubniß zur Uebernahme und Betreibung einer Agentur der
Magdeburger Feuerversicherungs-Gesellschaft innerhalb der Grenzen des Groß-
herzogthumes bis auf Widerruf ertheilt worden.

Weimar am 6. November 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.
Für den Departements-Chef.

Bergfeld.



Regierungs-Blatt
Großherzogthum

Sachsen-Weimar.-Eisenach.
Nummer 41. Weimar. 19. Dezember 1834.

Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar-
Eisenach, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen,

gefürsteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,
Neustadt und Tautenburg

c. c.

Nachdem die Staatsregierungen des Großherzogthumes Sachsen-Weimar-
Eisenach, sowie der Fürstenthümer Schwarzburg-Rudolstadt und Schwarzburg-Son-
dershausen die Bestimmungen der gemeinschaftlichen Strafprozeßordnung und der Ge-
bühren-Taxe für Verhandlungen in Strafsachen einer Revision unterworfen und die
nachstehenden, die Strafprozeßordnung und die Gebühren-Taxe theils ergänzen-
den, theils abändernden gesetzlichen Bestimmungen die Zustimmung des getreuen
Landtages erhalten haben: so haben Wir denselben Unsere landezherrliche
Sanktion zu ertheilen beschlossen und verordnen demgemäß, wie folgt:

8. 1.

Statt des Artikel 2 vom Anfange bis zu den Worten: „4. alle Polizel= Vergehen ohne
Rücksicht auf die Größe der Strafe.“

Die Verbrechen werden in Rücksicht auf das Strafverfahren in Ver-
brechen im engeren Sinne, in Vergehen und in Uebertretungen ein-
getheilt.
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I. Verbrechen im engeren Sinne sind:
1) Alle Verbrechen, welche einem Strafsatze von Zuchthaus unterliegen,

gleichviel, ob Zuchthaus allein, oder in Verbindung mit anderen Frei-
heitsstrafen angedroht ist, jedoch mit Ausnahme der in dem Artikel 221
des Strafgesetzbuches aufgeführten ausgezeichneten Diebstähle in einem
Betrage von Funfzig Thalern und weniger;

2) alle Verbrechen, welche nach einem Strassatze zu beurtheilen sind, der
über vierjährige Arbeitshausstrafe hinausgeht, jedoch mit Ausnahme der
in den Artikeln 216 Nr. 4, 222, 223, 224 und 228 des Strafgesetzbuches angeführten Diebstähle;

3) die unter Artikel 197 Ziffer 1 und unter Artikel 199 des Strafgesetz-
buches fallenden Verbrechen, das Letztere indessen nur, soweit es sich
auf Artikel 197 Ziffer 1 bezieht.

II. Alle nicht zu dem Verbrechen im engeren Sinne gehörige Verbrechen,
insbesondere auch alle mit Geldstrafen allein bedrohten, sind Vergehen,
sofern sie nicht zu den Uebertretungen zu rechnen sind.

III. Uebertretungen sind:
1) Alle Verbrechen, welche nach einem Strafsatze von höchstens sechs Wochen

Gefängniß allein oder wahlweise mit verhältnißmäßiger Geldstrafe zu
bestrafen sind;

2) Ehrenkränkungen unter den in dem Artikel 370 der Strafprozeßordnung
und F. 89 dieses Gesetzes bestimmten Einschränkungen;

3) der Verwandtendiebstahl und die Entwendung von Lebensmitteln (Arti-
kel 229 Absatz 1 und Artikel 230 des Strafgesetzbuches, §. 11 Schluß-
satz des Gesetzes zum Schutze der Holzungen u. s. w. vom 1. Mai
1850), sowie die in den Artikeln 234 und 237 des Strafgesetzbuches
bezeichneten Veruntrauungen und betrügerischen Handlungen, insofern alle
diese Verbrechen nicht sonst nach den Artikeln 218—226, 233, 240
und 241 ausgezeichnete sind und der Betrag ihres Gegenstandes fünf
Thaler nicht übersteigt;

4) die in dem Artikel 256 des Strafgesetzbuches erwähnten Fälschungen;
5) Defraudationen von Wege= und Gemeinde-Abgaben;
6) alle Polizei-Vergehen.

Die Zuständigkeit der Strafgerichte rücksichtlich der Beeinträchtigung der
Regalien, der Steuer= und Zoll-Kontraventionen, sowie anderer Defraudatio-
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nen öffentlicher Abgaben richtet sich, vorbehältlich der Bestimmung unter III
Ziffer 5 nach den Kompetenz-Vorschriften bei Verbrechen.

8. 2.
Statt des Absatzes 2 des Artikel 3.

Die Voruntersuchung hat die Existenz und Natur des Verbrechens, sowie
die Person des Thäters und die zu seiner Ueberführung dienenden Beweismit-
tel soweit zu erforschen, daß entweder eine Anklage begründet und die Haupt-
verhandlung vorbereitet, oder der Ausspruch herbeigeführt wird, daß ein Grund
zu weiterer gerichtlicher Verfolgung nicht vorliege.

Bei Vergehen genügen die von der Staatsanwaltschaft durch Einzelrichter
oder durch Polizei-Beamte veranlaßten Ermittelungen zur Vorbereitung der
Hauptverhandlung, und es kann auf dem Grunde solcher Ermittelungen die
sofortige Erhebung der Anklage erfolgen, ohne daß es einer vorgängigen Vor-
legung der aufgenommenen Verhandlungen an den Untersuchungsrichter bedarf.

8. 3.
Zu Artikel 12.

Als Untersuchungsrichter können auch andere zum Richteramte befähigte
Personen bestellt werden.

 *u-err

Zu Artikel 13.

Die Ausschließung der Einzelrichter und Untersuchungsrichter von der Thä-
tigkeit als Mitglieder des Kollegiums beschränkt sich auf die richterliche Mit-
wirkung in der Hauptverhandlung.

8. B.
Zu Artikel 16 statt Absatz 2.

Das Appellations-Gericht bestimmt nach Anhörung des Ober-Staatsan-
waltes die Zeit und den Ort des Zusammentrittes der Geschwornengerichte in
den einzelnen Geschwornenbezirken; es müssen jedoch in jedem Geschwornenbe-
zirke jährlich mindestens zwei Geschwornengerichte abgehalten werden.

8. 8.
Zu Artikel 18. An die Stelle der Schlußbestimmung: „vorbebältlich — Präsidenten“, welche

wensällt, krint solgende Vorschrift:
Ueber die Zulassung der später noch abgegebenen Sachen befindet der

Präsident des Geschwornengerichtes im Einverständnisse mit dem Ober-Staats-
anwaltez bei einer Meinungsverschiedenheit entscheidet das Appellations-Gericht.
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. 7.

Zu #nn 19.
Das Appellations-Gericht hat vor der Beschlußfassung den Ober-Staats-

anwalt mit seinen Anträgen zu hören.
8. 8.

Zu Artikel 23.

Zu dem Amte eines Geschwornen können auch nicht berufen werden:
a) die Geistlichen aller Kirchen= und Religions-Gesellschaften,
b) die im aktiven Dienste stehenden Militär-Personen,
) die Volksschullehrer,
d) die Dienstboten.

 9.
Zu Artikel 25 statt des ersten, die *d Ablehnungsbefugniß enthaltenden Absatzes.

Zur Ablehnung des Amtes eines Geschwornen sind berechtigt:
1) diejenigen, welche das sechzigste Lebensjahr zurückgelegt haben;
2) diejenigen, welche durch ein Zeugniß ihres Gemeindevorstandes nachwei-

sen, daß sie den mit dem Amte eines Geschwornen verbundenen Auf-
wand aus eigenen Mitteln zu tragen außer Stande sind;

3) diejenigen, welche Haupt= oder Ergänzungs-Geschworne (Artikel 30 und
32) gewesen sind; die ersteren für ein Jahr und die letzteren für drei
Monate von dem Ende des Geschwornengerichtes an, bei welchem sie
als Geschworne zugegen waren;

4) Anwälte und Aerzte;
5) Hof-, Staats= und Gemeinde-Beamte, welche durch ein Zeugniß ihrer

vorgesetzten Behörde ihre Unentbehrlichkeit im Dienste bescheinigen.
. 10.

Statt des Artikel 32.

Die Hauptgeschwornen für das einzelne Geschwornengericht werden in fol-
gender Weise bestimmt:

Wenigstens vierzehen Tage vor dem Beginne eines Geschwornengerichtes
loos't das Appellations-Gericht im Beiseyn des Ober-Staatsanwaltes zwei
und siebenzig Namen von den auf der Jahresliste des Geschwornenbezirkes ver-
zeichneten Personen aus. Zu diesem Zwecke werden so viele Nummern, als
Personen auf der Jahresliste stehen, in eine Urne gethan und davon zwei und
siebenzig durch den Präsidenten des Appellations-Gerichtes herausgezogen. Von
den unter diesen Nummern auf der Jahresliste stehenden Personen wählt der
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Präsident des Appellations-Gerichtes nach seinem Ermessen sechs und dreißig
aus, welche die Hauptgeschwornen des einzelnen Geschwornengerichtes sind.

11.
Zu Artikel 33stan des Schluhabsatzes.

Die Liste der Hauptgeschwornen und der Ergänzungsgeschwornen ist den
Angeklagten, welche vor dem Geschwornengerichte zu erscheinen haben, spätestens
am dritten Tage vor der sie betreffenden Hauptverhandlung auf Anordnung
des Präsidenken des Gerichtshofes mitzutheilen.

12.
Zu Artikel 34.

Ueber die Entschuldigungsgründe derjenigen Geschwornen, welche ausgeblie-
ben sind, oder welche Entlassungs= oder Beurlaubungs-Gesuche vorbringen, be-
schließt der Gerichtshof nach Anhörung der Staatsanwaltschaft und macht die
Enscheidung in öffentlicher Sitzung bekannt.

Ueber solche Entlassungs= und Beurlaubungs-Gesuche, auf welche noch
vor Eröffnung des Geschwornengerichtes Bescheid ertheilt werden kann, ist so-
gleich von dem Appellations-Gerichte nach Gehör des Ober-Staatsanwaltes
zu entscheiden; es sind jedoch auch in diesem Falle die Gesuche und Entschei-
dungen mit ihren Gründen bei Eröffnung des Geschwornengerichtes in öffent-
licher Sitzung bekannt zu machen.

s. 18.
Der erste Satz in Artikel 39 der Strafprozeßordnung fällt weg.

3. 14.

Zu Artikel 42 statt des ersten Satzes von den Worten: 2.3 einzelne — beauftragen“ und
zu Artikel 43 Absatz2

Der Ober-Staatsanwalt kann Beamte der Staatsanwaltschaft mit einst-
weiliger Vertretung seiner selbst, sowie mit der Stellvertretung fur andere
Staatsanwälte beauftragen.

. 18.

Statt Ariikels 45.
Die Beamten der Staatsanwaltschaft vertreten, ein jeder in dem ihm zu-

gewiesenen Geschäftskreise, den durch das vorgekommene Verbrechen verletzten
Staat. Sie haben bei allen zu ihrer Kenntniß kommenden Verbrechen, welche
nicht bloß auf Antrag eines Betheiligten untersucht werden, amtshalber dafür
zu sorgen, daß dieselben untersucht und bestraft werden, zugleich aber auch zu
wachen, daß Niemand schuldlos verfolgt werde. Sie haben darauf zu sehen,
daß die Untersuchung den gesetzmäßigen Gang einhalte und alle erforderliche
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Mittel benutzt werden. Sie haben das Recht, auch im Juteresse des Ange-
klagten Rechtsmittel einzulegen.

Die Staatsanwaltschaft ist befugt, alle ihr erforderlich scheinenden An-
träge zu stellen, welche auf die Vorbereitung, Einleitung und Führung einer
Untersuchung, auf die gerichtlichen Verfügungen und Beschlüsse in derselben,
Bezug haben. Anträge stellt sie schriftlich oder mündlich. In gleicher Weise
giebt sie Erklärungen über Anträge und Beschwerden des Angeschuldigten oder
anderer Personen und über Anfragen des Gerichtes ab. Den Berathungen
eines Gerichtes über Gegenstände, bei denen die amtliche Thätigkeit der Staats-
anwaltschaft eintritt, mit Ausnahme der bei einer Hauptverhandlung und in
der Rechtsmittel- Instanz nach vorgängiger mündlicher Verhandlung vorkommen-
den Berathungen, kann der zuständige Beamte der Staatsanwaltschaft beiwoh-
nen; vor der Abstimmung hat er sich zu entfernen.

Nimmt die Staatsanwaltschaft Unregelmäßigkeiten oder Verzögerungen
wahr, so hat sie auf geeignete Weise deren Abstellung zu veranlassen und erfor-
derlichen Falles dem Ober-Staatsanwalte Anzeige zu machen, damit dieser
weitere Schritte bei dem Appellations-Gerichte thun könne.

Die Beamten der Staatsanwaltschaft können innerhalb ihres Geschäfts-
kreises von den Gerichten jeder Zeit Einsicht oder Mittheilung der Akten be-
gehren, ohne daß jedoch das Strafverfahren dadurch aufgehalten werden darf.

. 18.

zu iriin 69.
Ueber die Zulässigkeit einer Ablehnung von Mitgliedern des Kreisgerichtes,

des Appellations-Gerichtes und des Gerichtshofes eines Geschwornengerichtes
entscheidet dasjenige Kollegium, dessen Mitglieder abgelehnt werden, mit Aus-
schluß der Abgelehnten selbst, sofern nur drei stimmfähige, nicht abgelehnte
Mitglieder zur Beschlußfassung übrig bleiben. Ist Letzteres nicht der Fall, so
tritt die Vorschrift des Artikel 69 der Strafprozeßordnung ein, jedoch mit der
Abänderung, daß bei Ablehnung von Mitgliedern des Gerichtshofes das Appel-
lations-Gericht zu entscheiden hat. Das Letztere hat auch dann die Entschei-
dung zu geben, wenn vor Zusammentritt des Geschwornengerichtes gegen Mit-
glieder des Geschwornen-Gerichtshofes Ablehnungen vorgebracht werden.

. 17.

Statt 2 Artikel 70.
Diejenigen Mitglieder eines Kreisgerichtes oder Appellations-Gerichtes,

welche an der Fällung eines Verweisungsbeschlusses, wodurch der Angeschuldigte
in Anklagestand versetzt wurde, Theil genommen haben, können von dem An—
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geklagten bloß aus diesem Grunde für die Hauptverhandlung nicht abgelehnt
werden.

8. 18.
Zu Artikel 81.

Die Vorschrift im letzten Absatze dieses Artikels gilt bloß für den Fall,
daß der Staatsanwalt Einleitung der Voruntersuchung bei dem untersuchungs-
richter beantragt.

5. 19.
Zu Artikel 86 statt des zweiten Absatzes.

Die zur gerichtlichen Verwahrung genommenen Gegenstände sind in der
Weise zu bezeichnen, daß Verwechselungen nicht Statt finden können.

s. 20.
Zu Artikel 88 Absah 3.

Dem Betheiligten oder dessen Anwalte wird die Einsicht der Untersuchungs-
Akten nur an Gerichtsstelle gestattet.

s. 21.
Zu Artikel 93.

Die Unterschrift der vernommenen Personen ist dann nicht nothwendig,
wenn der Beamte und zugleich ein Protokoll-Führer das Protokoll unterzeichnen.

. 22.

Zu Ariitelos statt Ziffer 1.

1) wenn der Verdächtige Anstalten zur Flucht gemacht, oder als ein Unbe-
kannter, als Ausländer, als heimathlos, als einen herumziehenden Le-
benswandel führend, wegen der Schwere des Verbrechens oder aus son-
stigen Gründen der Flucht verdächtig ist.

23.
Zu Artikel 117.

Die Vernehmung des Angeschuldigten ist nothwendig:
1) wenn der Angeschuldigte sich in Untersuchungshaft befindet, oder
2) wenn die Voruntersuchung ein Verbrechen im engeren Sinne zum Ge-

genstande hat, und der Angeschuldigte nicht etwa flüchtig ist oder aus
einem andern Grunde nicht erlangt werden kann.

8. 24.
Statt des Artikel 131.

Die Untersuchungshaft des Angeschuldigten ist nur statthaft, muß dann
aber auch eintreten, wenn der Angeschuldigte nach seiner Vernehmung des ihm
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schuld gegebenen Verbrechens noch ferner verdächtig bleibt, kein sicheres Geleit
erlangt hat und entweder

1) die Untersuchung sich auf ein Verbrechen im engeren Sinne beziehet, oder
2) zu besorgen steht, daß der Angeschuldigte durch Verabredung mit Mit-

schuldigen, oder mit Zeugen, oder durch Vernichtung der Spuren des Ver-
brechens die Untersuchung vereiteln oder erschweren werde, oder

3) der Angeschuldigte Anstalten zur Flucht gemacht hat, oder als ein Un-
bekannter, als Ausländer, als heimathlos, wegen herumziehenden Lebens-
wandels, wegen der Schwere des Vergehens oder aus sonstigen Gründen
der Flucht verdächtig scheint.

8. 23.
Zusatz zu Arlikel 137.

Im Uebrigen richtet sich die Ordnung und Digsziplin in den Untersuchungs-
gefängnissen nach den für diese bestehenden Hausordnungen.

#5 26.
Die im Artikel 148 Absatz 3, Artikel 157 Absatz 1, Artikel 169 Ab-

satz 1 enthaltene Vorschrift, wegen Zuziehung von Urkundspersonen, ist aufgehoben.
8. 27.

Zu Artilel 160.

Der vorgängigen Namhaftmachung der zuzuziehenden Sachverständigen be-
darf es nicht.

. 28.

Zu den Artikeln ff., 189, 216 und 244.

Die Mitglieder der landesherrlichen Familie werden in ihren Wohnungen
vernommen.

Die Eidesformel wird ihnen von dem mit der Vernehmung beauftragten
Richter vorgelesen und zur eigenhändigen Unterschrift vorgelegt.

Zur Hauptverhandlung werden sie nicht vorgeladen, sondern es soll stets
nur die von ihnen zu Protokoll gegebene Aussage verlesen werden.

8. 29.
Statt des Artikel 189.

Die Vereidung der Zeugen unterbleibt nicht bloß, wenn dieselben eides-
unmündig oder eidesunfähig sind, sondern auch, wenn der Richter wegen der
besonderen Beziehungen des Zeugen zu den in der Untersuchung befangenen Per-
sonen, oder zu den in dieser verhandelten Verhältnissen die Vereidung für be-
denklich hält.
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Die Vereidung der Zeugen erfolgt vor oder nach Abhörung derselben, nach-
dem sie zur Aussage der Wahrheit ermahnt und vor Begehung eines Meineides
oder leichtfinnigen Eides verwarnt worden sind.

Die Eidesformel richtet sich nach den sonst darüber bestehenden gesetzlichen
Vorschriften, nach denen auch zu beurtheilen ist, inwiefern nach besonderen Re-
ligions-Grundsätzen andere Versicherungen einem Eide gleich stehen.

Der Zeuge schwört: „auf die an ihn gerichteten Fragen ohne Gunst, ohne
Haß und ohne Furcht die ganze und lautere Wahrheit und Nichts als die Wahr-
heit zu sagen“, oder — wenn die Eidesleistung nach der Abhörung erfolgt—
„gesagt zu haben“.

Anstatt der Artikel 193 —215.

I. Schluß der Voruntersuchung.
8. 30.

Die Voruntersuchung wird geschlossen, sobald der Zweck derselben (F. 2
zu Artikel 3) erreicht ist.

II. Anträge der Staatsanwaltschaft und Anklageschrift.
##. 31.

Nach dem Schlusse der Voruntersuchung hat der Staatsanwalt, insofern
nicht Anträge auf Vervollständigung der Untersuchung zu stellen sind, bei Ver-
brechen, welche vor das Kreisgericht gehören, die Anklageschrift zu fertigen und
nebst den Akten dem Kreisgerichte zur Beschlußfassung über die Versetzung in
den Anklagestand und die Anberaumung einer Hauptverhandlung mitzutheilen.

Hält der Staatsanwalt dafür, daß die Hauptverhandlung vor ein Geschwor-
nengericht gehörig sey, so hat er die Akten dem Ober-Staatsanwalte einzusen-
den, welcher dieselben der Anklagekammer des Appellations-Gerichtes mit dem
durch eine Darstellung derjenigen Thatsachen, welche den Gegenstand der An-
klage bilden sollen, zu begründenden Antrage überreicht: bestimmte Angeschul-
digte wegen bestimmter Verbrechen auf dem Grunde der zu bezeichnenden Straf-
gesetze in den Anklagestand zu versetzen und vor das Geschwornengericht zu
verweisen.

Hat die Anklagekammer die Versetzung in den Anklagestand ausgesprochen
 . S. 36, 37), so hat der Ober-Staatsanwalt die Anklageschrift zu fertigen
und diese nebst den Akten dem Präsidenten des Gerichtshofes mitzutheilen.

Hält die Staatsanwaltschaft dafür, daß die Einstellung der Untersuchung
zu beantragen sey, so kommen die Vorschriften des Artikel 95 zur Anwendung.

63



374

s. 32.
Eine Anklageschrift ist bei Strafe der Nichtigkeit erforderlich. Die

Anklageschrift wegen eines vor das Geschwornengericht verwiesenen Verbrechens
soll enthalten:

1) den Namen des Angeschuldigten und dessen personliche Verhältnisse;
2) eine Darstellung derjenigen Thatsachen, welche das, den Gegenstand der

Anklage bildende Verbrechen begründen sollen, mit den etwaigen erschwe-
renden oder mildernden Umständen;

3) die Anklage in der Weise, daß der Angeschuldigte wegen des fraglichen,
nach seinen thatsächlichen Bestandtheilen anzugebenden Verbrechens ange-
klagt werde, das gleichfalls hier anzugebende Strafgesetz, oder eventuell
ein anderes zu benennendes Strafsgesetz verletzt zu haben;

4) zum Schlusse sind die Beweismittel anzugeben, welche bei der künftigen
Hauptverhandlung gebraucht werden sollen. Insbesondere sind die Na-
men und der Aufenthaltsort der Belastungs= und Vertheidigungs-Zeugen
und der Sachverständigen, deren Abhörung die Staatsanwaltschaft bei
der Hauptverhandlung verlangt, oder bei denen sie sich mit Vorlesung
ihrer bereits in der Voruntersuchung enthaltenen Aussagen begnügen
will, anzugeben.

Die Anklageschrift wegen eines Verbrechens, welches vor das Kreisgericht
zu verweisen ist, soll die vorstehend unter 1, 2 und 4 angegebenen Bestandtheile
enthalten, statt der förmlichen Anklage unter 3 jedoch nur das Verbrechen und
das verletzte Strafgesetz bezeichnen.

III. Entscheidungen des Kreisgerichtes und der Anklagekammer
des Appellations-Gerichtes.

8. a3.
Die Berathung der Anklagekammer über die Versetzung in den Anklage-

stand erfolgt in Anwesenheit des Ober-Staatsanwaltes, welcher nur bei der
Abstimmung nicht gegenwärtig ist.

In gleicher Weise kann der Staatsanwalt den Berathungen des Kreisge-
richtes über Verweisung einer Sache zur Hauptverhandlung beiwohnen.

Findet die Anklagekammer oder das Kreisgericht bei diesen Berathungen,
daß die Voruntersuchung noch einer Vervollständigung bedarf, so wird dieselbe
durch die Staatsanwaltschaft veranlaßt.
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8. 34.
Hält die Anklagekammer dafür, daß die Sache, weil sie kein Verbrechen

im engeren Sinne betrifft, nicht vor das Geschwornengericht, sondern, weil ein
Vergehen in Frage steht, vor das Kreisgericht, oder wegen dessen Unzuständig-
keit vor ein anderes Kreisgericht, oder weil eine Uebertretung vorliegt, vor einen
Einzelrichter gehörig sey, oder hält das Kreisgericht dafür, daß die Sache vor
das Geschwornengericht, oder vor ein anderes Kreisgericht, oder vor einen Ein-
zelrichter gehöre: so ist dieses auszusprechen und die Sache an das zuständige
Gericht zu verweisen.

Verweisungen durch die Anklagekammer an die dem Appellations-Gerichte
untergeordneten Kreisgerichte oder Einzelrichter binden diese, und Verweisungen
der Kreisgerichte an die ihnen untergeordneten Einzelrichter binden ebenfalls diese
letzteren. Bei anderen Verweisungen ist erforderlichen Falles der Streit über die
Zuständigkeit nach Artikel 63 zu erledigen.

Die Verweisung wegen Nichtzuständigkeit hat keine Nichtigkeit der bisherigen
Voruntersuchung zur Folge, vielmehr hat das Gericht, an welches verwiesen
worden ist, auf dem Grunde derselben weiter zu verfahren.

Sind mehre Verbrechen Gegenstand der Voruntersuchung, und ist das
Geschwornengericht rücksichtlich eines oder mehrer, rücksichtlich anderer das Kreis-
gericht oder ein Einzelrichter zuständig, ingleichen, wenn das Kreisgericht rück-
sichtlich einzelner, und rücksichtlich anderer ein Einzelrichter zuständig ist, soll die
Zuständigkeit des höheren Gerichtes auch auf diejenigen Verbrechen erstreckt werden,
welche eigentlich vor den niederen Richter gehörig sind, und es soll daher eine
theilweise Verweisung der Sache vor einen niederen Richter nicht eintreten.
Ausgenommen sind jedoch hiervon diejenigen Fälle, in welchen schon nach dem
zweiten und dritten Absatze des Artikel 56 eine Erstreckung des Gerichtsstandes
ausgeschlossen ist. . as

Findet die Anklagekammer oder das Kreisgericht, daß die in dem Antrage
oder der Anklageschrift angeführte That durch kein Strafgesetz verboten ist, oder
daß der Staatsanwalt ohne den erforderlich gewesenen Antrag eines Betheiligten,
oder umgekehrt ein Privat-Ankläger an der Stelle des Staatsanwaltes aufge-
treten ist, wo nur letzterer hätte auftreten können, oder daß es an Beweis-
mitteln fehlt, um den Angeschuldigten für dringend verdächtig halten zu können,
oder daß dieser in Folge unzweifelhafter Thatsachen als straflos erscheint, so ist
die Entscheidung zu geben: daß der Angeschuldigte nicht in den Anklagestand
zu versetzen sey.

63“
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Die Entscheidung kann von der Bedingung abhängig gemacht werden, daß
zuvor Zeugen, welche zu Gunsten des Angeschuldigten ausgesagt haben, ihre
Aussagen eidlich bekräftigen. Dann hat der Untersuchungsrichter die Entschei-
dung erst nach erfolgter Vereidung dem Angeschuldigten bekannt zu machen.
Kann die Vereidung nicht erfolgen, oder ändern die Zeugen ihre früheren
Aussagen: so ist eine anderweite Entscheidung einzuholen.

Ist bei einem abwesenden Angeschuldigten zu vermuthen, daß im Falle
seiner Wiedererlangung der gegen ihn streitende Verdacht sich erhöhen werde, so
kann statt der Entscheidung, daß der Angeschuldigte nicht in den Anklagestand
zu versetzen sey, beschlossen werden, daß die Sache bis zur Wiedererlangung des
Angeschuldigten auf sich beruhen solle.

Treten die in dem vorigen Artikel gedachten Fälle nicht ein und erscheint
der Angeschuldigte insbesondere dringend verdächtig, so ist ein Verweisungs-
beschluß auf Versetzung des Angeschuldigten in den Anklagestand zu ertheilen.
Der Verweisungsbeschluß hat den Namen des Angeschuldigten, das ihm zur Last
gelegte Verbrechen und das Strafgesetz, nach welchem es zu bestrafen ist,
zu bezeichnen.

In der Bezeichnung des Verbrechens und des Strafgesetzes ist das Gericht nicht
an die Anträge der Staatsanwaltschaft gebunden. Auch ist eine eventuelle Bezeich-
nung des Verbrechens und der anzuwendenden Strafgesetze zulässig.

Die Anträge der Staatsanwaltschaft auf Benutzung von Beweismitteln in
der Hauptverhandlung dürfen nicht abgelehnt werden.

Das Gericht kann jedoch von Amtswegen die Benutzung von Beweismitteln
in der Hauptverhandlung, welche die Staatsanwaltschaft nicht beantragt hat, und
die es für erforderlich erachtet, namentlich die Vorladung von Zeugen und Sach-
verständigen, oder auch die Vorlesung der in der Voruntersuchung erstatteten
Aussagen von Zeugen oder Sachverständigen anordnen.

Die in den §.S. 34—36gesächter Entscheidungen sind bei Strafe der
Nichtigkeit mit den Unterschriften der Gerichtsmitglieder, welche an der Beschluß-
fassung Theil genommen haben, zu versehen.

Weicht die Entscheidung des Gerichtes von den Anträgen der Staatsan-
waltschaft ab: so ist dieselbe der letzteren sofort mitzutheilen.

Die Anklagekammer theilt den Verweisungsbeschluß nebst den Akten dem
Ober-Staatsanwalte mit, welcher sodann die Anklageschrift zu entwerfen hat.

Die Anklageschrift und der Verweisungsbeschluß ist dem Angeklagten, bei
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Strafe der Nichtigkeit — vorbehältlich des Verfahrens bei abwesenden Ange-
klagten (Artikel 218 und §. 55 unten) — mit der mündlichen oder schrift-
lichen Aufforderung mitzutheilen, diesenigen Beweismittel, welche er zur Haupt-
verhandlung herbeigeschafft, insbesondere die Zeugen, welche er vorgeladen zu
sehen verlangt, binnen einer zu bestimmenden Frist anzugeben, damit dieselben zur
Hauptverhandlung herangezogen werden können. Dem Angeklagten ist dabei zu
bemerken, daß, wenn er die Benennung der Beweismittel in der gestellten Frist
versäumt, ihm überlassen bleibe, dieselben zur Hauptverhandlung selbst mitzubringen.

Der Verweisungsbeschluß kann auch durch Vorlesen bekannt gemacht werden.
Die Ladung zur Hauptverhandlung wird entweder mit Zufertigung der

Anklageschrift verbunden, oder sie erfolgt später.
Die dem Angeklagten gesetzte Frist kann nach Befinden einmal verlängert

werden.
Die Mittheilung der Anklageschrift und des Verweisungsbeschlusses geschieht

durch den Untersuchungsrichter, wenn nicht gleichzeitig die Ladung zur Haupt-
verhandlung erfolgt.

IV. Vertheidigung des Angeschuldigten.
54. 39.

Zur Führung von Vertheidigungen befugt sind die angestellten Anwälte,
und die sonst von Staatswegen zu Vertheidigungen befähigten Personen. Staats-
diener, welche die juristische Staatsprüfung bestanden, oder den juristischen Dok-
tor-Grad erlangt haben, sind den zu Vertheidigungen befähigten Personen gleich
zu stellen. Sie können jedoch, wenn sie nicht in einem der im Artikel 65 ge-
dachten Verhältnisse zu dem Angeschuldigten stehen, sich nur mit Genehmigung
ihrer vorgesetzten Dienstbehörde mit einer Vertheidigung befassen.

 ·’
Der Angeschuldigte kann nach geschlossener Voruntersuchung sich mit seinem

Vertheidiger ohne Beiseyn einer Gerichtsperson besprechen.
Von derselben Zeit ist die Einsicht der Akten dem Vertheidiger, auch, so-

fern nicht besondere Gründe entgegenstehen, dem Angeschuldigten, diesem jedoch
nur unter Aufsicht, und Beiden nur an Gerichtsstelle zu gestatten.

Der Vertheidiger oder der Angeschuldigte kann von den ihm nothwendig
scheinenden Aktenstücken Abschriften nehmen, oder nehmen lassen. Von Gutachten
der Sachverständigen sind auf Verlangen unentgeltliche Abschriften zu ertheilen.

5. 111.
Anträge des Angeklagten oder seines Vertheidigers auf Heranziehung von
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Beweismitteln zur Hauptverhandlung sind der Staatsanwaltschaft bei Strafe
der Nichtigkeit mitzutheilen.

Ueber diese Anträge entscheidet das Kreisgericht in Fällen, die vor dasselbe
verwiesen sind, in den Fällen dagegen, die vor dem Geschwornengerichte ver-
handelt werden, die Anklagekammer, oder, wenn der Gerichtshof bereits zusam-
mengetreten ist, dieser.

Die Thatsachen, worüber ein Beweismittel erhoben werden soll, müssen be-
stimmt bezeichnet seyn. Werden dieselben nicht für erheblich erachtet und wird
deßhalb der Antrag des Angeklagten abgelehnt: so ist dieses demselben zu eröffnen,
und es bleibt ihm unbenommen, die Beweismittel selbst zur Hauptverhandlung
herbeizuschaffen, in welcher dann das Gericht entscheidet, ob es die herbeige-
schafften Beweismittel erheben will.

Wenn über einen und denselben Umstand von dem Angeklagten mehre
Zeugen vorgeschlagen sind, so bestimmt das Gericht auch die Zahl der vorzu-
ladenden Zeugen. Dasselbe kann auch die Vorlesung der in der Voruntersuchung
erstatteten Aussagen von Zeugen oder Sachverständigen anordnen.

V. Freilassung und Verhaftung des Angeschuldigten.
8. a2.

Bei der Entscheidung, daß der Angeschuldigte nicht in den Anklagestand
zu versetzen sey (§. 35), ist derselbe, wenn er in Untersuchungshaft ist, sofort
bei Bekanntmachung der Entscheidung der Haft zu entlassen; es sey denn, daß
die Staatsanwaltschaft ein Rechtsmittel eingewendet hat (S. 43), oder ein an-
derer Grund zur Verhaftung vorhanden ist. «

Ist dagegen ein Verweisungsbeschluß ertheilt worden, und der Angeschuldigte
ist noch nicht verhaftet, so ist er sofort bei dessen Eröffnung in Haft zu nehmen,
wenn er vor das Geschwornengericht verwiesen ist, ausgenommen bei denjenigen
Verbrechen im engeren Sinne, welche das Gesetz bloß mit Gefängnißstrafe be-
droht, und bei denjenigen Vergehen oder Uebertretungen, welche nur in Folge
einer Erstreckung des Gerichtsstandes (§J. 34) an das Geschwornengericht gelangt
sind. Bei diesen ausgenommenen Verbrechen und überhaupt, wenn die Haupt-
verhandlung vor das Kreisgericht verwiesen ist, soll es von dem Ermessen des
letztern abhängen, ob es die Verhaftung verfügen will.

Die Vorschriften über das sichere Geleit (Artikel 115 ff.) und über die
Abwendung der Haft durch Sicherheitsleistung (Artikel 140 ff.) bleiben hier
vorbehalten.
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Verhaftete, welche vor das Geschwornengericht verwiesen sind, sollen an
den Ort, wo das Geschwornengericht gehalten wird, zeitig abgeführt werden, je-
doch nicht vor Ablauf der im F. 43 gedachten Nothfrist und, wenn sie gegen
den Verweisungsbeschluß ein Rechtsmittel eingelegt haben, nicht vor dessen Er-
ledigung.

VI. Rechtsmittel gegen die Entscheidungen des Kreisgerichtes und
der Anklagekammer des Appellations-Gerichtes.

 3.

Gegen die in den H.F. 34 —36 erwähnten Entscheidungen der Anklage-
kammer und gegen die gleichen Entscheidungen des Kreisgerichtes steht der Staats-
anwaltschaft und dem Angeklagten das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeschwerde
an das Ober-Appellations-Gericht zu.

Diese ist von dem Tage der Eröffnung der Entscheidung an innerhalb fünf-
tägiger Nothfrist bei dem Kreisgerichte oder, gegen Entscheidungen der Anklage-
kammer, auch bei dieser schriftlich oder mündlich mit Angabe der einzelnen Nich-
tigkeitsgründe einzuwenden und hat aufschiebende Wirkung.

Außer den Fällen der Nichtigkeitsbeschwerde steht der Staatsanwaltschaft
gegen die erwähnten Entscheidungen des Kreisgerichtes und der Anklagekammer,
wenn dieselben von den Anträgen der erstern abweichen, eine Berufung an das
Appellations-Gericht zu, welche ebenfalls innerhalb fünftägiger Nothfrist von
Mittheilung der Entscheidung an bei dem Kreisgerichte, bezüglich der Anklage-
kammer, eingewendet werden muß. Der Berathung über diese Berufung, welche
in nicht öffentlicher Sitzung Statt findet, wohnt der Ober-Staatsanwalt bei.
Das Appellations-Gericht entscheidet an der Stelle und mit den Befugnissen
des Kreisgerichtes und bezüglich der Anklagekammer.

Die nach dem zweiten Absatze des F. 42 eintretende Verhaftung des An-
geklagten wird nicht aufgeschoben, wenn gegen den Verweisungsbeschluß Nichtig-
keitsbeschwerde ergriffen worden ist. Die nach dem ersten Absatze des §F. 42
eintretende Freilassung soll dagegen nur dann aufgeschoben werden, wenn die
Staatsanwaltschaft dieses wegen eines einzuwendenden Rechtsmittels sofort bei
Mittheilung der Entscheidung beantragt.

S. AA.
Die Nichtigkeitsbeschwerde kann von dem Angeklagten und von der Staats-

anwaltschaft, von jedem Theile, soweit die vorige Entscheidung ihn berührt, nur
aus folgenden Gründen erhoben werden:



380

1) wenn ein nichtzuständiges Gericht für zuständig, oder ein zuständiges Ge-
richt für nichtzuständig angenommen wurde (S. 34);

2) wenn der Staatsanwalt bei einem Verbrechen, welches nur auf Antrag
eines Betheiligten verfolgt werden konnte, unberechtigter Weise ohne einen
solchen Antrag aufgetreten ist, oder umgekehrt ein Privat-Ankläger an
der Stelle des Staatsanwaltes aufgetreten ist, wo letzterer hätte auf-
treten müssen;

3) wenn gegen gesetzliche Vorschriften gefehlt wurde, bei denen die Strafe
der Nichtigkeit ausdrücklich angedroht ist;

4) wenn das Gericht, welches die vorige Entscheidung ertheilt hat, nicht
gehörig besetzt war;

5) wenn die in Frage stehende That aus dem Grunde, weil kein einschlagen-
des Strafgesetz vorhanden sey, für kein Verbrechen gehalten wurde, ob-
gleich ein solches Gesetz vorhanden ist; oder wenn sie umgekehrt für ein
Verbrechen gehalten wurde, während kein einschlagendes Strafgesetz vor-
handen ist; ingleichen wenn die That durch unrichtige Gesetzesauslegung
einem falschen Strafgesetze unterzogen worden ist.

8. 3#
Zur Ausführung der Nichtigkeitsbeschwerde kann auf Antrag eine weitere

zehentägige Frist von Ablauf der Einwendungsfrist an verstattet werden.
8. 486.

Das Ober-Appellations-Gericht entscheidet über die Nichtigkeitsbeschwerde
in nicht öffentlicher Sitzung, ohne daß eine weitere Verhandlung vor demselben
Statt findet. Es ist jedoch der General-Staatsanwalt vorher davon zu be-
nachrichtigen, damit er der Berathung beiwohnen, oder seine Ansicht schriftlich
mittheilen kann.

Bevor eine Entscheidung ertheilt ist, steht es dem Beschwerdeführer stets
frei, sein Rechtsmittel fallen zu lassen. Auch hat der General-Staatsanwalt
die Befugniß, die von dem Staatsanwalte oder Ober-Staatsanwalte eingewen-
deten Nichtigkeitsbeschwerden wieder aufzugeben.

8. ar7.

Findet das Ober-Appellations-Gericht die Nichtigkeit begründet, so hat es
zu den im §. 44 aufgezählten Nichtigkeitsgründen

zu Nr. 1 nur auf die Zuständigkeit oder Nichtzuständigkeit des Gerichtes
zu erkennen;
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zu Nr. 2 auszusprechen, daß der Angeschuldigte nicht in den Anklagestand
zu versetzen sey;

zu Nr. 3 die Nichtigkeit der einzelnen fraglichen Handlungen auszusprechen,
die Verbesserung des Mangels zu verfügen und die Sache zu noch-
maliger Entscheidung zu verweisen;

zu Nr. 4 die vorige Entscheidung aufzuheben und auf nochmalige Entschei-
dung zu erkennen;

zu Nr. 5 nach Verschiedenheit der Fälle entweder zu erkennen, daß der
Angeklagte nicht in den Anklagestand zu versetzen sey, oder die Sache
zu nochmaliger Entscheidung an das vorige Gericht zu verweisen, oder
nach Befinden die vorige Entscheidung gleich selbst abzuändern.

6. #
Die Entscheidung des Ober-Appellations-Gerichtes ist nicht nur für den

vorigen Richter, sondern auch für die nach abgehaltener Hauptverhandlung end-
lich entscheidende richterliche Behörde, das Kreisgericht, Appellations-Gericht
oder den Gerichtshof bei dem Geschwornengerichte, maßgebend.

Aberkannte Nichtigkeiten können nicht auf dem Wege einer, gegen das er-
theilte Endurtheil erhobenen Nichtigkeitsbeschwerde nochmals zur Entscheidung des
Ober-Appellations-Gerichtes gebracht werden.

6K3.
Nichtigkeiten aus den unter Nr. 1, 3 und 4 des F. 44 aufgeführten

Gründen, wegen welcher keine Nichtigkeitsbeschwerde erhoben wurde, sollen als
durch Verzicht beseitigt augesehen werden und können daher überall nicht auf
dem Wege einer, gegen das später ertheilte Endurtheil gerichteten, Nichtigkeits-
beschwerde geltend gemacht werden.

Nichtigkeiten aus den in dem §S. 44 unter 2 und 5 erwähnten Gründen werden
nicht als durch Verzicht beseitigt angenommen und können nach den unten ge-
gebenen näheren Vorschriften noch durch eine Nichtigkeitsbeschwerde gegen das
Endurtheil in Wirksamkeit gesetzt werden.

VII. Nachtrag zur Anklageschrift und Nachbringung von
Beweismitteln.

5 0.
Weicht ein Verweisungsbeschluß in der Bezeichnung des Verbrechens und

des Strafgesetzes von der Anklageschrift ab (§F. 36), so steht dem Staatanwalte
frei, eine entsprechende Abänderung der Anklageschrift vorzunehmen.

64
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s. Bi.
Wenn auf Verlangen der Staatsanwaltschaft Zeugen und Sachverständige,

außer den in der Anklageschrift benannten, zur Hauptverhandlung vorgeladen
werden, so ist der Angeklagte wenigstens drei Tage vor Beginn der Hauptver-
handlung zu benachrichtigen.

VIII. Bestellung eines Vertheidigers zur HFauptverhandlung.
 32.

Hat der vor ein Geschwornengericht verwiesene Angeklagte nicht selbst einen
Vertheidiger gewählt, so muß demselben ein Vertheidiger von Amtswegen zu-
geordnet werden.

In anderen Fällen kann das Gericht einem Antrage des Angeklagten auf
Zuordnung eines Vertheidigers Statt geben, oder auch, ohne einen solchen An-
trag, dann, wenn es die einzelne Sache zu erfordern scheint, von Amtswegen
einen Vertheidiger bestellen.

. Ba.

Zu bancsl 216 Absatz 3.
Die Vorschrift wegen des mindestens achttägigen Zeitraumes, der zwischen

der Ladung und der Hauptverhandlung in der Mitte liegen soll, bezieht sich
bloß auf die vor dem Geschwornengerichte zu verhandelnden Straffälle. Auch
gilt sie nicht für den Fall, wenn die Hauptverhandlung bloß auf einen späteren
Zeitpunkt verlegt wird. Eine Verzichtleistung auf die Frist von Seiten der
Staatsanwaltschaft und des Angeklagten ist statthaft.

# 1.
Die Vorschrift im zweiten Absatze des Artikel 217 fällt weg.

 .
zu nunss 218 Absatz 1.

Außerdem muß in der öffentlichen Vorladung erwähnt werden, daß der
Vorgeladene in Anklagestand versetzt worden sey, unter allgemeiner Bezeichnung
des ihm zur Last gelegten Verbrechens, sowie unter Angabe der Beweiemittel,
welche in der Hauptverhandlung gebraucht werden sollen.

8. 56.
Statt des Artikel 220.

Erscheint ein vorgeladener Vertheidiger des Angeklagten nicht, so geht die
Hauptverhandlung dennoch vor sich, jedoch bei Geschwornengerichts-Fällen nur
dann, wenn der Vertheidiger einen Stellvertreter bestellt hat und dieser erscheint,
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oder sonst ein anderer Vertheidiger noch sofort erlangt werden kann; außerdem
wird die Hauptverhandlung vertagt.

Der ausgebliebene Vertheidiger ist, sofern er von richterlichen Amtswegen,
oder auf Antrag bestellt war, oder sonst die Vertheidigung übernommen hatte,
in eine Geldstrafe von 1 bis 20 Thalern (1 Fl. 45 Kr. bis 35 Fl.) und in
die Kosten der vergeblich angesetzten Verhandlung zu verurtheilen.

 7.
Statt " Artikel 221.

Wenn bei der Hauptverhandlung kein Mitglied der Staatsanwaltschaft er-
scheint, so ist die Verhandlung stets zu vertagen. Erscheint dagegen der vorge-
ladene Privat-Ankläger nicht, so wird dieses als ein Verzicht auf die Anklage
angesehen.

3. u8.
Statt des Artikel 228.

Die Oeffentlichkeit ist für die ganze Hauptverhandlung, oder einen Theil
derselben, auszuschließen, wenn eine Gefährdung der Ordnung oder der Sittlich-
keit zu befürchten steht. Bei Münzverbrechen wird die Oeffentlichkeit stets, und
für die ganze Hauptverhandlung, ausgeschlossen.

Das Gericht spricht auf Antrag der Staatsanwaltschaft, des Angeklagten
oder des Verletzten, oder auch von Amtswegen, die Ausschließung der Oeffent-
lichkeit durch einen schriftlich abzufassenden, den Grund der Ausschließung ent-
haltenden, Beschluß aus. Dieser Beschluß wird vor Beginn der Hauptverhand-
lung, oder auch im Laufe derselben, gefaßt, und von dem Gerichtsschreiber,
im ersteren Falle bei dem Aufrufe der betreffenden Sache, vorgelesen, worauf die
Zuhörer sich sofort zu entfernen haben. Rechtsmittel gegen solchen Beschluß
sind unzulässig und nicht zu beachten.

Bei Verkündigung des Endurtheils tritt jedenfalls die Oeffentlichkeit wie-
der ein.

8. 69.
Zu Artikel 229 statt des 2. Satzes.

Der Präsident kann auf Antrag des Angeklagten oder Verletzten, oder
von Amtswegen, auch einzelnen anderen bei der Hauptverhandlung unbetheilig-
ten Personen den Zutritt verstatten.

s. 60.
Zu Artikel 231.

Der Vorsitzende kann überhaupt gegen Jeden, welcher sich im Gerichts-
saale ungebührlich beträgt, oder den getroffenen Anordnungen nicht Folge lei-
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stet, eine Gefängnißstrafe bis zu acht Tagen, oder eine Geldstrafe bis zu fünf
Thalern aussprechen. Hiergegen findet kein Rechtsmittel Statt.

. 81.

Statt Artikel 234.
Der Vorsitzende fragt den Angeklagten nach seinem Namen, Vornamen,

Alter, Gewerbe oder Beschäftigung, Wohnungs- und Geburts-Ort und ermahnt
ihn dann zur Aufmerksamkeit. Hierauf trägt der Staatsanwalt, oder in Fäl-
len, wo ein Privat-Ankläger aufgetreten ist, dieser, oder ein Anwalt desselben,
den Gegenstand der Anklage kürzlich vor. Auch kann die Anklage auf Verlan-
gen des Staatsanwaltes durch den Gerichtsschreiber verlesen werden.

Sodann läßt der Vorsitzende die vorgeladenen Zeugen und Sachpverständi-
gen aufrufen. Die Zeugen begeben sich dann in das für sie bestimmte Zim-
mer und der Vorsitzende hat nach Befinden Maßregeln anzuordnen, um das
Besprechen und Verabredungen der Zeugen zu verhindern.

Im Falle des Nichterscheinens der zur Hauptverhandlung vorgeladenen
Personen wird nach Vorschrift der Artikel 217 flg. und der §.S.56 und 57
verfahren.

. 62.
Zu Artikel e stait des 2. Absatzes.

Der Staatsanwalt und der Angeklagte können im Laufe der Hauptver-
handlung Beweismittel fallen lassen, wenn das Gericht zustimmt und der Geg-
ner nicht in Bezug auf speziell anzugebende erhebliche Thatsachen die Benutzung
derselben verlangt.

. 63.
Zu Artikel 237 8 des 1. und 2. Absatzes.

Die Zeugen und Sachverständigen werden in Anwesenheit des Angeklag-
ten abgehört.

Sie werden nach dem Ermessen des Vorsitzenden vor oder nach ihrer Ab-
hörung, einzeln oder zusammen, in der Artikel 161 und §. 29 dieses Gesetzes
angegebenen Weise verwarnt und vereidet, mit Ausnahme der im Allgemeinen
verpflichteten Sachverständigen, sowie der bereits in der Voruntersuchung verei-
deten Sachverständigen und Zeugen, bei welchen allen eine Erinnerung an ihren
im Allgemeinen oder in der einzelnen Untersuchung schon geleisteten Eid genü-
gen soll.

XL
Statt des Artikel 241.

Außer dem Vorsitzenden können auch die Mitglieder des Gerichtes und der
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Staatsanwalt an den Angeklagten oder an Zeugen und Sachverständige unmit-
telbar Fragen stellen, nachdem sie zuvor von dem Vorsitzenden die Erlaubniß
hierzu erhalten haben. Auf dieselbe Weise kann auch der Vertheidiger Fragen
an Zeugen und Sachpverständige stellen.

Dem Angeklagten, dem Privat-Betheiligten, welcher sich dem Strafverfahren
angeschlossen hat, sowie dem Privat-Ankläger und dessen Anwalte, kann der
Vorsitzende gestatten, unmittelbare Fragen an Zeugen und Sachverständige, be-
züglich an den Angeklagten, zu stellen.

Der Vorsitzende hat darauf zu sehen, daß nur zur Sache gehörige Fragen
gestellt werden und ist befugt, die Fragestellung in jedem Augenblicke selbst wie-
der zu übernehmen, oder auch das Verhör zu schließen. Wird gegen Zurück-
weisung einer Frage Einspruch erhoben, so hat das Gericht darüber zu entscheiden.

Eintretenden Falles hat der Vorsitzende die Zeugen über die ihnen nach
Artikel 177 zustehende Befugniß zu belehren.

8. 65.
Statt des Artikel 244.

In der Regel ist die mündliche Vernehmung der Zeugen und Sachverstän-
digen erforderlich; jedoch genügt eine Vorlesung ihrer in der Voruntersuchung
abgegebenen Aussagen und Gutachten, außer den im Artikel 222 und in den F.. 28,
36 und 41 dieses Gesetzes erwähnten Fällen, dann, wenn die Zeugen oder
Sachperständigen in der Zwischenzeit verstorben sind, ihr Aufenthaltsort unbe-
kannt ist, oder ihrem Erscheinen nach dem Ermessen des Gerichtes für längere
Jeit erhebliche Hindernisse im Wege stehen.

Besichtigungs-Protofolle, frühere Straferkenntnisse, überhaupt Urkunden,
welche für die Sache von Bedeutung sind, werden gleichfalls vorgelesen.

8. 66.
Zu Artikel 246.

Eine Beeidigung der auf Anordnung des Vorsitzenden eingeführten Zeugen
oder Sachverständigen kann auch dann vorgenommen werden, wenn wegen Er-
hebung dieser neuen Beweismittel eine Vertagung (Artikel 270) eingetreten war.

8. 67.
Statt des 2. Absatzes des Artikel 255.

Das Gericht kann jedoch, nachdem es die Staatsanwaltschaft deßhalb ge-
hört hat, auch zur sofortigen Urtheilsfällung über die andere That oder das
andere Verbrechen schreiten, wenn es nicht dafür hält, daß die Sache vor ein
Geschwornengericht gehöre, welchen Falles dieselbe an die Anklagekammer des
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Appellations-Gerichtes zur Ertheilung eines neuen Verweisungsbeschlusses abzu-
geben ist.

8. 68.
Zu Artikel 260, 307 und 320.

Die Belehrung des Angeklagten über die ihm zustehenden Rechtsmittel ist
nicht erforderlich; die zur Einwendung der letzteren geordneten Fristen laufen
ohne Rücksicht auf erfolgte Belehrung von der Bekanntmachung des Urtheiles an.

 69.
Statt . Artikel 262.

Das über die Hauptverhandlung durch den Gerichtsschreiber aufzunehmende
Protokoll soll enthalten: die Namen der anwesenden Mitglieder des Gerichtes,
des Beamten der Staatsanwaltschaft oder des Privat-Anklägers, des Angeklag-
ten und seines Vertheidigers, des Privat-Betheiligten, der sich etwa dem Straf-
verfahren angeschlossen hat, der erschienenen Zeugen und Sachverständigen.

Es soll den Verlauf der Hauptverhandlung kürzlich erzählen und insbe-
sondere der Vereidung der Zeugen und Sachverständigen, der Vorlesung von
Stücken aus der Voruntersuchung und von sonstigen Urkunden Erwähnung thun.

Von dem Juhalte der Erklärungen der Staatsanwaltschaft, des Angeklag-
ten oder Vertheidigers, der Zeugen und Sachverständigen, sowie der etwaigen
Privat-Betheiligten oder eines Privat-Anklägers wird nur das Wesentliche kürz-
lich in das Protokoll aufgenommen. Im Falle der Angeklagte, die Zeugen und
Sachverständigen bereits in der Voruntersuchung vernommen worden waren, ist
in dem Protokolle nur zu bemerken, ob und inwiefern ihre Aussagen von den
früheren Angaben in erheblichen Punkten abweichen.

Die zur Entscheidung gestellten Anträge, namentlich der Staatsanwaltschaft
und des Angeklagten oder Vertheidigers, werden mit den darauf erfolgten be-
sonderen Entscheidungen im Protokolle ausgenommen oder demselben als Bei-
lage einverleibt, und ferner wird der endliche Urtheilsspruch, auch im Falle be-
sonderer Abfassung, rücksichtlich seines entscheidenden Theiles, sowie die Ver-
kündigung des Urtheiles in dem Protokolle vermerkt.

Ein Protokoll über die Hauptverhandlung ist bei Strafe der Nichtigkeit
erforderlich; es genügt jedoch, daß überhaupt ein Protokoll aufgenommen worden
ist, und der Umstand, ob etwas im Protokolle vermerkt oder nicht vermerkt ist,
hat an sich keine Nichtigkeit zur Folge.

8. 70.
Zu Artikel 264.

Das Unterbleiben der Aufnahme eines besondern Protokolles über die Be-
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rathung des Gerichtes bei der Urtheilsfällung soll jedoch dann Nichtigkeit nicht
zur Folge haben, wenn das Ergebniß der Abstimmungen des Gerichtes unter
Angabe der Stimmenzahl in das Protokoll über die Hauptverhandlung mit auf-
genommen worden ist.

s. 71.
Zu Artikel 266 und 267.

Bei einer Hauptverhandlung vor dem Kreisgerichte hängt die Bestelluug
eines Vertheidigers in den Fällen der Artikel 266 und 267 und die Vertagung
der Verhandlung, im Falle ein Vertheidiger nicht zu erlangen ist, von dem Er-
messen des Gerichtes ab.

8. 72.
Zu Artikel 273.

Der Präsident kann, wenn er es für angemessen erachtet, eine Hauptver-
handlung, so lange sie noch nicht begonnen hat, auf Antrag der Staatsan-
waltschaft, oder des Angeklagten, oder auch von Amtswegen vertagen, oder einem
später zusammentretenden Geschwornengerichte zuweisen.

. 73.

Zu is und folgende.
Wenn mehre Hauptverhandlungen auf einen Tag anberaumt worden sind,

so kann alsbald bei dem Beginne der ersten die Geschwornenbank auch für jede
folgende gebildet werden.

Die für die erste Hauptverhandlung gebildete Geschwornenbank bleibt, wenn
die Staatsanwaltschaft und der Angeklagte sich damit einverstanden erklären,
auch für die folgenden, an demselben Tage anstehenden Hauptverhandlungen.

Wird auf Verlangen der Staatsanwaltschaft oder des Angeklagten für eine
der folgenden Hauptverhandlungen eine neue Geschwornenbank gebildet, so bleibt
nun diese, wenn die Staatsanwaltschaft und der Angeklagte damit einverstanden
sind, für die noch folgenden Hauptverhandlungen bestehen.

Verzögert sich wegen der Dauer der vorhergehenden Hauptverhandlungen
oder aus sonstigen Gründen der festgesetzte Anfang einer Hauptverhandlung der-
gestalt, daß sie erst am vierten oder an einem noch spätern Tage nach dem-
jenigen beginnt, an welchem die Geschwornenbank gebildet worden war, so muß
zur Bildung einer neuen Geschwornenbank geschritten werden.

In allen Fällen, wo die für eine frühere Hauptverhandlung gebildete Ge-
schwornenbank für eine folgende bestehen bleibt, unterbleibt für letztere die Ver-
eidung der Geschwornen, und es genügt die Verweisung auf den in der frühern
Sache geleisteten Eid.
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. 72A.

Zu #t 282.
Hinsichtlich des weitern Verfahrens vor dem Geschwornengerichte finden, so-

weit etwas Anderes nicht bestimmt ist, die Vorschriften für die Hauptverhand-
lungen bei den Kreisgerichten Anwendung.

S 7.
Zu Artikel 285.

Der Vortrag des Präsidenten darf von Niemand, namentlich auch nicht
von dem Angeklagten, oder von der Staatsanwaltschaft, unterbrochen oder zum
Gegenstande irgend einer Aeußerung oder eines Antrages in der Sitzung ge-
macht werden.

8. 76.
Zu Artikel 287 statt des 3. Absatzes.

Ist eventuell ein geringeres Verbrechen Gegenstand der Anklage, oder
liegt einer der Artikel 256 gedachten Fälle vor, so sind entsprechende weitere Fragen
zu stellen. Eben dieses gilt in dem Artikel 255 erwähnten Falle dann, wenn
der Gerichtshof nach Anhörung der Staatsanwaltschaft es unbedenklich findet,
daß eine andere That, oder ein anderes Verbrechen, als in der Anklageschrift
enthalten ist, der Aburtheilung mit unterstellt werde.

S. 77.
Zu Artikel 289.

Der von dem Obmanne vor der Berathung den Geschwornen vorzulesen-
den Instruktion ist noch Folgendes beizufügen:

Die Berathung und der Ausspruch der Geschwornen muß sich auf
die ihnen vom Präsidenten vorgelegten Fragen beschränken.

Ihre Ansicht über die Zweckmäßigkeit oder Rechtmäßigkeit des Straf-
gesebes darf auf ihren Ausspruch keinen Einfluß haben. Nicht sie, son-
dern die Richter sind berufen, die gesetzlichen Folgen auszusprechen,
welche den Angeklagten wegen der ihm zur Last fallenden That treffen.
Die Geschwornen haben daher ihren Ausspruch ohne Rücksicht auf die
gesetzlichen Folgen desselben zu fällen.

8. 78.
Zu Artikel 301 statt des 2. Absatzes.

Das urtheil muß enthalten eine Bezugnahme auf die das Erkenntniß be-
gründenden Fragen und Aussprüche der Geschwornen, die Bezeichnung der an-
gewendeteu strafgesetzlichen Bestimmungen und die zuerkannte Strafe, bei Strafe
der Nichtigkeit.
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8. 78.
Zu Artikel 304.

Einer Aufnahme der an die Geschwornen gestellten Fragen und der dazu
abgegebenen Aussprüche in das Protokoll bedarf es nicht; es genügt, daß jene
Fragen mit den dazu ertheilten Aussprüchen in Urschrift dem Protokolle bei-
gelegt werden.

8. 80.
Zu Artikel 306 statt der Bestimmung unter Ziffer 8.

8) wenn wider eine von dem Ober-Appellations-Gerichte früher gegebene
Entscheidung (Artikel 212) erkannt worden ist.

8. 81.
Zu Attikel 327.

Wie dem Präsidenten bei den Appellations-Verhandlungen im Allgemeinen die
Rechte des Vorsitzenden bei einer Hauptverhandlung, soweit er davon Gebrauch
machen kann, zustehen, so hat er insbesondere auch dann, wenn Beweismittel
erhoben werden, die im Artikel 246 gedachten Befugnisse.

8. 82.
Statt Artikel 344.

Mandats-Verfahren.
J.

Auf Antrag der Staatsanwaltschaft hat der Einzelrichter, wenn der An-
geschuldigte weder vorgeführt, noch die Verhaftung desselben erforderlich ist, und
nicht besondere Bedenken entgegen stehen,

a) bei Polizei-Vergehen,
b) bei Defraudationen von Wege= und Gemeinde-Abgaben,
) bei den übrigen Uebertretungen,

in dem letzteren Falle, sofern die Anschuldigung auf der Anzeige einer
verpflichteten Person beruhet, welche die That aus eigener amtlicher Wahr-
nehmung bekundet,

ohne vorgängige Hauptverhandlung die verwirkte Strafe durch eine Strafverfü-
gung festzusetzen.

II.

Die Strafverfügung muß enthalten:
1) Die Beschaffenheit der Uebertretung, sowie die Zeit und den Ort derselben;
2) die dafür angegebenen Beweismittel;

65
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3) die Festsetzung der Strafe und des Kostenpunktes, unter Anführung des
einschlagenden Strafgesetzes oder polizeilichen Verbotes;

4) die Eröffnung, daß der Angeschuldigte, wenn er sich durch die Straf-
verfügung beschwert finden sollte, innerhalb einer zebentägigen Frist, von
dem Tage nach der Zustellung der Verfügung an gerechnet, seinen Ein-
spruch dagegen schriftlich oder mündlich anzumelden habe, daß aber,
falls in dieser Frist ein Einspruch nicht eingehe, die Strafverfügung
Rechtskraft erlangen und gegen ihn vollstreckt werden würde.

Diese Verfügung wird dem Angeschuldigten zugestellt.

III.

Wenn in der zehentägigen Frist ein Einspruch nicht erhoben wird, so wird
die Strafverfügung vollstreckbar.

Ist dagegen ein Einspruch erhoben worden, so wird der Angeschuldigte,
unter Androhung des Verlustes seines Einspruches, zur Hauptverhandlung vor-
geladen. Erscheint derselbe nicht, so wird der Einspruch wirkungslos und das
früher erlassene Mandat sofort vollstreckbar.

Ein weiteres Rechtsmittel findet in diesen Fällen nicht Statt, vorbehält-
lich der Bestimmungen in dem Artikel 226, welche hier analog zur Anwen-
dung kommen.

Erscheint der Angeklagte in der Hauptverhandlung, so wird nach Artikel
347 verfahren.

8. 88.
Zu Artikel 347.

Der Einzelrichter hat die §. 60 und Artikel 231 gedachten Befugnisse des
Vorsitzenden.

Bei Untersuchungen wegen Uebertretung des Gesetzes zum Schutze der
Holzungen u. s. w. vom 1. Mai 1850, wegen Polizei-Vergehen und wegen
Defraudationen von Wege= und Gemeinde-Abgaben geht die Hauptverhandlung
vor sich, auch wenn ein Vertreter der Staatsanwaltschaft nicht anwesend ist.

. 84.

sn- 351.
Die Vorschrift im ersten Absatze des Artikel 351 „Mit ausgesprochene

Schärfungen sind in diesem Falle stets aufzuschieben“ fällt weg.
 8#.

Zu #% 352.
Auch in dem Falle, wenn der Verurtheilte der erkannten Strafe unbedingt
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sich unterwirft, ist zur Vollstreckung der Strafe regelmäßig binnen vier und
zwanzig Stunden zu schreiten.

8. 86.
Zu Artikel 361 statt des ganzen zweiten Absatzes.

Die Kosten sind in diesem Falle von dem Staate zu übernehmen. Nur
bei Verbrechen, welche bloß auf Antrag eines Betheiligten untersucht und von
diesem als Privat-Ankläger verfolgt werden, hat letzterer die Kosten zu tragen.
Verkheidigungsgebühren vergütet der Staat oder Privat-Ankläger nur den an-
gestellten Anwälten und nur, sofern dieselben durch die mündliche Vertheidigung
entweder vor dem Geschwornengerichte oder bei dem Kreisgerichte erwachsen sind;
bei einer Hauptverhandlung vor dem Kreisgerichte jedoch nur dann, wenn dem
Angeklagten ohne seinen Antrag lediglich von Amtswegen ein Vertheidiger be-
stellt worden war.

8. 87.
Zu Artikel 365.

Bei eingewendeter Appellation werden Vertheidigungskosten auch dann nicht
ersetzt, wenn der Angeklagte auf seine Appellation freigesprochen wird.

Die Kosten eines Rechtsmittels, welches die Staatsanwaltschaft im Inte-
resse des Angeklagten eingewendet hat, sind, mit Ausschluß der Vertheidigungs-
gebühren, stets auf die Staatskasse zu übernehmen.

8. 898.
Statt des Artikel 368.

Ist ein Angeklagter unvermögend, so sind die ihm zur Last gelegten Kosten
einstweilen und bis er zu Vermögen kömmt, Vertheidigungsgebühren jedoch nur
mit der Artikel 361 und F. 86 dieses Gesetzes geordneten Beschränkung auf die
Staatskasse zu übernehmen.

8. 80.
Zu Artikel 370.

Wenn Verläumdungen und Beleidigungen im öffentlichen Dienste angestell-
ter Personen, welche durch deren amtliche Vorgesetzte verfolgt werden, von der
Beschaffenheit sind, daß die zu erkennende Strafe eine sechswöchentliche Gefäng-
nißstrafe oder verhältnißmäßige Geldbuße nicht übersteigen würde: so kann das
Kreisgericht nach Gehfhr des Staatsanwaltes die Untersuchung an den Einzel-
richter verweisen, in welchem Falle dann das im Artikel 346 Nr. 3 und Ar-
tikel 347 geordnete Verfahren unter Mitwirkung der Staatsanwaltschaft eintritt.

65“
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Zu Artikel 372.

Der Einzelrichter kann vor Ausfertigung auf die Anklage beide Parteien
zu einem Sühne-Termine, unter Androhung einer Ordnungsstrafe bis zu fünf
Thalern, vorladen und bei einem Vergleiche die Kosten außer Ansatz lassen.

91.Zu 7* 374.
Der Einzelrichter ist befugt, sofort auf die Anklage einen Gerichtstag zur

Hauptverhandlung anzusetzen, die Parteien zu demselben unter den für den
Termin zur Vorverhandlung vorgeschriebenen Verwarnungen, und die Zeugen
und Sachyverständigen, wie Artikel 374 geordnet ist, vorzuladen. Wenn in
diesem Falle der Richter eine Erhebung von Beweismitteln für erforderlich hält,
welche von dem Angeklagten, oder zur Replik von dem Ankläger, im Termine
angegeben worden sind, so ist die Hauptverhandlung zu vertagen.

Der Richter hat das Recht, die Parteien unter den gesetzlichen Verwar-
nungen zum persönlichen Erscheinen in der Vorverhandlung oder Hauptverhand-
lung zu laden. ·

H.9-2.
Zu Artikel 375.

Werden von den Parteien oder Zeugen Ehrenkränkungen in einem Ter—
mine ausgestoßen, so können dieselben auf Antrag des Verletzten sofort abge-
urtheilt werden, sofern sie die Zuständigkeit des Einzelrichters nicht übersteigen.

#. 93.,
Zu Artikel 377.

Anwaltskosten werden, mit Ausnahme derer für die Anklageschrift, in er-
ster Instanz nicht erstattet.

Wenn im ersten Termine die gütliche Beilegung der Sache von dem
Kostenpunkte abhängig ist, so können die Kosten, soweit sie zur Verrechnung
für die Staatskasse bestimmt, von dem Gerichte nach seinem Ermessen ganz,
oder theilweise außer Ansatz gelassen werden; bei späterer Zurücknahme der An-
klage findet eine solche Ermächtigung nicht Statt.

Zur Gebühren-Taxe für die Verhandlungen in Strafsachen.
A.

Zu §. 1 und 19.

Was in diesen Paragraphen von den Vagabunden und Schüblingen ge-
ordnet ist, gilt allgemein auch von den gerichtlichen Gefangenen.
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Den als Zeugen vernommenen Betheiligten bei Verbrechen, welche nur
auf ihren Antrag verfolgt werden, werden die Zeugengebühren aus der Staats-
kasse nicht vorgeschossen.

B.
Statt des 8. 2.

Bei lossprechenden Erkenntnissen hat der Staat den, in den zu einer Ge-
richtsgemeinschaft vereinigten Thüringischen Landen, öffentlich angestellten Sach-
waltern die Vertheidigungsgebühren zu ersetzen, sofern diese durch die mündliche
Vertheidigung bei der Hauptverhandlung vor einem Geschwornengerichte erwach-
sen sind (§. 30 der Gebühren-Tarxe sub voce: Vertheidigungen, litera c),
also namentlich auch mit Ausschluß der Reisekosten.

Dasselbe gilt, wenn der Angeklagte mit einer Nichtigkeitsbeschwerde durch-
dringt, auch rücksichtlich dieses Rechtsmittels hier ebenfalls mit Ausschluß der
Reisekosten des Vertheidigers.

Bei verurtheilenden Erkenntnissen sind die Vertheidigungsgebühren den öf-
fentlich angestellten Anwälten unter den Voraussetzungen und Beschränkungen,
unter welchen sie ihnen bei freisprechenden Erkenntnissen ersetzt werden, auf
Verlangen aus der Staatskasse vorzuschießen und dann für diese wieder bei-
zutreiben. Bei ihrer Uneinbringlichkeit fallen sie dem Staate definitiv zur Last.

Diese Haftpflicht des Staates tritt in den voraufgeführten Fällen ein,
gleichviel ob die Anwälte von den Angeklagten gewählt oder diesen von Amts-
wegen bestellt worden sind. Dagegen findet ein Ersatz oder Vorschuß der Vertheidi-
gungsgebühren bei einer Hauptverhandlung vor dem Kreisgerichte (S. 30 „Ver-
theidigungen, litern b"), abgesehen von den vorgedachten Beschränkungen und
Voraussetzungen, nur dann Statt, wenn der Vertheidiger ohne allen Antrag
des Angeklagten lediglich von Amtswegen bestellt worden ist.

Die Uebernahme von Vertheidigungen bei Hauptverhandlungen vor dem
Geschwornengerichte und solcher, welche von dem Gerichte in einzelnen Fällen sonst
für nothwendig erachtet werden, darf von den Anwälten nur aus besonders
triftigen Gründen abgelehnt werden.

Vertheidigern, welche keine öffentlich angestellten Anwälte sind, wird von
dem Staate in keinem Falle etwas vergütet oder vorgeschossen.

C.
Zu S. 7.

a) Zu Ziffer 5. Verhaftsbefehle unterliegen dem Ansatze für Vorführungs-
befehle;
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b) zu Ziffer 8. Die Beglaubigung von Abschriften oder Extrakten, welche
über einen Bogen füllen, wird für den ersten Bogen ebenfalls mit
2 Sgr., für jeden weitern mit 1 Sgr. berechnet;

c) für eine im Mandats-Verfahren erledigte Untersuchung wird, mit Ein-
schluß der Verläge und der Bestellgebühren, ein Aversional-Quantum
von 3 Sgr. bis 20 Sgr. angesetzt.

D.
Die im §F. 9 den Kollegial-Gerichten eingeräumte Befugniß soll auch den

Einzelrichtern zustehen.
B.

Zu 8. 11 statt der Nr. 4, 5 und6 daselbst.

4) Gensb'armerie-Wachtmeistern, Feldwebeln, Oberjägernwennsste23 16 Sgr.
5) Gensd'armen (Husaren) Unteroffizieren . esher u 10 Sgr.
6) Soldaten, Feldjägern geboten werden) 8 Sgr.

Berittene Gensd'armen (Kusaren),mit Einschluß der Wachtmeister, er-
halten, wenn sie außerhalb ihres Stations-Bezirkes oder doch auf mehr als
vier Stunden Entfernung von ihrem Stations-Orte requirirt werden, neben
den Diäten 5 Sgr. Futtergeld, und im Falle sie Tag und Nacht abwesend
sind, 10 Sgr. Futtergeld und 21 Sgr. Stallgeld.

F.
Zu §. 12.

Die Kreisgerichts-Direktoren liquidiren wie die Mitglieder des Appellations=
und Ober-Appellations-Gerichtes.

G.
Zu §. 18.

Die Zeugengebühren müssen binnen zehen Tagen nach der Vernehmung
des Zeugen gefordert werden, widrigenfalls dieser des Anspruchs auf den Vor-
schuß seiner Gebühren aus der Staatskasse verlustig geht.

H.
Zu §. 19.

a) Statt der Ziffer 7:

Bei dem Transporte von Gefangenen, mit Einschlur?der Va-gabunden und Schüblinge für die Stunde 4 Sgr.
jedoch für den ganzen Tag nicht über 16 Sgr.
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b) Zu Ziffer 9. Der Satz: „Diener und Boten der Untersuchungsrichter
...... beziehen“ kommt in Wegfall.

I.
Zu §. 29.

a) An der Stelle des ganzen ersten Absatzes, welcher wegfällt, tritt folgende
Bestimmung: Die Feststellung der Sachwaltergebühren gehört vor das
Gericht, vor welchem die Sache verhandelt wurde, bei Schwurgerichts-
sachen vor das Appellations-Gericht. Die Feststellung der Gebühren für
Vertheidigungen, wenn und soweit sie aus der Staatskasse zu ersetzen,
oder wenigstens vorzuschießen find, geschiehet von Amtswegen.

b) Statt der Ziffer 2 im zweiten Absatze:
2) gegen die erst-instanzliche Feststellung des Kreisgerichtes bei dem Kreis-

gerichte nach vorgängiger Aenderung des Referenten.
K.

Zu §. 30.

Die Gebühren für Vertheidigungen vor einem Einzelrichter betragen, ohne
Rücksicht auf die bisherigen Unterscheidungen, 10 Sgr. bis 2 Thlr.

Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1855 in Kraft; diejenigen Unter-
suchungen indessen, in denen schon vor dieser Zeit ein Verweisungserkenntniß er-
folgt ist, sollen nach dem frühern Verfahren verhandelt werden.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz höchsteigenhändig vollzogen und mit
Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel bedrucken lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 9. Dezember 1854.

 Carl Alexander.
von Watzdorf. von Wintzingerode.

Gese ,
die Abänderung der Strafprozeßordnung

betreffend.
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Minißerial-Bekannutmachung.
Nach den Bekanntmachungen des vormaligen Großherzoglichen Landschafts-

Kollegiums und der vormaligen Großherzoglichen Kammer vom 19. April und
1. November 1843 (Regierungs-Blatt S. 21 und 171) wurde bis auf Wi-
derruf gestattet, die von Zollvereins-Staaten nach dem 24 ½/.-Guldenfuße aus-
geprägten Guldenmünzen, zu deren Annahme eine Zwangsverbindlichkeit nicht
besteht, in den Großherzoglichen Kassen und Einnahmestellen nach den in jenen
Bekanntmachungen angegebenen Werthen anzunehmen.

Da aber der Kurs der nach dem 24½.-Guldenfuße geprägten Münzen
gegen den Kurs der Münzen des 14-Thalerfußes im gemeinen Verkehre schon
seit längerer Zeit gesunken ist: so sehen wir uns, zu Vermeidung fernerer
Agio-Verluste für die Großherzogliche Haupt-Staatskasse, veranlaßt, die durch
die in dem Eingange erwähnten Bekanntmachungen getroffenen Anordnungen,
mit Bezugnahme auf §. 27 der Verordnung vom 2. Juni d. J. (Regierungs-
Blatt S. 254), dahin zu ändern:

Vom 1. Januar 1855 an bis auf Weiteres haben die Großherzoglichen
Staat skassen und Einahmestellen bei allen Zahlungen, welche nicht in
Münzen des 14-Thalerfußes oder in anderen bestimmten Münzsorten
zu leisten sind, zollvereinsländische

Zweiguldenstücke zu 1 Thlr. 4 Sgr. — Pfg.
Einguldenstüuckke 117 —

Halbeguldenstücke — 8 6

— mithin 30 Gulden zu 17 Thalern — anzunehmen.

Nur bei Entrichtung von Zollgefällen (an Eingangs-, Ausgangs= und
Durchgangs-Abgaben) sind die in der Bekanntmachung des Großherzoglichen
Landschafts-Kollegiums vom 19. April 1843 aufgeführten vereinsländischen
Münzen des 24½2-Guldenfußes nach der dort bestimmten Gleichwerthung von
7 Gulden und 4 Thalern, auch ferner, wie zeither, anzunehmen.

Weimar am 12. Dezember 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

Für den Departements-Chef.
Bergfeld.



Uegierungs-Blatt
für das

Großherzogthum
Sachsen-Weimar-Eifenach.

Weimar. 23. Dezember 1834.Nummer 12. «

Wir Carl Alexander,
von Gottes Gnaden Großherzog von Sachsen-Weimar—
Eisenach, Landgraf in Thuringen, Markgraf zu Meißen,
gefursteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blankenhayn,

Neustadt und Tautenburg
2c. 2c.

fügen hiermit zu wissen, daß Wir auf unterthänigsten Antrag Unseres Kirchen-
rathes und nach Anhörung Unseres Staats-Ministeriums gnädigst beschlossen
haben, die Pfarrwitwen-Fisken für den Weimar-Neustädtischen= und für den Ei-
senachischen Kreis zu einer allgemeinen Pensions-Anstalt für die Witwen und
Waisen der evangelischen Geistlichen des Großherzogthumes zu vereinigen.

Wir ertheilen zugleich dem für diese vereinigte Anstalt entworfenen nach-
stehenden Statut, unter gleichzeitiger Aufhebung der zeither bestandenen Vorschrif-
ten und unter dem Vorbehalte zu §S. 9, daß nach neuer genauer Ermittelung
des Einkommens der Pfarrstellen eine diesem besser als bisher entsprechende Nor-
mirung der Einzeichnungssummen in den Hebelisten der Anstalt, unbeschadet der
bereits erworbenen Ansprüche der Theilhaber, Statt finden soll, Unsere landes-
fürstliche Bestätigung:

66
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Statut
einer allgemeinen Pensions-Anstalt für die Witwen und Waisen

der evangelischen Geistlichen im Großherzogthume
Sachsen-Weimar-Eisenach.

Erster Abschnitt.
Von dem Umfange der Anstalt.

. 1.

Die Pfarrwitwen-Fisken, welche bisher für den Weimarischen und Neustädtischen
Kreis laut Statuts vom 1. August 1828 und der dazu ergangenen Nachtrags-
verordnungen, für den Eisenachischen Kreis dagegen laut Statuts vom 14. Mai
1784 und der zu diesem erlassenen Nachtragsverordnungen bestanden haben, wer-
den sammt deren ganzem Vermögen unter Auflösung der innerhalb des Groß-
herzogthumes bisher noch für einzelne Orte, bezüglich kleinere Bezirke bestandenen
Pfarrwitwen-Fisken vom 1. Januar 1855 an zu einer Anstalt vereinigt, welche
unter dem Namen

„allgemeine Pensions-Anstalt für die Witwen und Waisen der evangeli-
schen Geistlichen im Großherzogthume Sachsen-Weimar-Eisenach“

dergestalt in Wirksamkeit tritt, daß von dem genannten Tage an die Verbind-
lichkeiten und Rechte der Mitglieder der vereinigten Anstalten gleichgestellt und
den hinterlassenen Witwen und Waisen derselben gleiche Ansprüche auf Unter-
stützung zugesichert werden.

8. 2.
Zur Theilnahme an der Anstalt sind alle definitiv angestellte evangelische

Geistliche, sowohl die eigentlichen Inhaber der Pfarrstellen als die definitiv an-
gestellten Substituten und Pfarr-Vikare verpflichtet und beginnt die Mitgliedschaft
der einzelnen Theilhaber mit dem Tage ihrer Verpflichtung für das definitiv zu
übernehmende erste geistliche Amt.

Freiwilliger Beitritt Anderer,z.B.der„Pfarr-Kollaboratoren findet nicht Statt.
8.Von der Theilnahme an der Anstalt sinne ausgeschlossen:

1) auswärtige Geistliche, welche innerhalb des Großherzogthumes Filial-
Stellen zu verwalten haben;

2) inländische Geistliche, welche auswärtige Filiale zu verwalten haben, hin-
sichtlich des mit diesen verbundenen Einkommens.

**-
Freiwilliger Rücktritt von der Theilnahme an der Anstalt findet nicht Statt.

Dagegen erlischt dieselbe, wenn ein Mitglied
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1) in Folge gerichtlicher Untersuchung bezüglich Bestrafung oder im Dis-
ciplinar-Wege seines Amtes entsetzt oder enthoben wird, oder

2) sonst das zur Theilnahme an der Anstalt berechtigende Amt ausdrücklich
oder stillschweigend aufgiebt.

Mit dem Tage des Austrittes erlöschen die mit der Mitgliedschaft verbun-
denen Rechte und Ansprüche, jedoch bleibt in dem unter 1 erwähnten Falle der
Gnade des Landesherrn vorbehalten, auf Antrag des Großherzoglichen Kirchen-
rathes unschuldigen und zugleich dürftigen Witwen und Waisen aus der Kasse
der Anstalt einige Unterstützung zu verwilligen.

Zweiter Abschnitt.
Von den Mitteln der Anstalt.

8. B.
Die regelmäßigen Einkünfte der Anstalt bestehen:

1) in dem Antrittsgelde der Mitglieder (F. 6);
2) in den jährlichen Beiträgen derselben (S. 7 2c.);
3) in dem Ertrage von Vakanzen einzelner geistlichen Stellen (. 10);
4) in den jährlichen Beiträgen der evangelischen Kirchen (K. 11);
5) in den Zinsen des Kapital-Vermögens der Anstalt;
6) in den landesherrlich bewilligten Zuschüssen aus Landesmitteln.
In Beziehung auf die einzelnen Arten der Einkünfte gelten folgende Be-

stimmungen.
8. 6.

Anlangend das Antrittsgeld der Mitglieder (S. 5 Zahl 1), so besteht die-
ses in zwei vom Hundert des Ertrages der zu übernehmenden ersten Stelle, bei
jeder Beforderung in eine einträglichere Stelle, ingleichen bei Verwilligung einer
nicht blos auf gewisse Zeit beschränkten Gehaltszulage aber in zwei vom Hun-
dert der künftigen Mehreinnahme.

Das Antrittsgeld ist innerhalb zweier Monate nach Eintritt in das betref-
fende geistliche Amt baar zu erlegen.

8. 7.
Der jährliche Beitrag eines jeden Mitgliedes (F. 5 Zahl 2) besteht in

zwei vom Hundert des Einkommens der Stelle, welche jedes einzelne Mitglied
bekleidet.

In Ruhestand versetzte Geistliche haben die Beiträge fortzuzahlen, welche
von dem Einkommen der Stellen zu entrichten sind, welche sie zuletzt bekleidet
haben. Wenn dieselben jedoch vorziehen, daß ihre zum Bezuge einer Pension
berechtigten Hinterbliebenen nur diesenige Pension beziehen sollen, welche dem
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Betrage des ihnen selbst ausgesetzten Ruhegehaltes entspricht, oder wenn diesel-
ben zur Zeit ihrer Penslonirung überhaupt keine zum Bezuge der Witwen= be-
züglich Waisen-Pension berechtigte Angehörige haben, so haben sie nur die dem
Betrage des Ruhegehaltes entsprechenden geringeren Beiträge zu zahlen (ver-
gleiche übrigens K. 9).

6. 8.

Die Beiträge werden in halbjährlichen gleichen Raten, den 1. April und
1. Oktober, an die betreffenden Superintendenturen gezahlt, von diesen in das
von jedem Mitgliede zu haltende Quittungs-Buch guittirt und mittelst Lieferschei-
nes mit den Kirchenbeiträgen (G. 11) vor Ablauf des betreffenden Monates an
die Kasse eingesendet. Neuangestellte, deren Eintritt in die Anstalt (vergleiche
K. 2) nicht mit dem geordneten Zahlungs-Termine zusammenfällt, zahlen das erste-
mal nur den verhältnißmäßig auf die Zeit zwischen ihrer Verpflichtung und dem
nächsten Zahlungs-Termine zu berechnenden Betrag.

Dagegen wird in Ansehung der in besser dotirte Stellen versetzten Geist-
lichen das laufende Halbjahr, in welches die Versetzung fällt, rückwärts für
voll gerechnet.

Jeder etwa rückständig bleibende Betrag wird im Verwaltungswege dem
säumigen Mitgliede an seiner bereitesten Besoldung, bezüglich an seinem Ruhe-
standsgehalte, bei seinem erfolgenden Ableben aber seinen Hinterbliebenen je nach
den Umständen an dem Begräbnißgelde oder an der ersten Pensions-Rate gekürzt.

8. 9.

Bei Berechnung derjenigen Stellerträge, bezüglich derjenigen Ruhegehalte,
welche inhaltlich der §.F. 6 bis 8 in Frage sind, werden die Summen, und zwar
was insbesondere die Ruhegehalte betrifft, verhältnißmäßig zu Grunde gelegt,
mit welchen das Einkommen der einzelnen geistlichen Stellen jetzt in die betref-
senden Hebelisten der bisherigen Pfarrwitwen-Fisken eingezeichnet ist, jedoch der-
gestalt, daß angenommen wird, das Einkommen von keiner Stelle betrage we-
niger als 300 Thaler und das höchste Einkommen einzelner Stellen betrage
nicht mehr als 750 Thaler, so daß z. B. das Auntrittsgeld in keinem Falle
unter 6 Thaler und über 15 Thaler betragen kann; ingleichen, daß jedes Mit-
glied der Anstalt, selbst wenn dessen Einkommen mit weniger als 300 Thalern
eingezeichnet ist, und namentlich auch jeder bei der Anstalt betheiligte Emeritus,
Substitut oder Vikar, welcher weniger als 300 Thaler Pension, bezüglich Ge-
halt beziehet, die jährlichen Beiträge von 300 Thalern, also wenigstens 6 Tha-
ler zu zahlen hat.
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Uebrigens sind die jetzt in die Hebelisten eingezeichneten Summen der Stell-
erträge, soweit dieses noch nicht geschehen, dergestalt abzurunden, daß dieselben
ohne Rücksicht auf den überschießenden Betrag mit der Zahl 5 theilbar werden,
so daß z. B. statt 478 Thalern 475 Thaler einzustellen sind.)

 r*
Anlangend die Vakanz-Erträge (§.5 Zahl 3), so ist jede in anderer Weise

als durch Versetzung zur Erledigung gekommene geistliche Stelle zwei, bezüglich
drei Monate zum Besten der Anstalt unbesetzt zu lassen, so daß der sechste be-
züglich vierte Theil des gesammten Jahresertrages der Stelle (von welchem
jedoch die Wohnung, sowie diejenigen Befreiungen, welche während der Vakanz=
Zeit irgend einen Ertrag nicht liefern können, abzurechnen sind) zur Kasse der
ersteren erhoben wird. Der sechste Theil fällt der Anstalt zu, wenn den Hinter-
bliebenen eines verstorbenen Geistlichen das Stelleinkommen auf das Gnaden-
halbjahr zu gewähren ist, der vierte Theil dagegen in anderen Vakanz-Fällen.
Bei Erledigungen durch Versetzung des Stellinhabers dauert der Anspruch des
Pfarrwitwen-Fiskus lediglich bis zur Wiederbesetzung der Stelle, und auch hier
niemals über drei Monate.

Der neu eintretende Geistliche hat das Vakanz-Gut zu übernehmen und
die geordneten Einkommentheile-nachMaßgabederin den neuesten Besoldungs-
Tabellen eingezeichneten Beträge der Anstalt abzugewähren und zwar innerhalb
sechs Monaten von Zeit der Einführung. Erfolgt die Zahlung innerhalb die-
ser Frist nicht, so sind von der Zeit des Ablaufes derselben an fünf Prozent
Zinsen von dem abzugewährenden Betrage zu zahlen, wenn nicht der Zahlungs-
pflichtige zuvor eine längere Stundung erwirkt hat. Diese soll —jedoch höchstens

"*) Anmerkung. Zur Erläuterung werden hier folgende Beispiele hinugefügt:
1) wenn der Ertrag einer ganzen Stelle in Frage ist, welche in Wabrbeit ein Einkommen

von 600 Thalern gewährt, dagegen nur mit 400 Tdalern in die Hebeliste eingetragen ist,
so bat der Inbaber die Beiträge nur von 400 Thalern zu zahlen und die Witwen= Pen-
sion wird 80 Tbaler betragen;

2) will ein Emeritus nur von seinem Nuhegebalte die Beiträge zahlen und den Seinigen nur
die dem entsprechende Pension sichern und hat
a) eine Stelle bekleidet, welche in Wabrbeit 800 Tbaler betrug, ist mit 400 Thalern pen-

sionirt worden und die Stelle ist in die Hebelisten nur mit 600 Thalern eingetragen, oder er ist
b) bei einem Stelleinkommen von 900 Thalern mit 100 Tdalern pensionirt worden, wäh-

rend die Stelle mit 750 Thalern in der Hebeliste verzeichnet ist; oder er ist
c) bei einem Stelleinkommen von 300 Thalern mit 200 Thalern penstonirt worden:
so hat derselbe im 1. und 3. Falle (a und c) die Becäge von 300 Thalern, im zweiten
Falle (b) von 333 1/3 Thalern, abgerundet auf 330 Thaler zu zablen und hat dagegen
für seine Hinterbliebenen die Aussicht auf eine Pension von 60 Thalern im ersten und
dritten, dagegen von 66 Thalern im zweiten Falle.
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auf vier Monate — nur dann verwilligt werden, wenn die fur die Zahlung
vorzugsweise in Frage kommenden bedeutenderen Einkommenstücke während der
sechsmonatlichen Frist nicht fällig geworden sind.

Uebrigens bleibt es bei der bisberigen Einrichtung, wonach die sämmtlichen
während der zwei= bezüglich dreimonatlichen Zeit für die vakante Stelle nöthig
werdenden Arbeiten und Amtsverrichtungen nach Maßgabe des von der betreffen-
den Superintendentur auszuschreibenden Turnus von den benachbarten Geistlichen
unentgeltlich zu besorgen sind.

In Berücksichtigung der Dienste, welche die Schullehrer während der frag-
lichen Zeit zu leisten haben, wird aus der Kasse der Anstalt für jeden Vakanz=
Monat 1 Thaler an die Kasse der Pensions-Anstalt für die Witwen und Wai-
sen der Schullehrer abgegeben.

8. 11.
Was die jährlichen Beiträge aus den Kirchen betrifft (. 5 Zahl 4), so

haben die sämmtlichen evangelischen Kirchen des Großherzogthumes jährlich einen
Beitrag von einem Achtel Prozent oder 3 Groschen 9 Pfennige von jedem 100
Thalern ihres gesammten werbenden Vermögens zu gewähren und zwar in gleichen
halbjährlichen Raten. Die Beitragssummen der einzelnen Kirchen werden in
längeren Zwischenräumen, deren keiner weniger als fünf Jahre umfassen soll,
von Neuem ermittelt.

Dritter Abschnitt.
Von der Bestimmung und der Verwendung der Einkünfte.

 12.
Die Einkünfte der Anstalt (§. 5½ K. 11) werden zunächst zur Unterstützung

der Hinterbliebenen derjenigen Geistlichen verwendet, welche als Mitglieder der
Anstalt verstorben sind. Die Verbindlichkeit der Anstalt in dieser Hinsicht be-
steht in der Gewähr

1) eines Kostenbeitrages zu dem Begräbnisse verstorbener Mitglieder und
2) einer jährlichen Pension an die dazu Berechtigten.

8. 13.
Alsbald nach erfolgter Anzeige des Todes eines Mitgliedes der Anstalt sind

dreißig Thaler
zum Begräbnisse desselben zu zahlen.

Zum Bezuge dieses Geldes sind in folgender Reihenfolge berechtigt:
1) die Witwe,
2) die leiblichen Nachkommen,
3) die leiblichen Aecendenten,
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4) die Seitenverwandten, vorausgesetzt, daß sie zugleich blutsverwandt sind,
bis zu den Bruders- und Schwester-Kindern, einschlüssig dieser selbst,
die unter 2 bis 4 einzeln Genannten unter einander nach der Ordnung
der gesetzlichen Intestat-Erbfolge, vorausgesetzt, daß sie den Begräbniß-
aufwand aus ihren Mitteln bestreiten.

Wenn Bezugsberechtigte nicht vorhanden sind, geht das Begräbnißgeld der
Kasse der Anstalt zu Gute. Reicht jedoch in diesem Falle der Nachlaß des Ver-
storbenen zur Deckung der unvermeidlichen Kosten seiner Beerdigung nicht aus,
so hat die Anstalt die fehlende Summe, jedoch in keinem Falle mehr als drei-
ßig Thaler, zuzuschießen.

Von den Mitgliedern der Anstalt selbst kann über das Begräbnißgeld nicht
verfügt werden.

# 1.
Der Betrag der den Hinterlassenen verstorbener Mitglieder der Anstalt zu

zahlenden jährlichen Pension besteht in einem Fünftheil der Summe, auf welche
dieselben zuletzt die jährliche Abgabe (F. 7 und §. 9) zur Kasse zu entrichten
hatten, somit soll keine Pension weniger als 60 Thaler, keine mehr als 150
Thaler jährlich betragen.

Wenn in Folge wider alles Erwarten eintretender Verhältnisse die jährli-
chen Einkünfte der Anstalt (F. 5) nicht zureichen, um die festgesetzte Pension
nachhaltig zu gewähren, so sind sämmtliche zum Genusse derselben Berechtigte
verpflichtet, sich auf kürzere oder längere Zeit einen verhältnißmäßigen Abzug
gefallen zu lassen.

8. 13.
Unter den Hinterbliebenen verstorbener Mitglieder haben Anspruch auf Ge-

währung der Pension
1) die Witwen auf Lebenszeit,
2) die eheleiblichen Kinder und zwar jedes bis zum erfüllten ein und zwan-

zigsten Lebensjahre.
Der geschiedenen Ehegattin eines verstorbenen Geistlichen, ingleichen der

Witwe eines Geistlichen, welcher erst nach seiner Versetzung in den Ruhestand
geheirathet hat, sowie den in einer solchen Ehe erzeugten Kindern, steht ein
Recht auf Pensions-Bezug nicht zu.

8. 18.
Der Bezug der Pension beginnt mit dem ersten Tage desjenigen Monates,

in welchem die halbjährliche Gnadenzeit abläuft und endet mit dem Monate, in
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welchem der Tod des Percipienten eingetreten, bezüglich der Kinder das ein
und zwanzigste Lebensjahr erfüllt worden ist.

8. 17.
Der Anspruch auf Pensions-Bezug geht während der vorgeschriebenen Ge-

nußzeit (§F. 16) verloren,
1) hinsichtlich der Witwe

a) durch anderweite Verehelichung,
b) durch außereheliche Schwangerschaft;

2) hinsichtlich der Kinder durch Verehelichung;
3) hinsichtlich sämmtlicher Genußberechtigten

a) durch Verurtheilung in eine gesetzlich, bezüglich durch Erkenntniß mit
dem Verluste der staatsbürgerlichen Rechte verbundene Strafe,

b) durch Niederlassung außerhalb der deutschen Bundesstaaten, wenn nicht
von dem Großherzoglichen Staats-Ministerium, Departement der Ju-
stiz und des Cultus, ausdrückliche Genehmigung zu solcher Niederlas-
sung ertheilt worden ist.

8. 18.

Anlangend die Vertheilung der Pension unter die verschiedenen Berechtig-
ten, so kommen hierbei folgende Grundsätze zur Anwendung:

1) wenn nur eine Witwe vorhanden ist, so hat dieselbe die ganze Pension
zu beziehen; «

2) hinterläßt der Verstorbene eine Witwe und ein Pensionsberechtigtes Kind,
so hat die Witwe zwei Dritttheile, das Kind einen Dritttheil der Pension
zu beziehen;

3) zwischen der Witwe und mehren Pensionsberechtigten Kindern ist die
Pension nach Kopftheilen zu theilen.

Uebrigens hat (zu 2 und 3) die Witwe die Antheile derjenigen Kinder zu
beziehen, hinsichtlich deren sie Mutterstelle vertritt, die Erziehung, Ernährung
besorgt u. s. w.

4) sind nur Pensionsberechtigte Kinder vorhanden, so haben diese die Pen-
sion ebenfalls nach Kopftheilen zu theilen, jedoch soll ein Kind in keinem
Falle mehr als ein Dritttheil der ganzen Pension zu beanspruchen haben;

5) stirbt einer der Berechtigten oder verliert er das Recht zum ferneren
Pensions-Bezuge (durch Ablauf der Zeit, auf welche sich die Berechtigung
beschränkt oder aus irgend einem andern Grunde), so wächst der Pensions-
Antheil desselben den übrigen Betbeiligten, vorbehaltlich der am Schlusse
des Punkt 4 oben bestimmten Beschränkung, zu gleichen Antheilen zu.



405

19.

Die Pension ist je zur Hälfte am 1. April und am 1. Oktober jedes Jah-
res auszuzahlen; bei der ersten Zahlung ist nur soviel zu gewähren, als es auf
die bis zum ersten Zahlungs-Termine verflossene Zeit erträgt.

Die Quittungen sind von der Witwe, bezüglich von den Vormündern der
Kinder, auszustellen und letztere haben sich bis zum ersten Zahlungs-Termine durch
ein Vormundschaftszeugniß, in welchem zugleich die Geburtszeit der einzelnen
Penslonsberechtigten Mündel anzugeben ist, auszuweisen.

Jeder Quittung ist ein auf Verlangen noch weiter zu beglaubigendes Zeug-
niß des Geistlichen des Aufenthaltsortes der betreffenden Pensions-Berechtigten
darüber beizufügen, daß dieselben noch leben und die Berechtigung nicht verloren
haben (vergleiche §. 17).

Halten sich die Pensions-Berechtigteu zeitweise im Auslande auf, bezüglich
ist ihre ständige Niederlassung außerhalb der deutschen Bundesstaaten genehmigt
worden (G. 17), so haben dieselben der Superintendentur ihres bisherigen Wohn-
ortes hiervon Anzeige zu machen und zugleich, bezüglich durch den ausländischen
Vormund, einen Eimvohner des Großherzogthumes zur Empfangnahme der Pen-
sion gerichtlich zu bevollmächtigen.

Vierter Abschnitt.
Von der Verwaltung der Austalt.

8. 20.
Die Anstalt steht unter der unmittelbaren Aufsicht und Leitung des Groß-

herzoglichen Staats-Ministeriums, Departement der Justiz und des Cultus.
In Fällen, welche auf dem Grunde des gegenwärtigen Statutes und auch

nach anderen Landesgesetzen und deren Analogie nicht zu entscheiden sind, ist,
nach Anhörung des Kirchenrathes, die höchste Entschließung Seiner Königlichen
Hoheit des Großherzogs, einzuholen.

. 21.

Das genannte Departement der Großherzoglichen Staats-Ministeriums be-
stellt nach zuvor eingeholter höchster Genehmigung den Kasseführer, welchem
die Besorgung der Einnahme und Ausgabe, die Buchführung und Rechnungs-
stellung obliegt.

Derselbe erhält eine besondere Dienstanweisung und genießt alle diejenigen
Rechte, welche nach den Landesgesetzen den landesherrlich angestellten Kassebeam-
ten zustehen, übernimmt dagegen auch alle diesen obliegende Verpflichtungen.

67
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s. 22.
Die von Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge bewilligte Besoldung

des Kasseführers, der bei der Kasseführung unvermeidliche Expeditions-Aufwand,
ingleichen die den Diöcesanen mit Rücksicht auf ihre Bemühungen in Angelegen-
heiten der Anstalt zukommenden jährlichen Remunerationen werden aus der Kasse
der Anstalt bestritten.

 23.
Neben der hier oben geordnetes Verwaltung und bebördlichen Beaussichti-

gung der Anstalt besteht ein aus drei Mitgliedern der letzteren zusammengesetzter
Auoschuß, welcher durch Einsicht der Nechnungen und sonst von dem Fortgange
der Anstalt sich genau zu unterrichten und etwaige Verbesserungsvorschläge zu
thun berechtigt ist.

Jeder der drei Kreise des Landes ernennt ein Ausschußmitglied dergestalt,
daß dasselbe von den Mitgliedern der Anstalt in Diöcesan-Konferenzen nach
einfacher Mebrheit der durch alle Diöcesen eines Kreises hindurch zusammenzu-
rechnenden Stimmen alle fünf Jahre gewählt wird.

Sollte sich bei den Wahlen eine Stimmengleichheit ergeben, so entscheidet
der Großherzogliche Kirchenrath.

Die Mitglieder des Ausschusses haben keinen Anspruch auf Vergütung ir-
gend einer Art aus der Kasse der Anstalt.

 27.

Mit der Verwaltung der Anstalt bleibt die Verwaltung der Dittmarschen
Legaten-Stiftung für die Diöces Gerstungen bis auf Weiteres verbunden.

Fünfter Abschnitt.
Von den Rechten der Anstalt.

8. 23.
Die Anstalt genießt alle Rechte und Befugnisse einer milden Stiftung.

Dieselbe hat ihr Domicil in der Stadt Weimar.
Sechster Abschnitt.

Transitorische Bestimmungen.
26.

I) Die am Schlusse des Statutes des für den Bereich des vormaligen Groß-
herzoglichen Ober-Konsistoriums zu Weimar errichteten allgemeinen Pfarr-
witwen-Fiskus vom 1. August 1828 ersichtlichen transitorischen Bestim-
mungen unter 1 bis 10 bleiben auch fernerhin in Kraft.

2) Diejenigen Superintendenten, welche bisher auf dem Grunde des F. 9
des Statutes der Versorgungsanstalt für die Witwen und Waisen der
Geistlichen des Weimarischen und Neustädtischen Kreises und des §&amp;. 7
des Statuten-Entwurfes für den Eisenachischen Kreis die Beiträge auf eine
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höhere Summe als ihr wirkliches Diensteinkommen beträgt, zum Witwen-
Fiskus entrichtet haben, bleiben auch ferner zur Fortentrichtung der des-
fallsigen größeren Beiträge verpflichtet, dagegen behalten sie ihre Ansprüche
auf die bereits zugesicherte höhere Witwen-Pension.

3) Den in der Beilage A genannten Geistlichen bleibt die Theilnahme an Bellage A.
der Anstalt unter den zur Zeit bestehenden besonderen Bedingungenr
verstattet.

4) Hinsichtlich der am 1. Januar 1855 bereits emeritirten Geistlichen hat
es bei den bisher bestandenen Verpflichtungen und Berechtigungen ledig-
lich sein Bewenden.

5) Die in der Beilage B genannten Witwen, bezüglich Kinder derjenigen Beilage B.
Mitglieder der Anstalt, welche vor dem 1. Januar 1855 verstorben sinr.
bezüglich sterben werden, bleiben im Genusse der ihnen in Folge der bis-
herigen Bestimmungen zugesicherten Pension, desgleichen die Witwen der
vormaligen Mitglieder des aufgelösten Vachaer Special-Witwen-Fiskus.

6) Was die Begräbnißgelder insbesondere anlangt, so beziehen die Hinter-
bliebenen der vor dem 1. Januar 1855 definitiv angestellten Geistlichen
des Weimar-Neustädtischen Kreises die bisher geordneten 50 Thaler.
Dagegen haben die unter Satz 3 und 4 dieses Paragraphen genannten
Geistlichen des Eisenachischen Kreises nur Anspruch auf 20 Thaler.

Die Bestimmungen dieses Paragraphen unter 3 bis 6 gelten auch hinsicht-
lich derjenigen in der Beilage C genannten Mitglieder der bisherigen Pfarrwit-Beilage C.
wen-Kassen, welche dem geistlichen Stande nicht oder nicht mehr angehören und
deren Nachfolger von der Theilnahme an der Anstalt hinfort ausgeschlossen sind,
sowie hinsichtlich der Hinterbliebenen derselben.

Urkundlich haben Wir gegenwärtiges Statut höchsteigenhändig vollzogen
und mit Unserem Großherzoglichen Staatsinsiegel versehen lassen.

So geschehen und gegeben Weimar am 20. Dezember 1854.

Carl Alexander.
von Watzdorf. von Wintzingerode.

Statut
einer allgemeinen Pensions-Anstalt für
die Witwen und Waisen der evangeli-
schen Geistlichen des Großherzogthumes.
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Betrag
des fünftigen, der künftigen
Begräbnß- Witwen-

geldes. Pension.
tdir. (gr.o.tbl. T inr.ol.

Sesemann in Großlupnitz
„ Stapf in Dorndorf
„f„ Kunkel in Euendausen .
«AnhatttaSondbemvd R ...

,,BntfthölketAhaufea.......

Der Plarter Scherd in Neukirchen (wegen böbelerodo und Stregda)

General- Superintendentin Kindervater in Esenach .
Ober-Konftstorialräthin Heusinger daf. .
Pfatkennhoffmaantasquchkovekk

» Höpfner in Eisenach
,, Vogtdaf.. .

« Bruchlos in Obbein ...
»Btcnu1ullektn Dusseldocf
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Uegierungs- Blatt
für das

Großherzogthum
Sachsen-Weimar.=Eisenach.

Nummer 43. Weimar. 24. Dezember 1854.

Ministerial-Bekanntmachungen.
II.Dem Apotheker Carl Fiedler zu Vieselbach ist auf Nachsuchen die

Erlaubniß zur ferneren Betreibung einer Agentur der Stettiner Feuerversiche-
tungs-Gesellschaft innerhalb der Grenzen des Großherzogthumes bis auf Wi-
derruf ertheilt worden.

Weimar am 22. November 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

Für den Departement-Chef.
Bergfeld.

II. Mit Beziehung auf die Bekanntmachung vom 6. Januar v. J.
(Nr. 1 des Regierungs-Blattes vom vorigen Jahre) wird hierdurch zur Kennt-
niß der betreffenden Behörden gebracht, daß Formulare zu Quittungen über
den Verlag von Zeugen-, Sachverständigen= und ähnlichen Gebühren zu dem
Preise von 3 Thlrn. 20 Sgr. für das Ries von der von Göckelschen Hof-
Buchdruckerei in Eisenach zu beziehen sind.

Weimar am 24. November 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Justiz und des Cultus.

von Wintzingerode.
68
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III. Von dem unterzeichneten Staats-Ministerium wird hinsichtlich derjenigen
Handwerksgesellen und sonstigen Gewerbsgehülfen, welche außer-
halb des Sitzes der Innungsbehörde in Arbeit treten, zur Herstellung
eines gleichmäßigen Verfahrens und einer genügenden Kontrole über solche Per-
sonen Folgendes hierdurch verordnet:

1) Findet ein Gesell oder sonstiger Gewerbsgehülfe Arbeit außerhalb des
Siges der Innungsbehörde, so hat der Arbeitsmeister den Gesellen oder
Gehülfen vor dessen Aufnahme der Orts-Polizeibehörde vorzustellen und
gleichzeitig das Wanderbuch oder die sonstigen Legitimations-Papiere des-
selben zur Prüfung zu überreichen. Trägt die Polizei-Behörde aus
Gründen, welche mit den Innungsverhältnissen nicht im Znsammenhange
stehen, Bedenken, dem Gesellen den Aufenthalt zu gestatten, so muß der
letztere, vorbehältlich des Rekurses an den Bezirks-Direktor, weiter wan-
dern. Bestehen dagegen solche Bedenken nicht, so sind die Legitimations-
Papiere derjenigen Gewerbsgehülfen, welche einem zünftigen Gewerbe
nicht angehören, bei der Orts-Polizeibehörde alsbald zu deponiren,
die Legitimations-Urkunden der zu einem zünftigen Gewerbe gehörigen
Gesellen aber, mit der Bemerkung der Unbedenklichkeit des Arbeitseintrit-
tes versehen, dem Arbeitsmeister einzuhändigen und hinsichtlich der letzt-
gedachten Gesellen die weiter folgenden Vorschriften zu beobachten.

2) Der Arbeitsmeister hat die Legitimations-Papiere des einwandernden Ge-
sellen, ohne Unterschied zwischen Einheimischen und Fremden, binnen drei
Tagen an denjenigen Gemeindevorstand abzugeben, welcher mit der Hand-
habung der Innungs-Polizei innerhalb desjenigen Innungs-Bezirkes be-
auftragt ist, zu welchem der Wohnort des Arbeitsmeisters gehört.

3) Von der Zunftobrigkeit ist die übergebene Legitimation zu prüfen und,
wenn keine Bedenken vorliegen, in Verwahrung zu nehmen, gleichzeitig
aber die Erlaubniß zum Arbeitseintritte durch Ausstellung einer an den
Arbeitsmeister abzugebenden Arbeitskarte zu ertheilen.

4) Der Arbeitsmeister ist gehalten, die Arbeitskarte binnen acht Tagen an
die Polizei-Behörde seines Wohnortes zur Verwahrung abzugeben.

5) Bei dem Arbeitsaustritte des Gesellen hat der Meister ein Zeugniß über
die Aufführung und Entlassung desselben auszustellen, die Orts-Polizei=
behörde solches zu beglaubigen und dem Gesellen die bei ihr niederge-
legte Arbeitskarte, mit einer kurzen Abgangsbemerkung versehen, aus-
zuhändigen.
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6) Auf Grund dieses Zeugnisses und gegen Zurückgabe der Arbeitskarte hat
sodann die Zunft-Polizeibehörde ein Arbeitszeugniß in das Wanderbuch
des Gesellen einzutragen und, wenn sie zu den mit dem Visiren der Reise-
Legitimationen beauftragten Behörden gehört, das Wanderbuch zur Wei-
terreise zu visiren, im entgegengesetzten Falle aber nur die Weisung zur
Vorzeigung des Wanderbuches bei der nächsten Visir-Behörde zum Zwecke
des Visirens einzutragen.

Zuwiderhandlungen der Arbeitsmeister gegen die Bestimmungen unter Zif-
fer 1, 2, 4 unterliegen einer Strafe von fünf Thalern.

Weimar am 11. Dezember 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement des Innern.

von Watzdorf.

IV. Mit Bezug auf die Ministerial-Bekanntmachung vom 25. Februar d. J.,
Seite 183 des Regierungs-Blattes, wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß
gebracht, daß der Artikel 18 des Handels= und Zoll-Vertrages mit Oesterreich
vom 19. Februar 1853 von Seiten der Kaiserlich Oesterreichischen Staatsregie-
rung hinsichtlich des dortigen Militair-Grenzgebietes mit der Maßgabe in Voll-
ziehung gesetzt worden, daß in diesem Gebiete die Gleichstellung der Angehöri-
gen der Zollvereins-Staaten mit den Oesterreichischen Unterthanen nur auf eine
Gleichstellung mit denjenigen Oesterreichischen Unterthanen zu beziehen ist, welche
nicht der Militair-Grenze angehören, daß die Ausstellung der erforderlichen
Gewerks-Legitimationen an die Grenzbewohner, sowie der Legitimationen
an die Angehörigen der Zollvereinsstaaten in dem Militair-Gebiete den Grenz-,
Regiments= (Bataillons-) Kommando's und beziehungsweise den Magistraten
und den Militair-Kommunitäten zusteht und daß alle diesfallsigen Fragen und
Beschwerden in dem mehrgedachten Gebiete von den dieses Land verwaltenden
Militair-Behörden im vorgeschriebenen Instanzenzuge verhandelt werden.

Weimar am 12. Dezember 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

Für den Departements-Chef.
Bergfeld.



412

V. Die Gegenbuchsführung bei der Großherzoglichen Salzgelder-Oberein-
nahme zu Weimar ist von jetzt an dem Großherzoglichen Ministerial-Revisor
Voigt allhier, für Behinderungsfälle desselben aber dem Großherzoglichen Mi-
nisterial-Kalkulator Völker übertragen worden, wovon die betheiligten Behör-
den und das Publikum mit dem Bemerken hierdurch in Kenntniß gesetzt werden,
daß jede Quittung über an die Großherzogliche Salzgelder-Obereinnahme allhier
eingezahlte Gelder nur dann als gültig angesehen werden kann, wenn sie, außer
der Unterschrift des Kassirers, auch die des Gegenbuchführers mit Angabe des
Blattes, auf welchem die Zahlung im Gegenbuche eingetragen ist, enthält.

Weimar am 13. Dezember 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

Für den Departements-Chef.
Bergfeld.

VI. Mit Bezug auf die Ministerial-Bekanntmachung vom 8. September d. J.
(Seite 333 des Regierungs-Blattes) wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß ge-
bracht, daß nach einer Benachrichtigung des Königlich Bayerschen Staats-Mi-
nisteriums des Handels und der öffentlichen Arbeiten das dortseitige Hauptzoll=
amt im Innern Reichenhall vom 1. Januar 1855 an eingezogen werden
wird und die demselben obgelegenen Funktionen von diesem Zeitpunkte ab je
nach der örtlichen Lage den beiden nächstbefindlichen Hauptzollämtern Freilas-
sing (Vereinsgrenzamt) und Rosenheim (Amt im Innern) und zwar in der
Weise zugewiesen worden sind, daß die Nebenzollämter I Schwarzbach, Mel-
leck und Schellenberg dem erstgenannten Hauptzollamte und das Nebengoll-
amt 1 Reit im Winkel dem letztgenannten Hauptzollamte unterstellt seyn wer-
den. Weimar am 19. Dezember 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

Für den Departements-Chef.
Bergfeld.



Uegierungs- Blatt
Großberzogthum

Sachsen= Weimar-Eisfenach.
Nummer 44. Weimar. 31 Dezember 1834.

Minisßerial-Bekanntmachungen.
II.#Da nach F. 2 a„n des Gesetzes vom 15. Juli 1846, die Besteuerung

des Rübenzuckers betreffend, ein geringeres Quantum als fünf Zentner Rüben
auf einmal nicht gewogen werden darf, so müssen — in Gemäßheit einer unter
den Regierungen des Zoll= und Handels-Vereines deshalb bestehenden Verein-
barung —die Behälter, in welchen die Rüben zur Verwiegung gelangen, min-
destens so groß seyn, um jene geringste Menge fassen zu können.

Es wird daher dieses, als Verwaltungsvorschrift, unter Hinweisung auf
§. 26 des angeführten Gesetzes, andurch zur Nachachtung öffentlich bekannt ge-
macht.

Weimar am 20. Dezember 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

Thon.

II. Mit höchster Genehmigung Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs
wird auf dem Grunde des F. 3 des Zollgesetzes vom 1. Mai 1838 die Aus-
fuhr von Pferden aus dem Großberzogthume über die Grenzen gegen das
Zollvereins-Ausland bei Vermeidung der in dem Gesetze wegen Uebertretung
und Bestrafung der Zollvergehen von gleichem Tage festgesetzten Strafen für
jetzt und bis auf Weiteres hierdurch verboten.

69



414

Ein gleiches Verbot ist von der Königlich Preußischen Staatsregierung be-
reits erlassen und wird auch von den übrigen Regierungen des deutschen Zoll-
und Handels-Vereines zu erwarten seyn, weshalb die diesseitigen Staatsange-
hörigen vor Schaden und Nachtheil, welcher sie bei Uebertretung des Verbotes
treffen würde, gewarnt werden.

Weimar am 22. Dezember 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

Thon.

III. Dem Gastgeber Wilhelm Haase zu Blankenhayn ist auf Nachsuchen
die Erlaubniß zur Betreibung einer Agentur der Magdeburger Feuerversicherungs-
Gesellschaft innerhalb der Grenzen des Großherzogthumes bis auf Widerruf er-
theilt worden.

Weimar am 21. Dezember 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Finanzen.

Thon.

IV. Da mehrfach zu bemerken gewesen ist, daß den über die Würderung
von Mobilien und Immobilien bestehenden Anordnungen nicht mit derjenigen
Genauigkeit nachgekommen wird, welche im öffentlichen Interesse dringend er-
forderlich erscheint, so sieht sich Großherzogliches Staats-Ministerium veranlaßt,
die pünktliche Befolgung der in der Instruktion für die Orts-Taratoren und
in den §F.S. 126 — 140 der Ausführungsverordnung zu dem Gesetze über
das Recht an Faustpfändern und Hypotheken vom 6. Mai 1839 enthaltenen
Vorschriften hierdurch gemessenst in Erinnerung zu bringen und die Orts-
Taxatoren zugleich auf §. 349 dieses Gesetzes und §&amp;. 10 der bezeichneten In-
struktion hinzuweisen, wonach dieselben nicht nur jeden durch erweisliche Unrich-
tigkeit einer Würderung, absichtlich oder doch fahrlässig verursachten Schaden zu
ersetzen, sondern auch für wissentlich unrichtige Schätzungen oder Annahmen
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von Geschenken und Bestechungen, peinliche Bestrafung nach den Bestimmungen
des Strafgesetzbuches zu gewärtigen haben.

Weimar am 23. Dezember 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
Departement der Justiz und des Kultus.

von Wintzingerode.

V. Da die Direktion der Weimarischen Bank gegenwärtig auch Bank-
noten über Beträge von je 20 Thalern und 50 Thalern in Umlauf zu setzen
beabsichtiget, so wird die nachstehende Beschreibung dieser Noten mit Beziehung
auf die Ministerial-Bekanntmachung vom 6. Oktober d. J. hierdurch zur öf-
fentlichen Kunde gebracht.

Weimar am 27. Dezember 1854.

Großherzoglich Sächsisches Staats-Ministerium,
epartement des Innern.

von Watzdorf.

Beschreibung der Weimarischen Banknoten à 20 Thaler.
Die Noten der Weimarischen Bank zu 20 Thalern sind 5 Zoll 8 Linien

lang und 3 Zoll 9½ Linien hoch, oben und unten beschnitten, an den End-
seiten mit natürlichem Papierrande versehen. Das zur Ausführung verwandte
Hanfpapier ist weiß und mit Wasserzeichen versehen, die am oberen und unteren
Rande in der Bezeichnung „Weimarische Banknote“ in heller Schrift, an beiden
Endseiten in der Bezeichnung 20 Thaler 20 in hellen, mit Schatten versehenen
Zeichen auf guillochirtem und hellem Grunde, bestehen.

Der Aufdruck auf die mit guillochirtem Grunde in hellrother Farbe be-
druckte Schauseite ist mit schwarzer Farbe in Buchdruck-Manier gemacht, und
enthält oben zwischen den beiden verzierten Werthzahlen 20 ein verziertes Wap-
penschild mit einem gekrönten springenden Löwen, dar unter in sieben Zeilen:

Die Weimarische Bank
zahlt gegen diese Note

Zwanzig Thaler
im Vierzehn-Thalerfuße.

Weimar den 4. Februar 1854.
Der Verwaltungsrath. Der Regierungs-Commissar. Die Direction.

Stichling. Rathgen. Polte.
69
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worauf zwei mit kleinen Perlenrändern verzierte Felder mit kleiner Diamant-
Schrift folgen, von denen das linkseitige:

Der Bankgesellschaft ist die Einziehung der Banknoten gestattet, wenn
die Großherzogliche Staatsregierung die diesfallsigen Gründe für genü-
gend erachtet. In einem solchen Falle muß sie unter Bestimmung einer
ausschließlichen Frist von mindestens Einem Jahre mittelst öffentlicher
Bekanntmachung (C. 69 des Bank-Statuts), welche in angemessenen
Zwischenräumen dreimal zu wiederholen ist, die Noten einrufen.

Die nicht zur bestimmten Zeit eingelieferten Banknoten sind in den
Händen des Inhabers annullirt.

das rechtseitige dagegen in dreifacher Wiederholung:
Die Nachahmung, Verfälschung und wissentliche Verbreitung verfälschter
Banknoten wird nach Maßgabe der Strafgesetze bestraft.

enthält.
Die linkseitige obere Ecke zeigt eine der Littern E. F. G. oder H.

nebst der Serie, während die rechtseitige obere Ecke die Folie des Stamm-
buches giebt.

Der Aufdruck auf die mit einem hellrothen Tondrucke versehene Rückseite
ist mit schwarzer Farbe in Kupferdruck-Manier ausgeführt, und zeigt in der
Mitte: einen die Thuringia darstellenden weiblichen Kopf mit einem Diadem
geschmückt, das in Form der Wartburg mit dem gekrönten springenden Löwen
ausgeführt ist, und umgeben von Blumen und Lorbeerkränzen, nebst den Emble-
men des Hütten= und Maschinen-Wesens. Links und rechts seitwärts vom
Kopfe befinden sich unten die verzierten Werthzahlen 20 auf guillochirtem
Grunde; über demselben links in Typen gedruckt die Littera und die laufende
Nummer der Note, rechts dagegen aber auf schraffirtem Grunde der Name des
eintragenden Beamten.

Beschreibung der Weimarischen Banknoten à 50 Thaler.
Die Noten der Weimarischen Bank zu 50 Thalern sind 5 Zoll 10 Linien

lang und 4 Zoll ½ Linie hoch, oben und unten beschnitten, an den Endseiten
mit natürlichem Papierrande versehen. Das zur Ausführung verwandte Hanf-
papier ist weiß und mit Wasserzeichen versehen, die am obern und untern Rande
in der Bezeichnung „Weimarische Banknote“ in heller Schrift an beiden End-
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seiten in der Bezeichnung 50 Thaler 50 in hellen mit Schatten versehenen Zei-
chen auf guillochirtem und hellem Grunde, bestehen.

Der Aufdruck auf die mit guillochirtem Grunde in hellgrüner Farbe be-
druckte Schauseite ist mit schwarzer Farbe in Buchdruck-Manier gemacht, und
enthält oben zwischen den beiden verzierten Werthzahlen 50 ein verziertes Wap-
penschild mit einem gekrönten springenden Löwen, darunter in sieben Zeilen:

Die Weimarische Bank
zahlt gegen diese Note

Funfzig Thaler
im Vierzehn-Thalerfuße.

Weimar den 4. Februar 1854.

Der Verwaltungs-Rath. Der Regierungs-Commissar. Die Direction.
Stichling. Rathgen. Polte.

worauf zwei mit kleinen Perlenrändern verzierte Felder mit kleiner Diamant-
Schrift folgen, von denen das linkseitige:

Der Banggesellschaft ist die Einziehung der Banknoten gestattet, wenn
die Großherzogliche Staatsregierung die diesfallsigen Gründe für genü-
gend erachtet. In einem solchen Falle muß sie unter Bestimmung einer
ausschließlichen Frist von mindestens Einem Jahre mittelst öffentlicher
Bekanntmachung (S. 69 des Bank-Statuts), welche in angemessenen
Zwischenräumen dreimal zu wiederholen ist, die Noten einrufen. Die
nicht zur bestimmten Zeit eingelieferten Banknoten sind in den Händen
des Inhabers annullirt.

das rechtseitige dagegen in dreifacher Wiederholung:
Die Nachahmung, Verfälschung und wissentliche Verbreitung verfälschter
Banknoten wird nach Maßgabe der Strafgesetze bestraft.

enthält.
Die linkseitige obere Ecke zeigt die Littera J nebst der Serie, während

die rechtseitige obere Ecke die Folie des Stammbuches giebt.
Der Aufdruck auf die mit einem hellgrünen Tondrucke versehene Rückseite

ist mit schwarzer Farbe in Kupferdruck-Manier ausgeführt, und zeigt in der
Mitte: einen die Thuringia darstellenden weiblichen Kopf mit einem Diadem
geschmückt, das in Form der Wartburg mit dem gekrönten springenden Löwen
ausgeführt ist, und umgeben von Blätterzweigen nebst den auf Handel und Ver-
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kehr Bezug habenden Emblemen. Links und rechts seitwärts vom Kopfe be-
finden sich unten die verzierten Werthzahlen 50 auf guillochirtem Grunde, über
demselben links in Typen gedruckt die Littera und die laufende Nummer der
Note, rechts dagegen aber auf schraffirtem Grunde der Name des eintragenden
Beamten.

Bekanutmachungen.
I. Die nach unserer Bekanntmachung vom 12. Dezember 1853 dermalen

bestehenden erhöhten Extra-Post-Taxen von
11/Sgr. für ein Extrapost-Pferd und
16½ Sgr. für ein Kourier= oder Estaffeten-Pferd

auf jede Meile bleiben auch für das Kalenderjahr 1855 in Kraft.
Wir bringen dieses mit Beziehung auf F. 1 der höchsten Verordnung vom

22. August 1845 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß.

Weimar am 14. Dezember 1854.

Großherzoglich Sächsische Ober-Postinspektion.
Helbig.

II. Um in Fällen, in welchen bei Benutzung der regelmäßigen Postverbin-
dungen die Bestellung eines Briefes nach dessen Eintreffen am Bestimmungs-
orte durch einen Expressen gewünscht wird, diese nach Möglichkeit zu gewäh-
ren, sind für derartige Briefe mit Rücksicht auf die für den Postvereinsverkehr
bereits gültigen Bestimmungen bei dem internen Verkehr des Großherzogthumes
Sachsen, sowie bei dem Verkehr mit den anderen Staaten des Fürstlich Thurn-
und Taxisschen Postverwaltungsbezirkes die nachstehenden, von Seiner Kö-
niglichen Hoheit, dem Großherzoge gnädigst genehmigten Vorschriften in das
Leben getreten:

1) Briefe, welche alsbald nach dem Eintreffen am Bestimmungsorte durch
einen Expressen bestellt werden sollen, mussen von dem Absender auf
ihrer Adreß-Seite in deutlich ersichtlicher Weise mit der Bezeichnung
„Expreß zu bestellen“ versehen seyn.
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Auf die Bezeichnung hin „eilt“ „eiligst“ (cito, citissime) „zur
schleunigsten Abgabe empfohlen“ und dergleichen, kann eine expresse Be-
stellung nicht erfolgen. Anordnungen, welche ein Adressat wegen Bestel-
lung seiner Korrespondenz im Allgemeinen getroffen hat, bleiben bei ex-
preß zu bestellenden Briefen außer Anwendung.
Solche expreß zu bestellende Briefe müssen stetsrekommandirtwerden
und zahlen (außer der Rekommandations-Gebühr und dem Franko) für
die expresse Bestellung an dem Orte der Postanstalt an Bestell-
geld (von dessen Entrichtung keinerlei Befreiung Statt findet):
a) wenn die Bestellung am Tage erfolgt, 3 Silbergroschen,
b) wenn die Bestellung Nachts Statt findet, 6 Silbergroschen,
Als Tageszeit gilt im Sommer (April bis September) die Zeit von 5
Uhr Morgens bis 11 Uhr Nachts, im Winter (Oktober bis März) die
Zeit von 7 Uhr Morgens bis 10 Uhr Nachts; als Nachtzeit gilt im
Sommer die Zeit von 11 Uhr Nachts bis 5 Uhr Morgens, im Winter
die Zeit von 10 Uhr Nachts bis 7 Uhr Morgens.

4) Für die außerhalb des Ortes der Abgabe-Postanstalt zu bestel-
lenden Expreß-Briefe sind, außer dem, den Boten zu zahlenden und mit
denselben nach den ortsüblichen Sätzen zu vereinbarenden Lohne, ohne
Unterschied, ob die Bestellung am Tage oder zur Nachtzeit erfolgt, 3 Sil-
bergroschen für Beschaffung des Boten zu entrichten.

5) Die Gebühr für die expresse Bestellung kann nach Gutbefinden des Ab-
senders vorausbezahlt oder deren Zahlung dem Adressaten überlassen wer-
den. Im letzteren Falle hat der Absender eines solchen Briefes jedoch
seinen Namen mit auf die Adresse zu setzen und für die Zahlung zu
haften, wenn dieselbe vom Empfänger verweigert wird.

6) Zur Sicherung der richtigen Zahlung können daher die Poststellen in
den Fällen, in welchen der Empfänger den Botenlohn tragen soll, oder
dessen Betrag für expresse Bestellung außerhalb des Ortes der Abgabe-
Postanstalt nicht bekannt ist, die Hinterlegung der betreffenden Beträge
bezüglich im letzterwähnten Falle des Betrages von 15 Silbergroschen
verlangen.

7) Telegraphische Depeschen, welche von einem Telegraphen-Büreau zur
Weiterbeförderung an den Bestimmungsort zur Post gegeben werden oder

29
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mit derselben an ein Telegraphen-Büreau eingehen, unterliegen selbstver-
ständlich den obigen Bestimmungen ebenfalls, wenn sie expreß bestellt
werden sollen.

8) Briefe, welche nach Orten des Bestellbezirkes der Aufgabe-Postanstalt
selbst bestimmt sind, können zur expressen Bestellung nicht angenommen
werden.

9) Bei Expreß-Briefen leistet die Postanstalt für den Verlust, sowie für die
verspätete Bestellung die für rekommandirte Briefe durch die Postord-
nung festgesetzte Entschädigung.

Bei Bestellung durch expresse Boten auf das Land tritt jene Haftpflicht
nur dann ein, wenn der Postanstalt selbst oder einem verpflichteten Unter-
gebenen derselben ein Verschulden dabei zur Last fällt.

Weimar am 20. Dezember 1854.

Großherzoglich Sächfische Ober-Postinspektion.
Helbig.
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	Ministerial-Bekanntmachung, die Uebertragung der Verwaltung der Sportelneinnahme des Großherzoglichen Justiz-Amtes zu Kaltennordheim an das Großherzogliche Rechnungsamt daselbst betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Errichtung eines Bergamtes in Ilmenau betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, Erinnerung an einige Vorschriften des Gesetzes über die Einkommensteuer vom 19. März 1851.

	Regierungs-Blatt Nummer 34.
	Ministerial-Bekanntmachung, eine Uebersicht der Steuersätze, welche in denjenigen Vereinsstaaten etc., wo innere Steuern auf die Hervorbringung oder Zubereitung gewisser Erzeugnisse gelegt sind, von den gleichnamigen vereinsländischen Erzeugnissen erhoben werden.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Errichtung eines Haupt-Steueramtes mit Niederlage in Dessau betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Abzweigung des Ortes Stregda vom Steuerbezirk Kreuzburg und Zuteilung desselben an den Steuerbezirk Eisenach betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Umwandlung des Kürfürstlich Hessischen Steueramtes Wannfried in eines mit bedingtem Niederlagerecht betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Ertheilung der Erlaubniß zum Geschäftsbetrieb einer Agentur der Aachener und Münchener Feuerversicherungs-Gesellschaft im Großherzogthum betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Ertheilung der Erlaubniß zum Geschäftsbetrieb einer Agentur der Feuerversicherungs-Anstalt Borussia zu Berlin im Großherzogthum betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Ertheilung der Erlaubniß zum Geschäftsbetreib einer Agentur der Leipziger Feuerversicherungs-Gesellschaft im Großherzogthum betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Ertheilung der Erlaubniß zum Geschäftsbetrieb einer Agentur der Leipziger Feuerversicherungs-Gesellschaft im Großherzogthum betreffend.

	Regierungs-Blatt Nummer 35.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Bestätigung der Statuten der Gasbereitungs-Gesellschaft für die Stadt Weimar betreffend.
	Statut der Gasbereitungs-Gesellschaft zu Weimar.
	A. Interims-Aktie.
	B. Aktie der Gasbereitungs-Gesellschaft zu Weimar.
	C. Dividenden-Schein.


	Ministerial-Bekanntmachung, die Beförderung von Ablösungen betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Kataster-Führung mehrerer Ortschaften im Justizamts.Bezirk Buttstädt betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, Verträge zu frommen Zwecken erhalten erst durch landesherrliche Genehmigung verbindende Kraft.

	Regierungs-Blatt Nummer 36.
	Ministerial-Bekanntmachung, Verordnung zur Ausführung des §. 38 des Gesetzes vom 16. Februar 1854 über den Schutz gegen fließende Gewässer und über die Benutzung derselben.
	Ministerial-Bekanntmachung, Nachträge und Erläuterungen zu den Statuten der Lebens-, Renten-, Aussteuer- und Begräbniß-Versicherungs-Bank ,,Vorsicht".
	Ministerial-Bekanntmachung, die Ertheilung der Erlaubniß zum Geschäftsbetrieb einer Agentur der Magdeburger Feuer-Versicherungsgesellschaft im Großherzogthum betreffend.
	Bekanntmachung, Bestimmungen über die Beigabe von Frachtbriefen bei Fahrpostsendungen betreffend.
	Bekanntmachung, eine Korrektur der Ministerial-Bekanntmachung vom 4. August d. J., die Errichtung eines Bergamtes in Ilmenau betreffend.

	Regierungs-Blatt Nummer 37.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Veröffentlichung eines berichtigten Verzeichnisses der Steuerämter im Gesammt-Zollvereine betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Ertheilung der Befugniß zur Erledigung von Begleitscheinen I. über Bijouterie-Waaren an das Großherzoglich Badensche Nebenzollamt I. Klasse zu Pforzheim betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Ausdehnung der Befugniß zum Begleitschein-Wechsel der Königlich Sächsischen Nebenzollämter I. Klasse zu Neugersdorf, Ebersbach, Neustadt und Brambach betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Ausdehnung der Einstellung der Erhebung von Eingangszöllen für Getreide und Hülsenfrüchte, Mehl und andere Mühlen-Fabrikate bis Ende Dezember betreffend.

	Regierungs-Blatt Nummer 38.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Ausgabe der zu Obligationen au porteur gehörigen Talons und Zins-Koupons für den Eisenacher Kreis, sowie Personal-Veränderungen bei der Führung des Gegenbuches über die Salzgelder Obereinnahme zu Eisenach betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Errichtung eines Rechnungs-Amtes zu Jena betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Beschreibung des Banknoten über Beträge von je 10 Thalern der Weimarischen Bank betreffend
	Bekanntmachung, Berichtigung eines Druckfehlers in der Ministerial-Bekanntmachung vom 28. September 1854.

	Regierungs-Blatt Nummer 39.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Uebergangsabgabe von Branntwein im Kurfürstenthum Hessen betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Ertheilung der Befugniß zur Erledigung von Uebergangsscheinen über Uebergangssteuerpflichtige Gegenstände aller Art an die Großherzogliche Steuer-Receptur zu Apolda betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, Verordnung wegen Berichtigung des bei der Erhebung der Branntweinsteuer zur Anwendung kommenden Maischsteuer-Satzes betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Übertragung der Kataster-Führung von mehreren Ortschaften des Justizamts-Bezirkes Jena betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, den Ersatz des Aufwandes für eine Pflegling in den Heilanstalten des Landes betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Freistellung vom Eingangszoll für ,,Angorahaare" und ,,Testik" in den Zollvereins-Staaten betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Ertheilung der Erlaubniß zum Geschäftsbetrieb einer Agentur der Feuer-Versicherungsbank für Deutschland zu Gotha im Großherzogthum betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Aufhebung des Großherzoglichen Ober-Forstamtes Neustadt in Dreitzsch betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Einführung der Bezirks-Katasterführung für den Amtsbezirk Bürgel betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Ausdehnung der Einstellung der Erhebung des Eingangszolles für Getreide und Hülsenfrüchte, Mehl und andere Mühlen-Produkte bis Ende September 1855 betreffend.

	Regierungs-Blatt Nummer 40.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Katasterführung des Amtsbezirkes Allstedt betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, Ausschreiben eines Beitrags zur Landes-Brandversicherungsanstalt betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Verwaltung der Forst-Inspektion Berka betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, das Erfindungs-Patent auf eine eigenthümliche Kamm- und Krempel-Maschine für Woll- und andere faserige Stoffe , sowie auf Vorrichtungen zur Vorbereitung und Kämmung derselben Stoffe betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Errichtung eines Rechnungsamtes Vacha in Völkershausen betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, der Entzug der Koncession für die Betreibung einer Agentur der Magdeburger Feuerversicherungs-Gesellschaft betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Ertheilung der Erlaubniß zum Geschäftsbetrieb einer Agentur der Magdeburger Feuerversicherungs-Gesellschaft im Großherzogthum betreffend.

	Regierungs-Blatt Nummer 41.
	Gesetz, die Abänderung der Strafprozeßordnung betreffend
	Ministerial-Bekanntmachung, die Geltung einiger Münzsorten bei Zahlungen an die Staatskassen betreffend.

	Regierungs-Blatt Nummer 42.
	Statut einer allgemeinen Pensions-Anstalt für die Witwen und Waisen der evangelischen Geistlichen des Großherzogthumes.
	Beilage A bis C.


	Regierungs-Blatt Nummer 43.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Ertheilung der Erlaubniß zum Geschäftsbetrieb einer Agentur der Stettiner Feuerversicherungs-Gesellschaft im Großherzogthum betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, den Bezug und Preis für das Formular zu Quittungen über den Verlag von Zeugen-, Sachverständigen- und ähnlichen Gebühren betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, Bestimmungen zu Herstellung eines gleichmäßigen Verfahrens und einer genügenden Kontrole über Handwerksgesellen und sonstige Gewerbsgehülfen, welche außerhalb des Sitzes der Innungsbehörde in Arbeit treten.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Ausführung des Artikels 18 des Handels- und Zoll-Vertrages mit Oesterreich im Militair-Grenzgebiet betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Gegenbuchführung bei der Großherzoglichen Salzgelder-Obereinnahme zu Weimar betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Einziehung des Königlich Bayerschen Hauptzollamtes im Innern Reichenhall betreffend.

	Regierungs-Blatt Nummer 44.
	Ministerial-Bekanntmachung, das Mindestgewicht von fünf Zentnern Behufs der Besteuerung des Rübenzuckers betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, das Verbot der Ausfuhr von Pferden über die Grenzen gegen das Zollvereins-Ausland betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Ertheilung der Erlaubniß zum Geschäftsbetrieb einer Agentur der Magdeburger Feuerversicherungs-Gesellschaft im Großherzogthum betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Würdigung vom Mobilien und Immobilen betreffend.
	Ministerial-Bekanntmachung, die Beschreibung der Banknoten über Beträge von je 20 Thalern und 50 Thalern der Weimarischen Bank betreffend.
	Bekanntmachung, die Post-Taxen für Extrapost, Kourier- und Estaffeten-Pferde betreffend.
	Bekanntmachung, Vorschriften über die Bestellung eines Briefes nach dessen Eintreffen am Bestimmungsorte durch einen Expressen betreffend.



